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Der 4. Deutsche Bundestag hat in seiner 123. Sitzung am 
16. April 1964 die Bundesregierung aufgefordert, eine Kommis- 
sion mit der Untersuchung zu beauftragen, wie die Deutsche 
Bundespost ihre Aufgaben auf die Dauer in optimaler Weise 
ohne Defizit erfüllen kann. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 15. Juli 1964 die 
Bildung einer Sachverständigen-Kommission für die Deutsche 
Bundespost beschlossen. 

Die Kommission hat ihre Arbeit am 14. September 1964 auf- 
genommen, ihr Gutachten am 6. November 1965 abgeschlossen 
und am 16. Dezember 1965 dem Herrn Bundeskanzler übersandt. 

Das Gutachten befaßt sich eingehend mit den Betriebsdiensten 
im Post- und Fernmeldewesen. Es enthält Vorschläge, wie die 
personalkostenintensiven Dienstzweige rentabel gestaltet wer- 
den können, darunter Vorschläge zur sofortigen Erhöhung ver- 
schiedener Gebühren im Postwesen. Es werden des weiteren 
die grundsätzlichen Probleme der Deutschen Bundespost 
— Tarifpolitik, politische Lasten, Ablieferung an den Bund 
usw. — untersucht und Empfehlungen gegeben. Ebenso analy- 
siert die Kommission die Finanzwirtschaft der Bundespost und 
fordert eine umgehende Verbesserung ihrer Kapitalstruktur. 
Das Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdkapital sollte auf 
50 : 50 gestellt werden. Die Kommission glaubt, daß der Bund 
wohl nicht in der Lage sein wird, das Eigenkapital der Post 
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sofort entsprechend aufzustocken. Deshalb empfiehlt sie, der 
Bund solle der Deutschen Bundespost bis zur Ansammlung des 
entsprechenden Eigenkapitals die Ablieferung stunden und 
einen angemessenen Teil des Kapitaldienstes für Fremdkapital 
übernehmen. 

Darüber hinaus werden sehr weitgehende Vorschläge für orga~ 
nisatorische und strukturelle Veränderungen bei der Deutschen 
Bundespost gemacht. Hierzu wäre es erforderlich, das Post- 
verwaltungsgesetz, in welchem der Status der Deutschen 
Bundespost festgelegt ist, grundlegend zu ändern. 

Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, zu derart weit- 
gehenden Vorschlägen kurzfristig Stellung zu nehmen. Hierzu 
bedarf es einer ausführlichen Untersuchung, bei der alle 
Gesichtspunkte sorgfältig abgewogen werden müssen. Diese 
Stellungnahme wird mit aller gebotenen Beschleunigung fertig- 
gestellt. Die Bundesregierung wäre dankbar, wenn die Behand- 
lung des Gutachtens solange zurückgestellt würde. 

Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, das Gutachten 
dem Deutschen Bundestag unverzüglich vorzulegen, damit sich 
Parlament und Öffentlichkeit mit den Problemen der Deutschen 
Bundespost und den Vorschlägen der Kommission vertraut 
machen können. Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen beabsichtigt, die von der Kommission als Sofort- 
maßnahmen empfohlenen Gebührenerhöhungen dem Verwal- 
tungsrat für die Deutsche Bundespost zur Beschlußfassung 
vorzuiegen. 


Stücklen 
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Einleitung 


1. Auftrag 

Der vierte Deutsche Bundestag hat in seiner 
123. Sitzung am 16. April 1964 folgenden Entschluß 
gefaßt: 

„Die Deutsche Bundespost muß in der Lage sein, 
die ihr durch das Grundgesetz und das Postverwal- 
tungsgesetz übertragenen Aufgaben erfüllen zu 
können. Unter Berücksichtigung der Möglichkeit, 
daß eine Erhöhung der Gebühren auf die Dauer 
nicht ausreicht, die hierfür erforderlichen Finanz- 
mittel sicherzustellen, erwartet der Bundestag von 
der Bundesregierung, daß sie eine Kommission, die 
sich aus höchstens sieben Sachverständigen zusam- 
mensetzt, beauftragt zu untersuchen, wie die Deut- 
sche Bundespost ihre Aufgaben auf die Dauer in 
optimaler Weise ohne Defizit erfüllen kann. 

Die Kommission soll insbesondere prüfen, 

1. wie eine grundlegende Verbesserung der Kapital- 
struktur bei der Deutschen Bundespost zu errei- 
chen ist; 

2. welche betriebswirtschaftlichen Maßnahmen not- 
wendig sind, um einen Ausgleich der Betriebs- 
rechnung herbeizuführen; 

3. wie die erforderlichen Investitionen finanziert 
werden können; 

4. wie die rechtlichen und organisatorischen Grund- 
lagen der Deutschen Bundespost den veränderten 
Veihältnissen angepaßt werden sollen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Be- 
richt dem Bundestag so schnell wie möglich vorzu- 
legen.'' 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 
15. Juli 1964 die Bildung einer Sachverständigen- 
Kommission für die Deutsche Bundespost beschlos- 
sen. Zu Mitgliedern der Kommission sind ordnungs- 
gemäß bestellt worden: 

1. Helmut Ammon, 

Ministerialdirektor a. D. Kirchheimbolanden 

2. Dr. -Ing. Volker A s c ho ff , 

Professor für Fernmelde- 
technik an der Technischen 

Hochschule Aachen Aachen 

3. Dr. sc. pol. Albrecht Düren, 

Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Industrie- und 

Handelstages Bonn 

4. Ernst Falkenhe im , 

Direktor Rottach-Egern 

5. Karl Glaser, 

Direktor und Vorstandsmit- 
glied der Maschinenfabrik 

Weingarten AG Weingarten 


6. Dr. Walter Hamm, 

Professor für Volkswirt- 
schaftslehre an der Univer- 
sität Marburg/Lahn Wehrda 

7. Dr. Gert von Kor tzf leis ch, 

Professor für Betriebswirt- 
schaftslehre an der Wirt- 
schaftshochschule Mannheim Reichelsheim 

Das Bundeskabinett erteilte der Sachverständigen- 
Kommission folgenden Arbeitsauftrag: 

„Die Kommission soll unter Beachtung der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 16. April 
1964 untersuchen, wie die Deutsche Bundespost auf 
die Dauer ihre Aufgaben in optimaler Weise ohne 
Defizit erfüllen kann. Zu diesem Zweck soll sie sich 
in einer Analyse mit allen für die finanzielle Situa- 
tion der Deutschen Bundespost bestimmenden Fak- 
toren kritisch auseinandersetzen. Auf Grund dieser 
Analyse soll sie gegebenenfalls Vorschläge für eine 
Änderung der bestehenden Verhältnisse in recht- 
licher und tatsächlicher Hinsicht unterbreiten. Damit 
soll sichergestellt werden, daß die Deutsche Bundes- 
post auf lange Sicht eine gesunde Finanzgrundlage 
erhält und in die Lage versetzt wird, ihren Aufgaben 
im Post- und Fernmeldewesen nachkommen zu kön- 
nen. 

Die Untersuchung soll sich insbesondere auf fol- 
gende Bereiche erstrecken: 

1. Betriebsführung der Deutschen Bundes- 
post 

Umfang und Ausgestaltung der Dienstleistungen 
Ursachen und Auswirkungen der Personalintensi- 
tät 

Rationalisierung der Dienstzweige 
Vergleich mit anderen Ländern 

2. Aufgabenbereich der Deutschen Bun- 
despost 

Hoheitliche und unternehmerische Aufgaben 
Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 
Ausschließlichkeits- und Konkurrenzbereich 
Tarifpolitik 

3. Finanzwirtschaft der Deutschen Bun- 
despost 

Investitionsplan, Finanzierung und Kapitalaus- 
stattung 

Betriebsfremde und politische Lasten 
Verlustquellen und ihre Ursachen 

4. Rechtsform, Organisation und Finanz - 
Verfassung der Deutschen Bundespost 
Postverwaltungsgesetz 

Falls die Kommission es für notwendig erachtet, 
kann sie die Untersuchung auf andere Bereiche er- 
strecken. 
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Die Bundesregierung legt der Kommission erfor- 
derlichenfalls weitere Einzelfragen zur Prüfung vor, 
deren Beantwortung ihr erwünscht oder vordring- 
lich erscheint." 

Das Bundeskabinett ernannte einen Verbindungs- 
mann zu den beteiligten Ressorts und beschloß, der 
Sachverständigen-Kommission eine Geschäftsstelle 
im Bundesministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen zur Verfügung zu stellen. Zum Verbindungs- 
mann und Leiter der Geschäftsstelle wurde Ober- 
postdirektor Dr. Florian, zum Mitarbeiter Oberpost- 
rat Dr. Böhm bestimmt. 

Die Sachverständigen-Kommission für die Deut- 
sche Bundespost (im folgenden „Kommission" ge- 
nannt) trat am 14. September 1964 zu ihrer konsti- 
tuierenden Sitzung zusammen, gab sich eine Ge- 
schäftsordnung und wählte zu ihrem Vorsitzer 
Direktor Ernst Falkenheim. 

Die Deutsche Bundespost (DBP) hat die Arbeit der 
Kommission in jeder Weise unterstützt, alles ge- 
wünschte Material zur Verfügung gestellt und um- 
fassende Auskünfte erteilt. Die Mitglieder der 
Kommission, die den Prüfungsauftrag zum über- 
wiegenden Teil in nebenberuflicher Arbeit ausführ- 
ten, haben für die einzelnen Untersuchungsgebiete 
Arbeitsgruppen gebildet und aus ihrer Mitte Refe- 
renten bestimmt. Die Ergebnisse wurden in Voll- 
sitzungen der Kommission beraten. Die Kommission 
hat ihre Arbeiten im November 1965 nach 14mona- 
tiger Tätigkeit abgeschlossen. 

Die Kommission stand vor der Aufgabe, eine 
große Zahl von Problemen unter sehr verschiedenen 
Gesichtspunkten zu untersuchen. Es ist verständlich, 
daß die Kommission nicht in allen Punkten zu einer 
einstimmigen Entscheidung kommen konnte. In die- 
sen Fällen gibt das Gutachten die Meinung der 
Mehrheit der Kommissions-Mitglieder wieder. Die 
Mitglieder der Kommission haben bewußt darauf 
verzichtet, von der ihnen im Auftrag eingeräumten 
Möglichkeit Gebrauch zu machen, abweichende Mei- 
nungen zu bestimmten Punkten einzeln darzulegen. 

2. Hauptprobleme und Gang der Untersuchung 

Zwei Fragenkomplexe stehen im Mittelpunkt so- 
wohl des Bundestagsbeschlusses und des Arbeits- 
auftrags an die Kommission als auch der öffentlichen 
Diskussion über die Sanierung der Post: die Wieder- 
herstellung der Rentabilität sowie die nachhaltige 
Verbesserung der Kapitalstruktur und der Kapital- 
versorgung. Beide Probleme hängen eng miteinander 
zusammen. Die schlechter werdende Ertragslage der 
Post hat nicht nur die Eigenfinanzierungsmöglich- 
keiten beschnitten, sondern auch noch das ohnehin 
überaus bescheidene Eigenkapital vermindert; Ende 
1964 entfielen nur noch 12 Prozent des Gesamt- 
kapitals auf Eigenkapital, 1959 waren es noch über 
30 Prozent. Andererseits ist die ausreichende Kapi- 
talversorgung eine entscheidende Voraussetzung für 
eine bessere Rentabilität. Diejenigen Dienstzweige 
der Post, die Überschüsse abwerfen, sind außer- 
ordentlich kapitalintensiv; für die rasche Expansion 
dieser Dienstzweige und damit für entsprechend 
positive Beiträge zum finanziellen Ergebnis der Post 
sind jährlich Investitionen im Umfang von rund zwei 


Milliarden DM notwendig. Aber auch die Produk- 
tivitätssteigerung in den personalkostenintensiven 
Dienstzweigen, die im Hinblick auf die rasch stei- 
genden Löhne und Gehälter dringend erwünscht ist, 
erfordert den — freilich nur begrenzt möglichen — 
Ersatz von menschlicher Arbeit durch den Produk- 
tionsfaktor Kapital. 

Der enge Zusammenhang von Rentabilität und 
Kapitalversorgung wird noch deutlicher, wenn die 
Entwicklung in den beiden großen Dienstleistungs- 
bereichen „Postwesen" und „Fernmeldewesen" ge- 
trennt betrachtet wird. Im Postwesen mit seinem 
hohen Anteil der Personalkosten an den Gesamt- 
kosten verschlechtert sich die Ertragslage seit Jah- 
ren, weil die Lohn- und Gehaltserhöhungen auch 
nicht annähernd durch Rationalisierung und Erlös- 
steigerungen aufgefangen werden konnten. Die 
Überschüsse des Fernmeldewesens hätten ander- 
seits ausgereicht, den weit überwiegenden Teil der 
Investitionen in diesem Bereich zu finanzieren. Statt- 
dessen mußten die Überschüsse zur Deckung von 
Fehlbeträgen in den Postdienstzweigen benutzt 
werden. Die schlechte Ertragslage einzelner Dienst- 
zweige und der interne Ausgleich von Fehlbeträgen 
durch Überschüsse aus anderen Bereichen (in der 
Größenordnung von weit mehr als einer Milliarde 
DM im Jahre 1965) haben die Finanzierungsprobleme 
ohne Zweifel wesentlich verschärft. 

Die Rentabilität der personalkostenintensiven 
Postdienste läßt sich nur dann nachhaltig sichern, 
wenn die ständigen und beträchtlichen Lohn- und 
Gehaltserhöhungen aufgefangen werden. Mit dieser 
Frage hat sich die Kommission besonders eingehend 
beschäftigt. Den Lohn- und Gehaltserhöhungen kann 
die Bundespost nicht ausweichen; sie kann praktisch 
nicht autonom über die Höhe der Löhne und Gehäl- 
ter entscheiden. Die Post müßte aber auch unab- 
hängig von diesen Bindungen der allgemeinen 
Lohnentwicklung folgen, weil sie sich sonst schon 
bald außerstande sähe, ihren Arbeitskräftebedarf 
zu decken. Grundsätzlich bestehen drei Möglichkei- 
ten, steigende Personalkosten aufzufangen: erstens 
Kostensenkungen, vor allem durch sparsameren und 
wirksameren Einsatz des Faktors Arbeit, zweitens 
Einschränkungen bei den Dienstleistungen, auch in 
Form von Qualitätsminderungen (etwa durch Über- 
tragung einzelner Aufgaben auf die Kunden — 
ähnlich wie bei der überall vordringenden Selbst- 
bedienung), und drittens Preiserhöhungen. 

Allen Möglichkeiten, die Kosten zu senken, hat 
die Kommission besondere Aufmerksamkeit gewid- 
met. Sie unterbreitet in dem vorliegenden Gutachten 
Vorschläge, wie Einsparungen erzielt und Arbeits- 
kräfte und Kapital wirksamer eingesetzt werden 
können. Mit allem Nachdruck muß jedoch hervor- 
gehoben werden, daß die Spar- und Rationalisie- 
rungsmöglichkeiten bescheiden sind im Vergleich 
zu den erheblichen Kostensteigerungen, denen sich 
die Bundespost Jahr für Jahr in Form von Lohn- 
und Gehaltserhöhungen gegenübersieht. 

Bei Qualitätsminderungen hat die Bundespost in 
den letzten Jahren mehrfach die Erfahrung gemacht, 
daß die Öffentlichkeit auf solche Maßnahmen sehr 
empfindlich reagiert. Erweisen sich Qualitätsminde- 
rungen wegen des Widerstandes der Betroffenen als 
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unmöglich und können höhere Kosten nicht oder 
nur zum Teil durch Sparmaßnahmen und Produkti- 
vitätssteigerung aufgefangen werden, so sind Preis- 
erhöhungen für Postdienstleistungen unvermeidbar. 

Die Leistungen in den personalkostenintensiven 
Postdienstzweigen sind im vergangenen Jahrzehnt 
auf Grund politischer Erwägungen von Preiserhö- 
hungen weitgehend ausgenommen worden. Die 
Folge ist, daß die Bundespost heute ein in sich 
krankes Unternehmen ist, und zwar in weit stärke- 
rem Maße, als dies aus der Gewinn- und Verlust- 
rechnung der Post erkennbar wird. Eine Hauptvor- 
aussetzung für die nachhaltige Gesundung der 
Bundespost besteht darin, daß die Preise für Post- 
dienstleistungen nicht länger als „politische Preise" 
angesehen werden, die keinesfalls geändert werden 
dürfen. Es läuft auf Kurieren an Symptomen und auf 
ökonomisch nutzlose Augenwischerei hinaus, wenn 
einzelne Preise von politischen Instanzen entgegen 
den wirtschaftlichen Realitäten am Steigen gehindert 
werden. Inflatorische Erscheinungen werden nicht 
dadurch beseitigt, daß einzelne Preise manipuliert 
werden; die Ursache der Preissteigerungen — das 
Mißverhältnis zwischen Gesamtnachfrage und Ge- 
samtangebot bei gegebenem Preisniveau — bleibt 
bestehen. Die steigenden Produktionskosten im 
Post- und Fernmeldedienst muß die Volkswirtschaft 
auf jeden Fall tragen. Verhindert die Regierung oder 
das Parlament, daß die Kunden der Post den vollen 
Gegenwert für die von ihnen in Anspruch genom- 
menen Leistungen bezahlen, dann werden die nicht 
gedeckten Kosten früher oder später von anderen 
Schichten der Bevölkerung übernommen werden 
müssen. 

Die Preise für Postdienstleistungen sind Preise 
wie alle anderen auch und können nicht straf- und 
folgenlos nach politischen Zweckmäßigkeitserwägun- 
gen manipuliert werden. Dies ist nach Ansicht der 
Kommission eine der wichtigsten Lehren, die aus 
der Entwicklung der letzten Jahre gezogen werden 
muß. Von der Einstellung der politisch Verantwort- 
lichen zur Preispolitik der Bundespost wird es 
künftig maßgebend abhängen, ob die allgemein als 
unbefriedigend empfundene Lage der Post überhaupt 
und auf Dauer gebessert werden kann. Die Bundes- 
post ist ein Dienstleistungsunternehmen, das wegen 
seines ungewöhnlich hohen Anteils der Personal- 
kosten an den Gesamtkosten und wegen der be- 
grenzten Mechanisierungsmöglichkeiten von Lohn- 
steigerungen besonders hart betroffen wird. Dem 
allgemein steigenden Trend der Preise für Dienst- 
leistungen aller Art kann sich die Bundespost nicht 
entziehen. Auch öffentliche Unternehmen unterlie- 
gen ökonomischen Gesetzen. 

Wegen des ungewöhnlich hohen Anteils der Per- 
sonalkosten an den Gesamtkosten im Postwesen 
von 68 Prozent und wegen der begrenzten Mechani- 
sierbarkeit der Produktion in diesen Dienstzweigen 
werden die Preise stärker auf Lohn- und Gehalts- 
erhöhungen reagieren müssen als der Durchschnitt 
der Preise. Deshalb sind die Preise für Postdienst- 
leistungen auch kein geeigneter Maßstab für die 
Entwicklung des Geldwerts. Die Kommission hält 
es für wichtig, daß die Öffentlichkeit mit diesen 
Zusammenhängen vertraut gemacht wird. 


Wenn markt- und kostengerechte Preiserhöhungen 
für Postdienstleistungen aus politischen Gründen 
unterbunden werden, so muß der Ausgleich früher 
oder später von den Steuerzahlern geschaffen wer- 
den, wobei noch die zersetzenden Wirkungen chro- 
nischer und ständig steigender Verluste auf das 
wirtschaftliche Verhalten aller in einem solchen 
Unternehmen Arbeitenden zu berücksichtigen sind. 

Hinsichtlich der Kapitalstruktur der Bundespost 
hatte die Kommission von der bereits erwähnten 
absoluten, vor allem aber relativen Schrumpfung 
des Eigenkapitals infolge von kumulierten Jahres- 
verlusten in Höhe von insgesamt rund 800 Millionen 
DM in der Zeit von 1961 bis 1964 auszugehen. Die 
steigende Verschuldung führte zu einer immer 
größer werdenden Belastung durch Zinsaufwendun- 
gen, die 1964 rund 428 Millionen DM ausmachten und 
1965 mit 477 Millionen DM veranschlagt sind. Diese 
Verschuldung beeinflußt auch die Liquidität. In den 
kommenden Jahren sind allein für die Schulden- 
tilgung über 1 000 Millionen DM jährlich aufzu- 
bringen. 

Diese Entwicklung ist eine Folge der Tatsache, daß 
der Bund als Eigentümer in der Nachkriegszeit keine 
nennenswerten Beiträge zur Aufstockung des Eigen- 
kapitals seines rasch expandierenden Unternehmens 
geleistet hat. Eigenkapital aus Gewinnen selbst zu 
bilden war der Bundespost nicht möglich. 

Auch das Bilanzbild hat sich ständig verschlechtert, 
d. h. das Anlagevermögen wurde immer weniger 
durch Eigenkapital und langfristiges Fremdkapital 
gedeckt. Am 31. Dezember 1964 waren bereits 22,5 
Prozent des Anlagevermögens durch kurzfristiges 
Fremdkapital finanziert worden. Auch insoweit hält 
die Kommission Reformen für erforderlich. 

Die Kapitalversorgung der Bundespost muß ver- 
bessert werden. Diese Tatsache wird zwar so gut 
wie allgemein anerkannt. Im wesentlichen ist es 
bisher aber bei Lippenbekenntnissen geblieben. Daß 
auf der einen Seite die Bundespost heftig kritisiert 
wird, weil sie nicht schnell genug Telefonanschlüsse 
herstellt, daß aber anderseits die Voraussetzun- 
gen für raschere Kapazitätserweiterungen in Form 
einer ausreichenden Kapitalversorgung nicht ge- 
schaffen worden sind, ist ein treffendes Beispiel für 
die oft widerspruchsvolle Haltung von Politikern 
gegenüber der Bundespost. Kritik an der großen 
Zahl der auf Fernsprechanschlüsse Wartenden allein 
nützt nichts, wenn die Bundespost nicht zugleich 
instand gesetzt wird, die erforderlichen hohen In- 
vestitionen zu finanzieren, oder wenn der Bundes- 
post auferlegt wird, ihre Investitionen aus konjunk- 
turpolitischen Gründen zu drosseln. 

Die Neuordnung der Kapitalverhältnisse bei der 
Deutschen Bundespost ist keine einmalige Aufgabe. 
Auch wenn die gegenwärtige Kapitalstruktur nach- 
haltig verbessert würde, bleibt die Frage, wie der 
hohe künftige Kapitalbedarf befriedigt werden kann. 
Die Investitionen, deren Schwerpunkt eindeutig im 
Fernmeldewesen liegt, weisen im allgemeinen eine 
ungewöhnlich hohe Rentabilität auf (die freilich von 
Fall zu Fall genau überprüft werden muß). Daß der 
Ausbau und die weitere Mechanisierung der Dienst- 
leistungsproduktion im Postbereich volkswirtschaft- 
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lieh dringlich sind, kann nach Ansicht der Kommis- 
sion nicht zweifelhaft sein. Deshalb müssen Wege 
gefunden werden, die eine angemessene Kapital- 
versorgung gewährleisten, ohne daß sich die Kapi- 
talstruktur der Post erneut in gleicher Weise ver- 
schlechtert wie in den letzten Jahren. 

Der Arbeitsauftrag ließ es angezeigt erscheinen, 
zuerst die verschiedenen, zum Teil eng miteinander 
verbundenen Dienstzweige der Deutschen Bundes- 
post zu untersuchen. Die Kommission hat sich darauf 
konzentriert, die wichtigsten Verlustquellen zu 
analysieren mit dem Ziel, gangbare Wege für eine 
langfristige Sanierung vorzuschlagen. 

Sodann hat sich die Kommission mit den grund- 
sätzlichen Problemen der Bundespost beschäftigt, der 
Tarifpolitik, den politischen Lasten, der Ablieferung 
an den Bund, der Organisation, dem Personalwesen, 
Rechnungswesen und der Forschung. Auch hier hat 
die Kommission eine Reihe von Empfehlungen aus- 
gesprochen. Im III. Teil des Gutachtens wird die 
gegenwärtige wirtschaftliche und finanzielle Lage 
der Deutschen Bundespost analysiert, und es wer- 
den Vorschläge zu einer Neuordnung, besonders 
der Kapitaiverhältnisse unterbreitet. 

Schließlich hat sich die Kommission ausführlich 
mit Vorschlägen zur Novellierung des Postverwal- 
tungsgesetzes befaßt. Es hat sich mit aller Deutlich- 
keit gezeigt, daß die Bundespost im Kern ein fort- 
schrittliches und gut durchorganisiertes Unterneh- 
men ist, dessen wirtschaftliche und finanziell betrüb- 
liche Lage hauptsächlich auf betriebsfremde, nämlich 
politische Einflüsse zurückzuführen ist. Gelingt es in 
Zukunft nicht, diese Einflüsse zurückzudämmen oder 
der wirtschaftlichen Ratio zu unterwerfen, dann kann 
das Unternehmen nicht gesunden, sondern wird dem 
Bund und damit letztlich dem Steuerzahler durch 


ständig steigende Subventionen immer mehr zur 
Last fallen. Eine solche Entwicklung kann mit poli- 
tischen Argumenten verteidigt werden, sie entzieht 
sich aber einer gutachtlichen Wertung. Die Kommis- 
sion kann nur die wirtschaftlichen Folgen einer sol- 
chen Politik mit aller Deutlichkeit aufzeigen. 

Die Kommission hat eine Fülle von Vorschlägen 
für eine Sanierung der Deutschen Bundespost unter- 
breitet, die als Ganzes betrachtet und verwirklicht 
werden müssen, um eine nachhaltige Gesundung des 
Unternehmens sicherzustellen. Es kann nicht genug 
davor gewarnt werden, nur einige wenige vielleicht 
politisch leichter durchsetzbare Vorschläge und Emp- 
fehlungen zu realisieren, im übrigen aber alles beim 
alten zu belassen; damit werden die Probleme nicht 
gelöst, sondern nur zeitlich hinausgeschoben. Ohne 
die Verwirklichung der Kommissions- Vorschläge be- 
sonders in bezug auf die Novellierung des Postver- 
waltungsgesetzes, auf die Neuordnung der Kapital- 
verhältnisse und auf eine kostendeckende Gebüh- 
renpolitik kann die Deutsche Bundespost langfristig 
nicht saniert werden; daß dies ein gründliches Um- 
denken und zumindest zeitweise finanzielle Opfer 
vom Bund erfordert, ist dabei nicht zu umgehen. 

Die Kommission hat sich bei ihrer Untersuchung 
des Zahlenmaterials der Deutschen Bundespost der 
Jahre bis einschließlich 1964, besonders der soge- 
nannten betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung, 
bedient. Sie war schon aus zeitlichen Gründen nicht 
in der Lage, eigene Unterlagen zu erarbeiten oder 
Erhebungen anzustellen. 

Allen Vorschlägen und Empfehlungen liegen al- 
lein sachliche Überlegungen zugrunde. Die Kommis- 
sion hat bewußt davon abgesehen, Vorschläge unter 
dem Gesichtspunkt politischer Zweckmäßigkeit zu 
unterbreiten. 


L Teil: Die Dienstzweige der Deutschen Bundespost 


A. Der Briefdienst 

I. Gesetzliche Grundlagen 

Die gesetzliche Grundlage für den Briefdienst sind 
das Postgesetz vom 28. 10. 1871, die Postgesetz- 
novelle vom 20. 12. 1899 und die Postordnung vom 
16. 5. 1963. 

Durch §§ 1 und 1 a Postgesetz ist die Beförderung 
von verschlossenen Briefen gegen Bezahlung auf an- 
dere Weise als durch die Post verboten (Postzwang). 
Nach Art. 3 der Postgesetznovelle ist es verboten, 
Anstalten zur gewerbsmäßigen Einsammlung, Be- 
förderung oder Verteilung von unverschlossenen 
Briefen, Karten, Drucksachen und Warenproben mit 
der Anschrift bestimmter Empfänger zu betreiben. 
Die Postordnung enthält die Benutzungsbestimmun- 
gen für die einzelnen Sendungsarten und ihre be- 
sonderen Versendungsformen. 


II. Aufgabenbereich und Leistungsvorgänge 

Aufgabenbereich 

Der Briefdienst umfaßt folgende Sendungs- 
arten: 

Brief 

(bis 1 000 g) 

Postkarte 
Drucksache 
(bis 500 g) 

Briefdrucksache 
(bis 500 g) 

Massendrucksache 
(bis 500 g) 

Der Päckchendienst umfaßt Päckchen im Gewicht 
bis 2 kg. 

Für die Sendungsarten gibt es verschiedene Ver- 
sendungsformen, die die Sicherheit, Schnellig- 


Büchersendung 
(bis 1 000 g) 
Blindensendung 
(bis 7 kg) 
Warensendung 
(bis 500 g) 
Wurfsendung 
(bis 50 g) 
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Brief Sendungen und ihre besonderen Versendungsformen 

Senclungsd rt 

Sicherheit 

Wort- 1 Ein- 
angabe 1 schreiben 

Schnelligkeit 

UJf Luftpost Kuisbrief 

Zustellung 

Besondere Aushändigung 

Rückschein häntlig Nüchnahme 

Sonst iges 
Wei be- 
antwort 

Brief 

ja 

ja 

ja jafl ja 

ja-) ja^) ja 

— 

Postkarte 

— , ja 

ja ja — 

ja^) ja^) ja 

ja 

Drucksache 

— 



_ — 

„ — _ 

ja 

Rriefdrucksache 

1 



ja 

Blindensendung 

! 

— , ja 

ja ja 

ja^) ja^) — 

— 

Päckchen 

— ja 

ja ja 

ja^) ja^) 1 ja 

— 

Mdssen- 

drucksache 

■ Keine besonderen Versendungsformen zulässig 

Büchersendung 

Warensendung 

Wurfsendung 


1 ) Weiiciagabe bis 10 OüO DM 
-) wenn eingeschi leben oder mit VVcrtcingabe 
wenn eingeschrieben 


keit oder die besondere Aushändigung der Sendun- 
gen beeinflussen, wie z. B. Wertangabe, Luftpost, 
Nachnahme. Die Sendungsarten und möglichen Ver- 
sendungsformen sind in der Anlage 1 aufgeführt. 

Als besondere Leistungen werden die Anschriften- 
prüfung und Postaufträge erbracht, die in der be- 
triebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung beim Teil- 
dienstzweig Briefdienst berücksichtigt werden. 

Eingeschriebene und gewöhnliche Briefsendungen 
sowie Postanweisungen können von Amts wegen 
nachgesandt werden, wenn die neue Anschrift des 
Empfängers bekannt ist. 

Daneben können Absender oder Empfänger die 
Nachsendung der Briefsendungen beantragen, 
die bei gewöhnlichen und eingeschriebenen Sendun- 
gen kostenlos erfolgt. 

Die Bearbeitung der Anträge verursacht im Mas- 
senverkehr des Briefdienstes, besonders zur Reise- 
zeit, beträchtliche Personalaufwendungen. 

Für nicht oder unzureichend freigemachte gewöhn- 
liche Briefe und Postkarten wird vom Empfänger 
eine Nachgebühr erhoben, die sich aus den feh- 
lenden Gebühren und einer Einziehungsgebühr zu- 
sammensetzt. Die Einziehungsgebühr beträgt 30 Pf. 


Die Gebühren für Briefe und Drucksachen der 
ersten Gewichtsstufe und für Postkarten der Deut- 
schen Bundespost und der Postverwaltungen wich- 
tiger europäischer Länder und der USA sind in der 
Anlage 2 (Seite 12) aufgeführt. Man ersieht dar- 
aus, daß sich die Gebühren der Bundespost im Ver- 
gleich zu denen der anderen Länder in mittlerer 
Höhe bewegen. 

Der Betriebsablauf im Briefdienst von der 
Einlieferung einer Sendung am Schalter oder durch 
den Briefkasten über die Bearbeitung in den Brief- 
abgangspostämtern, die Beförderung und die Arbei- 
ten beim Bestimmungspostamt ist schematisch in der 
Anlage 3 (Seite 13) dargestellt. 

50 bis 60 V. H. der zu bearbeitenden Briefsendun- 
gen werden in den Briefabgangsstellen in der Zeit 
von 17 — 22 Uhr verteilt und zum Versand gebracht. 
Die Stellen müssen die Briefe so verteilen, daß sie 
zu Bunden zusammengefaßt und möglichst ohne 
weitere Unterwegsbearbeitung zum Bestimmungs- 
ort befördert werden können (Ortsbunde). Das ist 
nur möglich, wenn für den einzelnen Ort genügend 
Sendungen vorliegen. 

1. Seit 1954 hat die Post als erste große Rationalisie- 
rungsmaßnahme die damals bestehenden über 
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Postgebühren in verschiedenen Ländern 

Stand 1964 




Briefe 


1 ton 


Duicksachcn 



(1 

Gewichtsstufc) 



(1 

Gewidrtsstufe) 



C'.evvichl 

Inland 

Ausland 

Inland 

Ausland 

Gew lebt 

Inland 

Ausland 


bis 

Pf 

Pf 

Pf 

Pf 

bis 

Pf 

Pf 

Bundesrepublik 

20 g 

20 

40 

15 

20 

20 g 

lons*) 

15 

Belgien 

20 g 

24 

48 

16 

28 

20 g 

3 

8 

Dänemark 

50 g 

18 

36 

12 

21 

50 g 

7 

9 

Frankreich 

20 g 

20 

40 

16 

24 

50 g 

8 

16 

Großbritannien 

28 g 

15 

30 

13 

20 

56 g 

13 

13 

Italien 

20 g 

18 

42 

15 

24 

50 g 

6 

9 

Niederlande 

20 CI 

13 

33 

9 

22 

50 g 

4 

9 

Österreich 

20 g 

23 

45 

15 

27 

50 g 

5 

18 

Schweden 

20 g 

28 

40 

20 

24 

100 g 

16 

16 

Schweiz 

250 g 

18 

45 

9 

27 

50 g 

5 

9 

USA 

28 g 

20 

44 

16 

28 

56 g 

16 

20 

•} Briefe) rucksadie 

Von den o. a. Ländern sind 

Briefe 

Postkarten 


Drufiksadren 


die Gebüiiren gegenüber der 
DBF 

InlcHid 

1 

, Ausland 

Inland 

Ausland 


Inland 


Ausland 

höher 

3 

5 

4 

9 

nicht vergleichbar, 

4 

gleich hoch 

1 

2 

2 

1 

da unterschiedliche Be- 
nutzungsbestimmungen 

— 

niedriger 

6 

3 

4 
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Zahl der Länder 





2 000 Briefabgangsstellen bei rd. 450 Postämtern 
zentralisiert. Wenige große Briefabgangsstellen 
bearbeiten werktäglich 1 Million Sendungen und 
mehr. Bei ihnen gehen rund 99 v. H. der Sendun- 
gen in Ortsbunde. Diese Zentralisierungsmaß- 
nahme erlaubt den verstärkten Einsatz von Ma- 
schinen zum Stempeln der Sendungen und Abbin- 
den der Bunde. Als weitere Rationalisierungs- 
maßnahme wurden im Jahr 1962 

2. Postleitzahlen eingeführt. Das Verteilen auf 
Grund umfangreicher geographischer Kenntnisse 
entfällt damit größtenteils, nachdem auf 90 v. H. 
der Sendungen Postleitzahlen angegeben werden 
und die Verteilung nach ihnen vorgenommen 
wird. Auf eine kostspielige Ausbildung des Per- 
sonals kann weitgehend verzichtet werden. Auch 
die Verteilleistung ist gestiegen. 

Mit der Zentralisierung der Briefabgangsstellen 
und der Einführung der Postleitzahlen ist gleich- 
zeitig die Voraussetzung für die dritte große Ra- 
tionalisierungsmaßnahme, die 

3. Automatisierung des Briefverteildien- 
stes, geschaffen worden, die z. Z. anläuft. 


III. Kapazitäten und deren Ausnutzung 


1. Leistungen des Briefdienstes 


1959 und 1964 wurde folgende Anzahl Briefsen- 
dungen befördert: 


Rj. 1959 Rj. 1964 

Mio 1959 -- 100 Mio 1959 - 100 


Briefe 3 958,3 100,0 

Postkarten 1 254,5 100,0 


Drucksachen und 
Blindenschriftsendungen 
Postwurfsendungen 
Geschäftspapiere, Misch- 
sendiingen, Warenproben 
u. a. 

Päckchen 

Briefsendungen insgesamt 
(Aufteilung nach Gattun- 
gen auf Grund von Stich- 
tagszählungen) 


1 906,7 100,0 
509,7 100,0 

118,0 100,0 
167,2 100,0 
7 914,4 100,0 


4 853,2 122,6 

1 650,9 131,6 

2 159,4 113,3 

248,4 48,7 


109,0 92,4 

254,2 152,0 
9 275,1 117,2 


Die Aufstellung zeigt einen Verkehrsanstieg für 
Drucksachen, Briefe und Postkarten um 13 bis fast 
32 V. H. Das Päckchenaufkommen hat sich 1964 ge- 


12 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/203 


Anlage 3 


Schematische Darstellung des Beförderungslaiifes einer gewöhnlichen Inlandsbriefsendung 

(ohne Päckchen) 


Annahme am Schallcr von Einlicferung durdi Briefkasten 



Bestimmungspostamt 


Briefeingang 


öffnen der Beutel, 

Prüfen der Bunde, 

Bei kleinen Ämtern Verteilung der 
Sendungen direkt auf Zustellbezirke, 
bei großen Ämtern Verteilung auf 
Zusteilbezirke in 2 Verteilgängen nach 
dem ABC-Verfahren 


Zustellung 

Prüfen der Sen- 
dungen, Verteilung 
auf Straßen und 
Hausnummern, 
Zustellung 


Abholschalter 

Postlagernde Sen- 
dungen, Sendungen 
für benachrichtigte 
Empfänger 


Postfachanlage 


Teilweise abweichende Behandlung 
von Drucksachen durch Einschaltung 
von Drucksachenverteilstcilcn 

Nachzuwoisende Sendungen (Ein- 
schreiben, Sendungen mit Wertangabe) 
werden gesondert behandelt 
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genüber 1959 um mehr als 50 v. H. erhöht. Das Auf- 
kommen an Wurfsendungen ist um mehr als 50 v. H., 
das der übrigen Briefsendungen fast um 8 v. H. zu- 
rückgegangen, was auf eine Erhöhung der Gebühren 
im Jahr 1963 zurückzuführen ist. Da die Gebühren 
für Wurfsendungen vorher weit unter den Kosten 
lagen, beeinflußt der Rückgang an Wurfsendungen 
das Ergebnis des Briefdienstes günstig. 

Die Briefe machen etwas mehr als die Hälfte aller 
gewöhnlichen und eingeschriebenen gebührenpflich- 
tigen Briefsendungen aus. Von den Briefen fallen 
wiederum mehr als 80 v. H. in die 1. Gewichtsstufe 
bis 20 g. Zieht man davon die Sendungen aus der 
Sowjetzone, nach und aus dem Ausland sowie im 
Ortsverkehr in Berlin ab, so kommt man zu etwa 
3 Milliarden Sendungen, die dem Gebührensatz für 
die 1. Gewichtsstufe des einfachen Inlandsbriefes 
(20 Pf) unterliegen, d. s. ein Drittel des gesamten 
Briefdienstes. Dieser Gebührensatz ist somit ein 
entscheidender Faktor für die wirtschaftliche Situa- 
tion des Briefdienstes. 


2. Personaleinsatz 


Der Briefdienst vollzieht sich in der Hauptsache 
in den späten Nachmittags- und Abendstunden und 
am frühen Vormittag. In dieser Zeit müssen der Ab- 
gangs-, Eingangs- und Zustelldienst abgewickelt 
werden. Außer den saisonalen Schwankungen ist im 
Zustelldienst eine gleichmäßige Auslastung des ein- 
gesetzten Personals möglich; im Abgangs- und Ein- 
gangsdienst müssen die täglich hohen Verkehrs- 
spitzen in den Abend- und Morgenstunden durch 
eine besondere Dienstplangestaltung und den Ein- 
satz von Teilkräften abgefangen werden. 

1964 waren im Postdienst 240 533 Arbeitskräfte im 
Jahresdurchschnitt beschäftigt. Davon entfielen auf 
den Teildienstzweig Briefdienst 126 615 Kräfte, d. s. 
rd. 29 V. H. aller bei der Deutschen Bundespost be- 
schäftigten 431 294 Kräfte. Die außerordentliche Per- 
sonalintensität dieses Teildienstzweiges zeigt auch 
die betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung für 
1964. Die persönlichen Kosten machten bei der Bun- 
despost in diesem Jahr 57 v. H. der Gesamtkosten 
aus, im Postdienst 72 v. H., im Briefdienst jedoch 
76 V. H. (s. Anlage 4, Seite 15). Auch organisato- 
rische und betriebliche Rationalisierungsmaßnahmen 
und der verstärkte Einsatz technischer Hilfsmittel 
konnten an dieser Personalintensität kaum etwas 
ändern. So wurde beispielsweise die Personal- 
einsparung in der Zustellung auf Grund der Haus- 
briefkastenaktion und der Einschränkung der Zu- 
stellgänge durch den Mehraufwand bei der Zustel- 
lung in den sich immer weiter ausdehnenden 
Stadtrandgebieten überkompensiert. 


Der Personaleinsatz in den Kostenstellen für Be- 
trieb des Briefdienstes gliederte sich 1964 in fol- 
gende Tätigkeiten auf: 


1. Briefkastenleerung 

2. Annahme und Ausgabe 

3. Verteilung in der Abgangsstelle 

4. Beförderung 

5. Verteilung in der Eingangsstelle 

6. Zustellung 

7. Sonstige Tätigkeiten 


2,45 V. H. 
8,68 V. H. 
17,83 V. H. 
7,97 V. H. 
13,88 V. H. 
42,16 v.H. 

7,03 V. H. 
100,00 v.H. 


Aus dieser Übersicht wird besonders deutlich, daß 
der weitaus größte Teil des Personaleinsatzes auf 
die Zustellung entfällt, für die das notwendige Per- 
sonal immer schwerer zu gewinnen ist. 

Es wird deshalb empfohlen, die Briefzustellung 
räumlich auf das notwendige und zumutbare Maß zu 
beschränken, indem z. B, die Zusteller auf dem 
Lande und in weiträumigen Stadtrand-Siedlungs- 
gebieten entlastet werden. Die DBP sollte umgehend 
auch Überlegungen anstellen, ob und in welchem 
Umfang die Zustelleistungen zunehmend durch eine 
Abholung seitens der Empfänger ersetzt werden 
können. Jedermann weiß, wie teuer heute (Dienst-) 
Boten und Botengänge sind; an eine Verknappung 
und Verteuerung des Zustelldienstes der Post denkt 
man nie. 


3. Grundstücke und Gebäude 

Der Briefdienst erfordert in jedem Postamt Räume 
für die Annahme (Schalter), für den Briefab- und 
-eingang, für den Zustell- und Abholdienst. Daneben 
benötigt der Briefdienst besondere Räumlichkeiten 
für den Luftpostdienst an Orten mit Luftpostverkehr. 
Erheblich ist auch der Raumbedarf in Bahnhöfen 
(Postbahnhöfen) und z. B. in den Überseehäfen 
Bremen (Bremerhaven), Hamburg und Kiel. 

Nicht nur wegen der Kriegsfolgen (Beschädigung 
von Gebäuden, Verlagerung der Verkehrsströme), 
sondern vor allem auch bedingt durch die Verdoppe- 
lung des Verkehrsvolumens seit dem Jahre 1952 
sind die räumlichen Bedingungen für eine zügige 
Abwicklung des Briefdienstes in vielen Fällen un- 
zureichend geworden. Hinzu kommt, daß die im 
Interesse der dringend notwendigen Personalein- 
sparung durchzuführende Mechanisierung der Brief- 
verteilung auch bei den Bauten Neuplanungen not- 
wendig macht. 

Diesen Tatsachen sucht die Deutsche Bundespost 
Rechnung zu tragen. Zur Zeit befinden sich, soweit 
der Briefdienst betroffen ist, sechs Großbauvorhaben 
für den Postdienst (Einzelobjekt über 5 Mio DM) in 
der Ausführung mit voraussichtlichen Baukosten in 
Höhe von 195 Mio DM. Der Voranschlag für das 
Jahr 1965 sieht weitere 5 Bauvorhaben (Einzelobjekt 
über 5 Mio DM) mit einem Gesamtbetrag von 
321 Mio DM vor, während sich darüber hinaus noch 
62 Objekte mit einer voraussichtlichen Gesamtbau- 
summe von 1,26 Milliarden DM in der Planung be- 
finden. 

Diese begonnenen und geplanten Hochbauinvesti- 
tionen insgesamt von rd. 1,8 Milliarden DM dienen 
allerdings nicht ausschließlich dem Briefdienst, son- 
dern auch anderen Teildienstzweigen des Post- 
dienstes, insbesondere dem Paketdienst. Gemessen 
an dem bisherigen anteiligen Gebäudebestand des 
Briefdienstes in Höhe von 300 Mio DM (siehe An- 
lage 5, Seite 16) sind diese geplanten Investitionen 
in ihrer Größe äußerst bedeutsam. 

Für die derzeitig benutzten Grundstücke und Ge- 
bäude wurde der Briefdienst im Rechnungsjahr 1964 
mit 44,2 Mio DM für Abgaben und Mieten, Unter- 
haltung und Abschreibungen belastet. 
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Anlage 4 


Leistungen und Kosten des Teildienstzweiges „Briefdienst“ 

für das Rj. 1964 


(in Mio DM) *] 





I. Leistungen 





1. buchmäßig 


1 800,3 



2. kalkulatorisch 


62,4 



Leistungen insgesamt 


1 862,7 



II. Kosten 





l. Persönliche Kosten 





Gehälter und Löhne 

1 022,2 




Nebenbezüge 

56,5 




Soziallasten 

118,7 




Versorgunqslasten 

262,5 






1 460,0 

82,4 “/o 

76,3 “/o 

2. Sächliche Kosten 





a) Betriebsführung 





Beförderung der Postsendungen 

58,6 




Weitergegebene Gebührenanteile 

48,9 




Abgaben, Mieten usw. für Grundstücke, 
Gebäude und Maschinen 

22,5 




Geschäftsbedürfnisse 

29,0 




Druckerzeugnisse 

10,0 




Sonstige Kosten 

18,7 




Erstattung der innerbetrieblichenVerkehrs- 
leistungen anderer Dienste (kalkulatorisch) 

4,7 




Zinsen für Gelder PSch und PSp (kalkula- 
torisch) 

0,6 





193,0 


(10,9 Vo) 


b) Unterhaltung 





Grundstücke 

12,5 




Kfz 

8,1 




Bp-Wagen und andere Fahrzeuge 

5,2 




Maschinen, Geräte usw 

16,9 





42,7 


(2,4 »/o) 


c) Abschreibungen 

21,2 


(1,2 “/o) 




256,8 

14,5 Vo 

13,4 »/o 

3. Andere Kosten: kalkulatorische Verzinsung 





des betriebsnotwendigen Kapitals 


55,4 

3,1 »/o 

2,9 o/o 

Summe betriebsbedingte Kosten 


1 772,1 

100,0 Vo 


4. Gesetzlich bedingte Kosten 





a) Ablieferung an den Bund 

b) Soziallasten und Versorgungsbezüge für 

109,1 




verdrängte Ruhestandsbeamte 

c) Verzinsung Ausgleichsforderungen der 

25,7 




Deutschen Bundesbank 

4,8 




d) Verzinsung Ausgleichsforderungen PSch- 





und PSp-Dienst 

2,0 




Summe gesetzlich bedingte Kosten**) 


141,7 


7,4 “/o 

Kosten des Briefdienstes insgesamt 


1 913,8 


100,0 »/o 

III Abschluß 





1. Leistungen 


1 862,7 



2, Kosten 


1 913,8 



3. Kostenunterdeckung 


— 51,1 



*) Untersdiiedc bei den Summen beruhen auf Rundung 
**) Siche Anlage 7 
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Anlage 5 


Sachanlagen des Teildienstzweiges 

„Briefdienst' 



für das Rj. 1964 in Mio DM 

*) 



Grundstücke 

91,0 \ 

390,7 

76 “/'o 

Gebäude 

299,7 j 

Bahnpostwagen 

40,8 I 



Kraftfahrzeuge 

23,3 

69,1 

13 »/o 

Andere Fahrzeuge 

5,0 1 



Postbeförderungsanlaqen 

6.3 \ 

28,6 

6 ^/o 

Maschinen 

22,3 i 


Ausstattungsgegenstände und Geräte 

14,5 1 



Geschäftsbedürfnisse und Druck-Erzeugnisse 

10,9 l 

25,5 

5 ö/o 

Anzahlungen auf Betriebsanlagen 

0,1 1 



Zusammen 

514,0 


100 “/(. 

*) Untersdiiede bei den Summen beruhen auf Rundunq 





4. Maschinelle und sonstige Anlagen (Geräte) 

Der Briefdienst entzog sich bisher weitgehend 
einer die Personalintensität wesentlich beeinflus- 
senden Mechanisierung. Dies zeigt schon der ge- 
ringe Bestand an maschinellen Anlagen, der 1964 
28,6 Mio DM betrug (siehe Anlage 5), das sind 
rd, 225 DM für jeden der rd. 127 000 im Brief- 
dienst beschäftigten Kräfte — ein äußerst geringer 
Betrag. Die Ausstattungsgegenstände und -gerate 
des Briefdienstes betragen 14,5 Mio DM. Es handelt 
sich dabei hauptsächlich um Briefkästen, Ausschütte- 
tische, Verteilspinde u. ä. Geräte. Umgerechnet auf 
die im Briefdienst beschäftigten Kräfte ergibt dies 
je Kraft einen Anteil von rd. 114 DM. 

1964 wurde der Briefdienst in der Ergebnisrech- 
nung für maschinelle Anlagen und Geräte mit 
6,0 Mio DM für Mieten, Unterhaltung, Abschreibun- 
gen und kalkulatorische Verzinsung des betriebs- 
notwendigen Kapitals belastet. 

Die Mechanisierung des Briefdienstes befindet 
sich in einem entscheidenden Stadium, indem nun- 
mehr durch Aufstellung automatischer Verteilanla- 
gen und entsprechende Konzentration der Briefver- 
teilung im Aus- und Eingang versucht werden soll, 
einen möglichst hohen Nutzeffekt aus der Einfüh- 
rung des neuen Postleitzahlsystems zu ziehen. 
Dies wird allerdings erst möglich sein, wenn soviel 
Anlagen in Betrieb sind, daß sie in echter Abstim- 
mung miteinander arbeiten können. Die elektronisch 
arbeitenden Verteilanlagen werden nach Einheiten 
aufgestellt, von denen jede rund 17 000 bis 20 000 
Standardsendungen in der Stunde verteilen kann. 
Die Anlagen sollen sowohl für den Briefabgang wie 
für den Briefeingang eingesetzt werden. 

Zu .den maschinellen Anlagen gehören weiterhin 
Formattrenn-, Aufstell- und Hochleistungsstempel- 
maschinen (bis zu 40 000 Stempelabdrucke je Stunde), 
ferner Förderanlagen, Hängebahnen, Hebewerke für 
Briefbeutel usw. 


Wieweit es durch die geplante Mechanisierung 
gelingt, das Ergebnis des Briefdienstes zu verbes- 
sern, ist schwer vorauszusagen. Die Mechanisierung 
des Briefein- und -abgangs ist nur bei Postämtern 
mit einem großen Verkehrsaufkommen wirtschaft- 
lich. Zur Bedienung der Maschinen, zur Kodierung 
der Briefsendungen, für den Zu- und Abtransport 
der Sendungen einschl. Versacken der Bunde wird 
auch in den mechanisierten Dienststellen weiterhin 
Personal notwendig sein. Aber selbst wenn die Per- 
sonalkosteneinsparungen durch die Kosten der ma- 
schinellen Anlagen zum größten Teil wieder aufge- 
hoben werden sollten, bleibt der Deutschen Bundes- 
post auf Grund der bekannten Schwierigkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt kein anderer Weg, als diese 
Mechanisierung voranzutreiben. 

5. Fahrzeuge und Einrichtungen 
zur Fahrzeugunterhaltung 

Von den im gesamten Postdienst eingesetzten 
1 626 Bahnpostwagen wurden im Jahre 1964 etwa 
30 V. H. für den Briefdienst beansprucht. Von den im 
gleichen Jahr bei der Bundespost vorhandenen 
39 463 Kraftfahrzeugen waren rund 4 000 im Brief- 
dienst eingesetzt. Dieser Teildienstzweig ist noch 
mit rd. 1 400 Mopeds ausgestattet. 1964 hatte die 
Deutsche Bundespost rd. 26 200 posteigene Fahr- 
räder, die zum größten Teil dem Zustelldienst zu- 
gerechnet werden müssen. Außerdem dienen dem 
Briefdienst einige Tausend Handfahrzeuge der ver- 
schiedensten Art. 

Für die Unterhaltung dieser Fahrzeuge weist die 
Ergebnisrechnung des Briefdienstes für 1964 13,4 

Mio DM aus, für Abschreibungen auf Fahrzeuge 
7,7 Mio DM. 

Für die Instandsetzung ihrer Kraftfahrzeuge un- 
terhält die Deutsche Bundespost zwei Hauptwerk- 
stätten in Bamberg und Karlsruhe und 22 Bezirks- 
werkstätten. Da diese Hilfsbetriebe, die nicht dem 
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eigentlichen Produktionszweck des Unternehmens 
dienen, mindestens ebenso unwirtschaftlich sein 
dürften, wie ähnliche Hilfsbetriebc von Privatunter- 
nehmen, müßte die Deutsche Bundespost eingehend 
prüfen, ob und in welchem Umfang in Zukunft Repa- 
raturen an Kraftfahrzeugen noch von eigenen Kräf- 
ten auszuführen sind. 


IV. Kosten und Erlöse 


Die Kosten und Leistungen dieses Dienstzweiges 
sind in der Anlage 4 auf Seite 15 aufgeführt ^). Die 
Leistungen teilten sich 1964 wie folgt auf die ein- 
zelnen Sendungsarten auf: 


Briefe 1 130 Mio DM 

Postkarten 240 Mio DM 

Drucksachen 

(einschl. Briefdrucksachen, 
Massendrucksachen, 
Büchersendungen) 

Wurfsendungen 
Warensendungen 
übrige Sendungsarten 
(Postaufträge usw.) 


330 Mio DM -- 
19 Mio DM =- 
27 Mio DM =- 

117 Mio DM -- 


60,6 v. H. 
12,9 V. H. 


17,7 V. H. 
1,0 V. H. 
1,5 V. H. 

6,3 V. H. 


1 863 Mio DM -- 100,0 v. H. 


Dem standen Kosten gegenüber in Höhe von 1 914 
Mio DM. 

Die relativ geringfügige Kostenunterdeckung rührt 
in erster Linie von der Gebührenfestsetzung für die 
Postkarten, Drucksachen und Warensendungen her. 
Für diese Sendungsarten werden niedrigere Gebüh- 
ren als für Briefe erhoben, obwohl die Kosten etwa 
gleich hoch sind. 

Wenn man die gesetzlich bedingten Kosten als 
nicht betriebsbedingte und dem Dienstzweig 
nicht eindeutig zuzu rechnende Kosten an- 
sieht, hätte der Dienstzweig eine Kostenüberdek- 
kung von 90,6 Mio DM im Rj. 1964 aufzuweisen 
gehabt. Durch die gesetzlich bedingten Kosten in 
Höhe von 141,7 Mio DM entstand eine Kostenunter- 
deckung von 51,1 Mio DM, d. s. rund 2,74 v. H. der 
Leistungen dieses Teildienstzweiges. 

Für den Briefdienst besteht die gesetzliche An- 
nahme-, Beförderungs- und Zustellpflicht. Damit hat 
die Deutsche Bundespost dem Durchschnittsverkehrs- 
volumen entsprechend ihre Betriebsbereitschaft auf- 
rechtzuerhalten. Die Aufwendungen sind größten- 
teils nicht als mit der Leistung variabel anzusehen. 
Als echt leistungsabhängige Kosten kön- 
nen nur diejenigen gewertet werden, die durch sai- 
sonalen Spitzenverkehr zusätzlich auftreten. Sie 
dürften 10 v. H. der Gesamtkosten des Briefdienstes 
kaum überschreiten. 

Seit 1961 betreibt die Deutsche Bundespost einen 
innerdeutschen Nachtluftpostdienst zur Beschleuni- 
gung der Briefbeförderung über weite Strecken und 
zur Entlastung der Bahnposten. Jährlich werden 
rund 1 Milliarde Briefsendungen ohne einen Zu- 
schlag über das Nachtluftpostnetz befördert. So gün- 
stig dies für den Postbenutzer ist, darf nicht über- 
sehen werden, daß 1964 dadurch rund 10 Mio DM 
Mehrkosten auf Grund der Zahlungen an die Ver- 


1) Das Päckchen ist benutzungsrechliidi eine Briefsendung, bildet aber 
in der Ergebnisrechnung einen eigenen Teildienstzweig. 


kehrsträger des Nachtluftpostnetzes entstanden. Auf 
die einzelne Sendung entfiel damit ein Kostenanteil 
von zusätzlich 1,0 Pf. 

Eine Erlösminderung durch externe Ein- 
flußnahme auf die Geschäftstätigkeit des 
Dienstzweiges fand in den Jahren 1963 und 1964 
wie folgt statt: 

1. Bei der Gebührenerhöhung vom l.März 1963 ist 
im Land Berlin der Wegfall der Ermäßigung 
für Briefe und Postkarten im Ortsverkehr nicht 
wirksam geworden. Hierdurch ergab sich im 
Jahre 1964 eine Mindereinnahme in Höhe von 
13 Mio DM. 

2. Bei der am 1. August 1964 in Kraft getretenen 
Gebührenerhöhung entsprach die Bundesregie- 
rung nicht dem vom Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundespost vorgelegten Kompromißvor- 
schlag, in die Gebührenerhöhung zwecks Besei- 
tigung der Kostenunterdeckung im Briefdienst 
auch die Briefgebühr einzubeziehen und diese bei 
Inlandsbriefen im Gewicht bis 20 g auf 25 Pf und 
im Gewicht über 20 bis 250 g auf 50 Pf heraufzu- 
setzen. Der dadurch bedingte Einnahmeausfall für 
den Briefdienst ist auf ein Jahr gerechnet mit 
rd. 210 Mio DM anzusetzen. 

1963 hatte der Briefdienst eine Kostenunterdek- 
kung von 24,4 Mio DM, 1964 von 51,1 Mio DM. 
Für 1965 rechnet der Haushaltsansatz mit einer 
Zunahme der Erträge im gesamten Postdienst in 
Höhe von 5,4 v. H., gleichzeitig aber mit einer Er- 
höhung aller Aufwendungen um 9,6 v. H., so daß 
mit einem weiteren Anstieg der Kostenunterdek- 
kung im Briefdienst bei gleichbleibenden Ge- 
bühren zu rechnen ist. 1966 muß bestimmt mit 
weiteren Lohn- und Gehaltserhöhungen gerechnet 
werden. Bei dem hohen Anteil an Personalkostcn 
würde allein eine Lohnerhöhung von 5 v. H. die 
Personalkosten um etwa 70 Mio DM steigern. 

V. Weitere Entwicklung 

Bis auf die oben schon erwähnte Möglichkeit einer 
Mechanisierung der Briefeingangs- und -abgangs- 
stellen großer Postämter mit einem bisher nicht vor- 
auszusehenden Rationalisierungsergebnis bestehen 
im Briefdienst keine weiteren größeren Einsparungs- 
möglichkeiten, wenn die Qualität der Dienstleistun- 
gen unverändert bleiben soll. Bei weiter auseinan- 
derklaffender Kosten-Preis-Schere können nur die 
Gebühren erhöht und/oder gewisse Dienstleistun- 
gen eingeschränkt werden. Der Einschränkung der 
Dienstleistungen sind enge Grenzen gesetzt, da 
Briefsendungen schon jetzt größtenteils nur einmal 
täglich zugestellt werden. Vielleicht kann die be- 
triebliche Handhabung der Einschreibbriefe noch 
in Verbindung mit einer benutzungsrechtlichen Än- 
derung dieser Versendungsform vereinfacht und da- 
durch eine Kostensenkung erreicht werden, deren 
Umfang man aber auch nicht überschätzen sollte. 

VI. Verhältnisse bei anderen Postverwaltungen 

Briefe und Postkarten sind in der bei der 
Deutschen Bundespost üblichen Form allgemein ein- 
geführt. 
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Bricfdrucksachen im Sinne der Postordnung 
gibt es in keinem anderen Land. Im übrigen gelten 
für Drucksachen und Warensendungen in 
Österreich und der Schweiz etwa die gleichen Vor- 
schriften wie bei uns, und in Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Italien, Norwegen, den Niederlanden 
und Schweden etwa die Vorschriften des Weltpost- 
vertrags. In England und den USA gibt es statt- 
dessen nur eine Sendungsart, die gedruckte und ge- 
schriebene Stücke, die nicht die Eigenschaft einer 
persönlichen Mitteilung haben, und bestimmte Ge- 
genstände umfaßt. 

Eine den Massendrucksachen grob ver- 
gleichbare Sendungsart gibt es in Österreich und 
den USA. 

Wurfsendungen gibt es in Belgien (nur Haus- 
haltungen und Postfächer), Dänemark (mehrere Emp- 
fängergruppen), Norwegen (4 Empfängergruppen), 
Niederlande (Haushaltungen) und in der Schweiz 
(Haushaltungen). Die Büchersendung läßt sich 
nur schwer mit entsprechenden Sendungsarten an- 
derer Länder vergleichen. Vielfach werden be- 
stimmte Versandgegenstände (z. B. Bücher) inner- 
halb der Sendungsart Drucksache in wechselndem 
Umfang in der Gebühr ermäßigt. 

VII. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

1. Die eingeleiteten Maßnahmen zur Mechanisie- 
rung des Briefabgangs und -eingangs sollten 
schon wegen der bekannten Schwierigkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt weiter vorangetrieben werden. 

2. Die Deutsche Bundespost möge prüfen, ob und in 
welchem Umfang in Zukunft Reparaturen an 
Kraftfahrzeugen noch von eigenen Kräften aus- 
zuführen sind, besonders auch, ob die zwei 
Haupt- und 22 Bezirkswerkstätten, die sie unter- 
hält, wirtschaftlich sind. 

3. Bei weiter auseinanderklaffender Kosten-Preis- 
Schere müssen die Gebühren erhöht und/oder 
Dienstleistungen eingeschränkt werden. Da schon 
jetzt größtenteils nur einmal täglich zugestellt 
wird, sind der Einschränkung der Dienstleistun- 
gen enge Grenzen gesetzt. Die Bundespost kann 
nur versuchen, bisher von ihr erbrachte Leistun- 
gen auf den Kunden zu übertragen, d. h. im Brief- 
dienst den Umfang der Abholung auszudehnen. 

4. Die Post muß versuchen, den internen Betriebs- 
ablauf ständig zu vereinfachen. Vielleicht kann 
die betriebliche Handhabung der Einschreib- 
briefe — evtl, mit einer benutzungsrechtlichen 
Änderung dieser Versendungsform — vereinfacht 
und dadurch eine Kostensenkung erreicht werden. 

5. Um den Brief und die Postkarte für einige Zeit 
aus der Kostenunterdeckungszone herauszu- 
ziehen, erscheint die Erhöhung der jetzigen 
Inlandsgebühren unvermeidlich. Die Briefgebühr 
sollte in jeder Gewichtsstufe um mindestens 
10 Pfennig, die Postkartengebühr um 5 Pfennig 
angehoben werden. Hiermit wäre auch im Ver- 
gleich zur Ortsfernsprechgebühr von 18 Pfennigen 


dem höheren Leistungsaufwand des personal- 
intensiven Briefdienstes weit besser Rechnung 
getragen. 

In den Gewichtsstufen über 20 g dürfte sich bei 
einer Gebührenerhöhung eine Änderung der Ab- 
stufungen empfehlen, u. a. auch, um die Gebühr 
für den Nichtstandardbrief bis 20 g nicht zu hoch 
anziisetzen. Es wird die Einschaltung einer weite- 
ren Stufe über 20 g bis 100 g bei folgenden Ge- 


bührensätzen vorgeschlagen: 

Standardbrief bis 20 g =30 Pf, 

Brief bis 100 g = 50 Pf, 

Brief über 100 g bis 250 g = 70 Pf, 

Brief über 250 g bis 500 g = 90 Pf, 

Brief über 500 g bis 1 000 g = 110 Pf. 


Diese vorgeschlagene Gebührenerhöhung für 
Briefe und Postkarten würde unter Zugrunde- 
legung des Verkehrsaufkommens des Jahres 1964 
der Deutschen Bundespost eine jährliche Mehrein- 
nahme von rund 400 Mio DM erbringen. 

Der Briefdienst hatte bereits im Jahre 1964 eine 
Kostenunterdeckung von 51 Mio DM. Sie dürfte 
im Jahre 1965 auf über 100 Mio DM gestiegen 
sein und 1966 infolge der dann fälligen Lohn- und 
Gehaltserhöhungen einen Betrag von mehr als 
200 Mio DM erreichen. Die Kommission ist der 
Meinung, daß die Rationalisierungsmöglichkeiten 
im Briefdienst verhältnismäßig begrenzt sind und 
daß daher auch für die kommenden Jahre weitere 
Kostensteigerungen, vor allem auf dem Personal- 
sektor, erwartet werden müssen. Mit Rücksicht 
hierauf hat sie das Ausmaß der von ihr empfoh- 
lenen Änderung bei den Gebührensätzen so ge- 
wählt, daß die dadurch erzielbaren Mehreinnah- 
men wenigstens für einen mehrjährigen Zeitraum 
zur Kostendeckung ausreichen. 

Mit der vorgeschlagenen Gebührenänderung für 
Briefe würde auch der angestrebten Harmonisie- 
rung zwischen den EWG-Staaten gefolgt, die teil- 
weise bereits im Wechselverkehr die Inlands- 
gebühren anwenden (Bundesrepublik mit Belgien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und den Nieder- 
landen bei Briefen bis 20 g und Postkarten). 

6. Die erheblichen Mehrleistungen, die durch Nach- 
sendungsanträge entstehen, müßten wenigstens 
teilweise durch eine neu einzuführende Gebühr 
gedeckt werden. Für einen Antrag auf Nachsen- 
dung bis zu drei Monaten sollte die Gebühr 3 DM, 
für eine längere Zeit 5 DM betragen. Zur Verein- 
fachung der Arbeit sollte die Gebühr vom An- 
tragsteller mit Wertzeichen auf dem Antrag ent- 
richtet werden. — Die Einführung einer solchen 
Gebühr bedeutet nichts Neues; sie ist bei benach- 
barten europäischen Postverwaltungen (z. B. 
Österreich, Schweiz, Frankreich) vorhanden. 

B. Der Päckchendienst 

I. Gesetzliche Grundlagen 

Das Päckchen gehört postordnungsmäßig zu den 

Brief Sendungen. Der Pädcchendienst wird jedoch in 

der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung als 
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eigener Teildienstzweig geführt, weil die inner- 
betriebliche Behandlung von der der übrigen Brief- 
sendungen getrennt durchgeführt wird. Benutzungs- 
rechtliche Vorschriften über das Päckchen enthält 
§ 24 der Postordnung. 

II. Aufgabenbereich und Leistungsvorgänge 

Die verschiedenen Versendungsformen des Päck- 
chens sind in der Anlage 1 (Seite 11) aufgeführt. 
Im Inlandsdienst ist das Päckchen bis zu einem Ge- 
wicht von 2 kg eine Einheitssendung, in die alle 
übrigen Briefsendungen münden. Es kann belie- 
bigen Inhalt haben und offen oder verschlossen ver- 
sandt werden. Die Einheitsgebühr ohne Rücksicht 
auf Entfernung und Gewicht beträgt 80 Pf. Hinzu 
kommen für besondere Versendungsformen die üb- 
lichen Sondergebühren. 

Im Auslandsdienst muß ein Päckchen stets offen 
versandt werden und darf keine schriftlichen Mit- 
teilungen enthalten. Es ist ausschließlich zum Ver- 
sand von Waren bestimmt. Das Höchstgewicht ist 
1 000 g. Die Gebühr beträgt je 50 g 20 Pf, mindestens 
80 Pf. Die Durchschnittseinahme für ein Auslands- 
päckchen beträgt rd. 1,40 DM. 

Im allgemeinen werden die Päckchen am Schalter 
angenommen. Bei größeren Postämtern besteht auch 
die Möglichkeit, die Päckchen ohne Beteiligung des 
Schalterpersonals durch Päckcheneinwürfe einzulie- 
fern. Einlieferungsbescheinigungen werden nur für 
Einschreibepäckchen, Nachnahmepäckchen und für 
Sendungen in die sowjetische Besatzungszone 
Deutschlands (SBZ) ausgestellt. 

Für die Päckchen besteht im Bundesgebiet eine 
eigene Leitorganisation mit 41 Päckchensammel- 
stellen (PnSSt) und 41 Päckchenauf fangstellen 
(PnASt). Nach Schalterschluß, bei stärkerem Ver- 
kehrsaufkommen auch schon im Lauf des Tages, 
werden die eingelieferten Päckchen der Päckchen- 
abgangsstelle des zuständigen Knotenamts zur zen- 
tralen Bearbeitung zugeführt. Dort werden die Sen- 
dungen nach Verkehrsrichtungen verteilt und durch 
Zusamenfassung von jeweils etwa 10 — 20 Stück in 
einem Beutel (Beutelgewicht bis 30 kg) versandfer- 
tig gemacht. Soweit wie möglich werden sogenannte 
Direktbeutel mit Päckchen für denselben Bestim- 
mungsort oder für Bestimmungsorte desselben Kno- 
tenamtsbereichs gebildet. Die übrigen Päckchen ge- 
langen zur Weiterleitung zu Päckchenauffang- bzw. 
Päckchensammelstellen. Anlage 6 (Seite 20) zeigt im 
Schema die Leistungsabfolge einer Päckchensen- 
dung. 

Am Bestimmungsort werden gewöhnliche und ein- 
geschriebene Päckchen mit der Paketzustellung oder 
mit der vereinigten Brief- und Paketzustellung ab- 
getragen. Für die Aushändigung der Sendung an 
den Empfänger gelten die gleichen Bestimmungen 
wie für Briefe. Päckchen mit dem Vermerk „Eilzu- 
stellung“ werden mit der Paket- oder der vereinig- 
ten Brief- und Paketzustellung zugestellt. Gehen 
diese Eilpäckchen nach Beginn der allgemeinen Zu- 
stellung ein, so werden sie an Werktagen bis 19.00 
Uhr, an Sonn- und Feiertagen bis 12.00 Uhr geson- 
dert zugestellt. 


III. Kapazitäten und deren Ausnutzung 

1. Leistungen des Päckchendienstes 

Beförderte gewöhnliche und eingeschriebene 
Päckchen im Jahre 1964 in Millionen 
innerhalb des Bundes- 
gebietes einschließlich Berlin 


(West) 


206,5 

81 v.H. 

nach der SBZ und dem 
Sowjetsektor Berlins 
aus der SBZ und dem 

20,3] 
16,0 1 

1 36,3 - 

14 V, II. 

Sowjetsektor Berlins 




nach dem Ausland 

7,1 1 

j 11,4 = 

5 V. H. 

aus dem Ausland 

4,3 J 



254,2 - 100 V. H. 


Das Päckchenaufkommen lag 1964 um über 50 
V. H. höher als 1959. 


2. Personaleinsatz 

Im Päckchendienst waren 1964 im Durchschnitt 
16310 Vollkräfte eingesetzt, davon rund 1310 Kräfte 
in den PnSSt und PnASt, Im gleiche Jahre waren 
im Paketdienst 53 882 Kräfte tätig, obwohl das Ver- 
kehrsaufkommen stückzahlmäßig nur um rund 1 9 v. H. 
höher lag. Die Produktivität des Kräfteeinsatzes ist 
im Päckchendienst fast genauso groß wie im Brief- 
dienst. Auf eine Arbeitskraft entfielen 1964 im Brief- 
dienst 14 712 DM Leistungen, im Päckchendienst 
14 307 DM. Der Päckchendienst kennt ähnliche sai- 
sonale Schwankungen wie der Paketdienst. Da die 
Zustellung mit der des Paketdienstes oft vereinigt 
ist, sind die Probleme des Spitzenverkehrs die glei- 
chen wie im Paketdienst. Der Personaleinsatz in den 
Kostenstellen für Betrieb des Päckchendienstes glie- 
derte sich 1964, nach den Personalkosten gemessen. 


in folgende Tätigkeiten auf: 


1. Annahme und Ausgabe 

10,02 v.H. 

2. Verteil- und Verladedienst 

22,40 V. H. 

3. Beförderung 


a) Schiene 

11,25 V. H. 

b) Straße 

7,47 V. H. 

4. Zustellung 

36,54 v.H. 

5. Sonstige Tätigkeiten 

12,32 V. H. 


100,00 V. H. 


3. Grundstücke und Gebäude 

Der Päckchendienst wurde 1964 anteilig mit 15,7 
Mio DM Grundstücken und 50,3 Mio DM Gebäuden, 
zusammen 66 Mio DM belastet. Machen im Brief- 
dienst die Grundstücke und Gebäude 76 v. H. der Sach- 
anlagen dieses Teildienstzweiges aus, so sind es 
im Päckchendienst nur 57 v. H. (siehe Anlagen 5 
und 7, Seite 16 und 22). 

4. Maschinelle und sonstige Anlagen 

Im Vergleich zum Briefdienst ist der Einsatz von 
Bahnpostwagen, Kraftfahrzeugen und anderen Fahr- 
zeugen im Päckchendienst relativ größer. Im Päck- 
chondienst entfallen 34 v. H. der Sachanlagen auf 
Fahrzeuge, im Briefdienst nur 13 v. H. (siehe An- 
lagen 5 und 7). 
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Schema der Leistungsabfolge eines Päckchens, 
aufgeliefert in 551 Saarburg, gerichtet nach 232 Plön 


Anlage 6 


Postamt Saarburg: 

Annahme am Schalter; Tagesstempelabdruck; Ver- 
sacken in einen Päckchenbeutel mit sonstigen Päck- 
chen für die Päckchenabgangsstelle in 55 Trier 


Beförderung des Päckchenbcutels mit 
einer Bahnpost oder Straßenpost nach 

Y 

Trier Päckchenabgangsstelle: 

öffnen, Aussacken des Beutels; Aufnahme des 
Päckchens aus Saarburg für Plön in einen Auffang- 
stellenbeutel für die Päckchenauffangstelle L 23 in 
Kiel 


Beförderung des Beutels von Trier 
mit Bahnpost nach Köln-Deutz Postbahnhof 
i 

Y 

Postbahnhof Köln-Deutz: 

Entladen des Bahnpostwagens; Verladen des Beutels aus Trier 
für Kiel in einen Bahnpostwagen für die Bahnpost Köln- 
Hamburg 


Bahnpost Köln-Hamburg 

Y 

Postbahnhof Hamburg 7: 

Der Bahnpostwagenlauf Köln-Hamburg endet im Postbahnhof 
Hamburg 7; Entladen des Bahnpostwagens; der Beutel aus 
Trier für Kiel wird mit Bahnpost oder Lkw nach Kiel befördert 


Bahnpost oder Straßenpost nach Kiel 

I 

Y 

Postamt Kiel: 

öffnen, Aussacken des Beutels aus Trier, Verteilen 
der Päckchen und Fertigen eines Päckchenorts- 
beutels für Plön 


Beförderung des Beutels mit 
Straßenpost nach Plön 

Y 

Postamt Plön: 

öffnen des Beutels; Verteilen des Inhalts für Zu- 
stellung durch Paketzustcller; Zustellung 


Einnahme der 
DBP: 

Absender zahlt 
80 Pf für 
Beförderung 
und Zustellung 
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Der Päckchendienst ist bisher noch zu wenig in 
die Mechanisierung einbezogen worden. Nur 4 v. H. 
der Sachanlagen sind Postbeförderungsanlagen und 
Maschinen.^) Die Möglichkeiten, die Verteilarbeitcn 
des Ein- und Abgangs bei größeren Ämtern zu me- 
chanisieren, sind beim Päckchendienst noch nicht 
ausgeschöpft. 


IV. Kosten und Erlöse 

Die Leistlingen und Kosten des Teildienstzweiges 
Päckchendienst sind für das Jahr 1964 in Anlage 7 
(Seite 22) aufgeführt. Von den betriebsbedingten 
Kosten sind 72 v. H. Personalkosten, von den Ge- 
samtkosten 67 V. H. Die Personalintensität ist damit 
nicht ganz so groß wie die des Briefdienstes. Selbst 
wenn man die gesetzlich bedingten Kosten (18,9 Mio 
DM) als nicht betriebsbedingte und dem Dienstzweig 
nicht eindeutig zuzu rechnende Kosten ansieht, hätte 
der Päckchendienst 1964 noch eine Kosteniinter- 
deckung von 25,6 Mio DM aufzu weisen, d. h,, daß 
die Leistungen nur rund 90 v. H. der betriebsbeding- 
ten Kosten decken. Die Kostenunterdeckung ein- 
schließlich der gesetzlich bedingten Kosten betrug 
44,5 Mio DM, d. s. rund 19 v. H. der Leistungen. 

V. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

Betriebliche Maßnahmen zur weiteren Rationali- 
sierung des Päckchendienstes sind, abgesehen von 
gewissen beschränkten Mechanisierungsmöglichkei- 
ten, nicht erkennbar. Durch die Einlührung der 
Postleitzahlen ist die Verteilung von Päckchen verein- 
facht. Welchen Umfang die dadurch erzielte Erspar- 
nis hat, werden die betriebswirtschaftlichen Ergeb- 
nisberechnungen für die Jahre 1965 und 1966 zeigen. 
Auf Grund der Personalintensität bleibt aber auch 
dieser Dienstzweig in seinem Ergebnis bei künfti- 
gen Lohn- und Gehaltserhöhungen besonders an- 
fällig, denn eine Lohn- und Gehaltserhöhung von 
5 V. H. v/ürde die Personalkosten um etwa 9 Mio 
DM erhöhen. 

Zur Erzielung einer vollen Kostendeckung er- 
scheint die Anhebung der Inlandspäckchengeb uhr 
von 0,80 auf 1 DM notwendig. Legt man die Ver- 
kehrszahlen von 1964 zugrunde und vertritt man die 
Ansicht der Kommission, daß eine solche Gebühren- 
erhöhung zu keiner Schrumpfung dieses Dienstzwei- 
ges führt, weil die Nachfrage relativ unelastisch ist, 
dann würde eine solche Gebührenerhöhung eine 
jährliche Mehreinnahrne von etwa 45 Mio DM er- 
bringen. 

Voraussetzung für eine Erhöhung der Päckchen- 
gebühr wäre die gleichzeitige Anhebung der Brief- 
gebühr in der obersten Gewichtsstufe und der Paket- 
und Postgutgebühr im untersten Eritfernungs- und 
Gewichtsboreich. 


1) Je Krdft rund 313 DM Bcrörderunqsanlageii und Maschinen (im 
Briefdiensl rund 225 DM). 

Je Kraft, rund 80 DM AusstattunqsgerjGnstäude und Geräte (im Bricf- 
dien.st rund 114 DM). 


C. Der Paketdiensl 

I. Gesetzliche Grundlagen 

Nach § 3 des Gesetzes über das Postwesen des 
Deutschen Reiches vom 28. 10. 1871 — Postgesetz — 
in Verbindung mit §§ 1 und 25 der Postordnung vom 
16. 5. 1963 ist die Deutsche Bundespost verpflichtet, 
Paketsendungen anzunehmen und zu befördern; sie 
unterliegt der sog. Betriebspflicht. Die Post 
sieht im Paketdienst mit dem privaten Gewerbe und 
der Deutschen Bundesbahn im Wettbewerb, von 
einem Monopol kann keine Rede .sein. 

Das Benutzungsrecht wird durch die Post- 
ordnung von 1963 geregelt. 

II. Aufgabenbereich und Leistungsvorgänge 

1. Aufgabenbereich 

Bei der Deutschen Bundespost werden im Tnlands- 
verkehr Pakete bis 20 kg angenommen, für die die 
Post bis 500 DM haftet, falls der Absender bei der 
Einlicferung den Wert der Sendung angibt (§ 3 der 
Postgebührenordnung v. 15. 7. 1964). Daneben kön- 
nen die sog. Selbstbucher Paketsendungen bis 7 kg 
zu einem niedrigeren Tarif als Postgut aufgeben, für 
das die Bundespost nur bis zu 3 DxM je V 2 Kilogramm 
haftet. 

Für Pakete sind folgende besondere Versendiings- 
formen zugelassen: Wertpakete, Wertpakete mit 
„eigenhändiger Zustellung", Wertpakete mit „Rück- 
schein", Pakete mit Nachnahme bis höchstens 1 000 
DM, Luftpostpakete, Schnellpakete. 

Irn Auslands v e r k c h r können du i ch die De u l- 
sche Bundespost nach den meisten Ländern der Erde 
Pakelsendungen gesandt werden. Die von Land zu 
Land zu beachtenden unterschiedlichen Vorschrif- 
ten sind aus dem Paketpostbuch zu ersehen. Die An- 
nähinest(T!en der Post haben die Pflicht zu prüfen, 
ob die von der BestimnuingsverwaltLing, gegebenen- 
falls auch von der Transltvcrwaliung, geforderten 
Begleitpapiere bei der Einlieferung vorhanden und 
alle Vorschriften beachtet sind. Der Paketverkehr 
nach dem Ausland machte 1964 nur 2,9 v. fi., der 
aus dem Ausland sogar nur 1,4 v. ff. des gesamten 
Paketverkehrs der Deutschen Bundespost einschl. 
der Landespostdiroklion Berlin aus. 

Im Tnlandsvcrkohr ist die Paketgebühr nach 
4 Entfernungszonen bis 75 km, über 75 bis 150 km, 
über 150 bis 300 km und über 300 km gestaffelt. 
Innerhalb jeder Entfernungszono ist die Gebühr noch 
nach 16 Gewichtsstufen gestaffelt, deren erste alle 
Pakete bis 5 kg umfaßt und jede weitere ein wei- 
teres Kilogramm mehr. So ergeben sich 4mal 16 “ 64 
verschiedene Paketgebühren. Sie beginnen mit 1 DM 
für ein Paket bis 5 kg und bis 75 km Entfernung 
und enden mit 14,40 DM für ein Paket von 19 bis 20 
kg über 300 km Entfernung. Für die besonderen 
Versendungsformen werden zusätzliche Gebühren 
erhoben, z. B. 1, — DM als Schnellpaketgebühr. 

Alle Sendungen, deren Länge mehr als 120 cm 
beträgt oder die höher bzw. breiter als 60 cm sind, 
gelten ebenso als „Sperrige Pakete" wie die 
Sendungen, die nicht über Transportbänder geleitet 


21 



Drucksache V/203 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 7 


Leistungen und Kosten des Teildienstzweiges „Päckchenclienst" für das Rj. 1964 

{in Mio DM) 


I. Leistungen 

1. buchmäßig 

2. kalkulatorisch 

Leistungen insgesamt 

11. Kosten 

1. Persönliche Kosten 

2. Sächliche Kosten 

a) Betriebsführung 

b) Unterhaltung 

c) Abschreibungen 

3. Andere Kosten (Verzinsung des belriebsnot- 

wendigen Kapitals) 

Summe betriebsbedingte Kosten 

4. Gesetzlich bedingte Kosten*) 

Kosten insgesamt 


229,9 

3,5 

233,3 



186,7 

72 »/o 

67 «/o 

45,8 1 

9.1 

7.1 i 

62,0 

24 «/u 

22 “/ü 


10,3 

4 “ ü 

4»/ü 


259,0 

100 »/» 

7% 


18,9 


7»/o 


277,9 


100 »/o 


III. Abschluß 

1. Leistungen 

2. Kosten 

3. Kostenunterdeckung 


233,3 

277,9 

— 44,5 rd. 19 v. H. der Leistungen 


Sachanlagen des Teildienstzweiges „Päckchendienst" 

für das Rj. 1964 in Mio DM 


Grundstücke 
Gebäude . . . 


15,7 \ 
50,3 J 


66,0 


57 »/o 


Bahnpostwagen 

20,3 

Kraftfahrzeuge 

15,3 

Andere Fahrzeuge 

3,2 

Postbeförderungsanlagen 

4,0 

Maschinen 

1,1 

Ausstattungsgegenstände 
und Geräte 

1,3 

Geschäftsbedürfnisse und 
Druck-Erzeugnisse 

4,7 

Anzahlungen auf Betriebs- 
anlagen 

0,1 

115,8 


38,8 34 Vo 

*) Die gesetzlich bedingten Kosten setzten sich 
1964 für alle Dienstzweige wie folgt zusam- 


men : 

^ ^ ^ Ablieferung an den Bund 500,0 Mio DM 

' ' Soziallastcn für verdrängte 

Ruhestandsbeamte (G 131) 8,2 Mio DM 

Versorgungsbezüge für ver- 
drängte Ruhestandsbeamte 

(G 131) 109,1 Mio DM 

Verzinsung der Ausgleichsfor- 
_ _ , derunq der Deutschen Bundes- 

b,U OVO bank 22,0 Mio DM 

Verzinsung der Aiisglcidisfoi - 
derungen des PSch- und des 
PSp-Dienstes 9,1 Mio DM 


zusammen : . . . . 648,4 Mio DM 


100 »/o 
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werden können oder nicht stapelfähig sind. Der Zu- 
schlag für „Sperrige Pakete" beträgt 50 v. H. der 
Paketgebühr. 

Allen Paketen ist eine Paketkarte beizugeben. 
Größere Paketeinlieferer können zum Selbst- 
bucherv erfahren zugelassen werden. Sie wie- 
gen dann die Sendungen selbst, errechnen die Ge- 
bühr, bekleben die Pakete mit eigenen Nummern- 
zetteln und dürfen bei freigemachten gewöhnlichen 
Paketen ohne Nachnahme auf die Vorlage von Pa- 
ketkarten verzichten. An ihre Stelle tritt die Ein- 
tragung in eine Selbstbucherliste. Diese Selbstbu- 
cher dürfen nicht sperrige Paketsendungen bis 7 kg 
als Postgut versenden. 

Die Postguttarife liegen rund 10 bis 20 v. H. un- 
ter den Pakettarifen. Ihr Aufbau nach Entfernungs- 
zonen und Gewichtsstufen entspricht den Paketge- 
bühren. 

. 2. Leistungsvorgänge im Inlandspaketdienst 

Die Abfolge der Leistungsvorgänge im Inlands- 
paketdienst läßt sich in drei große Abschnitte glie- 
dern: Annahme — Beförderung — Zustellung. 

Annahme 

Alle Paketsendungen müssen bei der Bundespost 
eingeliefert werden. Daher sind bei fast allen Äm- 
tern Annahmestellen eingerichtet. Die Annahme ist 
zeitaufwendig, sie umfaßt: 

1. Prüfung von Anschrift, Verpackung, Inhalt, 

2. Wiegen, 

3. Gebührenerrechnung nach Gewicht, Zone und 
Versendungsform, 

4. Beklebung mit Nummernzettel, Zettel für beson- 
dere Versendungsform, Leitzettel bei Paketen 
nach dem Ausland, 

5. Beschreiben mit großer Postleitzahl im Inlands- 
dienst, 

6. Vereinnahmen und Verrechnen der Gebühr, 

7. Erteilen der Einlieferungsbescheinigung. 

Der Selbstbucher muß die Annahmeleistungen 1 
bis 4 erbringen und wird insoweit stichproben- 
weise von der Post überprüft; er soll die große Leit- 
zahl auf dem Paket niederschreiben (5.). 

Von 1 000 eingelieferten Paketen und Postgütern 
entfielen 1963 auf Einzelauflieferer 405 und auf 
Selbstbucher 595 Sendungen. 

Beförderung 

Die Pakete könen grundsätzlich nicht alle einzeln 
zum Bestimmungsort befördert werden. Die Grund- 
lage der derzeitigen Organisation ist ein Netz von 
50 Schwerpunktämtern (Pakum). Bei ihnen werden 
die Paketsendungen zur zentralen Bearbeitung ge- 
sammelt und in mengenmäßig großen, d. h. sich loh- 
nenden Gebinden (Güterwagen, Großraumbehälter), 
geschlossen in die einzelnen Zielgebiete geleitet. 

Grundsätzlich ergibt sich folgender Beförderungs- 
lauf: Vom Einlieferungsamt geht das Paket über 
Schiene und / oder Straße zur nächstgelegenen Pa- 
kum, dort Verteilung und Weitertransport und zwar 

a) im Fernverkehr per Schiene zur Pakum im Ziel- 
gebiet, wieder Verteilung und Transport über 
Schiene und / oder Straße zum Bestimmungsort, 


b) im Nahverkehr direkt zum Bestimmungsort. 
Zustellung 

Beim Bestimmungsort eintreffende Pakete werden 
getrennt nach Sendungen für Abholer, Landorte, 
Sendungen zur Zustellung. 

1. Die Abholer-Pakete werden in besonderen Räu- 
men nach den einzelnen Empfängern getrennt zur 
Abholung bereitgehalten. 

2. Pakete für Landorte werden nach diesen sortiert 
und durch Lastwagen den Poststellen zur Zustel- 
lung oder Abholung zugeführt. 

3. Die zuzustellenden Pakete werden auf die Zu- 
stellbezirke verteilt, vom Zusteller in der Reihen- 
folge der Zustellfahrt gelegt und verladen. Zur 
Sicherung von Nachnahme- und nachzuweisenden 
Sendungen, der Abrechnung der Zustellgebühr u. 
ä. finden Kontrollen, Zählungen und Zuschriften 
statt. 

3. Leistungsvorgänge im Aiislandsverkehr 

Die Einzelheiten der Leistungsvorgänge im Aus- 
landsverkehr (abgehende Richtung) sind sche- 
matisch in der Anlage 8 (Seite 24) dargestellt. 

Den deutschen Gebührenanteil bei Paketen nach 
dem Ausland bestimmt das Paketabkommen zum 
Weltpostvertrag von Ottawa vom 3. Oktober 1957 
in den Art. 10 und 13. 

Art. 10 setzt die Gebühr für die Beförderung vom 
Aufgabeort bis zur Grenze auf 0,60 bis 4,00 Gold- 
franken (^'^ 0,78 bis 5,23 DM) fest. Die Verwaltungen 
können diese Sätze jedoch erhöhen. Die Deutsche 
Bundespost hat von diesem Recht bisher keinen Ge- 
brauch gemacht, so daß sie z. B. für ein Paket im 
Gewicht von 8 kg von Freising nach London über 
das Grenzauswechslungspostamt Köln-Deutz nur ei- 
nen Landanteil von 2,61 DM erhält. (Anlage 8, 
Seite 24). Für ein Inlandspaket von Freising nach 
Aachen hätte der Versender 4,40 DM zu entrichten. 
(Anlage 9, Seite 25). Für gleiche Beförderungslei- 
stungen erhält die Bundespost also bei Paketen nach 
dem Ausland eine wesentlich geringere Gebühr. 

Der Beitritt zum Postpaketabkominen des Welt- 
postvertrages verpflichtet die Deutsche Bundespost, 
den Transitverkehr wahrzunehmen. Hierfür erhält 
sie je nach Gewicht der Sendung Durchgangsgebüh- 
ren zwischen 0,40 und 2,50 Goldfranken (^ 0,52 und 
3,27 DM). 

Für ein Paket aus Dänemark nach Frankreich im 
Gewicht von 8 kg erhält die Deutsche Bundespost 
z. B. 1,70 DM vergütet, wofür sie die Sendung in 
Flensburg übernehmen, nach Offenburg über 957 km 
befördern, dort in einen „Kartenschluß" für Straß- 
burg aufnehmen und dahin befördern muß. Ein 
gleich schweres Inlandspaket von Flensburg nach 
Offenburg würde 4,40 DM erbringen. 

Die Leistungsvorgänge für Paketsendungen aus 
dem Ausland zeigt die Anlage 10 (Seite 26) sche- 
matisch. Die absendende Verwaltung oder die zu- 
führende Nachbarverwaltung als Transitverwaltung 
vergütet der Deutschen Bundespost eine Endgebühr 
zwischen 0,60 und 4,00 Goldfranken. Sie ist größten- 
teils bedeutend geringer als die Gebühr, die ein In- 
landspaket bei gleicher Beförderungsstrecke kostet. 
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Anlage 8 

Schematische Darstellung des Beförderungslaufs und der Leistungsabfoige eines Pakets (8 kg) 

von Freising nach London 


Aufgabepostamt sendet 
Ausfuhranmeldung unter 
Briefumschlag an 


Statistisches Bun- 
desamt oder an 
die zuständige 
Versandzollstelle 


Püstamt Freising: Annahme der Sendung; Prüfung 
der Begleitpapiere (Zollinhaltserkldrung, Redinung 
zweifach, Einfuhrbewilligung, Ausfuhranmeldung) ; 
Erhebung der Freigebühren; Versand der Ausfuhr- 
anmeldung an Statistisches Bundesamt oder Ver- 
sandzollstelle; Versand Paketkarte nebst Begleit- 
papieren an Auswedislungspostamt Köln-Deutz mit 
Briefpost unter Umschlag 


Paketkarte mit Begleit- 
papieren unter Umschlag 
mit Briefpost 


Paket mit Lkw 




Postamt München 
Aufnahme des Pakets in 
Sackwagen nach Köln-Deutz 

— 1 

Paket im Sackwagen 

i 

Postamt Köln-Deutz Verlade- 
stelle; Ausladen; Zuführung des 
Pakets zur Auslandsstelle 



Paket 


Auslandsstelle 
Postamt Köln-Deutz 


Paketkarte 


Zählen der Pakete 
Vergleichen mit 
Paketkarten 


Bedrucken der Paketkarte mit 
Tagesstempel 





Paketkarte 

jL 


Prüfung der beim Postamt Frei- 
sing erhobenen Gebühr; Ver- 
gleichen der Paketkarte mit 
Paket; Ausstellen der Fracht- 
liste [CP 11*)]; Ausstellen der 
Vergütungsliste für Belgien als 
Durchgangsland [CP 12**)]; Ver- 
sacken der Paketkarten mit der 
Frachtliste in einen „F-Sack" ***) 


Versacken der Pakete, Ver- 
schluß mit Beutelfahne, Ver- 
plomben der Beutel 


„F-Sack« 


♦) CP 11 = Fraditliste erhält Großbritannien 
als Empfangsverwaltung. Die Frachtliste 
enthält alle Angaben über die Zahl und 
das Gewicht der Pakete und über die 
Gebühren 

**) CP 12 = Vergütungsliste erhält Belgien 
als Durchgangsland, Darin ist die dem 
Durchgangsland zustehende Landdurch.- 
gangsgebühr einzutragen 
♦**) F-Sadc " Der Beutel, der die Fraditliste 
{feuille de route) enthält 



Verladen der fertigen Paket- 
säcke mit dem „F-Sack“ in Sack- 
wagen für Großbritannien via 
Ostende über Aachen-Landes- 
grenze 


Einnahmen der DBP; 

Lt. Gebührentafel für Pakete nach dem 
Ausland zahlt Auflieferer = 11,10 DM 
= 8,48 Goldfr. 

Von dieser Gebühr 
erhält 

1, Belgien Landdurchgangsgebühr 

*) ^1,30 Goldfr. 

2. Großbritannien 

Endgebühr = 4,10 Goldfr. 

Abzugeben also = 5,90 Goldfr. 

- 7,71 DM 
verbleibt für DBP 

= 3,39 DM für die im Schema dar- 
gestellte Leistungsabfolge und für die 
Beförderung 

Länge der Beförderungsstrecke rd, 
= 740 km von Freising über Köln- 
Deutz bis Aachen-Landesgrenze 


*) und Seegebühr — 0,50 Goldfr, 
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Anlage 9 

Schematische Darstellung des Beförderungslaufs und der Leistungsabfolge eines Pakets (8 kg) 

von Freising nach Aachen 


Postamt Freising: Annahme, Wiegen, Bekleben mit 
Aufgabe-Nr., Gebührenerhebung, Versand; Paket- 
karte bleibt in Freising 


Paket mit 
Lkw nach 

Y 

München: hier Umladung im Sackwagen nach Köln- 
Deutz 


Paket im 
Sackwagen nach 


y 

Köln-Deutz: hier Umladung in Lkw oder Sack- 
wagen nach Aachen 


Paket 

Y 

Postamt Aachen führt Zustellung aus 


Für die Beförderung, Zustellung und 
tür die im Schema beschriebene Lei- 
stungsabfolge erhält die DBP: 

a) Paketgebühr 

zahlt Einliefercr ^ 4,40 DM 

b) Zustellgebühr 

zahlt Empfänger — 0,30 DM 

Gesamteinnahme = 4,70 DM 


Länge der Beförderungsstrecke über 
Schiene und Straße von Freising bis 
Aachen - 740 km. 


Für ein aus England in Köln-Deutz eingehendes 8 kg 
schweres Paket für München erhält die Bundespost 
z. B. 2,61 DM als Endgebühr (Anlage 10, Seite 26). 
Ein gleich schweres Inlandspaket von Köln-Deutz 
nach Freising erbringt dagegen 4,40 DM (Anlage 11, 
Seite 27). 

Ankommende Pakete aus dem Ausland: 
Die Pakete müssen vor der Zustellung an den Emp- 
fänger oder vor der Abholung durch den Empfänger 
zur Verzollung gestellt werden. Im Jahre 1964 gin- 
gen 4,22 Millionen Pakete aus dem Ausland ein. 
Beim Eingang des Pakets an der Grenze wird fest- 
gestellt, welchem „Zollort“ das Paket zuzuführen ist. 
Dieser stimmt nicht immer mit dem Bestimmungsort 
überein. 

Die Sendung wird mit den Begleitpapieren dem 
Zollort zugeleitet. Das Verzollungspostamt „gestellt" 
die Sendung dem Zoll und vertritt im Regelfall auch 
den Empfänger bei der Verzollung. Es erlegt fer- 
ner den Einfuhrzollbetrag, öffnen und Wiederver- 
packen vor bzw. nach der Zollnachschau sind Sache 
des Verzollungspostamts. Nach der Verzollung wird 
das Paket mit den Begleitpapieren, wozu jetzt noch 
der Beleg für den entrichteten Einfuhrzoll kommt, 
zum Postort des Empfängers befördert. 

Die vom Empfänger zu entrichtende Gebühr für 
die Verzollung beträgt 1 DM je Sendung. Dafür ist 


ein Postbeamter u. U. eine halbe Stunde lang mit 
dem Paket beschäftigt. 

IIL Kapazitäten und deren Ausnutzung 

1. Personaleinsatz 

Der Personaleinsatz in den Kostenstellen für den 
Betrieb des Paketdienstes gliederte sich 1964 in fol- 


gende Tätigkeiten: 

1. Annahme und Ausgabe 10,73 v. H. 

2. Verteil- und Verladedienst 25,16 v.H. 

3. Beförderung 

a) Schiene 14,53 v.H. 

b) Straße 14,95 v.H. 

4. Zustellung 17,25 v.H. 


5. Dienst in der Kraftfahrstelle, Unter- 
haltungsarbeiten an Kraftfahrzeugen 10,26 v.H. 

6. Dienst in der Geldsammelstelle, Zustell- 

kasse, Landpoststelle und in Kraftfahr- 
zeugwerkstätten 2,92 V. H. 

7. Besondere Kosten im Auslandspaket- 
dienst 2,12 V.H. 

8. Sonstige Personalkosten ^) 2,08 v. H. 

100,00 V. H. 


1) Hierzu gehören u. a. die Auskunftserteilung (besonders im Aus- 
landsdienst), Nachforschungen und Ersatzleistungen für Inlands- 
paketsendungen und der Paketbeutelausgleich mit dem Ausland. 
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Anlage 10 


Schematische Darstellung des Beförderungslaufs und der Leistungsabfolge eines Pakets (8 kg) 
von London über Köln-Deutz (Grenzeingangspostamt) nach Freising 



2) CP 11 ~ Frachtliste für Pa* 
kete; sie enthält alle An* 
gaben über die Zahl der 
Säcke, die Anzahl der Pakete 
in den einzelnen Gewichts- 
stufen und g. F. auch die 
Aufgabe-Nr., den Aufgabe- 
uiid Bestimmungsort. Außer* 
dem sind die Gebührenan- 
teile, die der DBP zustehen, 
in der CP 11 vermerkt, 


Weiterleitung der Pakete 
zum Zollort 


Umschlag mit der Briefpost zum 
Postamt des Zollorts 



Einnahmen der DBP für die im Schema 
beschriebene Leistungsabfolge ein- 
schließlich Beförderung von Aachen- 
Landesgrenze nach Köln-Deutz, weiter 
zum Zollort München und weiter zum 
Bestimmungsort Freising: 

1. Die Aufgabeyerwaltung vergütet 
der DBP die Endgebühr für das 
Paket (8 kg schwer) = 2 Gold- 
franken = 2,61 DM 

2. Empfänger zahlt Verzollungspost- 
gebühr — 1,00DM 

und 

3. Zustellgebühr — 0,30 DM 

Gesamteinnahme — 3,91 DM 

Länge der Beförderungsstrecke — 
722 km von Aachen-Landesgrenze bis 
zum Bestimmungsort 
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Anlage 11 

Schematische Darstellung des Beförderungslaufs und der Leistungsabfolge eines Paketes (8 kg) 

von Köln-Deutz nach Freising 


Postamt Köln-Deutz: Annahme, Wiegen, Bekleben 
mit Aufgabe-Nr., Gebührenerhebung, Versand; 
Paketkarte bleibt in Köln-Deutz 


Paket 

y 

Verladen in Köin-Deutz in Sackwagen nach Mün- 
chen 


Sackwagen 

y 

In München Umladung in Lkw nach Freising 


Lkw 

y 

Postamt Freising besorgt Zustellung 


Einnahme der DBP: 

Für die Beförderung, Zustellung und 
für die im Schema beschriebene Lei- 
stungsabfolge erhält die DBP 

a) Paketgebühr 

zahlt Einlieferer = 4,40 DM 

b) Zustellgebühr 

zahlt Empfänger = 0,30 DM 

Gesamteinnahme ~ 4,70 DM 

Länge der Beförderungsstrecke 

652 km von Köln-Deutz bis zum 
Bestimmungsort Freising 


Diese Zahlen sind ständigen Veränderungen un- 
terworfen, einmal auf Grund der Änderung der Ko- 
sten der Produktionsfaktoren, zum anderen aber 
auch wegen unterschiedlichen Verkehrsaufkommens 
und anderer Daten. Sie sind also nur als im Augen- 
blick gültige Sätze aufzufassen. 

Der Postpaketdienst ist außerordentlich personal- 
intensiv, weil auch hier der Einsatz technischer Mit- 
tel begrenzt ist. Durch das Gewicht der Sendungen 
bedingt, sind Frauen im Betriebsdienst nur be- 
schränkt einzusetzen, so daß die Beschaffung von 
Nachwuchskräften sowie zusätzlichen Kräften im 
Spitzenverkehr auf erhebliche Schwierigkeiten stößt. 
Eine wesentliche Erleichterung hat die Einführung 
der Postleitzahl im Paketdienst gebracht, da nun- 
mehr fast überall Kräfte ohne besondere geographi- 
sche Kenntnisse (Gastarbeiter) eingesetzt werden 
können. 

Eine ständige volle Personalausnutzung ist im Pa- 
ketdienst nicht gegeben, da sich sowohl über den 
Tages- und Wochenablauf als auch über den Jahres- 
ablauf Verkehrsspitzen und Vakua ergeben. Mit 
Rücksicht auf die notwendige zügige Entladung der 


Eisenbahn- und Lastwagen sowie auf den Kunden- 
dienst am Schalter muß jedoch immer ein für den 
Durchschnitt berechneter Personalstand gehalten 
werden. 

Trotz der Rationalisierungsbemühungen der Deut- 
schen Bundespost ergab sich von 1958 bis 1963 ein 
Zuwachs im Personalbestand von 29 v. H., obwohl 
das Verkehrsvolumen in diesem Dienstzweig nur 
um 13,5 v. H. anstieg. Ein Teil dieser Kräftevermeh- 
rung ist nicht von der Verkehrsentwicklung verur- 
sacht. Er beruht auf der Einführung eines neuen Lei- 
stungsnachweises für den Posthalterdienst, der ver- 
mehrten Einrichtung von Kraftverkehrsverbindun- 
gen zur besseren Sicherstellung der Postversorgung 
und als Ersatz für weggefallene Bezirksbahnposten 
sowie der direkten Zurechnung des Personals der 
Kfz-Werkstätten auf die verursachenden Dienst- 
zweige. Eliminiert man diese z. T. nur rechnerische 
Personalvermehrung von 3 164 Kräften, dann ist der 
Personalbestand von 1958 bis 1963 nicht um 29 v. H, 
sondern um 19,7 v. H. gestiegen. Die Verkehrslei- 
stungen und der Personalbestand haben sich dann 
wie folgt entwickelt: 
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Verkehrs- 

leistungen 

v.H. 

Personal- 

bestand 

v.H. 

1959 

1958 

- 2,2 

- 4 - 3,6 

1960 

1959 

-- 5,0 

+ U4 

1961 

1960 

- 4,8 

^ 6,4 

1962 

1961 

V 5,5 

V 6,0 

1963 

1962 

— 4,4 

f 2,5 

1964 

: 1963 

+ 0,5 

— 1,8 


Die Differenzen zu den vorstehenden 5-Jahres- 
Zahlen beruhen auf Rundungen. 

Diese Gegenüberstellung zeigt, daß jeweils in den 
einzelnen Jahren die Zuwachsraten wechselweise 
bei den Verkehrsleistungen oder beim Personalbe- 
stand ansteigen. Die Deutsche Bundespost führt diese 
Entwicklung darauf zurück, daß es aus betrieblichen 
und sozialen Gründen unmöglich sei, den Personal- 
bestand sofort an die sich ändernden Verkehrslei- 
stungen anzupassen. Bei der Vielzahl der Postdienst- 
stellen und der Größe des Personalkörpers lassen 
sich nach Ansicht der Bundespost aus organisatori- 
schen Gründen durch Schwankungen der Verkehrs- 
leistungen bedingte Personalveränderungen nur 
über einen größeren Zeitraum realisieren. Die Kom- 
mission glaubt, daß gerade bei der Vielzahl und 
Größe der Dienststellen der innerbetriebliche Per- 
sonalausgleich leicht möglich sein müßte. 

2. Grundstücke und Gebäude 

Für die derzeitig benutzten Grundstücke und Ge- 
bäude wurde der Paketdienst im Rechnungsjahr 1964 
mit 24,7 Mio DM für Abgaben und Mieten, Unter- 
haltung und Abschreibungen belastet. 

Notwendige Anlagen für den Paketdienst sind die 
Annahme- und Ausgabeschalter, die Räume für die 
Lagerung bis zum Abgang, Lagerräume in Bahnhö- 
fen, auf Kaianlagen und die Diensträume der Zoll- 
verwaltung. Den im Paketverkehr auftretenden Ver- 
kehrsströmen entsprechend bestehen 50 Paketum- 
schlagstellen an den Knotenpunkten. 

Obwohl es für einen Dienstleistungsbereich wie 
den Paketdienst keinen Vergleichsmaßstab, z. B. mit 
einem industriellen Produktionsbetrieb, gibt, ist fest- 
zustellen, daß die für den Paketdienst der Deutschen 
Bundespost zur Verfügung stehenden Grundstücke 
und Räume überwiegend als unzulänglich anzusehen 
sind. Zum Teil handelt es sich um Gebäude, die viele 
Jahrzehnte alt sind. Bei größeren Ämtern wie 
Frankfurt, Hamburg, Bremen, Düsseldorf, Stuttgart, 
Karlsruhe, München, Nürnberg, Hagen, Mannheim, 
reicht die Kapazität noch nicht einmal dazu aus, den 
Normalverkehr reibungslos abzuwickeln; im Spit- 
zenverkehr treten erhebliche zusätzliche Belastungen 
durch die Inanspruchnahme von Ausweichstellen 
auf. 

3. Maschinelle und sonstige Anlagen 

1964 standen 53 mechanische Paketverteilanlagen 
zur Verfügung. Daneben waren 101 ortsgebundene 
Förderanlagen und etwa 2 700 ortsveränderliche 
Bandförderanlagen in Benutzung. 


Die Betriebsrechnung für das Rechnungsjahr 1964 
weist 4,4 Mio DM Aufwendungen für Mieten für 
maschinelle Anlagen, Unterhaltung und Abschrei- 
bungen aus. 

4. Fahrzeuge und Einrichtungen 
zur Fahrzeugunterhaltung 

Von der Vielzahl der im Paketdienst benutzten 
Fahrzeuge interessieren hinsichtlich der Wirtschaft- 
lichkeit dieses Dienstzweiges vor allem die schie- 
nengebundenen Fahrzeuge (Bahnpostwagen) und 
die Kraftfahrzeuge. 

1 626 Bahnpostwagen standen Ende 1964 für die 
gesamte Postbeförderung zur Verfügung, rund 45 v.H. 
waren für den Paketdienst eingesetzt. Für ihre Un- 
terhaltung und die anderer Fahrzeuge ohne Kraft- 
fahrzeuge wurden im Jahre 1964 insgesamt 18,7 Mio 
DM aufgewandt. Hiervon entfielen auf den Paket- 
dienst 8,9 Mio DM. 

Ende 1964 wurden im Postdienst rund 16 000 post- 
eigene Kraftfahrzeuge benutzt. Etwa die Hälfte 
hiervon ist im Paketdienst tätig. 

IV. Kosten und Erlöse 

Im Rechnungsjahr 1964 betrugen die Leistungen 
des Paketdienstes 660,4 Mio DM, die persönli- 
chen Kosten 621,8 Mio DM = 94,2 v.H. der 
Leistungen. 

Von den persönlichen Kosten entfielen auf: 

a) Gehälter und Löhne 449,5 Mio DM 68,1 v.H. 

der Leistungen 

b) Nebenbezüge 25,5 Mio DM ^ 3,9 v. H. 

der Leistungen 

c) Soziallaslen 53,8 Mio DM = 8,1 v.H. 

der Leistungen 

d) Versorgungslasten 93,0 Mio DM — 14,1 v.H. 

der Leistungen 

Von diesen Kosten ist der weitaus größte Teil 
dem Paketdienst eindeutig zuzurechnen. Nur ein ge- 
ringer Teil, nämlich der Aufwand für die für meh- 
rere Teildienstzweige meist in der Verwaltung täti- 
gen Kräfte, dürfte als nicht eindeutig zurechenbar 
anzusehen sein. 

Die sächlichen Kosten betrugen 1964 insge- 
samt 283,8 Mio DM und sind aufgegliedert in: 

a) Kosten für die Betriebsführung 225,6 Mio DM 

b) Kosten für die Unterhaltung 31,2 Mio DM 

c) Erneuerung (Abschreibungen) 27,0 Mio DM 

Von den Kosten für die Betriebsführung sind rd. 
111 Mio DM für die Beförderung im Paketdienst 
nachgewiesen. Dieser Betrag stellt die Abgaben an 
die Deutsche Bundesbahn oder Klein- und Privat- 
bahnen für Beförderungs- und Verschubleistungen 
sowie Frachtraten an die Reedereien und Luftfahrt- 
gesellschaften für die Beförderung der Übersee- und 
Luftpostpakete dar. 

11,0 Mio DM betrugen die Kosten für den Kraft- 
fahrdienst. Relativ hoch lagen die Ausgaben für die 
Geschäftsbedürfnisse mit 14,9 Mio DM, für die 
Druckerzeugnisse mit 6,2 Mio DM und den allge- 
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meinen Aufwand mit 1,2 Mio DM, insgesamt also 
22,3 Mio DM für 303 Mio Pakete. Zu bezweifeln ist, 
ob diese Kosten in voller Höhe eindeutig dem Pa- 
ketdienst anzulasten sind. 


Die Aufwendungen für die Behandlung und Be- 
förderung der posteigenen Dienstpakete werden 
dem Paketdienst im kalkulatorischen Ausgleich zu 
Lasten der verursachenden Dienst- und Teildienst- 
zweige gutgeschrieben; im Jahr 1964 mit insgesamt 
16,4 Mio DM. 

Bezüglich der eindeutigen Zurechenbarkeit der 
sachlichen Kosten gilt die obige Bemerkung zu den 
persönlichen Kosten. Weitere Kosten, die eindeutig 
dem Paketdienst anzurechnen sind, waren 1964 die 
kalkulatorische Verzinsung des betriebsnotwendi- 
gen Kapitals in Höhe von 35,9 Mio DM und die Ab- 
lieferung an den Bund in Höhe von 37,8 Mio DM. 

Kosten, deren eindeutige Zurechenbarkeit in 
Zweifel gestellt werden kann, waren 1964 folgende: 


a) Soziallasten für verdrängte 

Ruhestandsbeamte 0,6 Mio DM 

b) Versorgungsbezüge für verdrängte 

Ruhestandsbeamte 8,2 Mio DM 


c) kalkulatorische Verzinsung der 
Ausgleichsforderungen des Post- 
scheck- und Postsparkassendienstes 0,7 Mio DM 

d) Verzinsung der Ausgleichsforde- 
rung der Deutschen Bundesbank. . 1,7 Mio DM 


11,2 Mio DM 


Leistungsabhängige und nicht leistungs- 
abhängige Kosten : 

Da für den Paketdienst der Bundespost die gesetz- 
liche Annahme- und Beförderungspflicht sowie eine 
beschränkte Zustellpflicht besteht, ist der weit über- 
wiegende Teil der Aufwendungen nicht leistungs- 
abhängig. Leistungsabhängig sind nur die mit 
schwankendem Verkehrsvolumen variablen Kosten, 
d. h. im wesentlichen die Kosten für Betriebsstoffe, 
für Mietanlagen und -fahrzeuge und der zusätzliche 
personelle und sächliche Mehraufwand für die Be- 
wältigung kurzfristiger Verkehrsspitzen. Hierbei 
handelt es sich größtenteils um sog. sprungfixe 
Kosten, die der wechselnden Beanspruchung nur 
grob anzupassen sind. Eindeutig leistungsabhängig 
ist lediglich die Ablieferung von öV'i v. H. der 
Bruttoeinnahmen an den Bund. So läßt sich denn 
auch die effektive Höhe der übrigen leistungsabhän- 
gigen Kosten aus den vorliegenden Unterlagen nicht 
feststellen. 


Erlöse des Dienstzweiges: 

Die Durchschnittseinnahme für eine gebühren- 
pflichtige Inlandspaketsendung und die Gesamtlei- 
stungen aus dem Paketverkehr betrugen 


Jahr 

Durchschnitts- 

einnahme 

Gesamtleistungen abzüglich 
w e i t e r g e g c b e n e r G e b ü h r e n 

1958 

145,8 Pf 


1959 

143,8 Pf 


1960 

144,9 Pf 


1961 

148,1 Pf 

515,5 Mio DM 

1962 

147,3 Pf 

561,3 Mio DM 

1963 

175,7 Pf 

589,2 Mio DM 


In den Zahlen für 1963 spiegelt sich die Auswir- 
kung der Gebührenerhöhung vom l. März 1963 
wieder. 

Erlös minderung durch externe Einfluß- 
nahme auf die Geschäftstätigkeit des 
Dienstzweiges: 

Während die Kostenrechnung des Paketdienstes 
durch externe Einflüsse nicht berührt wird, ist eine 
Erlösminderung durch politische Einflußnahme da- 
durch gegeben, daß im Verkehr zwischen West- 
deutschland und Berlin (West) bei der Gebühren- 
berechnung die jeweils niedrigere Entfernungs- 
zone zugrunde gelegt wird. Insgesamt ergaben sich 
hierdurch im Jahre 1963 Mindereinnahmen von 
9,7 Mio DM. 

Entwicklung der Leistungen und Kosten: 

Die Entwicklung der Leistungen und Kosten zeigt 
nach der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung 
der Deutschen Bundespost für die Rechnungsjahre 
1961 bis 1964 — in den vorhergehenden Jahren ist 
der Paketdienst nicht gesondert ausgewiesen — 
folgendes Bild: 



1961 

1962 

1963 

1964 



in Mio 

DM 


1. Leistungen 

515,5 

561,3 

589,29 

614,0') 

2. Betriebsbedingte 

Kosten 





a) Persönliche Kosten 

451,6 

529,5 

585,6 

621,8 

b) Sächliche Kosten 

199,8 

209,9 

228,69 

237,49 

c) Kalkulatorische 
Verzinsung des 
betriebsnotwendi- 
gen Kapitals 

25,6 

29,4 

33,5 

35,9 

Summe 2 a) bis 2 c) 

677,0 

768,8 

847,7 

895,1 

3. Betriebsbedingte 
Kostenunterdeckunq 

(1.X2.) 

161,5 

- 207,5 - 

258,5 - 

281,1 

4. Gesetzlich bedingte 
Kosten 





a) Versorgungsbezüge 
und Soziallasten für 
verdrängte 
Ruhestandsbeamte 

7,9 

8,4 

8,4 

8,8 

b) Verzinsung der 
Ausgleichsforderun- 
gen der Deutschen 
Bundesbank und des 
Postscheck- und 
Postsparkassen- 
dienstes 

2,7 

2,7 

2,5 

2,4 

c) Ablieferung an den 
Bund 

33,7 

37,9 

38,7 

37,8 

Summe 4 a) bis 4 c) 

44,3 

49,0 

49,6 

49,0 


5. Gesamtkosten- 
unterdeckung 

(1.X 2, + 4.) - 205,8 - 256,5 -308,1 - 330,1 


1) Bei den Leistungen und sächlichen Kosten sind zwecks besserer 
Verqleich))arkeit die weiterzugebenden Gebührenanteile in Höhe 
von 41,8 Mio DM für das Rechnungsjahr 1963 und 46,4 Mio DM 
lür 1964 unberücksichtigt geblieben, da sie in den Jahren 1961 und 
ltt62 auch nicht mit erfaßt sind. 
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Handhabung des Paketdienstes bei anderen Postverwaltungen 

Zum Vergleich der Verhältnisse bei anderen Postverwaltungen sollen die der Schweizerischen und der 
Französischen Verwaltung kurz dargestellt werden. 


Schweiz 

Das Höchstgewicht für Briefe beträgt in der Schweiz 250 g. Sendungen über 250 g bis 5 kg sind als imein- 
geschriebene Pakete zugelassen. Sie entsprechen in der Behandlung unserem Päckchen (Höchstgewicht 2kg). 
Eine Paketkarte ist nicht erforderlich. 

Daneben gibt es das „eingeschriebene“ Paket bis 50 kg, ebenfalls ohne Paketkarte. Die Sendungen erhalten 
eine Aufgabe-Nr., werden in eine Annahmeliste eingetragen, und bei der Aushändigung muß der Empfänger 
den Erhalt in einer Zustelliste anerkennen. 

Gebühren: 


Uneingeschriebene 


Eingeschriebene 


vergleichbare 

Pakete 

Fr. 

Pakete 

Fr. 

deutsche Paket- 
gebühr 

über 250 g bis 1 kg === 

0,40 

bis 250 g ~ 

0,401 


über 1 kg bis 2 V 2 kg = 

0,60 

über 250 g bis 1 kg 

0,60 i 

= 1,10 DM 

über 2^/2 kg bis 5 kg == 

0,90 

über 1 kg bis 2^ 2 kg = 

0,90 1 



über 2^12 kg bis 5 kg = 

1,30 j 




über 5 kg bis 7F'2 kg = 

1,70 

= 1,67 DM 



über 7^''2 kg bis 10 kg = 

2.20 

- 2,57 DM 



über 10 kg bis 15 kg = 

2,80 

= 4,60 DM 


Innerhalb der vorstehenden Gewichtsstufen gibt es keine Gebührenunterschiede hinsichtlich der Entfernun- 
gen. Ein solcher Unterschied tritt erst bei Sendungen über 15 kg ein. 



bis 100 km 

vergleichbare 

über 100 km 

vergleichbare 


Fr. 

deutsche 

Fr. 

deutsche 



Paketgebühr 


Paketgebühr 

über 15 bis 20 kg 

4 — 

- 5,— DM 

6 — 

- 6,60 DM 

über 20 bis 30 kg 

6,— 


9,— 


über 30 bis 40 kg 

8,— 


12,— 


über 40 bis 50 kg 

10,— 


15,— 



Für die Zustellung zahlt der Empfänger 40 c bei Paketen über 5 kg bis 10 kg und 70 c bei Paketen über 10 kg. 


Frankreich 


Die französische Postverwaltung läßt im Inland ein „Paquet-Poste" zu, das nach sieben Gewichtsstufen 
gestaffelt ist: 


bis 300 g = 0,70 Fr. (= 0,57 DM) 
über 300 g bis 500 g = 1,10 Fr. (= 0,90 DM) 

über 500 g bis 1 000 g = 1,70 Fr. (= 1,39 DM) 

über 1 000 g bis 1 500 g - 2,30 Fr. (= 1,89 DM) 

über 1 500 g bis 2 000 g - 2,90 Fr. (- 2,38 DM)* **) ) 

über 2 000 g bis 2 500 g - 3,50 Fr. {= 2,87 DM) 

über 2 500 g bis 3 000 g ^ 4,00 Fr. (= 3,28 DM) 


Den mit unserem Paketdienst vergleichbaren Dienst**) führt in Frankreich die Staatsbahngesellschaft aus. 


Gebühren: 

1. Nahzone: 


2. Mittlere Entfernung: 


3. Weiteste Entfernung: 


*) Deutsche Pädcchcngobühr 

**) {„petit colis" bis 50 kg) 









Vergleichbare 








deutsche Inlandsgebühr: 



bis 

5 kg 


3,50 Fr. 

(2,87 DM) 

1,— DM 

über 

5 kg 

bis 

10 kg 


4,12 Fr. 

(3,38 DM) 

2,60 DM 

über 

10 kg 

bis 

15 kg 


4,74 Fr. 

(3,89 DM) 

4,10DM 

über 

15 kg 

bis 

20 kg 

= 

5,37 Fr. 

(4,40 DM) 

5,60 DM 



bis 

5 kg 


5,47 Fr. 

(4,48 DM) 

1,25 DM I 

über 

5 kg 

bis 

10 kg 

ZIIZ 

7,61 Fr. 

(6,24 DM) 

4,25 DM 1 Durchschniltsgebühr 

über 

10 kg 

bis 

15kg 


9,66 Fr. 

(7,92 DM) 

6,75 DM I 2. und 3. Zone 

über 

15 kg 

bis 

20 kg 


ll.lOFr. 

(9,10 DM) 

9,25 DM J 



bis 

5 kg 

=: 

6,51 Fr. 

( 5,34 DM) 

1,50 DM 1 

über 

5 kg 

bis 

10 kg 


10,10 Fr. 

( 8,28 DM) 

6,40 DM [ Gebühren der 

über 

10 kg 

bis 

15 kg 

= 

13,57 Fr. 

(12,13 DM) 

10,40 DM 1 4. und 5. Zone 

über 

15 kg 

bis 

20 kg 

= 

17,27 Fr. 

(14,16 DM) 

14,40 DM J 


0,80 DM 
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V. Weitere Entwicklung 

Für das Rechnungsjahr 1965 rechnet die Deutsche 
Bundespost mit einer Zunahme der Erträge für den 
gesamten Postdienst in Höhe von 5,4 v. H. bei einer 
Erhöhung der Aufwendungen um 9,6 v. H. 

Diese Zahlen dürften auch für den Paketdienst 
gelten, zumal sich das Verkehrsvolumen auch im 
Jahre 1964 gegenüber 1963 nur geringfügig erhöht 
hat. 

Dementsprechend ist im Paketdienst mit einer 
weiteren Verschlechterung des Verhältnisses Ko- 
sten : Leistungen zu rechnen. 

Im Paketdienst sind keine größeren Rationalisie- 
rungsmöglichkeiten zu erkennen. Die weitere Me- 
chanisierung der Pakums wird zwar eine gewisse, 
aber keine für den Paketdienst insgesamt ins Ge- 
wicht fallende Einsparung erbringen. Trotzdem müs- 
sen diese geplanten Maßnahmen verwirklicht wer- 
den, da die Knappheit auf dem Arbeitsmarkt voraus- 
sichtlich weiter anhalten wird. 

Ein Rationalisierungserfolg war die Einführung 
der Postleitzahl, die die individuelle Beschreibung 
mit örtlich begrenzt gültigen Leitzahlen überflüssig 
machte. Die Post muß sich weiter laufend bemühen, 
leitgerechte Verkehrsströme zu bilden, Ort und 
Größe der Paketumschlagstellen ihnen anzupassen 
und soweit als möglich mechanische Hilfen wie Röll- 
chenbahnen, Rutschen, fahrbare Lagergestelle usw. 
einzusetzen. 

VI. Verhältnisse bei anderen Postverwaltungen 

Der Paketdienst ausländischer Postverwaltungen 
ist mit dem der Deutschen Bundespost kaum zu ver- 
gleichen. In Frankreich wird er von der Bahn nur in 
Zusammenarbeit mit der Post durchgeführt. Die 
schweizerische Postverwaltung hat ein Monopol im 
Paketdienst und steht nicht im Wettbewerb wie die 
Bundespost. In Belgien beträgt das Höchstgewicht 5 
kg. Viele Länder haben den Freimachungszwang. 
Die Höhe der Wertangabe, die Haftung bei Verlust, 
ob und in welcher Höhe Zustell- und Lagergebühren 
erhoben werden und viele andere Bestimmungen 
sind von Land zu Land verschieden, so daß ein Ver- 
gleich unmöglich ist. Zur Information sind in der An- 
lage 12 (Seite 30) die Handhabung des Paketdienstes 
und die Gebühren der schweizerischen und der fran- 
zösischen Verwaltung kurz dargestellt. 

VII. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

1. Gestaltung der Aufgabe und der gesetzlichen 
Grundlagen 

Die Annahme- und Beförderungspflicht für Pakete 
und Postgüter ist beizubehalten. Wirtschaft und pri- 
vate Postkunden sind auf einen schnellen und siche- 
ren Paketdienst angewiesen, da es keine vergleich- 
bare Dienstleistung mit kontinuierlicher Streuung 
über das gesamte Bundesgebiet gibt. Weder der 
Sammelgutverkehr der Spediteure noch der Express- 
gutverkehr der Deutschen Bundesbahn ist ein Er- 
satz, zumal der letztere ständig weiter eingeschränkt 


wird. Das zwischen der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn abgeschlossene Kleingut- 
abkommen steuert bewußt die Sendungen unter 
10 kg auf tariflichem Wege zur Postbeförderung, 
wonach auch die technischen Einrichtungen der Post 
ausgerichtet sind. Die Kommission empfiehlt der 
Bundespost zu prüfen, auf längere Sicht nur Pakete 
bis etwa 10 kg zu befördern, die schweren und alle 
sperrigen Sendungen jedoch ganz der Bundesbahn 
zu überlassen. 

Eine Änderung müssen die Haftungsbestimmun- 
gen erfahren, die gegenwärtig noch auf den §§ 8 
und 9 des Postgesetzes vom 28. Oktober 1871 basie- 
ren. Die darin festgelegte Haftungsgrenze von 3 DM 
für je 500 g, die heute noch für alle Postgüter (d. s. 
50 V. H. aller Sendungen) gilt, ist völlig unzurei- 
chend. 

2. Ausstattung mit Personal und Sachmitteln 

Um Mittel zur Mechanisierung und Rationalisie- 
rung des Betriebsablaufs einsetzen zu können, fehlt 
es vielfach an geeigneten Gebäuden und Räumlich- 
keiten. Ihr Einsatz ist aber notwendig, weil nicht 
gesichert erscheint, daß die zur Zeit im Paketdienst 
tätigen rund 54 000 Arbeitskräfte zukünftig gehalten 
und im Zuge weiteren Wachstums angemessen ver- 
mehrt werden können. Wegen der unzulänglichen 
technischen Ausstattung müssen vielfach zu schwere 
Arbeiten mit menschlicher Arbeitskraft bewältigt 
werden. Vor allem erscheint es angebracht, den Ein- 
satz technischer Mittel dort zu verstärken, wo heute 
die Personalintensität noch besonders hoch ist, wie 
z. B. beim Paketumschlag auf den Bahnsteigen der 
Bundesbahn. 

Die Zahl der Umschläge je Sendung sollte durch 
weitere Anpassung an die Verkehrsströme mög- 
lichst eingeschränkt werden. Die Kosten je Umschlag 
liegen zwischen 0,30 und 0,80 DM je nach dem me- 
chanischen Ausstattungsgrad der Umschlagstelle. Die 
Einsparung von durchschnittlich nur einem halben 
Umschlag je Sendung würde bei 300 Mio Paketsen- 
dungen eine Ersparnis etwa im Ausmaß von 75 Mio 
DM je Jahr erbringen, abgesehen davon, daß die 
Lenkung über bestausgerüstete Umschlagstellen 
auch die Kosten für die verbleibenden Umschläge 
verringern würde. 

Der Normung von Paketsendungen sollte die Post- 
verwaltung im Interesse weiterer Mechanisierungs- 
und Rationalisierungsmöglichkeiten besondere Auf- 
merksamkeit widmen. 

3. Bauvorhaben 

Die oben geforderten technischen Investitionen 
setzen eine erhebliche Verbesserung der baulichen 
Verhältnisse voraus. Der Paketdienst wickelt sich in 
Gebäuden oder Pakethöfen oder auf Bahnsteigen 
ab, die ganz überwiegend der Verkehrsentwicklung 
nicht mehr entsprechen und die in sehr, vielen Fällen 
für die Postbediensteten unzumutbare Arbeitsbedin- 
gungen bieten. 

Im Bauprogramm der Deutschen Bundespost sind 
bereits zahlreiche Neu- und Erweiterungsbauten für 
den Paketdienst geplant, die eine große Entlastung 
— vor allem in der Beanspruchung des Personals — 
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Gegenüberstellung 

1. der Gebühren in den einzelnen Gewichtsstufen und Entfernungszonen 

zu 

2. den Annahme- und Beförderungskosten (ohne Zustellung oder Ausgabe)*) für ein 
gewöhnliches, freigemachtes Inlandspaket bzw. Inlandspostgut im Rj. 1963**) 

— in DM - - 



1 . Zone 

2. Zone 

3. Zone 

4./5. 

Zone 1 



bis 75 km 

über 75 bis 150 km 

über 150 bis 300 km 

über 300 km 

Gewichlsstufe 

Gegenstand 

Pkt ' Pgt 

Pkt j Pgt 

Pkt 

Pgt 

Pkt 

Pgt 



1 2 

3 : 4 

5 ; 

6 

7 

8 

bis 5 kg 

1. Gebühr 

1,00 0,90 

1,10 1,00 

1,40 

1,20 

1,50 

1,30 


2. Kosten 

1,25 1,10 

1,45 1,25 

1,90 

1,80 

3,00 

2,70 


3. Unterschied 

— 0,25 —0,20 

— 0,35 —0,25 

— 0,50 

— 0,60 

— 1,50 

— 1,40 

5 bis 6 kg 

1. Gebühr 

1,40 1,20 

1,60 1,40 

2,10 

1,80 

2,40 

2,00 


2. Kosten 

1,55 1,35 

1,85 1,65 

2,65 

2_,_45_ 

4,30 

1 4,10 


3. Unterschied 

— 0,15 —0,15 

— 0,25 —0,25 

— 0,55 

— 0,65 

— 1,90 

j —2,10 

6 bis 7 kg 

1. Gebühr 

1,70 ^ 1,40 

2,10 1,80 

2,90 

2,40 

3,40 

2,70 


2. Kosten 

1,65 1,45 

2,00 1,80 

2,95 

2,75 

4,90 

4,70 


3. Unterschied 

-1- 0,05 + 0,05 

+ 0,10 

0,05 

— 0,35 

— 1,50 

— 2,00 

7 bis 8 kg 

1. Gebühr 

2,00 

2,60 

3,70 


4,40 



2. Kosten 

1,75 

2,15 

3,25 


5,50 



3. Unterschied 

+ 0,25 

+ 0,45 

-r 0,45 


— 1,10 


8 bis 9 kg 

1. Gebühr 

2,30 

3,00 

4,40 


5,40 



2. Kosten 

1,85 

2,30 

3,55 


6,10 



3. Unterschied 

■I- 0,45 

+ 0,70 

+ 0,85 


— 0,70 


9 bis 10 kg 

1. Gebühr 

2,60 

3,40 

5,10 


6,40 



2. Kosten 

1,95 

_ 2,45 

3,85 


6,70 



3. Unterschied 

+ 0,65 

+ 0,95 

-h 1,25 


— 0,30 


jedes 

1. Gebühr je kg 

i 

0,30 i 

0,40 ' 

0,60 


0,80 


weitere kg 

2, Kosten je kg 

0,^0 

0,15 

0,30 


0,60 



3. Unterschied 








je kg 

+ 0,20 

+ 0,25 

0,30 


+ 0,20 


*) Die jeweils ausqewiesenen Kosten und die daraus resultierenden Unterschiede sind a 

uf 5 Pf abgerundet. Die zusätzlidren 

Kosten 

für die Zustellung sind in der Anlage 16 unter I Ziff. 4 und für die Ausgabe auch in 

der Anlage 16 unter 

II aus- 

gewiesen (siehe Seite 36). 







**) Es handelt sidi bei den Kosten um 

vorläufige Annäherungswerte, die laufend durch 

die Schwankungen im Verkehrsaufkommen 

und durch die allgemeine Kostenentwicklung beeinflußt werden. 






mit sich bringen würden. Da im Einzelfall ganz er- 
hebliche Aufwendungen entstehen, werden die Pläne 
nur langsam realisiert; dafür ist zum Teil die Schwie- 
rigkeit des Erwerbs geeigneten Geländes verant- 
wortlich, oft genug aber auch die Tatsache, daß die 
knappen Investitionsmittel der Bundespost zugun- 
sten der Dienstzweige bevorzugt eingesetzt werden, 
in denen ein Überschuß erwirtschaftet wird. Trotz- 
dem darf der Investitionsbereich des Paketdienstes 


nicht vernachlässigt werden, weil dieser andernfalls 
in die Gefahr gerät, den ständig steigenden Lei- 
stungsansprüchen nicht gewachsen zu sein. 

Die Deutsche Bundespost muß das gegenwärtige 
und zu erwartende Verkehrsaufkommen ständig 
beobachten und analysieren, um die Hochbauinvesti- 
tionen eventuellen Änderungen des Verkehrsauf- 
kommens und der Verkehrsströme anpassen zu kön- 
nen. 
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Paketgebühren und Expreßgutlrachten für Sendungen im Gewicht bis 20 kg in DM 

Stand: 1.5.1964 


Pdkelqobühron 
der Post/one 
(km) 

Gxpteßqut- 
frddUen 
für Bcihn-km 

5 

kq 

6 

kg 

7 

kg 

8 

kg 

9 

kg 

10 

kg 

11 

kg 

12 

kg 

13 

kg 

14 

kg 

15 

kg 

16 

kg 

17 

kg 

18 

kg 

19 

kg 

20 

kg 


1 — 50 

1,8 

1,9 

2,0 

2,1 

2,2 

2,3 

2,5 

2,6 

2,7 

2,8 

2,9 

3,0 

3,1 

3,2 

3,3 

3,4 

1 — 75 


1,0 

1,4 

1,7 

2,0 

2,3 

2,6 

2,9 

3,2 

3,5 

3,8 

4,1 

4,4 

4,7 

5,0 

5,3 

5,6 


51 — 100 

2,0 

2,1 

2,2 

2,3 

2,4 

2,6 

2,8 

3,0 

3,2 

3,4 

3,6 

3,8 

3,9 

4,0 

4,1 

4,2 

76—150 


1,1 

1,6 

2,1 

2,6 

3,0 

3,4 

3,8 

4,2 

4,6 

5,0 

5,4 

5,8 

6,2 

6,6 

7,0 

7,4 


101—200 

2,4 

2,6 

2,8 

3,0 

3,2 

3,4 

3,7 

4,0 

4,3 

4,6 

4,8 

5,0 

5,2 

5,4 

5,6 

5,8 

151—300 


1,4 

2,1 

2,9 ^ 

3,7 

4,4 

5,1 

5,7 

6,3 

6,9 * 

7,5 ' 

8,1 

8,7 ' 

9,3 

9,9 

10,5 

11,1 


201—300 

i 

2,8 ^ 

1 

3,1 

3,4 

3,7 

4,0 

4,3 

4,6 

4,9 : 

5,2 

5.5 

5,8 

6,1 

6,4 

6,7 

7,0 

7,2 

über 300 


1,5 

2,4 

3,4 

4,4 

5,4 

6,4 

7,2 

8,0 

8,8 

9,6 

10,4 

11,2 

12,0 

12,8 

13,6 

14,4 


301—400 

3,1 

3,5 

3,9 

4,3 

4,7 

5,1 

5,5 

5,8 

6,2 

6,6 

7,0 

7,3 

7,6 

7,9 

8,2 

8,6 


401—500 

3,4 

3,9 

4,4 

4,9 

5,4 

5,9 

6,4 

6,8 

7,2 

7,6 

8,0 

8,4 

8,7 

9,0 

9,4 

9.8 


501—600 

3,7 

4,3 

4,9 

5,4 

5,9 

6,4 

6,9 

7,4 

7,9 

8,4 

8,8 

9,2 

9,6 

10,0 

10,4 

10,8 


über 600 

4,0 

4,6 

5,2 

5,8 

6,4 

7,0 

7,5 

8,0 

8,5 

9,0 

9,5 

10,0 

10,5 

11,0 

11,4 

11,8 


4. Rationalisierung im Auslandspaketverkehr 

Der Auslandspaketdienst trägt durch unzureichende 
Tarifierung unverhältnismäßig zur Kostenunterdek- 
kung bei. Der hohe Arbeitsaufwand bei der Lei- 
stungsabfolge gibt Anlaß zur Frage, ob die Zahl 
der Dienststellen, die mit dem Auslandspaketver- 
kehr befaßt sind, nicht vermindert werden kann. 

Eine Personaleinsparung erscheint möglich. So 
sind z. B. beim Auswechslungspostamt Aachen 
9 Kräfte für den Betrieb und 2 Kräfte im Verwal- 
tungsdienst erforderlich, während beim Postamt 
Köln-Deutz das Verhältnis zwischen Betriebs- und 
Verwaltungskräften 40 : 3 beträgt. 

5. Tarifgestaltung 

Die progressive Kostenunterdeckung im Paket- 
dienst kann weder durch Rationalisierung noch 
durch den Abbau politischer Lasten allein ausge- 
glichen werden. Die gesetzlich bedingten besonde- 
ren Kosten machten mit 49 Mio DM 1964 nicht ein- 
mal ein Sechstel der Kostenunterdeckung aus. 

a) Paket- und Postgutgebühren im Inland: 

Die Kostenunterdeckung im Paketdienst betrug 
330 Mio DM für 1964, d. s. bei 302 Mio beförderten 
Paketsendungen einschließlich der Pakete aus und 
nach dem Ausland und der gebührenfreien Dienst- 
pakete 109,1 Pf für jede Sendung. 

In der Anlage 13 (Seite 32) ist die Gebühren- und 
Kostenstruktur im Paketdienst nach Gewichtsstufen 
und Entfernungszonen dargestellt. Es zeigt sich, daß 
nach den Feststellungen der Deutschen Bundespost 


bei Paketen und Postgütern im Gewicht bis 6 kg in 
allen Entfernungszonen eine mit der Versandweite 
progressive Kostenunlerdeckung bestcüit. Bei Post- 
gütern im Gewicht von 6 bis 7 kg gilt dies auch noch 
für die dritte und vierte Entfernungszone, während 
bei Paketen die Kosten beim Versand über 300 km 
(4. Zone) erst von einem Gewicht von 11kg ab 
gedeckt werden. 

Ein neues Gebührenschemd würd die Kostenstruk- 
tur stärker berücksichtigen müssen. Es sollte zudem 
durch Einschränkung der Entfernungszonen und Ge- 
wichtsstufen w^esentlich vereinfacht werden. Zur Er- 
zielung einer höheren Mindesteinnahme je Sendung 
sollte zumindest die erste Entfernungszone (bis 
7v5 km) entfallen. Allein beim derzeitigen Gebühren- 
stand würde die Berechnung der Gebühren der zwei- 
ten Zone auch für die Entfernung bis 75 km eine 
Mehreinnahme von insgesamt 16,4 Mio DM zur 
Folge haben, obwohl es sich bei der weit überwie- 
genden Zahl der Pakete und Postgüter (im Gewicht 
bis 5 kg) nur um eine Erhöhung von 10 Pf je Sen- 
dung handeln würde. 

Bei der Festsetzung neuer Paketgebühren ist das 
Ziel des zwischen der Bundespost und der Bundes- 
bahn abgeschlossenen Kleingutabkommens, Sendun- 
gen bis 10 kg tariflich zur Post und schwerere Sen- 
dungen zur Bahn hin zu steuern, verstärkt zu ver- 
folgen, wenn auch ein Grenzgewicht von 10 kg nicht 
das einzige Kriterium dafür sein kann, ob sich eine 
Sendung für den mechanisierten Paketverkehr der 
Post eignet oder nicht. 

In der Anlage 14 sind die derzeitigen Paket- 
gebühren und Expreßgutfrachten für Sendun- 
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gen bis 20 kg wiedergegeben. Anlage 15 (Seite 34) 
zeigt eine Gegenüberstellung der Gebühren und 
Frachten für Sendungen von 5 kg, 7 kg, 10 kg und 
20 kg, aus der die Tarifsteuerungsabsicht des Klein- 
gutabkommens zu erkennen ist. Ein stärker auf 
Kostendeckung ausgerichteter, ins einzelne gehen- 
der Gebührenvorschlag für Pakete kann nur in Ab- 
stimmung mit der Deutschen Bundesbahn ausgear- 
beitet werden, wobei auch die Kostensituation im 
Expreßgutverkehr zu berücksichtigen ist. 

Eine Erhöhung der Paketgebühren zum Zwecke 
einer Minderung der extremen Kostenunterdeckung 
würde deutlich machen, wie weit die Beschwerden 
des Speditionsgewerbes begründet sind, daß die 
derzeitigen Postpakettarife die bessere Leistungs- 
fähigkeit einer privatwirtschaftlichen Betriebsform 
durch den Einsatz öffentlicher Mittel nicht zum Zuge 
kommen lassen. Wenn von 1966 an die Bundesrepu- 
blik mit einem Netz speditioneller Annahme- und 
Umschiagstellen für den Kleingutverkehr überzogen 
werden soll, so würde die Herstellung gleicher 
Wellbewerbsbedingungen nur durch die völlige 
Beseitigung der derzeitigen Verlustquellen im Post- 
paketdienst möglich sein. Das würde allerdings zu 
Erhöhungen der Gebühren zwingen, die gegenüber 
dem heutigen Stand schwer durchführbar scheinen, 
ohne daß dabei die Sicherung einer gleichmäßigen 
Bedienung des Kleingutverkehrs durch private Spe- 
diteure gegeben sein würde. 

Auf dem Weg über den Tarif sollte schließlich 
versucht worden, die besonders aufwendige Ver- 
kehrsspitze im Dezember abzubauen. Von einem 
bestimmten Stichtag ab könnte ein Zuschlag zur 
Paket- und Postgutgebühr erhoben werden, der die 
Versender entweder zu frühzeitigerer Auflieferung 
der Sendungen veranlaßt oder zur Deckung der 
erhöhten Kosten mit heranzieht. 

Gebührenerhöhungen im Paketdienst, die einer 
Verringerung der derzeitig extremen Kostenunter- 
deckung dienen, würden nach Auffassung der Kom- 
mission zu keinem größeren Verkehrsrückgang 
führen, da die Nachfrage nach diesen Beförderungs- 
leistungen relativ unelastisch erscheint. 

b) Auslandstarife: 

Die Tarife (Grundgebühren), die die Deutsche 
Bundespost für Auslandspakete erheben darf, sind 
in den §§ 10, 13, 15 des Poslpaketabkommens zum 
Weltpostvertrag festgelegt. 

Die Deutsche Bundespost hat bisher von der Mög- 
lichkeit, die Grundgebühren gemäß den o. a. §§ zu 
erhöhen, keinen Gebrauch gemacht, so daß für ein 
Auslandspaket sowohl in abgehender als auch in 
ankommender Richtung teilweise weniger erhoben 
oder gefordert wird als für ein entsprechendes In- 
landspaket. 

In den Anlagen 8 bis 11 (Seiten 24 ff.) wurde das 
an einem Beispiel dargestellt. 

Aus einer vergleichenden Aufstellung der deut- 
schen Inlandspaketgebühren mit den Anfangs- bzw. 
Endgebühren ergibt sich folgendes Bild; Bei Pake- 
ten, die innerhalb der ersten Zone nach dem Aus- 
land versandt werden (z. B. von Köln nach Belgien) 
oder die in Belgien nach Köln eingeliefert werden. 


decken sich die Anfangs- und Endgebühren bei 
einem Gewicht bis 15 kg mit den deutschen Gebüh- 
ren. In der zweiten Zone liegt die Grenze bei 8 kg, 
in der dritten Zone bei 6 kg und in der 4. Zone 
erhebt oder erhält die Deutsche Bundespost sogar 
schon bei einem Gewicht von 4 bis 5 kg weniger 
Gebühren als für ein gleich schweres Inlandspaket. 

Nach dem Ausland wurden im Jahre 1964 insge- 
samt 8,9 Mio Pakete versandt. Aus dem Ausland 
gingen 4,2 Mio Pakete ein. Als Durchschnittsgewicht 
für Auslandspakete nimmt die Bundespost das Ge- 
wicht von 7 kg an. Berechnet man die durchschnitt- 
liche Anfangs- und Endgebühr nach den Sätzen für 
Sendungen über 3 bis 10 kg, so ergibt sich der Durch- 
schnittsgebührensatz von 1,50 Goldfranken = 1,96 
DM. Für ein gebührenpflichtiges Inlandspaket betrug 
die Durchschnittsgebühr 219,5 Pf im gleichen Jahr, 
also 23,5 Pf oder 12 v. H. mehr als für ein durch- 
schnittliches Auslandspaket, welches ungleich höhere 
Kosten verursacht. 

Als Sofortmaßnahme wird vorgeschlagen, die An- 
fangs- und Endgebühren in Anwendung des § 13 
des Postpaketabkommens zum Weltpostvertrag um 
wenigstens 20 v. H. zu erhöhen. 

c) V e r z o 1 1 Li n g s p o s t g e b ü h r ; 

Das Postpaketabkommen bestimmt im § 16 die 
sogenannten zusätzlichen Gebühren. Unter diese 
fällt die Verzollungspostgebühr, die von den Ver- 
waltungen mit höchstens einem Goldfranken 
( ^ 1,31 DM) festgesetzt werden darf. 

Die Deutsche Bundespost erhebt nach der Aus- 
landspostgebührenordnung vom 15. Juli 1964 (Amts- 
blatt 1964/Nr. 89, S. 879 Nr. 29 b) 1 DM - 76,5 Gold- 
centimen. 

Im Jahr 1963 gingen rund 4 Mio Pakete aus dem 
Ausland ein, von denen rund 40 v. H. von der Post 
dem Zoll gestellt wurden. Hierfür hat die Deutsche 
Bundespost einen Betrag von rund 1,6 Mio DM er- 
löst. Im Hinblick auf die umfangreiche Leistungsfolge 
bei Auslandspaketen scheint es angemessen, daß die 
Bundespost von ihrem Recht Gebrauch macht und je 
Paket einen Goldfranken erhebt. Für 1963 würde 
das eine Mehreinnahme von rund 0,48 Mio DM 
(0,30 DM X 1,6 Mio Sendungen) bedeutet haben. 

d) Zustellgebühr und Gebühr für das 
Bereithalten zur Abholung; 

Das Bundespostministerium hat die durchschnitt- 
lichen Selbstkosten für die Zustellung einer Paket- 
sendung mit 86 Pf (siehe Anlage 16, Seite 36) be- 
rechnet. Die z. Z. erhobene Gebühr von 30 Pf ergibt 
also eine Kostenunterdeckung von 56 Pf. 

Eine Anhebung der Zustellgebühr bis zur Höhe 
der errechneten Selbstkosten empfiehlt sich nicht, 
weil dann vermutlich ein großer Teil der Paket- 
empfänger zur Abholung der Pakete übergehen 
würde. Das würde aber die schon jetzt in den Post- 
ämtern bestehende Raumnot bei der Paketlagerung 
und -ausgabe unvertretbar erhöhen. 

Vorgeschlagen wird daher, die Zustellgebühr um 
30 auf 60 Pf anzuheben. Da das Interesse der Paket- 
empfänger an der Selbstabholung nicht unnötig 
durch die Erhöhung der Zustellgebühr verstärkt wer- 
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Aufgliederung der Kosten eines gewöhnlichen, freigemachten Inlandspakets 
(ohne Nachnahme und ohne Sonderbehandlung) 
in den verschiedenen Bearbeitungsstufen im Rj. 1963 


I. Im Durchschnitt sind im Rj. 1963 folgende Kosten angefallen: 

1. Für die Annahme am Schalter*) rd. 0,32 DM 

2. Für die stationäre Beförderung 

(Abgang beim Einlicferungsamt, Durchgang bei den Umschlagstellen, Eingang 

beim Bestimmungsamt) rd. 0,77 DM 

3. für die rollende Beförderung auf Schiene und Straße einschließlich der 

entsprechenden Verladeleistungen rd. 1,23 DM 

4. für die Zustellung (ohne Ausgabe) rd. 0,86DM 

5. für ein zugestelltes Paket mithin insgesamt rd. 3,18 DM 


]f. Die Durchschnittskosten für die Ausgabe eines gewöhniidum, freigemachten Paketes betrugen 
rd. 17 Pf; mithin kostete ein derartiges, am Schalter ausgegebencs, d. h. abgeholtes Paket 
insgesamt 0,32 0,77 - 1,23 A 0,17 ^ im Durchschnitt rd. 2,49 DM. 


frn Jahre 1964 wurden 49,98 Mio DM an Zustellgebühren und 


erlöst. 


3,46 Mio DM an Abholgebühren 


Die vorgi'schlagenom Erhöhungen würden im Jahre 1964 folgende Mehreinnahmen ergeben 
haben ; 

Zustellgebühr ^ E 50,0 Mio DM, 

Abholgebühr -- 1,7 Mio DM, 

=^1 \adirichlUch: Die .Annühmekosten für Selbstburhor-Pdkele fl’.i'-ai'iit- A'.illii'fereriO) wuieu ii-loch ul Pf nicdiiqoi- upcI i)elfiiisep. 
!uii rd. 12 Pf. , 


den sollte, ist gieichziütig eine Heraufsetzung der 
Gebühr lür das Bereithalten der Paketsendungen 
zur Abholung zu empfehlen, und zwar von 10, — auf 
15, — DM je Monat. 

D. Der Postzeitungsdienst 

In Deutschland ist die Zeitung seit ihrem Ent- 
stehen, von den handgeschriebenen „Avisen" ange- 
fangen bis zur gedruckten Zeitung, auf das engste 
mit der Post verflochten. Im Anfang lag der Zei- 
tungsvertrieb allein in ihren Händen. Mit Rücksicht 
auf die .staatspolitische Bedeutung der Presse hat 
die Post die Zeitungsgebühren stets so niedrig wie 
möglich bemessen und seit Jahrzehnten mehr oder 
minder große Zuschüsse zur Aufrechterhaltung des 
Postzeitungsdienstes geleistet. 

Inzwischen hat aber die Kostonunterdeckung des 
Dienstzweiges eine Höhe erreicht, die das finanzi- 
elle Leistungsvermögen der Post weit überschreitet. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß sich die 
Deutsche Bundespost nur schwer vollständig aus 
ihren bisherigen Pflichten im Zeitungsdienst lösen 
kann. Diese Tatsache darf aber nicht dazu führen, 
der Post ziizumuten, ständig in diesem Dienstzwmig 
ein hohes Defizit zu tragen. Es kann nicht die Auf- 
gabe der Post sein, die Verbreitung von Illustrier- 
ten und anderen Unterhaltungsblattern durch Ge- 
bühren zu fördern, die noch nicht einmal die 
variablen Kosten decken. 


1, Gesetzliche Grundlagen 

Die Pflicht der Deutschen Bundespost, einen Post- 
zcitungsdienst zu unterhalten, gründet sich auf das 
Gesetz über das Postwesen des Deutschen Reiches 
vom 28. (Oktober 1871, dessen § 1 festlegt, daß die 
Beförderung von Zeitungen politischen Inhalts, die 
öfter als einmal wöchentlich erscheinen, außerhalb 
des 15-km-Umkreises ihres Ursprungsorts gegen Be- 
zahlung nur durch die Post erfolgen darf. Außerhalb 
dieses Umkreises ist also Jede Zeitung politischen 
Inhalts, wenn sie öfter als einmal wöchentlich er- 
scheint, dem Postzwang unterworfen. 

Das Gesetz findet indessen praktisch keine An- 
wendung mehr, und der Postzwang für Zeitungen ist 
im kommenden neuen Postgesetz nicht mehr zu 
fordern. Damit entfiele für die Deutsche Bundespost 
die gesetzliche Pflicht, einen Postzeitungsdienst ohne 
jede Rücksicht auf die Kostensituation zu unter- 
halten. 

Benutzungsrechtlich gründet sich der derzeitige 
Postzeitungsdienst auf der Postzeitungsordnung vom 
28. Mai 1963 (mit Ausführiingsbestimmungen) und 
auf die Postzeitungsgebührenordnung vom gleichen 
Tage. Beide Rechtsverorclnungen sind am 1. Januar 
1964 in Kraft getreten. 

Die Postzeitungsordnung (PostZtgO) bestimmt als 
Inhalt des Postzeitungsdienstes: 

a) den A^ertrieb (Vermittlung von Zeitungen zwi- 
schen Bezieher und Verleger) und 
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b) die Beförderung von Zeitungen als Zeitungspost- 
Sendungen (Postzeitungsgut, Streifbandzeitung). 

Am Postzeitungsdienst können alle in der Bun- 
desrepublik „verlegten" Zeitungen tcilnehmen, so- 
fern sie den Bestimmungen der PostZtgO entspre- 
chen. Zeitschriften, Gesetzes-, Amts- und Verord- 
nungsblätter u. a. m. sind den Zeitungen gleich- 
gesetzt. 

Für im Ausland verlegte Zeitungen gilt das Post- 
zeitungsabkommen zum Weltpostvertrag. 

IL Aufgabenbereich und Leistungsvorgänge 

Beim P o s tz e i t ung s v e r t r i e b im Inland 
übernimmt die Deutsche Bundespost eine aktive und 
eine passive Tätigkeit. 

Aktiv beteiligt sich die Bundespost im Bestell- 
stückverfahren durch die Entgegennahme von 
Bestellungen auf alle Zeitungen, die zum Vertrieb 
durch sie zugelassen sind. Die angenommenen Be- 
stellungen werden an die Verleger weitergeleitet, 
und die von diesen gelieferten Zeitungen händigt 
die Post an die Besteller aus (Postbezugsstücke). 
Aktiv beteiligt sich die Post am Zeitungsvertrieb 
weiterhin durch das Einziehen der Bezugsbeträge. 

Passiv ist die Post im VeiTagsstückver fahren 
beim Vertrieb der Zeitungen tätig, indem sie vom 
Verleger geworbene Bezieher mit den sogenannten 
Verlagsstücken beliefert. 

Im Postzeitungsvertrieb bestehen außerdem noch 
Nebenleistungen, wie z. B. die Führung von 
Bezieherlisten u. a. m., auf die später noch einge- 
gangen wird. 

1. Leistungsvorgänge im einzelnen 

Postbezugsstücke: 

Hierunter sind die Zeitungsbestcllungen der Post- 
bezieher durch Aufgabe der Bestellung am Post- 
schalter zu verstehen. Der Annahmebeamte er- 
mittelt aus der Postzeitungsliste die Bezugsbedin- 
gungen und den Betrag, trägt die Bestellung in das 
Zcitungskassenbuch ein und stellt als Empfangs- 
bescheinigung den „Zeitungsbezugsschein" aus. 
Gleichzeitig legt er eine „Zeitungsstammkarte" an. 
Diese enthält alle Angaben, die notwendig sind, um 
vor Ablauf der Bezugszeit das Bezugsgeld durch den 
Zusteller vom Bezieher einziehen zu können. 

Nach dem Schalter- oder A_nnahmebeamien, der 
die Zeitungsbestcllung kassenmäßig gebucht und 
durch das Ausfüllen der Zeitungsstammkarte die 
Unterlage für das Einziehen des Bezugsgeldes für 
kommende Bezugszciien geschaffen hat, tritt die 
Zcitungsstelle des Ahsatzpostarnts in Tätigkeit. Ihr 
obliegt es, die vom Annahmebeamlen angenommene 
und gebuchte Bestellung auszuführen. Die Zeitungs- 
stelle füllt ein dafür vorhandenes Formblatt (Zel- 
tungsbesteliung) aus und sendet das Formblatt an 
die Zeitungsstelle des Verlagspostamts d. i. das 
Postamt (V), bei dem die Zeitung zum Postzeitungs- 
dienst zugelassen ist. Handelt es sich bei der aus- 
zuführenden Bestellung um eine ausländische Zei- 
tung, dann tritt an die Stelle des Verlagspostamts 
das für das in Betracht kommende Erscheinungs- 


land der Zeitung zuständige Auswechslungspost- 
amt, das seinerseits mit der ausländischen Dienst- 
stelle die Weitergabe der Bestellung besorgt. 

Die Zeitungsstelle am Wohnort des Bestellers 
(Absatzpostamt) veranlaßt, daß dem Bezieher vor 
Beginn der neuen Bezugszeit die Zeilungsstamm- 
karte zur Zahlung des fälligen Zeitungsbezugsgol- 
des durch den Briefzusteller vorgelegt wird. Neben 
der Weitergabe der Bestellung obliegt es ihr, den 
Namen des Beziehers und seine Anschrift in die 
Zeitungsverteil- und -zustellkartei einzutragen. Bei 
Postämtern, in denen die Zeitungen mit der Hand 
beschriftet werden, dient diese Kartei beim Eingang 
der Zeitungen als Unterlage. Bei Postämtern mit 
Anschriftenmaschinen wird stall der Eintragung in 
die Kartei eine Anschriftenplatte geprägt. 

Schließlich ist es auch Sache der ZeitungssLelle am 
Aufgabeort der Zeitungsbestellung, das eingehobene 
Bezugsgeld an das Poslzeitungsamt Berlin (West) zu 
überweisen. 

Die Zeitungsstclle am Verlagsort der Zeitung 
sorgt für die Weitergabe der Zeitnngsbestellung des 
Absatzamtes an den Verleger. 

Der Verleger liefert die bestellte Zeitung beim 
Verlagspostamt zur Beförderung an das Absatz- 
postamt ein. Dieses läßt die Zeitung mit der An- 
schrift des Beziehers versehen und sorgt für die 
Zustellung bzw. Bereilstellung der Zeitung zur Ab- 
hol img, falls der Bezieher das wünscht. 

V e iT a g s s t ü c k e ; 

Unter „Verlagsstücken" versteht man die Zeitun- 
gen, die ein Verleger der Post für Bezieher über- 
gibt, die er selbst geworben hat oder die eine 
Bestellung aui seine Zeitung unmittelbar an ihn 
gerichtet haben. Für jeden Bezieher fertigt der Ver- 
leger eine Lielerkarte aus, auf der die Anschrift des 
Beziehers vermerkt ist. Die Karte wird dem Ver- 
lagspostamt zur Buchung der Gcsamtstückzahl der 
eingewiesenen Verlagsstücke übergeben und von 
dort an das zuständige Absatzpostamt weitergeleitet, 
dem sie als Unterlage für die Verteil- und Zustell- 
kartei bei Beanschriftung der Zeitung von Hand oder 
zur Prägung einer Anschriftenplaite dient. Die Zei- 
tung wird an das zuständige Absatzpostamt ver- 
sandt, dort mit der entsprechenden Anschrift ver- 
sehen und dem Bezieher zugestellt. 

Die vom Verleger gelieferten Zeitungen können 
von ihm selbst verpackt und zur Postbeförderung 
eingeliefert werden; auf seinen Antrag hin kann 
aber auch die Verpackung durch die Post erfolgen. 
Auf lange Sicht soll diese für die Post belriebs- 
fremde Aufgabe ganz aufgegeben werden, 

Z e i t u 11 g s p o s t s e n d u n gen: 

Für die Verleger sind zwei besondere Sendungs- 
orteii als Zeitungspostsendungen zugelassen. 

a) Das Po stzei lungsgut und 

b) die Streifbäiidzeiiurig. 

Während der Poslzeitungsvertrieb sich außerhalb 
des Bundesgebietes auf verschiedene ausländische 
Staaten erstreckt und auch die Streifbandzeitung 
(als „Drucksache zu ermäßigter Gebühr") nach dem 
Ausland versandt werden kann, ist PostzGitungsgut 
nur im Gebiet der Deutschen Bundespost zugetassen. 
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Zu a) Das Postzeitungsgut; 

Die Verleger können ihre zum Absatz außerhalb 
des Postzeitungsvertriebs bestimmten Zeitungsstücke 
als Postzeitungsgut versenden. Eine Postzeitungs- 
gut-Sendung soll mindestens drei Zeitungsnummern- 
stücke enthalten. Das Höchstgewicht beträgt 20 kg. 
Aus dieser Begriffsbestimmung ergibt sich, daß das 
Postzeitungsgut als besondere Massenversandsen- 
dung der Verleger an ihre Vertriebsstellen gedacht 
ist. Dementsprechend hat die Deutsche Bundespost 
die Einlieferungszeiten für das Postzeitungsgut fest- 
gelegt. Es kann nur von Montag früh bis Donners- 
tag um 12 Uhr eingeliefert werden. Den Ort, an dem 
die Einlieferung zu erfolgen hat, und den Zeitpunkt 
der Einlieferung bestimmt das Verlagspostamt. 

Postzeitungsgut kann auf Antrag des Verlegers 
gegen Gebührenzuschlag als Postzeitungs-Schnell- 
gut befördert werden. Die für Postzeitungsgut gül- 
tige Einschränkung der Einlieferungszeit (Montag 
bis Donnerstag 12.00 Uhr) entfällt. Postzeitungs- 
Schnellgut kann auf Antrag des Verlegers gegen 
besonderen Zuschlag als Luftpost-Zeitungsgut be- 
fördert werden. Nach der Ankunft am Bestimmungs- 
ort soll das Postzeitungsgiit vom Empfänger abge- 
holt werden, eine Zustellung durch Eilboten oder als 
Paket ist jedoch möglich. Bei Zustellung durch Eil- 
boten muß der Empfänger die Eilzustellungsgebühr 
bezahlen. Der Verleger entrichtet die Zustellgebühr, 
falls das Postzeitungsgut als Paket zugestellt wer- 
den soll. 

Zu b) Streifbandzeitung: 

Verleger und Zeitungsvertriebssteilen können für 
private Bezieher oder Verteiler bestimmte Zeitungs- 
nunimernstücke als „Streifbandzeitung" verschicken. 
Der Verleger kann verschiedene von ihm verlegte 
Zeitungen und die Zeitungsvertriebsstellen können 
ebenso Zeitungen von verschiedenen Verlegern zu- 
sammen als Streifbandzeitung versenden. 

Als Verpackung ist ein Streifband oder eine son- 
stige offene Umhüllung vorgeschrieben. Die Bezeich- 
nung „Streifbandzeitung" muß in der Aufschrift an- 
gegeben sein. Auch muß aus der Absenderangabe 
hervorgehen, daß der Versender ein Verleger oder 
eine Zeitungsvertriebsstelle ist. 

Das Höchstgewicht für Streifbandzeitungen beträgt 
1 000 g. Versand durch Luftpost oder Zustellung 
durch Eilboten ist zulässig. 

Am Bestimmungsort werden Streifbandzeitungen 
dem Empfänger wie gewöhnliche Briefsendungen 
ausgeliefert. 

2. Besonderheiten der Leistlingserstellung 

Eine Postzeitungsliste wird vom Postzei- 
tungsarnt Berlin (West) herausgegeben. Sie erscheint 
jährlich im Dezember und enthält in zwei Abteilun- 
gen sämtliche im Bundesgebiet einschließlich Berlin 
(West) zum Postzeitungsdienst angemeldeten sowie 
solche im Ausland erscheinenden Zeitungen, die bei 
den deutschen Postämtern bestellt zu werden pfle- 
gen, mit den Angaben über ihre Bezugsbedingungen 
usw. Durch Nachträge wird die Postzeitungsliste 
laufend berichtigt. 

Eine Belastung für den Postzeitungsdienst stellt 
das Verfahren der Mitteilung von Beziehe r- 


anschriften an den Verleger dar. Für diese zu- 
sätzliche Leistung sollte eine kostendeckende Ge- 
bühr (1964 dafür Einnahmen von 1,12 Mio DM) an- 
gestrebt werden. 

Die Deutsche Bundespost ist dem Postzeit iings- 
abkommen zum Weltpostvertrag beigetre- 
ten und führt dieses Abkommen mit 15 Ländern aus. 
Ausländische Verwaltungen, die das Abkommen 
gleichfalls ausführen, können in der Bundesrepublik 
erscheinende Zeitungen bestellen und die Verleger 
in der Bundesrepublik dürfen Verlagsstücke an ge- 
wonnene Bezieher in solche Länder einweisen. An- 
derseits können ausländische Zeitungen, die in den 
Vertragsländern ersdreinen, als Bestell- oder Ver- 
lagsstücke den deutschen Beziehern geliefert wer- 
den. 

Der Auslandszeitungsdienst wird über drei Aus- 
wechslungspostämter abgewickelt. 

Für den Bezieher in der Bundesrepublik ist der 
Postbezug ausländischer Zeitungen die billigste und 
bequemste Bezugsart. 


IIL Kapazitäten und deren Ausnutzung 


1. Personaleinsatz 


Von den 1964 im Postdienst insgesamt beschäftig- 
ten 240 533 Kräften waren 23 774 10,0 v. H. im 

Postzeitungsdienst eingesetzt. Der Personaleinsatz 
dieses Teildienstzweiges in den Betriebskostenstel- 
len gliederte sich nach dem Kräfteeinsatz wie folgt: 

1. Zeitungsabsatzdienst 21,46 v. H. 

2. Zeitungsverlagsdienst 4,36 v. H. 

3. Bearbeiten von Postzeitungsgut 1,82 v. H. 

4. Zustellung 49,88 v. H. 

5. Beförderung 14,69 v. H. 

6. Unterhaltungsarbeiten an Kraftfahr- 
zeugen, Maschinen usw. 2,72 v. H. 

7. übrige Betriebstätigkeiten 5,07 v. H. 

100,00 v. H. 


Im Gegensatz zu den Dienstzweigen Brief- oder 
Paketdienst gewährleistet der Postzeitungsdienst 
eine nahezu volle Personalausnutzung. Dies ist 
einmal im Objekt begründet, da die Herausgabe der 
^Zeitungen zu einem bestimmten Zeitpunkt erfolgt, 
um ihre Aktualität zu gewährleisten. 

Der überwiegende Teil des Betriebsdienstes voll- 
zieht sich also zu bestimmten Terminen, die im vor- 
aus bekannt sind. 


Der Verbund mit dem Paketdienst bei der An- 
nahme, Verteilung und Beförderung sowie mit dem 
Briefdienst bei der Zustellung weist auch in die 
Richtung einer möglichen günstigen Personalaus- 
nutzung. Allerdings ist eine genaue Abgrenzung 
der Teildienstzweige in dieser Hinsicht nur schwei- 
möglich. 


2. Grundstücke und Gebäude 

Auf den Postzeitungsdienst entfielen im Rech- 
nungsjahr 1964 7,8 Mio DM an Abgaben und Mieten, 
Unterhaltung und Abschreibungen. 

Die Ausnutzung der Gebäude ist im Postzeitungs- 
dienst — vor allem beim Postzeitungsgut — gün- 
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stiger als beim Brief- oder Paketdienst. Eine volu- 
menmäßige Zunahme des Verkehrs am Wochenende, 
vor hohen Festtagen und bei der regelmäßigen 
Einlieferung von Zeitschriften bedingt kaum oder 
doch nur sehr kurzfristig eine Raumverknappung, 
da ein nicht unerheblicher Teil des beförderten 
Zeitungsguts die Grundstücke und Gebäude über- 
haupt nicht oder nur sehr kurze Zeit belastet, im 
Gegensatz zu anderen Beförderungsgegenständen 
wie Briefen, Paketen oder Päckchen. 

Notwendige Anlagen für den Zeitungsdienst sind 
der Annahmeschalter zur Entgegennahme der Zei- 
tungsbestellung, ständig benutzte Räume der Zei- 
tungsstellen, der Zcitungsverpackungsstellen und 
die Räume, die zur Aufstellung von Maschinen zur 
Beanschriftung der Zeitungen erforderlich sind. Der 
Annahmcschalter dient in der Regel gleichzeitig 
auch anderen Dienstzweigen. Darüber hinaus wer- 
den die Anlagen des Paketdienstes mitbenutzt. 

3. Maschinelle und sonstige Anlagen 

Im allgemeinen hat der Postzeitungsdienst keine 
eigenen maschinellen oder mechanischen Förder- und 
lü'ansportaniagen. Nur dort, wo große und zahl- 
reiche Verleger an einem Ort aufliefern, lohnt sich 
die Einrichtung besonderer Anlagen zum Transport 
des Postzeitungsguts (z. B. in Hamburg). Dazu kom- 
men noch Verpackungsmaschinen, d. h. Apparate, 
die die Zeitiingsbunde mechanisch mit Schnüren 
oder Drahtverschluß versehen, und Anschriften- 
maschinen. 

Die Betriebsrechnung 1964 weist für 6,5 Mio DM 
Belörderungsanlagen und Maschinen aus und bela- 
stet den Postzeitungsdienst mit 1,0 Mio DM für diese 
Anlagen. 

4. Fahrzeuge und Einrichtungen zur 
Fahrzeugerhaltung 

1964 beförderte die Deutsche Bundespost insgo- 
samt 914,4 Millionen Zeitungsnummernstücke. Legt 
man das Durchschnittsgewicht von 114 g je beför- 
dertes Bestell- und Verlagsstück zugrunde, so ergibt 
dies ein Mengengewicht von 103,1 Millionen kg. 
Zusätzlich hat die Bundespost im gleichen Jahr 211,8 
Millionen kg Postzeitungsgut befördert, es machte 
den Hauptanteil an der gesamten jährlichen Beför- 
derungsmengc von rund 315 Millionen kg aus. Als 
Beförderungsmittel dienten die Bahnpostwagen und 
Kraftfahrzeuge der Post. Für die Benutzung der 
Beförderungsmittel, Aufwendungen für den Kraft- 
fahrdienst, die Unterhaltung der Transportmittel 
und ihre Abschreibungen wurde der Dienstzweig 
insgesamt mit 24,1 Mio DM belastet. 

IV. Kosten und Erlöse 

1. Analyse der Kosten 

1964 betrugen die Leistungen des Postzeitungs- 
dienstes insgesamt 150,0 Mio DM. Die persönlichen 
Kosten beliefen sich auf 258,3 Mio DM. Sie über- 
stiegen also die Gesamtleistungen um 108,3 Mio DM 
^ 72,2 V. H. Von den persönlichen Kosten entfielen 
auf 


a) Gehälter und Löhne 187,1 Mio DM ^ 72,4 v.H. 

b) Nebenbezüge 10,5 Mio DM 4,1 v.H. 

c) Soziallasten = 22,0 Mio DM = 8,5 v. H. 

d) Versorgungslasten 38,8 Mio DM ^ 15,0 v.H. 

Insgesamt: ^ 258,3 Mio DM 100,0 v. H. 

An Sachkosten sind 1964 49,9 Mio DM für die 
Betriebsführung, 7,4 Mio DM für Unterhaltung und 
5,2 Mio DM Abschreibungen, insgesamt also 62,5 
Mio DM aufgekommen. 

Diese persönlichen und sächlichen Kosten sind mit 
einer geringfügigen Ausnahme eindeutig dem Post- 
zeitungsdienst anzulasten. Andere Kosten, die ein- 
deutig dem Zeitungsdienst anzurechnen waren, sind 
im Rechnungsjahr 1964 folgende: 

a) Kalkulatorische Verzinsung des 
betriebsnotwendigen Kapitals = 11,0 Mio DM 

b) Ablieferung an den Bund ^ 9,4 Mio DM 

Kosten, deren eindeutige Zurechenbarkeit in Zwei- 
fel gestellt werden können: 

a) Versorgungsbezüge und Sozial- 
lasten für verdrängte Ruhe- 
standsbeamte 

b) Kalkulatorische Verzinsung der 
Ausgleichsforderung des Post- 
scheck- und Postsparkassen- 
dienstes 

c) Verzinsung der Ausgleichslor- 
derung der Deutschen Bundes- 
bank 

Nicht eindeutige Kosten 

Im Figenverlag der Deutschen Bundespost erschie- 
nen 

a) das Amtsblatt 

b) das Archiv lür das Post- und Fernmeldcwe-sen, 

c) die Zeitschrift fiir das Post- und Fernmeldeweson. 

Daneben gibt es noch als halbamtliche Publikatio- 
nen die Postpraxis, die Hauszeitschrift und die 
Amtlichen Druckwerke der Deutschen Bundespost 
(vgl. Teil 111 der Postzeitungsliste). 

Die durch den Vertrieb dieser Druck-Erzeugnisse 
im Postzeitungsdienst anfallenden Kosten, die in 
ihrer Höhe allerdings nicht bedeutend sein dürften, 
sind dem Zeitungsdienst nicht eindeutig anzulasten. 

2. Tarife des Dienstzweiges 

Die Tarife im Postzeitungsdienst wurden durch 
die Postzeitungsgebührenordnung (PostZtgGebO) 
vom 28. Mai 1963 (in Kraft vom 1. Januar 1964 an) 
neu geregelt. 

Die PostZtgGebO sieht folgende Gebühren vor: 
a) Zeitungsg rundgebühr (§3) 

Für jede Zeitung, die zum Postzeitungsdienst zu- 
gelassen werden soll, hat der Verleger eine Zci- 
tungsgrundgebühr von 10 DM für jedes Kalender- 
vierteljahr zu entrichten. Mit der Grundgebühr ist 
die übliche Eintragung in die Postzeitungsliste abge- 
golten. Für gewünschte zusätzliche Angaben hat der 
Verleger für jedes Wort 2 DM zu entrichten. 


2,2 Mio DM 

0,2 Mio DM 

0,4 Mio DM 
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Im Jahre 1964 waren insgesamt 6 415 Zeitungen 
zugelassen. Da die Zeitungsgrundgebühr für ein Ka- 
lendervierteljahr 10 DM beträgt, ergibt sich für 1964 
eine Jahreseinnahme von rd. 250 000 DM. 

b) Vertriebsgebühr (§ 6) 

Sie richtet sich nach der Häufigkeit des Erschei- 
nens und dem durchschnittlichen Gewicht der ein- 
zelnen Zeitungsnummern. 

Die Vertriebsgebühr beträgt monatlich für jedes 
Zeitungsstück bei wöchentlich einmaligem Erschei- 
nen sowie für jede weitere Zeitungsnummer in der 
Woche bei einem durchschnittlichen Nummerstück- 
gewicht bis 30 g ^ 18 Pf, über 30 g bis 100 g für je 
10 g mehr 0,9 Pf. 

Bei monatlich einmaligem Erscheinen wird ein 
Drittel, bei monatlich zweimaligem Erscheinen wer- 
den zwei Drittel der vorstehenden Sätze erhoben. 

Bei vierteljährlich einmaligem Erscheinen und für 
jede Sondernummer wird der Satz wie für monat- 
lich einmaliges Erscheinen vierteljährlich erhoben. 

Die Mindestgebühr für jede Zeitung beträgt vier- 
teljährlich 36 DM. 

Bei der Erscheinungsweise gelten für den Gebüh- 
rensatz folgende Gleichstellungen: 

Z. B, wöchentlich einmal monatlich 3 bis 4 mal 

vierteljährlich 
7 bis 13 mal 

wüchentiieh sechsmal ^ monatlich 22 bis 26 mal 
vierteljährlich 
66 bis 78 mal 

c) E i n w e i s u n g s g e b ü h r (§ 7) 

Die Gebühr betrifft die Verlagsstücke, d. h, die 
Zeitungen für die vom Verleger gewonnenen Bezie- 
her, und beträgt für jede Einweisung eines Verlags- 
stücks ' ^ 10 Pf. 

d) Vermittlungsgebühr (§ 8) 

Die Vermittlungsgebühr beträgt je Zeitungsstück 
20 Pf. Sie wird für jede Bestellung eines Zeitungs- 
stücks und jede erneute Bestellung erhoben. Wenn 
in dem Bezugsgeld, das der Verleger bestimmt, Ver- 
sicherungs- oder Mitgliedsbeiträge von Vereinen 
enthalten sind, wird ein Zuschlag in Höhe von 10 Pf 
erhoben. 

Die Vermittlungsgebühr stellt das Entgelt für das 
Inkasso dar. Sie entspricht in keiner Weise den Ko- 
sten für folgende Dienstleistungen; Ausschreiben 
des sogenannten Zeitungsbezugsscheins (d. i. eine 
Quittung über den eingezahlten Betrag), Einziehung 
durch den Zusteller bzw. Vereinnahmung am Schal- 
ter und Verrechnung. 

e) Nebengebühren imPostzeitungs- 
vertrieb 

Die Nebengebühren im Postzeitungsvertrieb be- 
tragen für: 

aa) die Änderung der Vertriebsunterlagen bei Än- 
derung des Inhalts der Zulassung je Zeitungs- 
stück = 15 Pf, 

bb) die Weiterleitung von Verlegerstammkartcn je 
Stammkarte ” 20 Pf 


(Erklärung: Ein Leser bestellt eine Zeitung un- 
mittelbar beim Verleger. Die Bezugszeit läuft 
ab. Der Verleger beauftragt die Post durch die 
Verlegerstammkarte, beim Leser das Bezugs- 
geld für die neue Bezugszeit einzuziehen), 

cc) den erfolglosen Einziehungsversuch bei Veile- 
gerstammkarten je Stammkarte 50 Pf, 

dd) die verspätete Zeitungsbestellung = 50 Pf 

(Erklärung: Ein Bezieher bestellt nach dem 22. 
eines Monats eine Zeitung, deren Lieferung am 
nächsten Monatsbeginn erfolgen soll. In diesem 
Fall entrichtet er zum Bezugsgeld die oben an- 
geführte Gebühr), 

ee) die Nachlieferung bereits erschienener Zei- 
tungsnummernstücke bei verspäteter Zeitungs- 
bestellung = 30 Pf 

(Erklärung: Ein Leser bestellt am 31. 12. eine 
Tageszeitung, deren Lieferung am 1. 1. begin- 
nen soll. Alle bis zum Eingang der Bestellung 
beim Verleger erschienenen Stücke werden ihm 
nachgeliefert), 

ff) für die Überweisung einer Zeitung nach einem 
anderen Absatzamt — 60 Pf. 

Die Nebengebühren unter aa) bis cc) entrichtet der 
Verleger. Die übrigen werden vom Bezieher ein- 
gezogen. 

f) Gebühren für P o s t z e i t u n g s g u t 

Die Postzeitungsgutgebühr wird für das Gesamt- 
gewicht des im Vierteljahr eingelieferten Postzei- 
tungsguts berechnet. Das Gesamtgewicht wird fest- 
gestellt, indem die Zahl der während dieser Zeit 
als Postzeitungsgut eingelieferten Zeitungsnum- 
mernstücke mit dem durchschnittlichen Nummern- 
stückgewicht multipliziert wird. 

Die Gebühr beträgt 10 Pf je kg. 

Für Postzeitungsgut mit weniger als drei Zei- 
tungsnummernstücken wird ein Zuschlag von 10 Pf 
je Sendung erhoben. 

Für Postzeitungs- Schn eil gut wird ein weiterer 
Zuschlag von 2 Pf je kg erhoben; diese Sendungen 
werden allen Paket- und Zeitungsgutsendungen vor- 
gezogen. 

Für Luft-Postzeitungsgut tritt zu der Gebühr 
für Postzeitungs-Schnellgut ein Zuschlag von 80 Pf 
für jedes kg. 

Die Gebühren für Postzeitungsgut werden vom 
Verleger durch die Verlegerabrechnung erhoben mit 
Ausnahme des Gebührenzuschlags für Postzeitungs- 
gut mit weniger als drei Zeitungsnummernstücken. 
Hier ist der Zuschlag durch Freimachen zu entrich- 
ten. 

Postzeitungsgut soll unmittelbar nach der An- 
kunft abgeholt werden. Auf Verlangen des Verle- 
gers wird Postzeitungsgut wie eine Paketsendung 
zugestellt. Die Paketzustellgebühr ist vom Verleger 
durch Freimachung im voraus zu entrichten. Wünscht 
der Empfänger, daß ihm das Postzeitungsgut, das zur 
Abholung bereitliegt, durch Eilboten zugestellt wird, 
dann wird von ihm die Eilzustellgebühr erhoben. 
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g) Gebühren für S t r e i f b a n d z e i t u n g e n 

Sie betragen: 

bis 50 g 10 Pf 
über 50 g bis 100 g 15 Pf 

über 100 g bis 250 g - 20 Pf 

über 250 g bis 500 g - 25 Pf 

über 500 g bis 1000 g 50 Pf 

(Luftpostzuschlag g. F. für je 50 g 50 Pf) 

Das BundespostminisLerium hat in der beiliegen- 
den Zusammenstellung (Anlage 17, Seite 42) die 
Postzeitungsgebühren für einige Tageszeitungen, wö- 
chentlich ein- oder zweimal und monatlich einmal 
erscheinende Zeitungen zusammengestellt. 

\^. Weitere Entwicklung 

Für das Rechnungsjahr 1963 sah der Voranschlag 
für Einnahmen an Zeitungsgebühren 83,5 Mio DM 
vor. Die fst-Einnahme betrug 83,8 Mio DM. Gegen- 
über dem Vorschlag ergab sich also eine geringe 
Mehr-Einnahme von 0,3 Mio DM. 

Seit dem 1, Januar 1964 galten die neue Zeitungs- 
gebührenordnung und die damit in Kraft getretenen 
Gebührenerhöhungen. Der Voranschlag rechnete für 
1964 mit einem Soll-Betrag von 130,5 Mio DM, Die 
Ergebnisrechnung für 1964 weist tatsächliche Erträge 
von 147,5 Mio DM aus, was prozentual zwar eine 
beachtliche Steigerung bedeutet, aber eine Kosten- 
unterdeckung in Höhe von 194,1 Mio DM allein in 
diesem Teildienstzweig trotzdem nicht verhindert 
hat. Sowohl die personellen als auch die sachlichen 
Kosten sind im Laufe des Jahres 1964 weiter gestie- 
gen, ihre steigende Tendenz dürfte auch 1965 an- 
halten. Die persönlichen Kosten betrugen 1963 allein 
225 Mio DM, 1964 258,3 Mio DM; die gesamten Er- 
träge des Postzeitungsdienstes machten 1964 trotz 
65,9prozentigen Ansteigen gegenüber 1963 nur 
147,5 Mio DM aus, deckten also die Personalkostcn 
nur zu 57,1 v, H. 

VI. Verhältnisse bei anderen Postverwaltungen 

Die Deutsche Bundespost ist diejenige Post Ver- 
waltung, die mit der Zeitung und ihrer Entstehung 
auf das engste verbunden ist und ihr die weitest- 
gehenden Vorteile bei Vertrieb und Verbreitung 
eingeräumt hat. Deutschland war es auch, das im 
Jahre 1891 gelegentlich des 4. Weltpostkongresses 
in Wien ein Postzeitungsabkommen als Nebenab- 
kommen zum Weltpostvertrag vorschlug. Damals 
Unterzeichneten 14 Länder das Abkommen, unter ih- 
nen solche, die es bis zum heutigen Tage nicht aus- 
führen (z. B. Ägypten und Uruguay). Es waren in 
der Hauptsache die Nachbarstaaten des damaligen 
Deutschen Reiches, die am internationalen Postzei- 
tungsdienst interessiert waren. 

Einige große Postverwaltungen, wie z. B. die von 
Großbritannien und den USA, kannten und kennen 
bis auf den heutigen Tag keinen Postzeitungsdienst. 
Sie überlassen Vertrieb und Verbreitung der Zei- 
tung allein den Verlegern und dem Zeitungshandel. 
Die einzige Unterstützung der Zeitung besteht in 
diesen und anderen Ländern nur in der Gewährung 
besonderer Zcitungstarife. 


Zu den Ländern, die einen Postzeitungsdienst ähn- 
lich dem der Deutschen Bundespost unterhalten, 
zählt — wenn man von den Ländern des Ostblocks 
absieht — - u. a. die Schweiz. 

Schweiz 

Für den Vertrieb und Versand der Zeitungen, die 
im Lande erscheinen, besteht kein Postzwang. Da- 
gegen kann der Bandesrat die Beförderung auslän- 
discher Zeitungen und Zeitschriften dem Postregal 
unterstellen. 

Im schweizerischen Postzeitungsdienst gibt es ei- 
nen Zeitungsbezug, den die schweizerische Post 
vermittelt — also unser Postbestellstück. Ferner 
kann der Verleger seine Zeitung zur „Zeitungstaxe" 
befördern lassen. Dies entspricht unserem „Verlags- 
stück". Jedoch ist es dem Verleger freigestellt, die 
Zeitungsnummern für die von ihm gewonnenen Be- 
zieher — also die Verlagsstücke — mit oder ohne 
Anschrift an die Absatzpostanstalt zu versenden. 
Geschieht der Versand ohne Anschrift, dann muß 
der Verleger vor Beginn der Lieferung ein Verzeich- 
nis der Anschriften für das betreffende Absatzpost- 
amt vorlegen und dafür eine Gebühr von 5 Rappen 
für die Beschriftung der Zeitungen durch die Post 
entrichten. 

Eine Zeitungsgrundgebühr wie bei der Deutschen 
Bundespost kennt die schweizerische PTT nicht. Die 
Vertriebsgebühr — also die Befördei ungs- und Zu- 
stellgebühr — ist in der Schweiz der „Zeitungstaxe" 
gleichzusetzen. 

Sie beträgt für jedes versandte Zeitungsniimmern- 
stück 

bis 50 g 1 V J Rappen, 

über 50 bis 75 g U 2 Rappen, 

für jede weiteren 

75 g oder Teile davon U 2 Rappen. 

Diese „Zeitungstaxe" ist jedoch nicht anwendbar auf 
Veröffentlichungen: 

a) die weniger als einmal vierteljährlich erscheinen, 

b) die einzeln mehr als 250 g wiegen, 

c) die vorwiegend Geschäfts- oder Reklamezwecken 
dienen und 

d) von deren Auflage weniger als 100 Stück aufge- 
geben werden. 

Für die unter a) bis d) aufgeführten Zeitungen 
gelten folgende Gebühren: 

für jedes Stück bis 75 g ^3 Rappen, 

über 75 bis 150 g =5 Rappen, 

über 150 bis 250 g ' 8 Rappen. 

Als Ersatz für eine Zeitungsgrundgebühr erhebt 
die schweizerische Postverwaltung bei Postbestell- 
stücken eine Vermittlungsgebühr von 50 Rappen für 
jede Bestellung. Für die vom Verleger gewonnenen 
Bezieher wird nur dann eine weitere Gebühr erho- 
ben, wenn die Zeitung ohne Anschrift an das Ab- 
satzpostamt verschickt wird. In diesem Falle hat der 
Verleger 5 Rappen für jedes Verlagsstück zu ent- 
richten. 

„Postzeitungsgut" oder „Streifbandsendungen" 
sind nicht bekannt. 


41 



to 


1 

! 

Poslzeitungsvertrieb 

Zeitungspostsendungen 

Bestellstückverfahren 

Aniidhmo der Zeitungsbesloljuiuj dui Poslschaller, Ein- 
zit;hunq des Be/uqsqeids l)ei Eirteui'runq d('r Bestellung 
durch den Postzustellm- ; \V('itorleilun<| der Bestellung an 
dt'ii Verleger. Bidördeniru] der vom Verleger in getrenn- 
ten Pdkclon tür jedes Auslietorn tuisposlamt eingrdielot len 
Zeitungen; Bednschriltunfj der ZeiUingen an Ilaiid der beim 
l’ostdmt geführten Unterlagen und Ausiieft'ruiig an den 
Bezieher. Diese Leistungen werden durch tlie Vermitt- 
lungsgebühr und durdi dir.' Verl riebsgr'bühr alrgogolfen. 

V e r 1 a q s s tü ck v e rf a h r e n 

Bestellung der Zeitung durch 
den Bc'zieher beim VericcjcM. 
Keine Einziehung d<'s Be/ugs- 
(jüldes durdr die DBP, clesh<ill) 
keine Vc.rmittlunfjsqebuhr. Eiti- 
maliiie Ernwoisungstiebütir bei 
Botpnn der Lieferung in Holur 
von 10 Pf. Im übrigen Verfah- 
ren wie beim Bestrdisl ückver- 
fahren. 

Postzeitiiiiqsqul 

Massenversdiidart tür Zeitun- 
(leu vom Verlcgc'r an dii; Vei- 
1 riel)s.stellen autkuball) des 

Postzeitung.svei ti ief),s. Die Ge- 
bülir wdrd tür das im VuMtel- 
lahi eingclielei te Gi'samt- 

rrewicht erhül)cn, ohne Riuk- 
sidit auf die Zahl der ScuKbin- 
(jen. 

Sl reif hantl- 
zcitunq 

Einzelv(M's<)nd- 
ait lüi Zeitun- 
gen vom Ver- 
iegi r niid von 
den Veiliicbs- 
slelien .ni den 
lu'ZK'liei. Die; 
(ü’buhi wird 
imeh di‘m Cio- 
wicfit ji'der 
Einsimd ung 
erholron. 


Erscheiiuinqs- 

wi'isc 

B(!/.iiciszeil 

Mon.ito 

durchs dm. 

Gewicht 

einer 

Zei t un([ 

d 

V er triebs- 
gebühr 
monatiidi 

Pt 

V errnittluugs- 
gobühr 
monatlich 

Pf 

Zusammen 

monatlich 

Pt 

d. -s. unigereth- 
nct auf 

1 Exemplar 

Pf 

V ertriebs- 
gebühr 
monatlich 

Pf 

d. s. uiugerech- 
net auf 

1 Exemplar 

Pf 

Püslzeitungs- 
gntgebühi 
je k(f 

Pf 

d. s. unigeredi- 
nel auf 

1 Exernj)lar 

Pf 

( lolriiiir für eint 
Sl r <jill)<ind- 
zcütuug mit 
einem 
Exornphir 

Id 

V tiinklurter 













/-Mlqemeine . . . . 

{) .-c WÖ. 

1 

170 

183,6 

20 

203,6 

7,8 

183,6 

7,1 

12 

2,0 

20 

CHI Ische 













ZfHtunq 

() C WÖ. 

1 

183 

189,0 

20 

209,0 

8,0 

189,0 

7,3 

12 

2,2 

20 

Ahe iid post 

6 WÖ. 

1 

60 

124,2 

20 

144,2 

5,5 

124,2 

4,8 

12 

0,7 

15 

f tdndelsl)Iatt . . . . 

5 X wo. 

1 

109 

126,0 

20 

146,2 

6,6 

126,0 

5,7 

12 

1,3 

20 

Christ und Welt . 

1 X wo. 

1 

160 

29,7 

20 

49,7 

11,6 

29,7 

6,9 

12 

1,9 

20 

Hör zu 

1 X WÖ. 

1 

280 

40.5 

20 

60,5 

14,1 

40,5 

9,4 

12 

3,4 

25 

Quick 

1 X WÖ 

1 

350 

46,8 

20 

66,8 

15,5 

46,8 

10,9 

12 

4,2 

25 

Brigitte 

alle 14 Tage 

1 

380 

33,0 

20 

53,0 

26,5 

33,0 

16,5 

12 

4,6 

25 

Deu Ische 













Drogistenzchlung 

2 ino. 


204 

22,2 

6,7 

28,9 

14,5 

22,2 

11,1 



20 

BcdonstcHozcutiing 

1 X !1H). 


400 

17,1 

6,7 

2.3,8 

23,8 

17,1 

17,1 



25 

Die Bienenzucht . 

1 /. nio. 

3 

40 

6,3 

6,7 

13,0 

1 3,0 

6,3 

6,3 



10 

T wen 

1 X ino. 

3 

420 

17,7 

6,7 

24,4 

24,4 

17,7 1 

17,1 

12 

5,0 

25 


Drucksache V/203 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/203 


Im Jahre 1962 erzielte die schweizerische Postver- 
waltung eine Einnahme von 20 353 Franken an Zei- 
tungslransporttaxen. Befördert wurden im gleichen 
Jahre 818,2 Mio Zeilungsexemplare. Für ein beför- 
dertes Zeitungsexemplar ergibt sich also eine Ein- 
nahme von 0,025 Franken. Dagegen beträgt die Ge- 
bühr in der Schweiz für eine gewöhnliche (adres- 
sierte) Drucksache bis 50 g = 0,05 Franken und für 
eine Drucksache ohne Anschrift (unsere Wurfsen- 
dung) bis 50 g “ 0,03 Franken. 

F r a ri k 1 ' e i c h 

Der französische Postzeitungsdienst unterscheidet 
sich wesentlich von dem der Deutschen Bundespost. 

Der Dienst beschränkt sich darauf, daß Postämter 
und Zusteller Bestellungen und Zeitungsgelder zur 
Übermittlung an die Verleger entgegennehmen. Der 
Verleger versendet die einzelnen Zeitungsnummein 
ausschließlich unter Streifband mit der Anschrift des 
Beziehers. Die Tarifierung unterscheidet zwischen 
Zeitungen, die vom Verleger für die Beförderung 
durch die Post vorbereitet worden sind (sogenannte 
„Jüurnaux roules") und den „Journaux non routes". 
Bei beiden Kategorien wird in der Tarifierung wie- 
der unterschieden zwischen Nah- und Fernbereich. 
Ein Journal route kostete Ende 1963 bei einem 
Nummerngewicht von 100 bis 150 g im Nahbereich 
0,65 c 0,5 PI und im Ferribereich 1,25 c 1,01 Pf. 
Die gleiche Zeitung kostete Ende 1963 als „Journal 
non route" iin Nahbereich 3 c und im Fernbereich 
6 c (also 2,4 Pf bzw. 4,9 Pf). 

VIT Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

1. Gestaltung der Aufgabe und der gesetzlichen 
Grundlagen 

Seit Entstehen der Zeitungen war der Zeitungs- 
dienst ein Regal der Post. Es erfuhr im Laufe der 
Jahre mehrfache Einschränkungen, blieb aber bis 
jetzt im Grundsatz erhalten. Bis heute gilt noch das 
Postgesetz vom 28. Oktober 1871, das die Post zur 
Unterhaltung eines Postzeitungsdienstes verpflichtet. 

Das in Vorbereitung befindliche Postgesetz sollte 
auf das Regal im Zeitungswesen völlig verzichten. 
Dadurch braucht der Postzeitungsdienst nicht auf- 
gegeben zu werden, er kann im Rahmen von Be- 
nutzungsbestimmungen aufrechterhalten und in sei- 
nen einzelnen Bedingungen je nach Veränderung 
von Voraussetzungen modifiziert werden. 

Es muß damit gerechnet werden, daß mit fort- 
schreitender Integration für die im Augenblick sehr 
unterschiedlichen Tarife und Leistungen der Post- 
verwaltungen in den sechs EWG-Ländern eine 
Angleichung gefordert wird. Unter den heutigen 
Regelungen wird den Verlagserzougnissen eine 
unterschiedliche Subventionierung gewährt. Bei einer 
Anpassung der Leistungen und Gebühren im Zei- 
tungsdienst der EWG-Postverwaltungen sollte ver- 
sucht werden, grundsätzlich das Kostendeckungs- 
prinzip zur Geltung zu bringen. 

Die mit dem neuen Benutzungsrecht für den Post- 
zeitungsdienst gleichlalls am 1. 1. 1964 in Kraft ge- 
tretene Gebührenordnung für den Postzeitungsdienst 


hat die Kostenunlerdeckung des Dienstzweiges fast 
nicht gemindert. Der Fehlbetrag hatte 1963 199,2 Mio 
DM betragen, er sank 1964 trotz einer Gebühren- 
erhöhung von rund 40 Mio DM nur um 5,1 Mio DM 
auf 194,1 Mio DM und wird für 1965 auf rund 220 
Mio DM geschätzt. Die Betriebsrechnung zeigt, daß 
die zur Zeit geltenden Gebühren nicht einmal die 
variablen Kosten des Betriebszweiges decken, so 
daß außer einer weiteren Gebührenerhöhung eine 
Änderung der Aufgaben und Leistungen der Deut- 
schen Bundespost im Zeitungsdienst herbeigeführt 
werden muß. Es geht einfach nicht an, daß z. B. in 
dünn besiedelten Wohngebieten, besonders in der 
Landzustellung, die Bundespost überall dort Zeitun- 
gen ziistellen muß, wo es dem Zeitungsvcrleger nicht 
gelingt, Zeitungsboten für die weiten Wege zu fin- 
den. 

Die Kommission empfiehlt deshalb folgende Än- 
derung: 

a) Abschaffen der Postbestellstücke. Der Bezieher 
kann sich bei Neubestellung oder Abbestellung 
selbst an den Verleger wenden. (Die Zahl der 
Postbestellstücke [Nummernstücke] war mit 530 
Miliiomm 1964 höher als die der 369 Millionen 
Verlagsstücke.) Dieser Vorschlag geht nicht so 
weit v/io die z. B. in Frankreich und Belgien gel- 
tende Regelung, bei der ausschließlich Streif- 
bandversand zulässig ist. 

b) Sollte in der Bundesrepublik das Beispiel Frank- 
reichs lind Englands nicht übernommen, sondern 
das Verlagsstückverfahren beibehalten werden, 
so wäre es dahin abzuändern, daß der Verleger 
die einzelnen Exemplare selbst beschriftet und 
als Streifbandzeitung aufliefert und die übrigen 
Exemplare als Zeitungsgut versendet. Damit wür- 
den die Anschriftenstellen bei den Zeitungsstcl- 
len der Postämter entbehrlich, 

Die Post würde damit aus ihrer jetzigen Vermitt- 
lertätigkeit entlassen und sich wieder auf ihre 
eigentliche Aufgabe, die Beförderung und Zustel- 
lung, beschränken können. 

Besonders hohen Personal aufwand verursacht 
die Einziehung der Gebühren für das Abonne- 
ment (1964: rund 77 Mio Inkassovorgänge), wo- 
für die Post jetzt pro Stück und Monat DM 0,20 
erhält, obwohl die nachgewiesenen Kosten etwa 
das Dreifache betragen. Der Zusteller sollte vom 
Inkasso völlig freigestellt werden; dem Bezieher 
ist durchaus zuzumuten, daß er mit einer Zahl- 
karte am Schalter die Bezugsgebühr direkt an 
den Verleger vor Ablauf der Bestellfrist ein- 
zahlt. 

2. Ausstattung mit Personal und Sachmitteln 

Der Postzeitungsdienst ist in seiner jetzigen Form 
äußerst personalintensiv. Der Anteil der persön- 
lichen Kosten, der etwm 75 v. H. der Gesamtkosten 
ausmacht, gehört zu den höchsten innerhalb der 
Dienstzweige der Deutschen Bundespost. Die Mög- 
lichkeiten stärkerer Ausstattung mit Sachmitteln zur 
Ersparnis persönlicher Leistungen sind sehr be- 
grenzt. Trotzdem sollte eine stärkere Mechanisie- 
rung angestrebt werden, wo damit die Relation zwi- 
schen Kosten und Erlösen im Zeitungsdienst irgend- 
wie positiv zu beeinflussen ist. 
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3. Rationalisierung in der Organisation 

Bei 854 Postämtern — meist Postämtern mit Ver- 
waltungsdienst und Briefzustellung — besteht eine 
Zeitungsstelle. Deren Größe und Ausstattung wer- 
den bestimmt einerseits von der Zahl der Verleger, 
die im Verwaltungsbcreich ihren Sitz haben, und 
anderseits von der Zahl der Bezieher von Zeitungs- 
bestell- und Verlagsstückcn im Amtsbereich. 

Viele der Obliegenheiten einer Zeitungsstelle sind 
reine Routinearbeit, die gleichbleibend nach festum- 
rissenen Vorschriften abzuwickeln ist. Das drängt 
die Frage auf, ob Zeitungsstellen von Ämtern, die 
einander benachbart sind, nicht zu vereinigen sind. 
Wenn dies für den Absatzdienst nicht tunlich er- 
scheint, sollte diese Frage zumindest für diejenigen 
Dienststellen eingehend geprüft werden, die sich mit 
der Verlagsarbeit befassen. Im Bereich der Deut- 
schen Bundespost gibt es insgesamt 390 Verlagspost- 
ämter. Sicherlich sind unter diesen solche, die nur 
wenige Zeitungen — vielleicht nur eine und diese 
auch nur von begrenzter regionaler Bedeutung — zu 
betreuen haben. Hier bietet sich die Konzentration 
als Mittel zur Rationalisierung geradezu an, wenn- 
gleich der Effekt dieser Maßnahme sicher nicht über- 
schätzt werden sollte. 

Es darf daran erinnert werden, daß die Deutsche 
Bundespost solche Zusammenlegungen von Dienst- 
stellen im Bereich des Kassen- und Besoldungswe- 
sens sowie des Renten- und Rundfunkwesens bereits 
miit Erfolg durchgeführt hat. Wenngleich nur wenige 
Millionen DM als mögliche Ersparnisse zu erwarten 
sind, sollten auch diese Möglichkeiten aiisgeschopft 
werden. 

4. Tarifgestaltung 

Die bisherigen Versuche, eine GebührenpolUik 
im Zeitungsdienst einzulühren, die eine Dockung 
der Kosten dieses Betriebszweiges herbeiführt, sind 
an Argumenten gescheitert, die nicht auf die betrieb- 
lichen Erfordernisse der Bundespost Rücksicht neh- 
men, vielmehr diese sogar negieren. 

Es v/ird gesagt, daß im augenblicklichen Zustand 
die Verlage der Zeitungen und Zeitschriften in einer 
besonders ungünstigen Wettbewerbslage gegenüber 
Rundfunk und Fernsehen seien, bei denen die wirt- 
schaftliche Werbung stark ausgedehnt sei, wodurch 
den Verlagen Einnahmen im Umfang von vielen 
hundert Millionen DM jährlich entzogen würden. 
Eine besondere Sachverständigenkommission soll 
diesen Sachverhalt aufklären; es ist anzunebmen, 
daß die Ergebnisse der Untersuchungen und darauf 
aufbauende Maßnahmen mit Sicherheit eine lange 
Zeit in Anspruch nehmen werden. — Es wird weiter 
gesagt, daß der Staat daran interessiert ist, die Be- 
völkerung möglichst vielfältig zu unterriditen, damit 
jedem Staatsbürger möglichst gute Informatio- 
nen und Meinungsäußerungen tiir seine eigene Ur- 
teilsbildung zur Verfügung stehen 

Wie immer das Gewicht beider Argumente gewer- 
tet wird: Es kann nicht Aufgabe der Postverwaltung 
sein, einzelne ihrer Betriebszweige extrem defizitär 
werden zu lassen, um einer Gruppe wirtschattlicher 
Unternehmen (Verlage) den Ausgleich für Wettbe- 


werbsnachteile gegenüber konkurrierenden Organi- 
sationen (Sendeanstalten) zu verschaffen oder schwer 
abzugrenzende staatspolitische Interessen allgemei- 
ner Art zu finanzieren, Durch den außerordentlichen 
Umfang der Publikationen unterhaltender Art — 
bei der Höhe ihrer Auflagen und der Stärke der 
Einzelexemplare — ist diese Frage besonders prekär. 
Da die heutigen Gebühren nicht einmal die varia- 
blen Kosten decken, vergrößert jede Auflagensteige- 
rung dieser Erzeugnisse zwangsläufig den Wriust 
der Bundespost im Zeitungsdienst. 

Tageszeitungen, die durch ihr regelmäßiges Er- 
scheinen eine verhältnismäßig günstige Anpassung 
der Betriebsaufwendungen der Post erlauben, soll- 
ten bei der notwendigen Gebührenerhöbung grund- 
sätzlich günstiger behandelt werden als andere 
Druckerzeugnisse. Noch stärker als bisher sollte 
auch das Gewicht des einzelnen Zeitungsnummorn- 
slücks in der Gebührenbelastung berücksichtigt wer- 
den. Die von der Deutschen Bundespost zusammen- 
gestellte Anlage zeigt, daß bei Bestell- und Verlags- 
stücken dieser Grundsatz noch nicht ausreichend be- 
achtet ist. Im übrigen zeigt die Zusanimien Stellung, 
welche geringen Gebühren ein Nummernstück einer 
weitverbreiteten überregionalen Tageszeitung (FAZ) 
erbringt: 

Im Bestellstückverfahrtm 7,8 Pf, 

im Verlagsstückverfahren 7,1 Pf, 

als Postzeitungsgut 2,0 Pf und nur 

als Slreifbandzeitung " 20,0 Pf. 

Die Forderung nach einer Anpassung der Gebüh- 
ren an den nachweisbaren Betriebsaufwand der Post 
erscheint bei diesen Zahlen auch aus der Sicht des 
einzelnen Zeitungskunden nicht unbillig. Sie dürfte 
auch im Interesse der Verleger liegen, damit die Be- 
förderung und die Zustellung des Zeitnngsgules aut 
dem erforderlichen hohen Stand bleiben. 

Soweit eine volle Anpassung der Gebühren aus 
poiitisdien Gründen unterbleiben muß, ist die Dek- 
kung des Defizits Aufgabe der entsprechenden Inter- 
essen träger. Eine weitere Subventionierung des 
Postzeitungsdienstes -- gleich welcher Art — sollte 
allerdings zur Voraussetzung Iraben, daß de r Zu- 
gang zu diesem Dienst beschränkt bleibt und gege- 
benenfalls sogar durch Heraufsetzung des im Benut- 
zungsrecht vorgesehenen Mindestumfanges des re- 
daktionellen Teiles erschwert v.Trd, 

E, Der Postreisedienst 

1. Gesetzliche Grundlagen 

Der Postreisediensl unterliegt der Verordnung 
bclr. Kraftfahrzeuglinien vom 24. 1. 1919, dem Ge- 
setz über Kraftfahrzeuglinien vom 20. 8. 1925 und 
der dazu ergangenen Verordnung vom 20. 10. 1928, 
der Verordnung des Reichspräsidenten zur Siche- 
rung von Wirtschaft und Finanzen (5. Teil, V. Kapi- 
tel) vom 0. 10. 1931, dem Gesetz über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande vom 21. 3. 1961. 

Postalisch ist der Rcisedienst geregelt durch die 
Postreiseordniing und die Postreiscgebührenoid- 
nung, beide vom 1. 8, 1964. 
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11. Aufgabenbereich und Leistungen 

1. Aufgaben und Bindungen 

Die Personenbeförderung zu Lande gehörte bis 
zum Aufkommen der Eisenbahn und der späteren 
Entfaltung eines ausgedehnten privaten Omnibus- 
verkehrs zu den privilegierten Aufgaben der Post. 

Es würde zu weit führen, hier die einzelnen Etap- 
pen der historischen Entwicklung zu schildern, von 
dem ursprünglichen Postregal und Postzwang über 
die völlige Freiheit der Betätigung bis zum neuesten 
Stand der staatlichen Ordnung der entgeltlichen Be- 
förderung von Personen mit Kraftfahrzeugen nach 
dem Personenbeförderungsgesetz vom 21. März 1961. 
Mit diesem Gesetz werden nunmehr im wesentlichen 
alle im Öffentlichen Personenverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen tätigen Unternehmen privat- oder 
öffentlich-rechtlicher Struktur gleichgestellt und 
gleichbehandclt: also die privaten Unternehmen, die 
kommunalen und gemischtwirtschaftlichen Betriebe, 
die Deutsche Bundesbahn, die Deutsche Bundespost 
und schließlich die nichtbundeseigenen Eisenbahnen. 

Damit ist jetzt auch die Bundespost wie alle übri- 
gen Verkehrsunternehmen grundsätzlich an alle ge- 
setzlichen Verpflichtungen gebunden, so an die Ge- 
nehmigungspflicht zur Inbetriebnahme neuer, zur 
Erweiterung oder wesentlichen Änderung bestehen- 
der Linien, zur Einstellung des Betriebes einer Linie 
und selbstverständlich auch an die Betriebs- und Be- 
förderungspflicht. An dieser grundsätzlichen Gleich- 
behandliing aller Verkehrsträger vermögen einige 
die Post betreffenden Sonderbestimmungen des Ge- 
setzes nichts zu ändern, wie etwa die Ausnahme- 
regelung für die Beförderung von Personen mit 
Landkraftposten nach § 1, Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 5 des Gesetzes oder die Sonderregelung für die 
Festsetzung der Beförderungsbedingungen und Be- 
förderungsentgelte der Post nicht durch die sonst 
nach dem Gesetz dafür zuständigen Landesbehörden, 
sondern nach den Bestimmungen des § 14 des Post- 
verwaltungsgesetzes durch Rechtsverordnung des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
oder die Befreiung der Post (ebenso wie der Deut- 
schen Bundesbahn) vom Nachweis der Sicherheit 
und Leistungsfähigkeit ihres Betriebes im Genehmi- 
gungsverfahren nach § 13, Abs. 5 oder schließlich die 
Berücksichtigung der Verbindung von Personen- 
und Postgüterbeförderung zugunsten des Linienver- 
kehrs der Post nach § 13 Abs. 4 Personenbeförde- 
rungsgesetz (PBcfG), 

Die Frage, ob die Personenbeförderung zu den 
Hoheitsaufgaben der Post gehört, ist umstritten. So 
betrachtet z. B. der Bundesgerichtshof in einem Ur- 
teil vom 23. 2. 1956 (BGHZ Band 20, S. 102) die Per- 
sonenbeförderung durch die Deutsche Bundespost 
als Ausübung öffeiillicher Gewalt, während das Be- 
rufungsgericht im anstehenden Falle die Auffas- 
sung vertreten hatte, daß auch die Post ihren Reise- 
dienst nur nach kaufmännischen Grundsätzen auf- 
ziehe, um damit Gewinne zu erzielen. Der Bundes- 
gerichtshof hält dem entgegen, daß es Aufgabe der 
Post sei, mit ihrem Linienverkehr insbesondere auch 
benachteiligte Orte aus allgemeiner staailichcr Für- 
sorge ohne Rücksicht auf die Rentabilität der ein- 
zelnen Strecken zu bedienen. Der Beförderungsver- 


trag der Post sei nicht privat-, sondern öffentlich- 
rechtlicher Natur, zumal sich die Benutzungen der 
Einrichtungen der Post nach Benutzungsverordnun- 
gen richte, die als Rechtsverordnungen über die Be- 
dingungen und Gebühren der Benutzung bezeichnet 
seien. 

Mag diese z. T. aus der besonderen Art und Form 
der Festsetzung der Benutzungsbedingungen und 
Gebühren heigelcitcte Begründung an sich auch jetzt 
noch zutreffen, so kann ihr für die wirtschaft- 
liche Betrachfung des Postreisedienstes angesichts 
der grundsätzlichen Gleichstellung aller Verkehrs- 
unternehmen nach dem neuen Personenbeförde- 
rungsgesetz keine entscheidende Bedeutung mehr 
beigemcsseri werden. Es darf in diesem Zusammen- 
hang auch nicht übersehen werden, daß die Post 
als Sündervermögen des Bundes verpflichtet ist, ih- 
ren Haushalt so aufzustellen und durchzuführen, daß 
sie die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Verpflich- 
tungen notwendigen Ausgaben aus ihren Einnahmen 
bestreiten kann. Von dieser Verpflichtung kann kein 
Dienstzweig, also auch nicht der Postreisedienst, 
ausgenommen werden, wenn der Gesamtausgleich 
gesichert sein und zugleich unbilliger Wettbewerb 
des SLaatsunternehmens Post mit anderen Verkehrs- 
trägern verhindert werden soll. 

2, Gemeinwiitschaftliche Verpflichtungen 

Ob und inwicwwüt die Post in ihrem Reisedienst 
mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen belastet 
ist, kann nicht mit Sicherheit beurteilt und bemes- 
sen werden. Zwar besteht für alle von der Post be- 
triebenen, nach dem Inkrafttreten des neuen Per- 
sonenbeförderungsgesetzes förmlich genehmigten 
Linien die Betriebspflicht, also auch für verkehrs- 
schwache Linien, die in der Vergangenheit vielleicht 
mehr aus Gründen des Gemeinwohls als aus eigen- 
wirtschaftlichem Interesse der Post in Betrieb ge- 
nommen worden sind. Und ebenso dürfte es für die 
Deutsche Bundespost ii. U. schwieriger sein als für 
ein privates Unternehmen, die Genehmigung zur 
Einstellung des Betriebes einer solchen unwirtschaft- 
lichen Linie zu erhalten. Aber zum Ausgleich dafür 
bietet sich für die Bundespost als Großbetrieb auch 
eher die Möglichkeit, Defizite schwacher Linien mit 
Überschüssen stärker frequentierter Linien auszu- 
glcichen. 

Ausgesprochen gemeinwirtschaftlichen Charakter 
tragen nach wie vor einzelne Beförderungstarife. 
Dies gilt vor allem für die seit 1936 unverändert ge- 
bliebenen Schülertarife, die um durchschnittlich 75 
bis 80 V. H. gegenüber dem Normaltarif ermäßigt 
sind und in keinem Falle die Selbstkosten auch nur 
annähernd decken können. Bei der Bundespost ist 
der Einnahmeausfall aus diesen Tarifen auf minde- 
stens 22 Mio DM im Jahr zu schätzen. Insoweit wuire 
volle Abgeltung des Ausfalls durch die Öffentliche 
ITand zu fordern, falls einer Erhöhung der Gebühren 
aus sozialpolitischen Gründen auch weiterhin nicht 
zugestimmt w^erden sollte. Als Alternativlösung 
käme die unentgeltliche Beförderung der Schüler 
unter Kostenübernahme auf die zuständigen Gobiets- 
körperscliaften in Betracht. Dabei dürften aber der 
Berechnung der Kostenerstattung keineswegs nur die 
geltenden unzulänglichen Tarifsätze zugrunde gelegt, 
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es müßten vielmehr entsprechend erhöhte, den Selbst- 
kosten wenigstens angenäherte Sätze angewendet 
werden. Selbstverständlich wäre hier ebenfalls eine 
Gleichstellung aller dem Personenbeförderungsge- 
setz unterliegenden Unternehmen anzustreben, so- 
weit sie wie die Post in ihren Linienverkehren Schü- 
ler zu solchen unzulänglichen Sätzen befördern. 

3, Tarife 

In allen übrigen Beförderungsarten (Einzelfahr- 
scheine mit üblichen Ermäßigungen für Hin- und Rück- 
fahrt, Sonntagsrückfahrkarten, Kinderermäßigung 
usw. und allgemeine Zeitkarten) scheinen die Ge- 
bühren dem allgemeinen Kostenstand des öffent- 
lichen Kraftverkehrs etwa von Mitte 1964 im groben 
Durchschnitt noch entsprochen zu haben, ausrei- 
chende Besetzung der Fahrzeuge und nicht allzu un- 
günstige Schichtung der Fahrgäste nach Preiskatego- 
rien vorausgesetzt. Bei der Post lag im Jahr 1964 
nach der Jahresstatistik des Kraftfahrt-Bundesamtes 
die mittlere Besetzung (errechnet aus der Gesamt- 
zahl der geleisteten Personen-km und der gefah- 
renen Wagen-km) mit 20,6 Personen um 3,1 Personen 
= rund 13 V. H. unter dem statistischen Durchschnitt 
aller Verkehrsunternehmen. Ob auch die Zusam- 
mensetzung der Beförderungsfälle nach Preisstufen 
ungünstiger war, bliebe noch festzustellen. Jeden- 
falls aber sind — vom Schülerverkehr abgesehen — 
besondere Tarifmaßnahmen als eine Möglichkeit 
zur Verbesserung der Ertragslage des Postreisedien- 
stes so lange nicht aktuell, wie nicht weitere, alle 
Verkehrsunternehmen treffende Kostensteigerungen 
zwingenden Anlaß zu einer allgemeinen Tarifkor- 
rektur geben. 


III. Kapazitäten und deren Ausn’itzung 

1. Der Betriebsumfang im Vergleich zu anderen 
V erkehrsunternehmen 

An der Gesamtleistung aller Verkehrsunterneh- 
men im Kraftomnibusverkehr der Bundesrepublik 
ist die Post nur mit knapp 10 v. H. beteiligt. Nach der 
erwähnten amtlichen Statistik wurden im Bundes- 
gebiet i. J. 1964 im gesamten Omnibusverkehr 
3 583,7 Mio Personen befördert und 37 012,0 Mio 
Personen-km geleistet. Daran hatten die fünf Ver- 
kehrsträgergruppen folgende Anteile: 




Beför- 

Geleistete 



derte 

Personen- 



Personen 

km 

a) 

Kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmen 

63,7 V. H. 

31,2 v.H. 

b) 

Private Unternehmen 

14,2 v.H. 

43,3 V. H. 

c) 

Deutsche Bundesbahn (DB) 

9,9 V. H. 

13,1 V. H. 

d) 

Deutsche Bundespost 

9,1 V. H. 

9,5 V. H. 

e) 

Nichtbundeseigene 

Eisenbahnen 

3,1 V. H. 

2,9 V. H, 


Das Bild ändert sich jedoch, wenn man aus der 
Gesamtleistung den für Bahn und Post besonders 
typischen Teilbereich des Überlandlinienverkehrs 
nach § 42 des Personenbeförderungsgesetzes heraus- 
greift. In dieser speziellen Verkehrsform stand die 
Bundespost, dicht gefolgt von der Bundesbahn, mit 


etwas mehr als einem Drittel der Gesamtleistung an 
der Spitze aller Verkehrsunternehmen. An den üb- 
rigen Verkehrsarten und -formen, wie dem Orts- 
und Nachbarortslinienverkehr, den Sonderformen 
des Linienverkehrs nach § 43 des Gesetzes und ins- 
besondere dem Gelegenheitsverkehr, hatte die Post 
nur unbedeutenden Anteil. Daraus ergibt sich, daß 
sich der Wettbewerb zwischen der Post und den 
übrigen Verkehrsunternehmen im wesentlichen auf 
den Uberlandlinienverkehr beschränkt, also auf 
einen Bereich, in dem jeder Wettbewerber durch die 
Linienkonzession (als Äquivalent zu seiner Betriebs- 
und Beförderungspflicht) praktischen Gebietsschutz 
genießt. 

Die Zahl der am 30. 6. 1964 bei der Post verfüg- 
baren Omnibusse belief sich auf insgesamt 3 798, da- 
von 2 677 posteigene und 1 121 angemietete Fahr- 
zeuge, d. s. rund 11 v. H. des damals vorhandenen 
gesamten Bestandes an Omnibussen im Bundes- 
gebiet. Die Bundespost war damit vor der Bundes- 
bahn als Einzelunternehmen zwar der größte Fahr- 
zeughalter im Omnibusbetrieb, aber die Relation 
zum Gesamtbestand hält sich auch insoweit in etwa 
an der 10-vom-Hundert-Grenze. 

2. Der Geschäftsumfang im Rahmen aller Dienste 
der Bundespost 

Innerhalb des gesamten Geschäftsbetriebes der 
Bundespost nimmt der Reisedienst unter den ver- 
schiedenen Dienstzweigen nach seinem speziellen 
Ertrags- und Aufwandsvolumen und seinem Anteil 
am Einsatz von Personal und von Sachwerten nur 
einen unteren Platz ein. Nach der Betriebswirtschaft- 
lichen Ergebnisrechnung der Post für das Geschäfts- 
jahr 1964 war der Reisedienst beteiligt: 
am Gesamtwert aller Leistungen (Erlöse) mil2,3v. H. 

(200,4 Mio DM von insges. 8 717,1 Mio DM) 
an den Gesamtkosten aller Dienstzweige mit 3,0 v. H. 

(267,2 Mio DM von insges. 8 937,8 Mio DM) 
am gesamten Personalbestand mit 2,0 v. H. 

(8 435 Kräften von insges. 431 294 Kräften) 
am Gesamtbestand aller Sachwerte mit 1,1 v.H. 

(115,7 Mio DM von insges. 10 699,3 Mio DM). 

Klammert man die Werte der Fernmeldedienste 
aus, so ergeben sich als Anteile des Postreisedien- 
stes am Geschäftsumfang der Dienstzweige des Post- 
wesens im engeren Sinne folgende Prozentzahlen: 

Leistungen (Erlöse) 5,1 v. H. (von insges. 3 937,7 Mio DM) 

Kosten 5,5 v. H. (von insges. 4 883,5 Mio DM) 

Personalbestand 2,9 v. H. (von insges. 287 776 Kräften) 

Best, an Sachwerten 7,6 v. H. (von insges. 1 523,2 Mio DM). 

Aus diesen Relationen läßt sich die Erkenntnis ab- 
leiten, daß im Postreisedienst die Personalintcnsität 
geringer ist, als im Durchschnitt aller Dienstzweige 
des Postwesens, der Bestand an Sachwerten dage- 
gen über dem Durchschnitt liegt. Es gilt aber auch 
die weitere Feststellung, daß die Kostenunterdek- 
kung im Postreisedienst relativ stärker ist als im 
Durchschnitt der übrigen Dienstzweige des Post- 
wesens. Nach der Ergebnisrechnung für 1964 ent- 
fielen auf den Reisedienst mit 66,8 Mio DM Unter- 
deckung rund 7 v. H. der Gesamtunterdeckung aller 
defizitären Dienstzweige des Postwesens, also deut- 
lich mehr als seinem Anteil am Erlös und Kosten- 
volumen entspricht. 
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3. Analyse der Verkehrsleistungen 

In den letzten Jahren konnte dank intensiver Be- 
mühungen der Deutschen Bundespost um Rationali- 
sierung gerade auch ihres Reisedienstes der Fahr- 
zeugbestand unter voller Aufrechterhaltung des 
Leistungsangebotes und der Gesamtverkehrsleistung 
erheblich vermindert und der Einsatz von Auftrags- 
fahrzeugen stark erhöht werden. So haben sich in 
den sechs Jahren von 19v59 — 1964 die für die Beur- 
teilung der Entwicklung maßgebenden statistischen 
Daten wie folgt verändert: 
a) Zahl der 


Omnibusse 
am Jahres- 
ende eigene angemietete insgesamt 


1959 

3 867 


214 

4 081 

1964 

2 507 

1 162 

3 669 

Unterschied 

— 1 360 

+ 

948 = — 

412 


— 35 V. H. + 

443 V. H.— 

lOv. H. 

b) Nutz-km aU 

Ler Fahrze 

uge 

in allen 


V erkehrsfo 

r m e n 




1959 

177,1 Mio 

km 



1964 

171,1 Mio 

km 



Unterschied 

— 6,0 Mio 

km 

== — 3,4 v, 

, H. 


Bemerkungen zu b): 

(1) Innerhalb dieser Gesamtleistung hat sich eine 
stärkere Verschiebung in der Zahl der Motor- 
fahrzeuge und Anhänger ergeben, und zwar in 
Auswirkung des unter Gewährung einer Aus- 
lauffrist erlassenen Verbotes der Verwendung 
von Anhängern nach § 32 a der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung, 

(2) Von der Gesamtleistung der Fahrzeuge entfielen 
auf den Linienverkehr allein im Jahre 1959 rund 
97 V. H., 1964 rund 98,9 v. H. Der Anteil des 
Gelegenheitsverkehrs war und ist also bedeu- 
tungslos. 

c) Zahl der beförderten Reisenden 

(Beförderungsfälle) : 

19v59 324,3 Mio Reisende 

1964 324,2 Mio Reisende 

Unterschied — 0,1 Mio Reisende = +/ — 0 v. H. 
Bemerkungen zu c): 

Die Gesamtverkehrsleistung ist konstant ge- 
blieben. Dagegen hat sich die Leistung, bezogen 
auf das einzelne Fahrzeug, bei etwa unveränder- 
ter mittlerer Transportweite von 79 500 Reisen- 
den i. J. 1959 auf 88 400 Reisende i. J. 1964, also 
um 8 900 Reisende = 1 1,2 v. H. der Leistung von 
1959 erhöht. 

Hand in Hand mit der Verminderung des Fahr- 
zeugbestandes ging im Sechsjahreszeitraum 1959 
bis 1964 auch eine fühlbare Einschränkung des dem 
Reisedienst insgesamt zuzurechnenden Personalbe- 
standes, also der Gesamtzahl aller in diesem Dienst- 
zweig ausschließlich beschäftigten oder ihm anteilig 
anzulastenden Arbeitskräfte, und zwar von 11752 
Kräften i. J. 1959 um 3 317 ^ 28,2 v. H. auf 8 435 
Kräfte nach der Ergebnisrechnung für 1964. Damit 
hat sich zugleich der Anteil des Reisedienstes am 
Gesamtpersonalbestand der Bundespost von 3,04 
V. H. (1959) auf 1,96 v. FL (1964) vermindert. Ein 


nicht unwesentlicher Teil dieser Verminderung ist 
naturgemäß auf den verstärkten Einsatz von Unter- 
nehmerfahrzeugen zurückzuführen. Es muß bemerkt 
werden, daß mit den Ergebnissen von 1964 — auch 
nach Auffassung der Deutschen Bundespost — noch 
kein Endzustand des Rationalisierungsprozesses 
erreicht ist und erreicht sein kann. 

4. Organisation des Dienstes 

Die Verwaltungs- und Betriebsorganisation des 
Postreisedienstes entspricht im wesentlichen dem 
organisatorischen Aufbau der Gesamtverwaltung 
der Bundespost in seiner dreistufigen Gliederung: 
Ämter — Oberpostdirektionen — Bundespostmini- 
sterium, unter Wahrnehmung einer Reihe wichtiger 
zentraler Aufgaben auch des Reisedienstes durch 
das Posttechnische Zentralamt. Der Schwerpunkt der 
regionalen und örtlichen Betriebslenkung liegt bei 
den betriebsleitenden Ämtern (den sog. Stützpunk- 
ten), deren Zahl zum Zwecke einer stärkeren Kon- 
zentration des Dienstes in den letzten Jahren gleich- 
falls vermindert wurde. 

Mit der Unterhaltung (Instandhaltung, Instand- 
setzung und Ausbesserung) des Fahrzeugparkes im 
Reisedienst sind außer den technischen Kräften der 
Stützpunkte (nur kleine Instandsetzung) 22 Bezirks- 
werkstätten und zwei überbezirkliche Hauptwerk- 
stätten betraut. 

Der Anteil der zu unterhaltenden posteigenen 
Omnibusse an der Gesamtzahl aller posteigenen 
Kraftfahrzeuge ist gering. Ob jedoch die Unterhal- 
tung der Omnibusse etwa aus technischen Gründen 
einen überproportionalen Anteil am Gesamiunter- 
haltungsaufwand aller Fahrzeuge einnimmt, wird 
sich erst dann beurteilen lassen, wenn die vom Bun- 
despostministerium auf Anregung des Postverwal- 
tungsrates zur Überprüfung des gesamten Postreise- 
dienstes eingesetzte Sonderkommission, deren in- 
tensiver und sachkundiger Arbeit die beachtlichen 
Erfolge in der oben skizzierten Entwicklung der 
letzten Jahre zu verdanken sind, ihre Untersuchun- 
gen auch über die Fahrzeiigunterhaltung für den 
Reisedienst abgeschlossen haben wird. 

IV. Kosten und Erlöse 

1. Die betriebswirtschaftlichen Ergebnisse 
des Postreisedienstes 

Nach der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrech- 
nung haben sich die Leistungen (Erlöse) und die 
Kosten im Postreisedienst seit 1959 wie folgt ent- 
wickelt: 



Leistungen 

(Erlöse) 

Kosten 

Kosten- 

unterdeckung 

1959 

191,4 Mio DM 

260,5 Mio DM 

— 69,1 Mio DM 

1960 

193,7 Mio DM 

262,1 Mio DM 

— 68,4 Mio DM 

1961 

191,6 Mio DM 

261,6 Mio DM 

— 70,0 Mio DM 

1962 

190,5 Mio DM 

256,9 Mio DM 

— 66,4 Mio DM 

1963 

203,8 Mio DM 

271,1 Mio DM 

— 67,3 Mio DM 

1964 

200,4 Mio DM 

267,2 Mio DM 

— 66,8 Mio DM 


Hiernach haben sich die Leistungen sowohl wie 
die Kosten in diesem immerhin 6 Jahre umfassenden 
Zeitraum und im Gegensatz zu der Entwicklung in 
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allen übrigen Dienstzweigen der Deutschen Bundes- 
post nur wenig verändert. Die Leistungen haben im 
Jahre 1964 den Stand von 1959 (= 100) nur um 
4,7 V. H., die Kosten nur um 2,6 v. H. überstiegen, 
während z. B. im Dienstzweig „Postdienst", der alle 
Zweige des Postwesens ohne den Reise-, den Scheck- 
und den Sparkassendienst umfaßt, die Leistungen 
im gleichen Zeitraum um 49,2 v. H. und die Kosten 
um 63,2 V. H. angestiegen sind. Die Kostenunter- 
deckung pendelt im Postreisedienst in allen 6 Jahren 
um den fast konstanten Betrag von 66 bis 70 Mio 
DM, Im Postdienst dagegen hat sich die Unter- 
deckung von 1959 — 1964 um rund 163 v. H., im Post- 
scheckdienst um 58 V. H. erhöht. 

Die Ursachen der völlig andersartigen Entwick- 
lung im Postreisedienst liegen auf der Hand. Wäh- 
rend in fast allen anderen Dienstzweigen das anhal- 
tende Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik 
zu einer laufend stärkeren Inanspruchnahme auch 
der Postleistungen geführt hat, ist im Reisedienst, 
ganz überwiegend als Folge des von Jahr zu Jahr 
umfangreicher werdenden Individualverkehrs, seit 
1957 ein stärkerer Abfall und etwa seit 1959 eine 
deutliche Stagnation festzustellen. Bei wenig verän- 
derten Gebührensätzen mußten deshalb auch die 
Erlöse stagnieren. Auf der Kostenseite ist allerdings 
die annähernde Konstanz der Kostensummen keines- 
wegs auf solche exogenen Einflüsse zurückzuführen. 
Hier hätte sich vielmehr, wenn der Einsatz von Per- 
sonal und Material bei ungefähr gleicher Leistungs- 
anforderung und -darbietung gleichfalls unverän- 
dert geblieben wäre, schon als Folge der anhalten- 
den Kostensteigerungen eine progressive Entwick- 
lung der Kosten ergeben müssen, deren Ausmaß für 
den Zeitraum 1959 — 1964 auf mindestens 25 v. H. des 
Kostenniveaus von 1959 geschätzt werden kann. 
Daß die Post in ihrem Dienstzweig Postreisedienst 
einer solchen, fast zwangsläufigen Automatik ent- 
gangen ist und daß sie die Kosten/Ertragsrelation 
sogar leicht verbessern konnte, ist der besondere 
Erfolg ihrer im Abschn. II. behandelten Bemühun- 
gen um die Rationalisierung. Freilich handelt es sich 
dabei zunächst nur um einen Teilerfolg. Denn in 
ihrer absoluten Höhe hat sich die Kostenunterdek- 
kung seit 1959 kaum verändert, sie macht in der 
Rechnung für das Jahr 1964 immer noch rund 33 v. H. 
der Leistungen (Erlöse) aus. Es bedarf daher noch 
erheblicher Anstrengungen, die Unterdeckung abzu- 
bauen. Im Bundespostministerium sieht man zu- 
nächst folgende Möglichkeiten einer schrittweisen 
Verbesserung der Ertragslage: 

a) Befreiung des Postreisedienstes von der Heran- 
ziehung auch seiner Erlöse zur Ablieferung der 
Bundespost an den Bund nach § 21 Post Verwal- 
tungsgesetz. 

b) Entlastung von anteiligen betriebsfremden Ver- 
sorgungsbezügen und Sozialaufwendungen für 
die verdrängten Beamten und ihre Hinterblie- 
benen nach dem Gesetz zu Art. 131 des Grund- 
gesetzes. 

c) Entlastung auch von überhöhtem regulärem Ver- 
sorgungsaufwand, d. h. Begrenzung der anteili- 
gen Belastung mit Versorgungsbezügen auf etwa 
30 V. H. der Gehälter der aktiven Beamten. 


d) Korrektur der Schülertarife, bzw. teilweise odei 
vollständige Abgeltung der Selbstkosten der 
Schülerbeförderung. 

Von der Verwirklichung dieser Möglichkeiten 
verspricht sich die Post eine Verminderung der 
Kostenunterdeckung im Reisedienst um etwa 50 bis 
55 Mio DM, so daß dann nur noch ein Rest von 12 
bis 17 Mio DM zum vollen Kostenausgleich fehlen 
würde. 

2. Versuch eines Strukturvergleichs 
mit dem Omnibusdienst der Deutschen Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn betreibt ähnlich wie die 
Bundespost ein über das ganze Bundesgebiet in 
wechselnder regionaler Verkehrs- und Betriebs- 
dichte ausgedehntes Kraftomnibusnetz, das ebenfalls 
ganz überwiegend dem öffentlichen Überlandlinien- 
verkehr dient und dessen Verkehrs- und Betriebs- 
volumen in etwa an den Kiaftpostbetrieb heran- 
reicht. So hatten nach der Jahresstatistik 1964 des 
Kraftfahrt-Bundesamtes Bahn und Post an den we- 
sentlichen statistischen Ergebnissen folgenden abso- 
luten und relativen Anteil: 

a) Liniennetz 

1. Zahl der Linien im Überlandlinien- 
verkehr 

DB 1 087 Linien — 20,2 v. H. aller Überland- 
linien 

DBP 1 632 Linien - - 30,4 v. H. aller Überland- 
linien 

2. Länge der Linien zu 1. 

DB 61 566 km — 31,5 v, H. der Geseimtlänge 
DBP 52 224 km ^ 26,8 v. H. der Gesamtlänge 

b) Betriebsleistung der Fahrzeuge 

DB 193,1 Mio Wagen-km -= 12,4 v. H. der Ge- 
samtleistung aller Unternehmen 
DBP 171,1 Mio Wagen-km - 11,0 v. H. der Ge- 
samtleistung aller Unternehmen 

c) Verkehrsaufkommen 

DB 355,1 Mio beförderte Personen = 9,9 v. H. 
der Gesamtleistung aller Unternehmen 
DBP 324,2 Mio beförderte Personen == 9,0 v. H. 
der Gesamtleistung aller Unternehmen 

d) Beförderungsleistung 

DB 4 855,0 Mio Personen-km = 13,1 v. H, der 
Gesamtleistung aller Unternehmen 
DBP 3 533,0 Mio Personen-km — 9,5 v. H. der 

Gesamtleistung aller Unternehmen 

Diese Zeilen zeigen manche Übereinstimmung, 
aber auch deutliche Unterschiede, aus denen sich 
eine ebenso deutliche Verschiedenheit der Betriebs- 
und Verkehrsstruktur ableiten läßt. Zur Ergänzung 
bedarf es hierzu noch der folgenden Übersicht über 
die Omnibusbestände (nach der statistischen Erfas- 
sung vom 30. 6. 1964). Hiernach standen zur Ver- 
fügung 

der DB 1 788 eigene und 1 896 angemietete, zus. 
3 684 Omnibusse 

der DBP 2 677 eigene und 1 121 angemietete, zus. 
3 798 Omnibusse. 
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Daraus ergeben sich nun folgende, für eine ver- 
gleichende Betrachtung maßgebende Durchschnitts- 
M^erte: 

a) mittlereLinienlänge imüberlandlinien- 
verkehr 

DB 56,6 km 
DBF 32,0 km 

b) mittlere Jahresfahrleistung 
der eigenen Omnibusse (1963)') 

DB rd. 65 200 km je Bus 
DBF rd. 48 700 km je Bus 

c) mittlere Reiseweite je Beförderungs- 
fall 

DB 13,7 km 
DBF 10,9 km 

d) mittlere Besetzung der Wagen je Fahrt 

DB 25,1 Fersonen 
DBF 20,6 Fersonen 

Die Werte zu b) und d) lassen erkennen, daß die 
Bundesbahn die Kapazität ihres Fahrzeugbestandes 
sowohl wie auch der einzelnen Fahrleistung besser 
ausnutzen konnte als die Bundespost. Anscheinend 
enthält das Liniennetz der Fest einen größeren An- 
teil an Linien kurzer Streckenlänge in dünner besie- 
delten, rein ländlichen Gebieten mit entsprechend 
schwächerem Verkehrsbedürfnis und Verkehrsauf- 
kommen als das Netz der Bahn, das ja im wesent- 
lichen aus Linien des Schienenersatz- und des 
Schienenparallelverkehrs besteht, also in Gebieten 
größerer Bevölkerungs- und Verkehrsdichte be- 
trieben wird. Darauf deuten in etwa auch die Werte 
zu a) und c) der vorstehenden Zahlenreihe hin. 

Für die Ertrags- und Kostenlage eines großen 
Omnibuslinienbetriebes sind diese verkehrsgeogra- 
phischen Gegebenheiten natürlich von besonderer 
Bedeutung. Beim Vergleich Bahn Fost kommt noch 
hinzu, daß sich die Bahn nach der Struktur ihres 
Netzes und möglicherweise auch auf Grund eines 
größeren Angebotes dort ortsansässiger Unterneh- 
mer in stärkerem Maße des Einsatzes von sog. an- 
gemieteten, d. h, im Auftragsverhältnis fahrenden 
Omnibussen privater Unternehmer bedienen kann 
als die Fost. 

Es wäre jedoch nun voreilig, allein in solchen 
statistischen Strukturvergleichen eine ausreichende 
Begründung dafür zu sehen, daß die Deutsche Bun- 
desbahn in ihrer Kostenrechnung für den Bahnbus- 
verkehr im Geschäftsjahr 1963 einen geringen 
Überschuß der Erlöse über die Kosten ausweisen 
konnte, während die Kostenrechnung der Post für 
den Postreisedienst mit einer absolut und relativ 
hohen Kostenunterdeckung abschließt. Eine Unter- 
deckung, die — allerdings etwa um ein Drittel ver- 
mindert — auch dann noch bestehen bleibt, wenn 
man auf der Kostenseite alle Beträge eliminiert, 
welche die Rechnung der Bahn überhaupt nicht be- 
lasten (z. B. keine Ablieferung an den Bund) oder 
von denen in Zusammenhang mit Leistungen des 
Bundes an die Bundesbahn zur Abgeltung betriebs- 
fremder oder überhöhter Versorgungslasten anteilig 

1) Die miUlere Jahresfahrleistunq eines posteiqenen Omnibusses stieg 
1964 Quf id. 50 500 km. Die Vergleichszahl für die Bundesbahn lag 
noch nicht vor. 


auch der Bahnbusdienst befielt ist. Eine genaue ver- 
gleichende Analyse der Kostenstruktur der Omni- 
busbetriebe beider Verwaltungen würde im übrigen 
eine eingehende Untersuchung aller Elemente ihrer 
Kostenrechnungen und aller Einzelheiten der Sy- 
stematik dieser Rechnungen voraussetzen. 

Immerhin scheint eine sehr vorläufige und zuge- 
geben recht summarische Betrachtung der wirt- 
schaftlichen Situation des Reisedienstes der Bundes- 
post die Schlußfolgerung zu erlauben, daß es wohl 
möglich sein müßte, den materiellen und personellen 
Apparat dieses Dienstzweiges noch weiter einzu- 
schränken, die verringerte eigene Kapazität (z. B. 
des Fahrzeugbestandes) dann mit verbessertem Ef- 
fekt auszunutzen und überall dort, wo es nach den 
örtlichen Verhältnissen möglich ist, in verstärktem 
Maße Auftragsunternehmer einzusetzen. 

V. Weitere Entwicklung 

Dank der eigenen, z. T. schon sehr erfolgreichen, 
aber im ganzen noch verstärkt fortzusetzenden Be- 
mühungen der Deutschen Bundespost um die Ratio- 
nalisierung des Reisedienstes besteht begründete 
Aussicht, das wirtschaftliche Ergebnis dieses Dienst- 
zweiges so zu gestalten, daß der z. Z. noch erforder- 
liche Zuschußbedarf aus Überschüssen anderer 
Dienstzweige (also praktisch des Fernsprechdien- 
stes) zumindest nicht weiter ansteigen wird. Anzu- 
strebendes Ziel muß es bleiben, diesen Zuschiiß- 
bedarf ganz entbehrlich zu machen. 

VI. Verhältnisse bei anderen Postverwaltungen 

Von den europäischen Fostverwaltungen betrei- 
ben außer dei Deutschen Bundespost die Postver- 
waltungen der Länder Österreich, Schweiz, Finn- 
land und Schweden Straßenpersonenbeförderung, 
in Österreich Bahn und Post nebeneinander; in der 
Schweiz ist die PTT zugleich Konzessionsbehörde. 
Ein Vergleich des Postreisedienstes der Bundespost 
mit denen der anderen Postverwaltungen ist aus 
verschiedenen Gründen nicht möglich. 

VII. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

1. Die Entlastung des Postreisedienstes von der 
anteiligen Heranziehung auch seiner Erlöse zur 
Ablief erungsverpflichtung der Post nach § 21 des 
Postverwaltungsgesetzes sollte notfalls vorweg 
geregelt werden. Denn es läßt sich kaum wider- 
legen, daß es sich hierbei um eine Doppelbe- 
steuerung des bereits mit der Beförderungsteuer 
belasteten Omnibusdienstes handelt, gleichgül- 
tig ob man die Ablieferung der Post an den 
Bund als Umsatzsteuer oder als Monopolabgabe 
ansehen mag. 

2. Die Stellung der Bundespost im Wettbewerb der 
Träger des Straßenverkehrs ist durch das neue 
Personenbeförderungsgesetz vom 21. März 1961 
so geregelt, daß der Postreisedienst durch die 
Vorschriften dieses Gesetzes und ihre prak- 
tische Handhabung nicht benachteiligt ist. Es be- 
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steht also kein Anlaß, zur Verbesserung seiner 
wirtschaftlichen Lage Änderungen oder Ergän- 
zungen des Gesetzes in Erwägung zu ziehen. 

3. Sollten inzwischen schon eingetretene oder noch 
weiter zu erwartende Kostensteigerungen, vor 
allem bei den persönlichen Ausgaben, dazu ge- 
führt haben oder noch führen, daß die Beförde- 
rungspreise im allgemeinen Durchschnitt aller 
Unternehmen zur Kostendeckung nicht mehr 
ausreichen, dann müßten rechtzeitig entspre- 
chende Schritte zu einer allgemeinen Anhebung 
der Tarife auch für die Omnibusbetriebe von 
Bahn und Post unternommen werden. 

4. Besonders dringlich erscheint eine beschleunigte 
Annäherung der Beförderungspreise an die 
Selbstkosten im Schülerverkehr oder aber eine 
andere Art der Entlastung der Verkehrsunter- 
nehmen von der speziellen Kostenunter- 
deckung in diesem Verkehr. 

5. Angesichts der seit Jahren zu beobachtenden 
und vermutlich auch weiterhin anhaltenden Sta- 
gnation im Verkehrsaufkommen und in den Be- 
triebsleistungen des Postreisedienstes ist in die- 
sem Dienstzweig Zurückhaltung in der Vor- 
nahme von Neuinvestitionen geboten. Zur 
Finanzierung der notwendigen Ersatzbeschaf- 
fungen von Fahrzeugen und sonstigen Anlagen 
dürften die an sich knapp bemessenen Abschrei- 
bungen jeweils ausreichen. 

6. Da das hohe Gesamtdefizit im Postreisedienst 
eine seiner Ursachen im Betrieb zahlreicher, 
schwach frequentierter Linien mit entsprechend 
ungünstiger Ausnutzung der Kapazität der 
Fahrzeuge und des Personals zu haben scheint, 
ist die sofortige Durchforstung des gesamten 
Liniennetzes mit dem Ziel in Angriff zu nehmen, 
die Einstellung des Betriebes auf der Grundlage 
des § 24 des Personenbeförderungsgesetzes 
möglichst noch vor dem Ablauf der Linienkon- 
zession am 31. 5. 1969 ernsthaft zu betreiben. 

7. Soweit die Genehmigungsbehörden solche Be- 
triebseinstellungen vor diesem Zeitpunkt nicht 
genehmigen sollten und Rechtsmittel gegen ab- 
lehnende Bescheide keine Aussicht auf Erfolg 
versprechen, müßte durch rechtzeitige Voraus- 
planung eines nach dem 31. 5. 1969 auf gesunder 
wirtschaftlicher Grundlage weiter zu betreiben- 
den, also auf rentable und auf weniger defizitäre 
Linien (die den Gesamtkostenausgleich nicht ge- 
fährden) beschränkten Netzes sichergestellt wer- 
den, daß Anträge auf Erneuerung der Konzes- 
sion für die hoffnungslos defizitären Linien den 
Genehmigungsbehörden gar nicht erst vorgelegt 
werden. Dabei scheint der Kommission schon 
im Zuge dieser Vorausplanung eine enge re- 
gionale Abstimmung mit den übrigen Unter- 
nehmen des Linienverkehrs, insbesondere auch 
mit der Bundesbahn auf der Grundlage des 
Bahnbus-Kraftpost-Abkommens von 1955 zwin- 
gend geboten. Der Gesichtspunkt der Wahrung 
des Besitzstandes muß in jedem Einzelfall zu- 
rücktreten, wenn die eigenwirtschaftlichen In- 
teressen den Weiterbetrieb von Linien verbie- 
ten, die entweder von Anfang an hochdefizitär 


waren oder deren Frequenz im Laufe der Ent- 
wicklung so stark abgesunken ist, daß ihre Bei- 
behaltung nicht länger verantwortet werden 
kann. 

8. Die Deutsche Bundespost hat in den letzten 
Jahren den Anteil der Mietomnibusse an der 
gesamten Betriebsleistung im Postreisedienst 
wesentlich vergrößert. Auf Omnibusse privater 
Unternehmer ist vor allem in jenen Fällen zu- 
rückgegriffen worden, in denen die örtlichen 
Verhältnisse einen rentablen Einsatz posteige- 
ner Fahrzeuge nicht gestatteten. Zur Zeit wei- 
chen die Betriebskosten, die der Deutschen 
Bundespost beim Einsatz eigener und gemieteter 
Fahrzeuge entstehen, gleichwohl noch erheblich 
voneinander ab. Das liegt zum Teil an den Son- 
derbelastungen, die in der Betriebsrechnung der 
Post kalkulatorisch dem Postreisedienst ange- 
rechnet werden (z, B. Pensionen für vertriebene 
Postbeamte, Ablieferung an den Bund neben 
der Belastung durch die Beförderungsteuer). 
Zu einem erheblichen Teil sind die Unterschiede 
in den Betriebskosten zwischen posteigenen und 
gemieteten Omnibussen jedoch offensichtlich 
darauf zurückzuführen, daß private Omnibus- 
unternehmer Fahrleistungen im Omnibuslinien- 
verkehr in vielen Fällen billiger zu produzieren 
vermögen als die Bundespost. Dabei mag es 
eine gewisse Rolle spielen, daß die privaten 
Omnibusunternehmer einen Teil ihrer fixen 
Kosten aus Erlösen decken, die sie im Gelegen- 
heitsverkehr erzielen. 

In dem Maße, in dem die Bundespost in ver- 
stärktem Maße auf Mietomnibusse privater Un- 
ternehmer zurückgreift und diese Fahrzeuge 
dort einsetzt, wo posteigene Omnibusse rela- 
tiv schlecht ausgenutzt sind, werden die durch- 
schnittlichen Betriebskosten der posteigenen 
Omnibusse herabgedrückt werden können. Hier 
liegen zweifellos noch beträchtliche Einspa- 
rungsmöglichkeiten. Auch gesamtwirtschaftlich 
ist es erwünscht, wenn durch Verminderung der 
Zahl schlecht ausgenutzter Omnibusse im Post- 
dienst und durch Rückgriff auf Fahrzeuge pri- 
vater Unternehmer mit freien Kapazitäten die 
im Verkehr gebundenen Produktivkräfte ver- 
mindert und dadurch wachstumsfördernde Wir- 
kungen erzielt werden. 

9. Schwerbeschädigte haben zur Zeit — ähnlich 
wie bei den kommunalen Verkehrsunternehmen 
— gewisse Vergünstigungen, wenn sie mit Post- 
omnibussen fahren. Wenn die Bundesregierung 
an dieser Regelung aus sozialen und politischen 
Gründen festhalten möchte, dann sollte der Bun- 
despost nach Ansicht der Kommission der ent- 
stehende Einnahmenausfall ersetzt werden. Die 
im Überlandlinienverkehr tätigen vergleich- 
baren Omnibusunternehmen haben ähnliche Be- 
lastungen in aller Regel nicht zu tragen. Wenn 
aus politischen Gründen die Fahrpreisermäßi- 
gung für Schwerbeschädigte aufrechterhalten 
werden soll, so wäre dafür ein finanzieller Aus- 
gleich aus Mitteln der Kriegsopferversorgung 
vorzusehen. Insofern besteht eine Parallele zu 
den Verhältnissen im Schülerverkehr. 
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10. Die Zukunltsaussichten des Postreisedienstes 
sind nur sehr schwer zu beurteilen. Die weitere 
Zunahme des motorisierten Individualverkehrs 
wird den öffentlichen Straßenverkehrsmitteln in 
eher noch zunehmendem Maße Verkehr entzie- 
hen. Dies wird sich besonders auch in den Ge- 
bieten bemerkbar machen, die in ihrer gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung hinter dem Bundes- 
durchschnitt noch zurückgeblieben sind und auch 
in der privaten Motorisierung noch einen stär- 
keren Nachholbedarf haben. Das sind aber zu- 
gleich die Gebiete, in denen die Post von allen 
Unternehmen des öffentlichen Personenverkehrs 
den größten Anteil am regelmäßigen überland- 
linicndienst besitzt. Inwieweit gegenläufige Ent- 
wicklungen, wie etwa ein natürliches, durch 
staatliche Maßnahmen gefördertes Wachstum 
der Wirtschaftskraft und damit der Bevölke- 
rungsdichte zu einem gewissen Ausgleich der 
Verkehrsabwanderung durch das Aufkommen 
neuer Verkehrsbedürfnisse führen werden, ist 
nicht abzuschätzen. Eine positive Ausv/irkung 
auf den Postreisedienst könnte u. U. da und dort 
auch die weitere Verlagerung des Personenver- 
kehrs von stillzulegenden Schienenstrecken auf 
den öffentlichen Straßenverkehr haben. Unbe- 
schadet des Vorrangs der Schienenunternehmen 
für die Ausgestaltung des Ersatzverkehrs auf der 
Straße nach § 13 Ziff. 2 c) des Personenbeförde- 
rungsgesetzes wird es in manchen dieser Fälle 
doch auch zu Überlegungen über die Notwendig- 
keit und Zweckmäßigkeit einer völligen regio- 
nalen Neuordnung des übeiiandverkehrs nach 
veränderten Wirtschafts- und veikebrsgeogra- 
phischen Gesichtspunkten kommen müssen. 

Die Bundespost wird alle diese Entwicklungen 
mit großer Aufmerksamkeit zu verfolgen und 
sich ihnen wendig und rechtzeitig anzupassen 
haben, ohne das Nahziel einer nachhaltigen Ver- 
besserung der Eigenwirtschaftlichkeit ihres Om- 
nibusdienstes aus den Augen zu lassen. 

F. Der Postscheckdienst 

I. Gesetzliche Grundlagen 

Der Postscheckdienst wurde in Deutschland am 
1. Januar 1909 aufgenommen. Zweck der Einrichtung 
dieses Dienstes war und ist vor allem die Entlastung 
des schon seit Mitte des 19. Jahrhunderts bestehen- 
den Postanwoisungsdienstes und die Förderung des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs. Die rechtlichen 
Grundlagen des Postscheckverkehrs sind das Post- 
scheckgesetz vom 26. März 1914 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. März 1921, die Postscheck- 
ordnung in der Fassung vom 16. Dezember 1927 und 
die Postscheckgebührenordnung vom 15. Juli 1964. 
Das Postscheckgesetz enthält die grundlegenden Be- 
stimmungen über den Postscheckverkehr: die Post- 
scheckordnung regelt die Beziehungen zwischen der 
Post und den Postscheckteilnehmern. An der Reform 
dieser gesetzlichen Grundlagen wird zur Zeit gear- 
beitet. 


II. Aufgabenbereich und Lcistungsvorgänge 

1. Bargeldloser Zahlungsverkehr 

über das Guthaben auf Postscheckkonten kann 
durch Überweisung auf andere in- und ausländische 
Konten verfügt werden. Der übeiweisungsauftrag 
kann vom Kunden in gebührenfrei beförderten Spe- 
zialumschlägen an das kontoführende Postscheckamt 
geschickt werden. Dort wmrden die Briefumschläge 
maschinell geöffnet; die Überweisungsaufträge wer- 
den mit der Hand nach Lastschriftkonten sortiert und 
an die zuständige, aus drei Krätten bestehende Bu- 
chungsgruppe weitergeleitet, die die Aufträge in 
mehreren Arbeitsgängen ordnet, prüft und bucht. 
Außerdem werden die Kontoauszüge geschric])en, 
die Lastschriftzettel abgetrennt und Zwischensum- 
men aus dem Speicherwerk der Buchungsmaschine 
auf Merkzetteln an die Buchungsprüfstelle weiter- 
gegeben. Nach der Lastbuchung werden die Über- 
weisungsaufträge, soweit die Gutschrift beim glei- 
chen Postscheckamt erfolgt (Überweisungen A), in 
der Verteilstelle nach den Nummern der Gut- 
schriftkonten verteilt und zur Gutschrift an die Bu- 
chungsgruppen zurückgegeben. Rund zwei Drittel al- 
ler Überweisungen werden auf Konten des gleichen 
Postscheckamtes belastet und gutgoschrieben. Über- 
weisungen, die auf Konten anderer Postscheckämter 
gutzuschreiben sind (Überweisungen B), werden von 
der Buchungsprüfstelle in die Ein- und Abgangs- 
stelle geleitet, mit einem besonderen Stempel ver- 
sehen, nach Gutscririftämiorn verteilt und diesen in 
Einschreibbeuteln zugosandt. Bei der Gutschrift wie- 
derholen sich dann im wesentlichen die gleichen 
Arbeitsgäng(’ wie bei der Lastschrift, Die Kontoaus- 
zugsbriefe werden in der Abgangsstcdle maschinell 
vorschlossen, gestempelt und gebührenfrei dem 
Empfänger zugestellt. Die Durchschriften der Konto- 
auszüge werden beim Postscheckamt zwei Jahre 
aiifbewahrt. Kontokarten, die einen Überblick über 
die Bewegungen auf einem Konto während eines 
bestimmten Zeitraums ermöglichen, werden nicht ge- 
führt. Über die Guthaben auf einem Postscheck- 
konto kann auch durch Überweisung auf Landes- 
zentralbankkonten verfügt werden (sogenannte 
Verrechnungsschecks). Von dieser Möglichkeit, Gut- 
haben aus dem Postschecksystem abzuziehen, wird 
von Großkunden lebhaft Gebrauch gemacht. 

2. Halbbargeldloser Verkehr 
(Zahlungen, Zahlungsanweisungen) 

Von halbbargeldlosem Verkehr wird dann gespro- 
chen, wenn entweder Bargeld auf einem Postamt zur 
Gutschrift auf einem Postscheckkonto eingezahlt 
wird (Zahlkartenverkehr) oder wmmn ein Postscheck- 
teilnehmer den Auftrag gibt, von seinem Konto ei- 
nen bestimmten Betrag einem Empfänger in bar 
auszuzahlen (Scheck oder Zahlungsanweisung). Der 
halbbargeldlose Verkehr unterscheidet sich damit 
von dem Postanweisungsdienst, bei dem sowohl Ein- 
zahlung als auch Auszahlung in bar vor sich gehen. 

Die Zahlkarten werden am Postschalter angenom- 
men und an das zuständige Postscheckamt eingesandt. 
Dort werden sie geprüft und wie die Überweisungs- 
aufträge gutgeschrieben. Die Zahlungsanweisungen, 
die ein Kontoinhaber erteilt, werden zunächst — 
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wie Überweisungsaufträge — lastgebucht und 
an das zuständige Postamt weitergeleitet. Die 
Geldzusteller zahlen dann die jeweilige Summe in 
bar in der Wohnung des Empfängers aus. Falls der 
Zustellversuch erfolglos bleibt, wird ein Benach- 
richtigungsschein ausgestellt, der bei der Abholung 
der Geldsumme auf dem Postamt vorzulcgen ist. Da- 
bei hat der Abholer seine Empfangsberechtigung 
nachzuweisen. 

Barschecks worden auf den Postscheckämtern und 
in den Außenzahlstellen der Postscheckämter sofort 
eingelöst, nachdem durch Rückfrage festgestellt wor- 
den ist, ob der Scheck gedeckt ist. 

3. Internationaler Verkehr 

Mit den EWG-Ländern und neun anderen Staaten 
ist zur Zeit ein Überweisungsverkehr zwischen Post- 
scheckkonten möglich. Mit rund einem Tausendstel 
aller Buchungen spielt dieser Verkehr jedoch 
keine nennenswerte Rolle (1,2 Millionen Überwei- 
sungen im Jahre 1964, davon ein Drittel nach und 
zwei Drittel aus dem Ausland). Ein Zahlkarten- und 
Zahlungsanweisungsverkehr mit dem Ausland ist 
einstweilen nicht möglich; er wird voraussichtlich 
erst Anfang 1966 aufgenommen werden, wenn der 
Wcltpostvcrtrag von Vv^’ien mit seinen Nebenab- 
kommen in Kraft tritt. 

ITI. Kcipazitäten und deren Ausnutzung 

1. Leistungsmengen 

Die Leistungsmengen im Postscheckdienst haben 
sich in den Jahren seit 1959, insgesamt gesehen, 
günstig entv/ickelt, wenn die Zuwachsraten auch 
gering waren, sich zum Teil abflachten und auf zwei 
Gebieten neuerdings sogar negative Werte annah- 
men (Zahlkarten und Zahlungsanweisungen). 

Bemerkenswert ist insbesondere das Anwachsen 
des Durchschnittsguthabens auf den Postscheckkon- 
ten im Jahre 1964 um rund 7,7 Prozent (im Vorjahr: 
7,1 Prozent) gegenüber dem vorangegangenen Ver- 
gleichszeitraum. Von der Höhe dieses Durchschnitts- 
guthabens hängen maßgeblich die Gesamterlöse des 


Postscheckdienstes ab. Da die Zahl der Buchungen 
als Hauptkosterdaktor von 1963 auf 1964 nur um 1,7 
Prozent (im Vorjahr: 0,8 Prozent) gestiegen ist, wo- 
bei die besonders hohe Kosten verursachenden Lei- 
stungen in halbbargcldlosen Verkehr 1964 sogar 
leicht zurückgingen, sind insoweit positive Einflüsse 
auf die Ertragslage im Postscheckdienst wirksam 
gewesen. Die Zahl der Buchungen je 1 000 DM jähr- 
liches Durchschnittsguthaben geht seit 1959 konti- 
nuierlich zurück. Diese Kennziffer vermittelt eine 
gewisse Vorstellung darüber, wie sich die Verände- 
rungen von Bestands- und Leistungszahlen im Post- 
scheckdienst auf die Ertragskraft dieses Dienstzweigs 
ausgewirkt haben. 

2. Personaleinsatz 

Der Gesamtpersonalbestand im Postscheckdienst 
betrug im Rechnungsjahr 1964 nach der betriebswirt- 
schaftlichen Ergebnisrechnung der Dienstzweige 
34 634 Kräfte gegenüber 24 597 im Durchschnitt des 
Jahres 1959. Das entspricht einer Zunahme um rd. 
41 V. H. Es muß jedoch berücksichtigt werden, daß sich 
seit 1959 infolge betrieblicher Umstellungen die Auf- 
teilung des Personals auf die verschiedenen Dienst- 
zweige geändert hat. Dem Postscheckdienst sind in 
den Jahren 1960 bis 1963 zusätzlich 2 805 Kräfte zu- 
gerechnet v/orden, die bis dahin überwiegend dem 
Post- und dem Fernsprechdienst angelastet worden 
waren. Es handelt sich dabei um Kräfte, die im 
Schalter- und Posthalterdienst zum Teil auch für den 
Postscheckdienst tätig sind, die in Geldsammelstel- 
len arbeiten und die sich in Aus- und Fortbildung 
befinden. 1964 wurden dem Postscheckdiensl weitere 
3 965 Kräfte für das Zustellen von Zahlungsanwei- 
sungen ziigerechnet, für die der Postscheckdienst z.B. 
1963 mit rd. 61,5 Mio DM kalkulatorischem inner- 
betrieblichen Ausgleich an den Postdienst belastet 
wurde. Eliminiert man diesen rechnerischen Perso- 
nalzugang, so hat der Personalbestand im Post- 
scheckdienst von 1959 bis 1964 um 3 267 Kräfte 
= 13,3v.H. zugenommen. Demgegenüber ist die Zahl 
der Buchungen von 1959 bis 1964 nur um 12,5 v. H. 
gewachsen. Der Vergleich des gesamten Personal- 
zuv/achses mit der Steigerung der Buchungszahlen 


Entwicklung von Bestands- und Leistungszahlen im Postscheckdienst 



1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

Zahl der Poslschedckonten 
in Mill. Stück (31. 12.) 

1,886 

1,980 

2,060 

2,154 

2,223 

2,277 

D Li r chsch n i 1 1 sgiil h abe n 
in Mill. DM 

t 904,0 

2 080,5 

2 330,6 

2 586,5 

2 770,4 

2 984,7 

j^urchschniUsguthabon 
je Konlo in DM 

1 038 

1 075 

1 151 

1 233 

1 263 

1 324 

Zahl der Buchungen (Mio St.) 

I 022,5 

1 065,4 

1 091,3 

1 112,0 

1 130,6 

1 150,3 

(ifivon: Überweisungen (Mio St.) 

593,6 

621,5 

634,6 

647,4 

658,8 

681,3 

Zählkarten (Mio St.) 

334,6 

344,3 

350,5 

357,6 

354,6 

352,0 

Z ah 1 n n g s a n w e i su i > ge n 

86,6 

92,0 

98,8 

109,7 

109,3 

109,6 

l ' iniciulgeschw indigkeit 







Lastsdii ihen 

126 

127 

122 

120 

119 

120 

j !) u r ch s c'a ! 1 i 1 1 s g u t h a b e n 







Zahl der Bucluingcn je 1000 DM 







D u r t h s cb n h l s ( j u l h a 1.) q n 

537 

512 

468 

434 

408 

379 
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ergibt allerdings kein zutreffendes Bild. In der Zeit 
von 1959 bis 1964 ist z. B. die Zahl der besonders per- 
sonalkoslenintensiven Zahlungsanweisungen über- 
durchschnittlich gestiegen, nämlich um 26,6 v.H. Die 
Produktivitätsentwicklung im Postscheckdienst läßt 
sich einigermaßen zutreffend erfassen, wenn man die 
Zahl der Buchungen in den vlahren 1959 und 1964 
allein auf das Personal bezieht, das in den Post- 
scheckämtern zur KonleneinrichLung, zur Konten- 
fühning und im Rechnimgsdienst eingesetzt war. Es 
handelt sich dabei im Jahresdurchschnilt 1959 um 
11 251 Kräfte und 1964 um 12 554 Kräfte. Die Zahl 
der Buchungen je Arbeitskraft, die 1959 bei 90 881 
gelegen hat, ist 1964 leicht auf 91 628 gestiegen, ob- 
wohl die Arbeitszeit verkürzt worden ist. Trotz 
Rationalisierungsmaßnahmen und trotz der Beschaf- 
fung zusätzlicher Maschinen ist die Arbeitsproduk- 
tivität, gemessen an der Zahl der Buchungen je 
Arbeitskraft, seit 1960 jedenfalls weit geringer ge- 
stiegen als die beträchtlichen Lohn- und Gehaltserhö- 
hungen zwischen 1960 und 1964 um durchschnittlich 
31 V. H. je Arbeitskraft. Hier liegt eine der Wurzeln 
für die rasche Verschlechterung der Ertragslage im 
Postscheckdienst. Auch das überproportionale An- 
wachsen der personalkostenintensiven Leistungen 
im Zahlungsanweisungsdienst erklärt zum Teil die 
ungünstige Ertragsentwicklung in diesem Dienst- 
zweig. Höhere Zinseinnahmen und Personaleinspa- 
rung können sicherlich nur ein Anwachsen der Ko- 
stemintcrdeckung aufhalten, sie aber nicht wesent- 
lich senken oder beseitigen. 

Von den 34 634 Kräften, die 1964 im PosLsciieck- 
dienst eingesetzt waren^ arbeiteten 15 337 Kräfte, 
das sind 44,3 v.H. in den 13 Postscheckämtern; 19 297 
Kräfte (55,7 v. H.) waren überwiegend in Postämtern 
und Amtsstellen für Aufgaben des Postscheckdien- 
stes eingesetzt (unter anderem 6 925 Kräfte für Ein- 
und Auszahlungen am Schalter und sonstige Dienste, 
3 9v65 für die Zustellung von Zahlungsanweisungen 
sowie 4 811 Kräfte in Chddsammelstellen, Zustellkas- 
sen , Landpoststellen usw.). Es handelt sich bei den 
in Postämtern und anderen Dienststellen Beschäf- 
tigten durchweg um Kräfte, die nur teilweise für 
den Postscheckdienst, im übrigen für andere Dionsl- 
zweige tätig sind. 

Der Schwerpunkt des Personalaufwands ver- 
schiebt sich ständig zugunsten des bargeldlosen 
Überweisungsverkehrs, Entsprechend steigt der rela- 
tive Anteil des halbbargeldiosen AVrkehrs am Ge- 
samtpersonalaufwand des Postscheckdienstes stetig. 
Noch 1961 waren 52,7 v. H. aller im Postscheck- 
dienst eingesetzten Kräfte in den Postscheckämtern 
tätig. Inzwischen hat das ausschließlich mit dem 
halbbargeldlosen Verkehr beschäftige Personal das 
Übergewicht erlangt. Dazu hat allerdings nicht un- 
wesentlich die andersartige Zurechnung des Perso- 
nals auf die Dienstzweige beigetragen (vgl. S. 52, 
wo der Kräftezugang 1960 — 1963 um 2 805 und 1964 
um 3 965 Kräfte erläutert ist). Außerdem ist zu be- 
rücksichtigen, daß auch in den Postscheckämtern 
selbst ein erheblicher Teil des Personals für Gut- 
schriften und Lastschriften des Zahlkarten- und 
Zahlungsanwmisungsdienstes beschäftigt ist. Neuere 
Erhebungen haben ergeben, daß auf den halbbar- 
geldlosen Verkehr fast 73 v H. der Kräfte im Post- 
scheckdienst entfallen. 


3. Mechanisierung, Rationalisierung und 
Organisationsfragen 

Zwei große Bereiche des Postscheckdienstes müs- 
sen unterschieden werden, wenn die Möglichkeiten 
einer Mechanisierung und Rationalisierung geprüft 
werden. Bei den rund 28 000 Dienststellen, die sich 
mit der Annahme von Zahlkarten und der Auszah- 
lung von Zahlungsanweisungen beschäftigen, stoßen 
alle Versuche, den Betrieb zu mechanisieren, auf 
große Schwierigkeiten. Wird der gegenwärtige 
Leistungsumfang im Auszahlungsdienst voll auf- 
rechterhalten (Auszahlung in der Wohnung des 
Empfängers), dann sind insoweit nennenswerte Ko- 
steneinsparungen nicht zu erzielen. Bei der An- 
nahme von Zahlkarten am Schalter werden heute 
bereits w'eitgehend Buchungsmaschinen mit Zähl- 
werken eingesetzt, wo dies mit Rücksicht auf den 
Verkehrsumfang wirtschaftlich zweckmäßig ist. Für 
die Auszahlung gilt diese Feststellung nicht im glei- 
chen Umfang. Die unvermeidliche starke Dezentrali- 
sierung von Arbeitsvorgängen in diesem Bereich 
des Postscheckdienstes setzt allen Mechanisierungs- 
und Rationalisierungsversuchen enge Grenzen. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse bei den Post- 
scheckämtern selbst. Trotz des Einsatzes von über 7 000 
Maschinen (vor allem Addier-, Buchungs- und An- 
schriftendruckmaschinen) ist die Abvvdcklung des 
Verkehrs in den Postscheckämtern einstweilen noch 
in hohem Maße arbeitsintensiv. Die Zentralisierung 
der Buchungsvorgänge an wenigen Schwerpunkten 
eröffnet jedoch zweifellos gute Möglid^keiten für 
den Einsatz elektronischer Datenverarbeitungsma- 
schinen und damit für eine weitgehende Mechanisie- 
rung und Automatisierung. Zur Zcüt werden drei 
verschiedene Verfahren praktisch erjU'obt. Wegen 
des hohen Anteils der Personalkosten an den Ge- 
samtkosten, wegen der auch zukünftig zu erwarten- 
den Erhöhung der Löhne und GehäPer und wegen 
der waclisenden Schwierigkeiten, den Personalbe- 
darf zu decken, erscheint die energische Verwirk- 
lichung diesei Plane geboten, auch wenn die hohen 
jährlichen Mietkosten für die elektronischen Anla- 
gen gegenwärtig noch keine großen Kostensenkun- 
gen crwmrten lassen. In der Zukunft darf mit einer 
gegenläufigen Preistendenz gerechnet werden: Die 
Lohn- und Gehaltskosten je Arbeitskraft werden mit 
Sicherheit weiter steigen; der noch in vollem Gang 
befindliche technische Fortschritt bei elektronischen 
Anlagen und der wachsende Wettbewerb unter den 
Anbietern lassen dagegen sinkende Preise erwarten, 
v/obei unterstellt wird, daß sich die Deutsche Bun- 
despost den Wettbewerb mehrerer Anbieter unter- 
einander zunutze macht und sich nicht an einen ein- 
zigen Anbieter kettet. 

Der Einsatz kostspieliger elektronischer Einrich- 
tungen lohnt sich erst von einer bestimmten Min- 
destgröße eines Postscheckamtes an. Nur wenn die 
hohe Leistungskapazität der elektronischen Einrich- 
tungen ausreichend genutzt wird, kann ein wirt- 
schaftlicher Erfolg aus den geplanten ümstellnngen 
erhofft werden. Die Zahl der Konten, die in den ein- 
zelnen derzeit bestehenden Pos! Scheckämtern geführt 
werden, liegt zvvdschen rund 40 000 (Saarbrücken) und 
über 300 000 (Hamburg). Die optimale Betriebsgröße 
dürfte bei dem zur Zeit üblichen Arbeitsverfahren 
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nahe der gegenwärtigen Obergrenze zu suchen sein. 
Die Zentralisierung der Arbeitsvorgänge in wenigen 
großen Postscheckämtern erscheint auch unabhängig 
von der geplanten Teil-Automatisierung vorteilhaft, 
weil eine bessere Kapazitätsausnutzung sowohl in 
personeller Hinsicht als auch bei den Sachanlagen 
erwartet werden darf und weil die Zahl der Über- 
weisungen B, die zwischen den Postscheckämtern 
ausgetauscht werden müssen und die zusätzliche Ko- 
sten verursachen, auf diese Weise wesentlich ver- 
mindert werden könnte. Die Kosten des Belegeaus- 
tausches zwischen den Postscheckämtern würden vor 
allem dann vermindert werden, wenn bei der Neu- 
organisation der Postscheckämter auf verkehrsgeo- 
graphische Zusammenhänge Rücksicht genommen 
würde. Demgegenüber fallen die zusätzlichen Kosten 
infolge der längeren Wege zwischen den Ämtern 
und den Postscheckteilnehmern nicht ins Gewicht. 
Das Problem der optimalen Betriebsgröße wird sich 
erneut stellen, wenn zur elektronischen Datenverar- 
beitung übergegangen wird, und zwar im Sinne ei- 
ner noch weitergehenden Zentralisierung der Bu- 
chungsvorgänge. 

IV. Kosten und Erlöse 

1. Postscheckgebühren und Zinsen 

Der bargeldlose Überweisungsverkehr ist im In- 
land vollständig gebührenfrei. Überweisungsaufträge 
können bei Benutzung gelber Postscheckbriefum- 
schläge portofrei an das Postscheckamt eingesandt 
vceiden. Es wird weder eine Kontoführungsgebühr 
noch eine Gebühr für die einzelne Buchung oder für 
die Zusendung der Kontoauszüge berechnet. Einzah- 
lungen auf das eigene Konto sind ebenfalls kosten- 
los, wenn dafür besondere Zahlkartenhefte benutzt 
werden. Anderseits werden für Einlagen auf Post- 
scheckkonten keine Zinsen bezahlt. Die Mindestein- 
lage beträgt fünf Mark. Eine ETrerziehung des Kon- 
tos ist nicht möglich. 

Für Zahlkarten werden nach der Höhe des Betrages 
gestaffelte Gebühren erhoben. Diese Gebühren lie- 
gen durchweg unter denen für Postanweisungen. Eil- 
zahlkarten und telegrafische Zahlkarten werden 
gegen besondere Zuschläge angenommen und beför- 
dert. Zahlungsanweisungen und Schecks kosten 
außer einer festen Gebühr von 30 Pfennig für je 
10 Mark einen Pfennig. Auch hier werden Zuschläge 
für Eilschecks und telegrafische Zahlungsanweisun- 
gen erhoben. Die Gebühren für Zahlkarten, Zah- 
lungsanweisungen und Schecks sind zuletzt am 
1. März 1963 erhöht worden. 

Auf Gebühreneinnahmen entfielen 1964 nur 41,6 
V. H. aller dem Postscheckdienst ziizu rechnenden 
Leistungen. Aus der Anlage der Mittel, die sich auf 
den Postscheckkonten ansammeln, zog der Post- 
scheckdienst buchmäßige und kalkulatorische Zin- 
sen, die 1964 rund 49 v. H. der Leistungen ausmachen. 
Für die Anlage der Postscheckguthaben gelten be- 
sondere Vorschriften. Die Verwendung der Mittel 
für zinstragende Anlagen (mit Ausnahme der Min- 
destreserven) wird von einem Ausschuß überwacht, 
der sich aus je einem Vertreter der Bundesministe- 
rien für das Post- und Fernmeldewesen, der Finan- 
zen und für Wirtschaft sowie aus einem Vertreter 


der Deutschen Bundesbank zusammensetzt. Soweit 
die Mittel für Investitionszwecke der Deutschen Bun- 
despost verwandt werden dürfen, erhält der Post- 
scheckdienst kalkulatorisch Zinserträge gutgeschrie- 
ben. Zur Zeit wird dabei ein Zinssatz von 6,5 
V. H. zugrunde gelegt. 

2. Die Entwicklung der Leistungen und Kosten 

Der Postscheckdienst gehört zu den Dienstzwei- 
gen, deren Ertragslage sich in den letzten Jahren 
ungünstig entwickelt hat. Deshalb erscheint eine 
eingehende Betrachtung dieses Bereichs notwendig. 
Trotz der Gebührenerhöhung vom 1. März 1963 
wurden im Jahre 1964 nur 72,8 v. H. aller Kosten 
des Postscheckdienstes durch Leistungen gedeckt. 
Die absolute Kostenunterdeckung hatte sich von 
1959 bis 1962 etwa verdoppelt (89,5 und 176,7 Mio 
DM); 1963 war der Fehlbetrag infolge der Gebühren- 
erhöhung auf 169,1 Mio DM gesunken, 1964 weiter 
auf 149,4 Mio DM. Diese Verbesserung des Dienst- 
zweigergebnisscs um 19,7 Mio DM ist einerseits 
darauf zurückzuführen, daß der Postscheckdienst 
erstmals eine Reihe von Inkasso- und Zahlungs- 
geschäften, die er für andere Dienstzweige ausführt, 
kalkulatorisch mit rd. 11 Mio DM vergütet bekam. 
Anderseits stieg die Kräftezahl 1964 gegenüber 
1963 nur um 0,5 v. H., die persönlichen Kosten ins- 
besondere wegen der Gehalls- und Lohnerhöhungen 
um 3,6 V. H., während die Leistungen — hauptsäch- 
lich Zinserträge — ohne die vorgenannten 11 Mio 
DM sich um 7,2 v. H. erhöhten. 


Leistungen und Kosten im Postscheckdienst in Mio DM 



1959 

1962 

1963 

1964 

Leistungen insgesamt 

218,8 

265,4 

336,4 

371,5 

davon: Gebührencinnahmen 

97,4 

108,6 

149,2 

157,7 

Zinserträge 

105,6 

143,2 

164,0 

177,8 

sonstige Leistungen 

15,8 

13,6 

23,2 

36,0 

Kosten insgesamt 

308,3 

442,1 

505,5 

520,8 

davon: persönliche Kosten 

187,2 

319,9 

359,9 

372,8 

sädiliche Kosten 

95,3 

87,7 

105,6 

107,0 

andere Kosten 

11,4 

16,8 

18,5 

18,9 

gesetzlich bedingle 
Kosten 

14,4 

17,7 

21,5 

22,0 

Ko.steniinterdeckung 

89,5 

176,7 

169,1 

149,4 


In den oben wiedergegebenen Zahlen aus der 
betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung der Deut- 
schen Bundespost sind bereits die kalkulatorisch 
verrechneten Leistungen berücksichtigt, die dem 
Postscheckdienst gutzuschreiben sind (insbesondere 
Verzinsung des aus Postscheckmitteln stammenden 
Kapitals) oder die ihm anzulasten sind (vor allem 
Kosten der Beförderung von Postscheckbriefen, Kon- 
toauszugsbriefen, Zahlkarten und Zahlungsanwei- 
sungen). Der Anteil der persönlichen Kosten an den 
Gesamtkosten entsprach 1964 mit71,6v.H. fast genau 
dem vergleichbaren Prozentsatz für den „Post- 
dienst" (72,1 V. H.). Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
beim Postscheckdienst in den „sächlichen" Kosten 
der Betriebsführung ein Betrag von 63,2 Mio DM 
enthalten ist, der 1964 vor allem für Leistungen des 
Postdienstes kalkulatorisch erstattet wird. Etwa 
70v.H. dieses Betrages (= rund 44 Mio DM) entfallen 
auf persönliche Kosten. Danach ergibt sich im Post- 
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scheckdienst ein Personalkostenanteil an den Ge- 
samtkosten von rund 80 v. H. Der Postscheckdienst 
gehört damit zu den personalkostenintensivsten 
Dienstzweigen der Post. Bei zukünftigen Lohn- und 
Gehaltssteigerungen und einem Anwachsen der übri- 
gen Kosten wird es immer schwerer werden, ein 
Ansteigen der Kostenunterdeckung zu verhindern, 

3. Die Quellen der Kosteniinterdeckung 

Der Fehlbetrag von rund 149 Millionen DM im 
Jahre 1964 verteilt sich nicht gleichmäßig auf alle 
Teilbereiche des Postscheckdienstes. Es war bereits 
darauf hingewiesen worden, daß allein von den 
persönlichen Kosten rund 70 v. H. auf den halb- 
bargeldlosen Verkehr (Zahlkarten und Zahlungs- 
anweisungen) entfallen. Jede Lohnerhöhung läßt den 
Personalkostenanteil des halbbargeldlosen Verkehrs 
an den gesamten Personalkosten weiter steigen, 
sofern sich nicht wesentliche Änderungen in der Zu- 
sammensetzung der Leistungen dieses Dienstzweiges 
ergeben. Auch ein erheblicher Teil der in den säch- 
lichen Kosten enthaltenen Betriebsführungskosten 
entfällt auf den halbbargeldlosen Verkehr. Diesen 
hohen Kosten für den Zahlkarten- und Zahlungs- 
anweisungsverkehr stehen nur verhältnismäßig ge- 
ringe Erlöse gegenüber (Einnahmen aus Zahlkarten- 
gebühren 1964: 95,4 Millionen DM; Einnahmen 
aus Zahlungsanweisungsgebühren 1964: 48,5 Mil- 
lionen DM). Die Gebührenerhöhung vom 1. März 
1963 hat im wesentlichen nur die weitere Verschlech- 
terung der Ertragslage aufgehalten. Mit allem Nach- 
druck muß darauf verwiesen werden, daß der halb- 
bargeldlose Verkehr zur Zeit die entscheidende 
Quelle der hohen Fehlbeträge im Postscheckdienst 
ist. 

Diese erhebliche Kostenunterdeckung ist unter 
anderem aus folgendem Grund unbefriedigend. Bei 
dem kalkulatorischen Ausgleich zwischen den ein- 
zelnen Dienstzweigen werden jeweils die Selbst- 
kosten gutgeschrieben und belastet, jedoch nicht 
mehr als die für die betreffende Leistung geltenden 
Gebührensätze (sofern die Kosten für eine Leistung 
höher liegen als die Gebühr). Das bedeutet, daß zum 
Beispiel dem Fernsprechdienst bei dem kalkulato- 
rischen Ausgleich für die Bearbeitung der Fern- 
mmldegebührenkontokarten Zahlkarten) nur rund 
die Hälfte der tatsächlich entstehenden Kosten be- 
rechnet werden, so daß die Ertragslage des Post- 
scheckdienstes zu ungünstig, die Ertragslage des 
Fernsprechdienstes zu günstig erscheint. Da der 
Postscheckdienst seinerseits nicht im gleichen Aus- 
maß Nutznießer viel zu niedriger kalkulatorischer 
Leistungsansätze ist, ergibt sich kein entsprechender 
Ausgleich auf anderen Gebieten. 

V. Weitere Entwicklung 

T rotz der hohen Kostenunterdeckung im Postscheck- 
dienst im Jahre 1964 ist der Teilbereich Üborwei- 
sungsdienst alles andere als ein kranker Dienst, 
wenn man ihn mit den konkurrierenden Diensten 
der Kreditinstitute vergleicht. Schon bisher hat die 
Zentralisierung der Buchungsvorgänge zu einer be- 
trächtlichen Kostenüberlcgenheit des Postscheck- 
überweisungsdienstes geführt. Dieser Vorsprung 


dürfte sich wegen der günstigen Voraussetzungen 
für die Automatisierung zumindest nicht verringern, 
so daß die Entwicklungsaussichten des bargeldlosen 
Postscheckverkehrs uneingeschränkt als gut bezeich- 
net werden können. 

Der stark dezentralisierte halbbargeldlose Ver- 
kehr weist heute nur noch vergleichsv/eise geringe 
Rationalisierungs- und Mechanisierungsmöglichkei- 
ten auf. Lohn- und Gehaltserhöhungen schlagen in 
diesem Bereich wegen des beinahe SOprozentigen 
Anteils der persönlichen Kosten an den Gesamt- 
kosten erheblich zu Buch. Eine ausgeglichene 
Rechnung läßt sich in diesem bereits heute stark 
defizitären Teil dienstzweig nur erreichen, wenn 
Lohnerhöhungen zum Anlaß für entsprechende Preis- 
steigerungen genommen werden oder wenn der Lei- 
stungsumtang eingeschränkt wird. 

VT Verhältnisse bei anderen Postverwaltungen 

Nicht in allen Ländern gibt es Postsclieckdienste. 
Großbritannien, mehrere Ostblockstaaten und die 
nord- und südamerikanischen Länder kennen einen 
derartigen Dienst z. B. nicht. In Großbritannien ist 
allerdings im Sommer 1965 mit den Vorbereitungen 
für die Einrichtung eines Postscheckdienstes begon- 
nen worden. Dagegen haben alle EWG-Länder einen 
zum Teil sehr gut ausgebauten Postscheckdienst. 
Während in der Bundesrepublik im Jahre 1963 ein 
Postscheckkonto auf 26 Einwohner entheb lauteten 
die Vergleichszahlen für Frankreich 9, für Belgien 
und Luxemburg je 10, für die Niederlande 14 und 
für Italien 124. Die Verbreitung des Postscheckdien- 
stes ist also bis auf Italien ungleich stärker als in 
der Bundesrepublik. In der Zahl der Buchungen je 
Konto liegt die Bundesrepublik innerhalb der EWG 
mit 517 allerdings weit an der Spitze, jedoch erheb- 
lich hinter der Schweiz mit 1026 Buchungen je Konto 
und Jahr sowie Österreich (1832 Buchungen), dem 
Land mit dem ältesten Postscheckdienst. 

Für die Rentabilität des Postscheckdienstes ist die 
Höhe des Durchschnittsguthabens je Konto eine wei- 
tere wichtige Kennzahl. In allen EWG-Ländern lag 
das Durchschnittsguthaben 1963 mindestens doppelt 
so hoch (Niederlande und Luxemburg) oder sogar 
mehr als dreimal so hoch (Belgien und Frankreich) 
wie in der Bundesrepublik. Italien wies sogar ein 
zehnmal so hohes Durchschnittsguthaben je Konto 
auf. Unter diesen Umständen sahen die Rentabili- 
tätsverhältnisse im Postscheckdienst der anderen 
EWG-Länder von vornherein wesentlich anders aus 
als in dem der Bundesrepublik. Offensichtlich sind 
die meisten großen Postscheckkunden in der Bun- 
desrepublik wesentlich zinsbewußter als in den an- 
deren EWG-Ländern. Postscheckguthaben werden 
in der Bundesrepublik anscheinend so weit wie mög- 
lich abgezogen und auf zinsbringenden Konten von 
Geschäftsbanken angelegt. Die relativ niedrigen 
Gebühren für Verrechnungsschecks (1 Pfennig je 100 
DM) erleichtern die sofortige Übertragung von Gut- 
haben auf Konten außerhalb des Postschecksystems. 
Bemerkenswert ist, daß in den Niederlanden die 
Umstellung dos Postscheckdienstes auf elektronische 
Datenverarbeitungsanlagen 1965 bereits abgeschlos- 
sen worden ist. 
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Eine betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung, die 
sich mit der in der Bundesrepublik vergleichen ließe, 
gibt es bedauerlicherweise für den Postscheckdienst 
anderer Länder nicht. Die unterschiedliche Struktur 
der Dienste, insbesondere der unterschiedliche An- 
teil der kostspieligen Leistungen im halbbargeldlo- 
sen Dienst am gesamten Verkehrsvolumen, würde 
einen solchen Vergleich auch nur unter großen Vor- 
behalten zulassen. Für Frankreich liegt zwar eine 
Analyse des Postscheckdienstes und seiner Rentabi- 
lität vor (vergleiche Gutachten und Berichte des 
Wirtschafts- und Sozialrats, Journal Officiel, Nr. 20, 
vom 8. Dezember 1963). Für das Haushaltsjahr 1963 
wird in diesem Bericht ein Defizit des Postscheck- 
dienstes von 280 Millionen Franken genannt. Es ist 
jedoch nicht ersichtlich, inwieweit ein kalkulatori- 
scher Ausgleich zwischen den verschiedenen Dienst- 
zweigen in der Betriebsbuchhaltung der französi- 
schen Postverwaltung vorgenommen worden ist. Der 
Verlust im französischen Postscheckdienst würde 
sich in einen Gewinn verwandeln, wenn an Stelle 
der l,5prozentigen Verzinsung, die die französische 
Post für die Ablieferung der Postscheckmittel vom 
Schatzamt erhält, ein marktgerechter Zinssatz für 
den langfristig verfügbaren „Bodensatz" an Post- 
scheckguthaben festgesetzt würde. Die französische 
Postverwaltung ihrerseits muß der Depositenkasse 
für Anleihen einen Zinssatz von 4,75 Prozent bezah- 
len und hat nicht die Möglichkeit, einen Teil der 
Postscheckguthaben direkt für Investitionen im eige- 
nen Betrieb zu verwenden. 

Wegen der unterschiedlichen Verkehrsstruktur, 
wegen des Fehlens exakter Rentabilitätsberechnun- 
gen, wegen der unterschiedlichen Kalkulationsme- 
thoden, wegen der verschiedenartigen rechtlichen 
Struktur des Postscheckdienstes sowie wegen der 
unterschiedlichen Wettbewerbsverhältnisse auf den 
nationalen Zahlungsverkehrsmärkten können die 
Postscheckgebühren verschiedener Länder nur mit 
großen Vorbehalten verglichen werden. Deshalb 
werden im folgenden lediglich globale Angaben 
über die Postscheckgebühren der anderen EWG- 
Länder sowie Österreichs und der Schweiz gemacht, 

Gebühren für Überweisungen werden in keinem 
Land erhoben. Lediglich die Schweiz und Frankreich 
kennen Gebühren für Kontoauszüge, gestaffelt nach 
der Häufigkeit der Zustellung je Woche. Verzinst 
werden die Postscheckguthaben nicht. 

Bei den Zahlkartengebühren liegt die Bundesrepu- 
blik heute bereits fast durchweg an der Spitze der 
Vergleichsländer. In vielen Ländern gilt eine feste 
Gebühr für Zahlkarten, unabhängig von der Höhe 
des Betrags (in Österreich gebührenfrei). Für Zah- 
lungsanweisungen werden in allen Vergleichslän- 
dern höhere Gebühren erhoben als für Zahlkarten, 
wobei die französischen Gebührensätze — mit Aus- 
nahme der selten vorkommenden Stufen über 2 000 
DM — durchweg über den deutschen Gebühren lie- 
gen. Einige Länder haben unterschiedliche Gebühren 
für Auszahlungen an den Kontoinhaber und für 
Auszahlungen an Dritte. In der Schweiz zahlt jedes 
Postamt Postscheckguthaben gegen eine gestaffelte 
Gebühr zuzüglich der Telefongebühr aus. Im Gegen- 
satz zur Deutschen Bundespost, die gleich hohe Ge- 
bühren bei der Abholung auf dem Postscheckamt 
(oder auf Außenzahlstellen der Postscheckämter) so- 


wie bei der Hauszustellung verlangt, gelten für die 
Hauszustellung in einigen Ländern höhere Gebüh- 
ren im Vergleich zu den auf den Scheckämtern aus- 
gezahlten Schecks. Die überaus niedrigen Tarife für 
Zahlkarten und Zahlungsanweisungen in einigen 
Ländern weisen darauf hin, daß die Preispolitik 
nicht auf Kostendeckung im Postscheckdienst abziell 
(sofern die Kosten überhaupt bekannt sind), sondern 
offensichtlich von Wettbewerbsüberlegungen stark 
beeinflußt ist, 

VlI. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweigs 

1. Das Kostendeckungsprinzip im Postscheckdienst 

Der Postscheckdienst unterscheidet sich von den 
meisten anderen Dienstzweigen der Post dadurch, 
daß die Deutsche Bundespost auf den Zahlungsver- 
kehrsmärkten einem starken Wettbewerb von Kre- 
ditinstituten ausgesetzt ist und nur über einen rela- 
tiv bescheidenen Marktanteil verfügt (am 31. 12. 
1964 rund 6 Prozent aller Sichteinlagen von Nicht- 
banken bei allen Bankengruppen, einschließlich Post- 
scheckdienst). Der Postscheckdienst umfaßt nur einen 
kleinen Ausschnitt aus dem Arbeitsgebiet eines Kre- 
ditinstituts. Zum Beispiel ist der Deutschen Bundes- 
post das finanziell interessante Kredit- und Wert- 
papiergeschäft verschlossen. Kontoüberziehungen 
sind unmöglich. Andererseits bietet die Post Zah- 
lungsverkehrsleistungen an, die die Kreditinstitute 
nicht kennen und die noch dazu außerordentlich 
unrentabel sind (Zahlungsanweisungen). Auf den 
Gebieten des Zahlungsverkehrs, auf denen die Post 
ohne Konkurrenz ist, streicht sie also nicht etwa 
hohe Gewinne ein, die zur Subventionierung ande- 
rer im Wettbewerb angebotener Dienste benutzt 
werden könnten. Das Spareinlagengeschäft, das 
gleichfalls Überschüsse abzuwerfen pflegt, ist bei der 
Bundespost organisatorisch und in der Ergebnisrech- 
nung vom Überweisungsdienst getrennt, während 
diese Dienste bei den Kreditinstituten eine Einheit 
bilden. 

Der reine Überweisungsdieiist ist unbestritten in 
allen Instituten ein Zuschußgeschäft. Berechnungen 
haben ergeben, daß die Kosten einer Überv/eisung 
(Lastschrift und Gutschrift) sowohl in Frankreich 
als auch in der Bundesrepublik bei den Kredilinsti- 
luten meist wesentlich (manchmal sogar um ein 
Mehrfaches) höher sind als beim Postscheckdienst. 
Das läßt sich vor allem darauf zurückführen, daß die 
Zentralisierung der Buchungsvorgänge bei der Post 
einen rationelleren Einsatz von Arbeitskräften und 
technischen Hilfsmitteln erlaubt. Da die Kosten im 
reinen überweisungsdienst der Post in etwa durch 
die Erlöse (Zinseinnahmen) gedeckt werden und da 
die konkurrierenden Kreditinstitute häuhg noch mit 
wesentlich höheren durchschnittlichen Stückkosten 
arbeiten als die Post, erscheint es der Kommission 
weder aus betriebswirtschaftlichen noch aus volks- 
wirtschaftlichen Erwägungen gerechtfertigt, der 
Bundespost eine Einschränkung dieses Dienstzwei- 
ges oder gar dessen allmähliche „Austrocknung" zu 
empfehlen. 

Trotz der höheren Kosten je Buchung verzichten 
viele Kreditinstitute im Wettbewerb um die Ein- 
lagen der Kunden darauf, guten Kunden mit 


56 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/203 


hohem durchschnittlichem Kontostand irgendwelche 
Gebühren oder Spesen zu berechnen. Im Gegensatz 
zur Bundespost werden auch Überweisungsformu- 
lare und Scheckbücher häufig kostenlos den Kunden 
zur Verfügung gestellt. Ein Angebot der Deutschen 
Bundespost, ihrerseits Überweisungsgebühren ein- 
zuführen, wenn sich die Kreditinstitute generell zum 
gleichen Schritt entschließen, ist vor einigen Jahren 
nicht angenommen worden. 

Aus diesen Bemerkungen lassen sich folgende 
Schlußfolgerungen ableiten: 

a) Bei der engen sachlichen Verflechtung von Spar- 
einlagen und Sichteinlagengeschäft ist es will- 
kürlich und nicht gerechtfertigt, vom Postscheck- 
dienst isoliert volle Kostendeckung zu verlangen. 
Bei den Konkurrenten des Postscheckdienstes 
wird durchweg mit Mischkalkulationen gear- 
beitet. Die Marktdaten sind durch dieses Ver- 
halten eindeutig bestimmt. Die Deutsche Bundes- 
post wird sich insoweit nach den Verhaltens- 
weisen ihrer Konkurrenten richten müssen. 
Deshalb empfiehlt cs sich, Postscheck- und Post- 
sparkassendienst bei preispolitischen Entschei- 
dungen als eine Einheit zu betrachten. 

b) Auch wenn Postscheck- und Postsparkassendienst 
znsammengefaßt werden, bleibt eine beträcht- 
liche Kostenunterdeckung von rund 117 Millionen 
DM im Jahre 1964 bestehen. Dieses Defizit sollte, 
so weit wie möglich, durch Kostensenkung und 
Erlösverbesserung beseitigt werden. 

c) Im Abschnitt IV. unter 3 (S. 55) war darauf hin- 
gev/iesen v/orden, daß der halbbargeldlose Ver- 
kehr die entscheidende Ursache der Kostenunter- 
deckung im Postscheckdienst ist. Es wäre gesamt- 
wirtschaftlich nachteilig, wenn diese Fehlbeträge 
durch Belastung des bargeldlosen Zahlungsver- 
kehrs gedeckt würden. Die Belastung des Über- 
weisungsdienstes mit Gebühren würde ohne 
Zweifel Verkehrsverlagerungen zu denjenigen 
Kreditinstituten auslösen, die für diese Leistun- 
gen kein Entgelt verlangen. Da die Produktion 
von Leistungen im Überweisungsverkehr bei der 
Bundespost auf längere Sicht niedrigere Grenz- 
kosten verursachen dürfte als bei den Kredit- 
instituten, würde der volkswirtschaftliche Ge- 
samtaufwand für die Abwicklung des Zahlungs- 
verkehrs steigen. Ein Ausgleich für den Fehl- 
betrag im (kombinierten) Postscheck- und Post- 
sparkassendienst sollte deswegen vor allem im 
halbbargeldlosen Verkehr gesucht werden. 

2. Vorschläge 

a) Wegen der rasch steigenden Personalkosten 
sollten in dem zur Zeit noch besonders personal- 
kostenintensiven Postscheckdienst die bereits 
eingeleiteten Mechanisierungs- und Automatisie- 
rungsmaßnahmen beschleunigt weitergeführt 
werden. Der Investitionsaufwand hierfür wird 
vergleichsweise gering sein, weil die vorge- 
sehenen elektronischen Anlagen im allgemeinen 
gemietet werden. Der Geldannahme- und Aus- 
zahlungsdienst sollte durch verstärkten Einsatz 
von Buchungsmaschinen in allen größeren Post- 
ämtern beschleunigt und verbilligt werden. 


b) Die Zahl der Postscheckämter muß, wie in Ab- 
schnitt III, 3 dargelegt worden ist, als zu groß an- 
gesehen werden. Die Kommission empfiehlt, ge- 
plante Investitionen sofort daraufhin zu über- 
prüfen, ob davon Postscheckämter betroffen sind, 
die im Verlauf des erforderlichen Prozesses von 
Zusammenlegungen aufgelöst werden müssen. 
Wenn die Verschmelzungsvorgänge auch nicht 
kurzfristig zu erheblichen Einsparungen führen 
werden, so kann doch auf längere Sicht mit einer 
nennenswerten Kostensenkung gerechnet wer- 
den. Große Postscheckämter sind geradezu eine 
Voraussetzung für den wirtschaftlichen Erfolg 
der geplanten Automatisierung. Die Kommission 
regt eine eingehende Prüfung der Frage an, ob 
ein einziges vollautomatisiertes Postscheckamt 
für die ganze Bundesrepublik die wirtschaftlichste 
Lösung darstellt. 

c) Das Beispiel ausländischer Postverwaltungen, 
insbesondere Frankreichs, zeigt, daß in der 
Mengenkonjunktur eine bedeutende Chance für 
den Postscheckverkehr liegt. Mit wachsendem 
Durchschnittsguthaben und entsprechend steigen- 
den Zinserlösen kann der Postscheckverkehr aus 
der Verlustzone herausgelangen. Bei dem harten 
Wettbewerb um Sichteinlagen auf dom west- 
deutschen Markt ist der Marktanteil des Post- 
scheckdienstes von etwa 7 Prozent zu Ende des 
Jahres 1961 auf rund 6 Prozent am Endo des 
Jahres 1964 gesunken — trotz der weitgehenden 
Gebührenfreiheit. Wenn die Bundespost zu- 
künftig ihren Marktanteil an den steigenden 
Sichteinlagen behaupten könnte, so würde allein 
dadurch ein beträchtlicher Teil der Kostensteige- 
rungen aufgefangen werden können. Die Bundes- 
post sollte deswegen in stärkerem Maße als bis- 
her versuchen, die spezifischen Vorteile, die der 
Postscheckdienst bietet, aus/ubauen und allge- 
mein bewußt zu machen (z. B. Schnelligkeit von 
Gutschriften; Ausbau des Auszahlimgsdienstes 
für Barschecks und Einbeziehung zentraler Post- 
ämter in diesen Dienst) sowie Nachteile des 
Postscheckdienstes zu beseitigen (z. B. Verein- 
fachung der Postscheckformulare). 

d) Der Kapitalzins ist in den letzten Monaten we- 
sentlich gestiegen. Dieser Sachlage sollte durch ent- 
sprechende Korrektur der kalkulatorischen Zins- 
sätze Rechnung getragen werden. Der bisher zu- 
grunde gelegte Satz von 6,5 Prozent läuft bei den 
gegenwärtigen Kapitalmarktverhältnissen auf 
eine Subventionierung der kapitalkosteninten- 
siven Dienstzweige, insbesondere des Fernsprech- 
dienstes, zu Lasten des Postscheck- und des 
Postsparkassendienstes hinaus. 

e) Sofern sich aus der betriebswirtschaftlichen Er- 
gebnisrechnung unzweideutig die Kosten be- 
stimmter Leistungen ergeben, sollte die bisherige 
Praxis überprüft werden, beim kalkulatorischen 
Ausgleich zwischen den Dienstzweigen höchstens 
die Gebührensätze in Rechnung zu stellen. Die 
stark defizitären Dienstzweige werden dadurch 
insofern benachteiligt, als ihnen viel zu niedrige 
Erlöse gutgeschrieben werden. Für den Post- 
scheckdienst sind die daraus entstehenden Nach- 
teile besonders spürbar; seine Ertragslage wird 
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zugunsten der Dienstzweige mit Kostenüber- 
deckung, vor allem zugunsten des Fernsprech- 
dienstes, verfälscht. 

f) Der halbbargeldlose Verkehr weist eine außer- 
ordentlich hohe Personalkostenintensität auf. Da 
der Substitution von Arbeit durch den Produk- 
tionsfaktor Kapital in diesem Bereich enge Gren- 
zen gesetzt sind, besteht nur die Möglichkeit, 
diese Dienste entsprechend den steigenden Lohn- 
und Gehaltskosten ständig zu verteuern oder 
den bisherigen Leistungsumfang zu vermindern 
und dadurch Kosten einzusparen. Das gilt be- 
sonders für den stark defizitären Zahlungsan- 
weisungsdiensL Dabei müssen Leistungen und 
Gebühren im gesargten Zahlungsverkehr der 
Bundespost, also einschließlich des Postanwei- 
sungsverkehrs, sorgfältig aufeinander abge- 
stimmt werden. 

Die Zustellung von Zahlungsanweisungen ins 
Haus ist schon bei dem gegenwärtigen Mangel 
an Arbeitskräften eine überaus kostspielige 
Leistung. Entsprechend den Vorschlägen für den 
Postanweisungsdienst und entsprechend den 
Verhältnissen bei vielen ausländischen Post- 
verwaltungen sollte deshalb geprüft werden, ob 
die Geldzustellung ins Haus grundsätzlich 
durch die Auszahlung am Postschalter ersetzt 
werden kann, ln zahlreichen Fällen, in denen der 
Geldzusteller den Empfänger nicht zu Hause an- 
trifft, ist ohnehin heute schon die Auszahlung am 
Schalter notwendig und üblich. Von denjenigen, 
die weiterhin auf der Hauszustellung bestehen, 
wäre dann eine kostendeckende Gebühr zu ver- 
langen. Als Ubergangslösung sollte bei Hauszu- 
stellung an ein zusätzliches Zustellentgelt von 
zunächst 30 Pfennig je Zahlungsanweisung ge- 
dacht werden. Damit würden zwar die entstehen- 
den Kosten noch nicht voll gedeckt. Es erscheint 
jedoch unmöglich, in einem Schritt durch Ge- 
bührenerhöhungen den hohen Fehlbetrag im 
halbbargeldlosen Verkehr zu beseitigen. Auf 
längere Sicht hält die Kommission es für not- 
wendig, auf die Hauszustellung vollständig zu 
verzichten, auf jeden Fall aber für kosten- 
deckende Gebühren zu sorgen. 

g) Die Postscheckteilnehmer, die in der Nähe von 
Postscheckämtern oder von Außenzahlstellen 
wohnen, haben bereits heute die Möglichkeit, 
sich Geld ins Haus bringen zu lassen oder es 
selbst im Postscheckamt oder in der Außenzahl- 
stelle abzuholen. Zur Zeit müssen dafür gleich 
hohe Gebühren bezahlt werden, obwohl sich die 
Dienstleistungen der Post wesentlich unterschei- 
den. Es erscheint empfehlenswert, dom Beispiel 
ausländischer Postverwaltungcn folgend (z. B. 
Dänemark, Österreich und Schweiz) für die Ab- 
holung auf den in Frage kommenden Ämtern 
niedrigere Gebühren zu verlangen als bei Haus- 
zustellung. Für die Abholung könnte an den 
gegenwärtigen Gebühren festgehalten werden, 
ln diesem Zusammenhang wäre zu prüfen, ob 
nicht wie in der Schweiz die Auszahlung von 
Postscheckguthaben in größeren Postämtern zu- 
gelassen werden kann (gegen Erstattung der Un- 
kosten für die telefonische Rückfrage beim Post- 
scheckamt). Mit der rascheren Verfügungsmög- 


lichkeit über Postscheckguthaben würde ver- 
mutlich die Anziehungskraft dieses Dienstes auch 
abseits der Orte mit Scheckämtern oder Außen- 
zahlstellen zunehmen. 

h) Als Sofortmaßnahme werden folgende Gebühren- 
erhöhungen empfohlen: 

— Erhöhung der festen Zahlungsanweisungs- 
gebühr von 30 auf 60 Pfennig (Einbeziehung 
eines Zustellentgelts von 30 Pfennig); keine 
Erhöhung der festen Gebühr für Barschecks, 
die auf Postscheckämtern und Außenzahlstel- 
len eingelöst werden. Bei den Barschecks ist 
eine Gebührenerhöhung aus Kostengründen 
nicht geboten. Überdies ist hier die Konkur- 
renzbeziehung zu den Kreditinstituten be- 
sonders intensiv, weil die Leistungen einan- 
der nahezu gleich sind (Abholung am Bank- 
oder Postschalter). Die Kreditinstitute ver- 
langen keine speziellen Auszahlungsgebüh- 
ren. Deshalb dürfte sich die Erhöhung der 
Gebühren für Barschecks nicht empfehlen. 

— Erhöhung der Zahlkartengebühren in allen 
Stufen um jeweils 10 Pfennig; wegen der 
absolut und relativ stärkeren Gebührener- 
höhungen für den besonders hohe Kosten 
verursachenden Postanweisungsvorkehr könn- 
te der Anreiz, sich des halbbargeldlosen 
Dienstes zu bedienen, noch vergrößert wer- 
den, was eine verminderte Inanspruchnahme 
des besonders defizitären Postanweisungs- 
dienstes erhoffen läßt. 

— Erhöhung der Gebühren für Verrechnungs- 
schecks von 1 Pfennig auf 3 Pfennig je 100 
DM, damit das Abziehen von Postscheckgut- 
haben auf zinsbringende Girokonten bei 
Kreditinstituten weniger reizvoll wird. 1964 
wurden aus dem Postschecksy stein mit Ver- 
rechnungsschecks über 52 Milliarden DM bei 
einem jährlichen Durchschnittsguthaben von 
knapp 3,0 Milliarden DM abgezogen. Die 
zusätzliche Belastung der Postscheckteilneh- 
mer würde sich demnach bei etwa gleichblei- 
bendem Verkehrsumfang auf rund 10 Mil- 
lionen DM belaufen. 

— Erhöhung der Gebühren für Daueraufträge 
und für deckungslose Aufträge um je 10 
Pfennig. 

Alle diese Gebührenerhöhungen würden rund 
60 V. H. des für 1964 ausgewiesenen Fehlbetrages 
im Postscheck- und Postsparkassendienst von rd. 
117 Mio DM decken, wenn man das Verkehrs- 
aufkommen von 1964 zugrunde legt. 

i) Mit steigenden Lohn- und Gehaltskosten je Ar- 
beitskraft wird auch der eigentliche Uberwei- 
sungsdienst zum Defizit des Postscheckdienstes 
beitragen. Die kostensenkenden Automatisie- 
rungsmaßnahmen werden sich erst in einigen 
Jahren fühlbar auf die Ertragslage auswirken 
und während des Versuchsstadiums und der 
Übergangszeit das finanzielle Ergebnis sogar 
ungünstig beeinflussen. Aber auch auf längere 
Sicht wäre es schon ein Erfolg, wenn die jähr- 
lichen Lohn- und Gehaltserhöhungen nach er- 
folgreicher Umstellung auf elektronische An- 
lagen in vollem Umfang neutralisiert v/ürden. 
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Auch im überweisungsdienst erscheint der Kom- 
mission deswegen eine gewisse zusätzliche Be- 
lastung der Postscheckteilnchmer geboten und 
zumutbar. Es wird empfohlen, die von den Post- 
scheckteilnehmern benutzten gelben Postscheck- 
Briefumschläge nach einer gewissen Übergangszeit 
wieder gebührenpflichtig zu machen. Zu denken 
wäre an eine Gebühr von 10 Pfennig, weil keine 
Zustellkosten entstehen. Kalkulatorisch werden 
dem Postscheckdienst aus diesem Grund derzeit 
10,9 Pfennig für die Beförderung der gelben Post- 
scheckbriefe im Fernverkehr angelastet. Auch 
wenn die Zahl der aufgelieferten Sendungen zu- 
rückgehen sollte, so würde bei weit über 50 
Millionen Postscheckbriefen (1964 rund 82 Mil- 
lionen) das Gesetz der großen Zahlen noch wirk- 
sam sein und für eine ausreichende zeitliche Ver- 
teilung des Eingangs von Überweisungsaufträgen 
bei den Postscheckämtern sorgen. Auch soweit es 
zu einem Rückgang der Zahl von aufgelieferten 
Postscheckbriefen käme, würde der Postscheck- 
dienst dadurch von kalkulatorischen, dem Post- 
dienst zu erstattenden Kosten entlastet. Die 
höheren Einnahmen (sinkende Kosten), die mit 
dieser Maßnahme verbunden sind, dürften im 
wesentlichen ausreichen, zusammen mit den 
anderen Vorschlägen der Kommission in der 
überschaubaren Zukunft eine Kostendeckung im 
Überweisungsdienst zu sichern. Der Vorwurf, die 
Bundespost subventioniere den überweisungs- 
dienst mit Überschüssen aus den Monopolbe- 
reichen und verzerre damit den Wettbewerb mit 
den Kreditinstituten, trifft insoweit nicht zu. 
j) Die Kommission hat sich nicht dazu entschließen 
können, eine Gebühr für Kontoauszüge und Kon- 
toauszugsbriefe oder Kontoführungsspesen vor- 
zuschlagen. Dafür sind in erster Linie die unter 
Vdl, 1 c) angestellten Erwägungen ausschlagge- 
bend. Es käme zu einer gesamtwirtschaftlich 
nachteiligen Umlenkung der Nachfrage, wenn 
das Defizit im halbbargeldlosen Verkehr durch 
Belastung des Überweisungsdienstes gedeckt 
würde. Auch dem Vorschlag, eine Gebühr von 
etwa 10 Pfennig je Buchung mit einer Verzinsung 
der Postscheckguthaben in Höhe von W Prozent 
(dem derzeit bei den Kreditinstituten üblichen 
Zinssatz für Sichteinlagen) zu verbinden, hat 
sich die Kommission nicht angeschlossen. Die Be- 
rechnung der Habenzinsen würde bei dem gegen- 
wärtigen Buchungssystem und Arbeitsablauf 
einen erheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand 
und eine entsprechende Kostensteigerung ver- 
ursachen. Nach einer Automatisierung des Post- 
scheckdienstes wäre allerdings die Habenzins- 
bercchnung ohne nennenswerte Mehrkosten 
möglich. Es sollte erwogen werden, ob allen 
Kunden, deren jährliche Durchschnittseinlage 
einen bestimmten, relativ hoch festzusetzenden 
Betrag überschreiten, der übliche Sichteinlagen- 
zins bezahlt werden sollte. Damit würde sowohl 
eine Annäherung an die Kosten als auch an 
die Wettbewerbsverhältnisse erreicht. Freilich 
würde die Einführung einer solchen Neuerung 
die Änderung gesetzlicher Vorschriften vor- 
aussetzen. Die gesonderte Verbuchung der Über- 
weisungsgebühr bei über 1,1 Milliarden Buchun- 


gen jährlich würde ebenfalls einen erheblichen 
zusätzlichen Arbeitsaufwand verursachen, und 
zwar sowohl bei den Postscheckämtern als auch 
bei den Kunden der Post. Unter diesen Umstän- 
den würde voraussichtlich nur ein kleiner Teil 
der zusätzlich zu erwartenden Einnahmen die 
Ertragslage des Postschcckdienstcs verbessern. 
Dabei sind etwaige Verkehrsabwanderungen und 
die negativen Wirkungen eines sinkenden jähr- 
lichen Durchschnittsguthabens auf die Zinsein- 
nahmen noch nicht berücksichtigt. 

k) Die Kommission hat sich eingehend mit den 
Methoden der Geldanlage beschäftigt. Sie ist zu 
dem Ergebnis gelangt, daß unter den gegenwär- 
tig geltenden Anlagevorschriften keine Verbes- 
serungen vorgeschlagon werden können. Dage- 
gen regt die Kommission an, die Frage der 
Mindestreservepflicht und die Grundsätze für die 
Anlegung der Postscheckguthaben zu überprüfen. 
Formal wäre die Freistellung von der Mindest- 
reservepflicht damit zu begründen, daß im Bun- 
desbankgesetz eine solche Pflicht nur für „Kredit- 
institute“ statuiert wird und daß das Postscheck- 
system nicht zu den Kreditinstituten zu rechnen 
ist. Freilich hat es die Bundespost hingenommen, 
daß sie bisher wie die Kreditinstitute der Re- 
serveklasse 1 behandelt wird und mit den jeweils 
höchsten Reservesätzen für Sichtverbindlichkei- 
ten belegt wurde. Materiell unterscheidet sich 
das Postschecksystem von den Kreditinstituten 
unter anderem dadurch, daß kurzfristige Gelder 
ganz überwiegend nur an die öffentliche Hand 
ausgeliehen werden und daß sich ein Teil dieser 
Mittel auf Konten der Bundesbank niederschlägt 
und damit dem Kreislauf entzogen wird. Auch 
dem Erv/erb von Mobilisierungstiteln kommt 
beim Postschecksystem besonders große Bedeu- 
tung ZU; es handelt sich hierbei um Gelder, die 
faktisch bei der Bundesbank stillgelcgt sind und 
die insoweit schon als Bremse für die Kredit- 
gewährung wirken. Die Kommission regt an, im 
Hinblick auf die besonderen Anlagevorschriften 
für Postscheckguthaben gewisse Erleichterungen 
- — keine vollständige Befreiung — von der Ver- 
pflichtung, Mindestreserven bei der Deutschen 
Bundesbank zu unterhalten, ins Auge zu fassen. 
Wegen der speziellen Anlagevorschriften für den 
Postscheckdienst, durch die die Ertragsmöglich- 
keiten stark eingeengt werden, wäre damit keine 
Benachteiligung der Kreditinstitute verbunden. 

Die bisherigen Erfahrungen mit den Anlagevor- 
schriften haben gezeigt, daß diese Bestimmungen 
für einen überreichlichen Liquiditätsrückhalt — 
selbst unter den verschiedenartigsten wirtschaft- 
lichen und konjunkturellen Umständen — sorgen. 
Die Kommission regt daher an, die liquiden An- 
lagen auf die Dauer von bisher 30 Prozent der 
insgesamt verfügbaren Mittel auf 25 Prozent zu 
vermindern. Zusammen mit den sogenannten be- 
schränkt liquiden Anlagen (unter anderem lom- 
bardfähige Wertpapiere), auf die weitere 30 Pro- 
zent der für Anlagezwecke verfügbaren Mittel 
entfallen, dürfte auch dann noch eine hohe, allen 
Anforderungen gewachsene Liquidität des Post- 
schecksystems gewährleistet sein. Die für An- 
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lagezwecke der Bundespost verfügbaren Mittel 
könnten dann erforderlichenfalls auch langfristig 
von bisher 35 auf 40 Prozent erhöht werden. 
Zusammen mit den vorgeschlagenen Gebühren- 
erhöhungen lassen die angeregten Rationalisie- 
rungsmaßnahmen und die Anhebungen kalkula- 
torischer Ansätze die Kostendeckung im Post- 
scheckdienst als ein durchaus erreichbares Ziel 
erscheinen. 

G. Der Postsparkassendienst 

I. Gesetzliche Grundlagen 

Ein Postsparkassendienst besteht in Deutschland 
erst seit 1939. Seine Einführung gründet sich auf 
einen Erlaß vom 26. 8. 1938. Seine Aufgaben, näm- 
lich die Annahme, Verzinsung und Rückzahlung von 
Spareinlagen und die Bestimmungen über die Ab- 
wicklung der Geschäfte und über die Beziehung 
zwischen der Post und den Postsparkunden sind in 
der Postsparkassenordnung vom 11. 11. 1938 gere- 
gelt, die inzwischen nur unbedeutend geändert zu 
werden brauchte. Als weitere Rechtsgrundlage für 
die Verwaltung und praktische Handhabung des 
Postsparkassendienstes ist außerdem das Gesetz 
über das Kreditwesen (KWG) vom 10. 7. 1961 anzu- 
sehen. Dieses Gesetz sagt zwar in seinem § 2 Abs. 1 
Ziff. 2, daß die Deutsche Bundespost nicht als Kredit- 
institut im Sinne des Gesetzes gelte. Damit sind an 
sich auch der Postsparkassen- und der Postscheck- 
dienst, die ja nur unselbständige Bestandteile der 
Bundesverwaltung Deutsche Bundespost sind, von 
der uneingeschränkten Anwendung des KWG auf 
ihre Geschäftsführung befreit. Nach Abs. 2 des zitier- 
ten § 2 des Gesetzes unterliegt jedoch die Bundes- 
post hinsichtlich des Postscheck- und Postsparkas- 
senverkehrs einigen für das Geschäftsgebaren die- 
ser Dienste nicht unwesentlichen Bestimmungen. So 
dem § 21, der die Voraussetzungen für die Behand- 
lung von Einlagen als Spareinlagen definiert und 
Verfügungen über Spareinlagen an die Vorlage des 
Sparbuches bindet. Weiter dem § 22 über die Kündi- 
gung und Rückzahlung von Einlagen und schließlich 
den Rechtsverordnungen, die auf Grund des § 23 
vom BMWi oder dem Bundesaufsichtsamt erlassen 
werden. Im einzelnen fallen darunter Anordnungen 
über die Bedingungen für die Gewährung von Kre- 
diten oder die Entgegennahme von Einlagen, über 
die Zins- und Provisionssätze und über die Verhü- 
tung oder Beseitigung von Mißständen bei der Wer- 
bung der Kreditinstitute. Vor dem Erlaß von Rcchts- 
verordnungen, die sich auf die Habenzinsen be- 
ziehen, oder von Anordnungen über allgemeine 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Werbung ist auch 
die Deutsche Bundespost zu hören. 

II. Aufgabenbereich und Leistungsvorgänge 

1. Allgemeine Darstellung 

Dom Wesen des Postsparkassendienstes als eines 
unselbständigen Teilbereichs der Gesamt vor waltimg 
der Post entspricht es, daß auch keine in sich ge- 
schlossene Teilorganisation für die Abv/icklung der 
Aufgaben dieses Dienstes besteht. Vielmehr sind 
daran alle Dienststellen des Postdienstes beteiligt. 
Ihnen obliegt im laufenden Verkehr mit den 
Postsparkunden die Entgegennahme von Anträgen 


auf Teilnahme am Postsparkassendienst, die An- 
nahme und die Rückzahlung von Einlagen usw. 
Nur für die zentralen Aufgaben, so für die 
Kontenführung, für die Zinsgutschriften, für die 
Behandlung von Kündigungen, sind besondere 
Dienststellen eingerichtet, nämlich die beiden Post- 
sparkassenämter in Hamburg und in München, Die 
Begrenzung der Einlagen auf Spargelder mit gesetz- 
licher Kündigungsfrist und die für alle Postsparkun- 
den gleichmäßig geltenden Bestimmungen über die 
wenigen Modalitäten der Eröffnung eines Kontos, 
der Benutzung des Postsparbuches und der Ver- 
fügungen über die Guthaben gestatten es, die ge- 
samte Geschäftsabwicklung so einfach zu gestalten, 
daß im Außendienst praktisch nur nach Formularen 
gearbeitet zu werden braucht und auch die beiden 
Postsparkassenärnter im wesentlichen nur mit Rou- 
tinearbeiten befaßt sind, die einen besonders hohen 
Grad von Mechanisierung und Automatisierung 
erlauben. 

Auch finanztechnisch ist der Postsparkassendienst 
völlig in den Gesamtdienst der Deutschen Bundes- 
post eingeordnet. So wird keine eigene Rechnung 
geführt, die etwa als Grundlage für eine besondere 
Erfolgsrechnung des Postsparkassenwesens dienen 
könnte, über die gegenseitigen Leistungen zwischen 
dem Postdienst im engeren Sinne und dem Post- 
sparkassendienst findet auch keine laufende Ab- 
rechnung statt. Die Anlage der Gelder aus den 
Poslsparguthaben, über die der § 22 dar Poslspar- 
kassenordnung nur besagt, sie seien besonders 
anzulegen, wird von der Finanzabteilung des Bun- 
despostministeriums gesteuert, und zwar nach sog. 
Anlagegrundsätzen, die vom Bundespostminister 
unter Mitwirkung des Bundeswirtschafts- und Bun- 
desfinanzministers und der Deutschen Bundesbank 
aulgestellt werden und nach § 12 des Postverwal- 
tungsgesetzes auch dem Postverwaltungsrat zur 
Stellungnahme vorzulegen sind. Der Öffentlichkeit 
gegenüber legt die Deutsche Bundespost über die 
Anlage der Mittel und über die Einhaltung der 
Grundsätze alljährlich in ihrem Geschäftsbericht 
Rechenschaft ab, einmal in Form einer sog. Teil- 
bilanz für das Postsparkassenvermögen und zum 
anderen in einer besonderen Darstellung ihrer tat- 
sächlichen Anlagedispositionen im Vergleich zu den 
Vorschriften der Anlagegrundsätze. 

2. Entwicklung 

des Arbeitsaufkommens und der Bestände 

Der Postsparkassendienst konnte sich vom Beginn 
seiner Tätigkeit an bis zum Kriegsende einer steti- 
gen Aufwärtsentwicklung erfreuen. Nach Wieder- 
aufnahme des Geschäftes in der Nachkriegszeit 
brachte zunächst die Währungsreform eine erneute 
schwere Erschütterung, die jedoch rasch überwunden 
werden konnte. Der starke Wirtschaftsaufschwung 
in den letzten 15 Jahren hat auch dem Postsparkas- 
senwesen lebhaften Auftrieb gegeben, der sich je- 
doch, wohl als Folge der Beschränkung der Aktivi- 
tät des Postsparkassendienstes auf das reine 
Depositengeschäft in seiner einfachsten Form, durch- 
aus in Grenzen hielt. 

über die letzten 6 Jahre hinweg haben sich die 
den Geschäftsunifang des Postsparkassendienstes 
kennzeichnenden Daten wie folgt entwickelt: 
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Bestand an Konten und Guthaben 


Jcilir 

'Zcihl rler Postsparbüdier 
Ende Dozember 

Stand der Cjuthabcn 

Endo Dezember 

Clul haben je Konto 
im JahrohdiMchsüinit! 

1959: 

10 163 400 

2 792,9 Mio DM 

275 DM 

1964: 

13 313 396 

5 195,9 Mio DM 

390 DM 

Zunahme; 

-i- 3 149 996 

- 2 403,0 Mio DM 

■ 115 DM 


31v.H. 

-r 86 V. H. 

- ■i-41,8v.H. 


Buchungen 



Einl 

iülle 

dfjon 

'iirisfl^'ti.clirilleii} 

Beträte 

Riu.kzü 

Fälle 

hlnnqiMi 

B/'i jai|L* 

IdJle 

>>üml 

li:'! iiif(e 

1959: 

1964: 

23,153 Mio 
27,042 Mio 

2 348,1 Mio DM 

3 189,1 Mio DM 

16,028 Mio 
15,306 Mio 

1 848,1 Mio DM 

2 687,0 Mio DM 

39,181 Mio 
42,348 Mio 

4 196,8 Mio DM 

5 876,1 Mio DM 


Besonders bemerkenswert und typisch iür die 
Eigenart des Postsparkassendienstes als Sonderform 
der Anlage kleiner Beträge, über die allerorten 
jederzeit verfügt werden kann, ist die geringe Höhe 
des durdisclmittlichen Guthabens je Postsparbuch. 

111. Kapazitäten und deren Ausnutzung 

1. Personaleinsatz 

Die Zahl der im und für den Postsparkassendienst 
tätigen Kräfte war von 1959 bis 1963 mit rd. 4 500 
Kräften nahezu konstant. Sie sank 1964 gegenüber 
1963 um 323 Kräfte 7,2 v. H. auf 4 i74 Kräfte. Des- 
halb stiegen im Postsparkassendienst 1964 die per- 
sönlichen Kosten aufgrund der Lohorhöluingen nur 
um 2,3 V. H., bei der Bundespost insgesamt dagegen 
um 6,9 V. H. 

Von den 4 174 Kräften waren l 535 Vollkrätle bei 
den Postsparkassenämtern ausschließlich für diesen 
Dienstzweig tätig. Die restlichen 2 639 Kräfte ver- 
teilten sich in kleinen und kleinsten Anteilen auf 
alle 28 000 Poststellen im Bundesgebiet. Vermutlich 
könnte daher im Außendienst keine einzige Kraft 
freigestellt oder für andere Tätigkeiten gewonnen 
werden, wenn etwa — v/as keineswegs empfohlen 
werden soll — der Postsparkassendienst ganz weg- 
fiele. 

Die Umstellung der beiden Poslsparkassenäinler 
auf die elektronische Datenverarbeitung ist inzwi- 
schen abgeschlossen worden. Es wurden dadurch rd. 
700 Arbeitskräfte eingespart. Dem steht ein Perso- 
nalanstieg durch Zunahme der Ein- und Rückzahlun- 
gen und durch Neubemessung der Posthaltertätig- 
keiten gegenüber, der 1964 einen rechnerischen 
Mehreinsatz von rund 380 Kräften erforderte. 

2. Sachwerte 

Infolge der verstärkten Mechanisierung und Au- 
tomatisierung der Arbeitsvorgänge bei den Post- 
sparkassenämtern haben sich die Bestände an Sach- 
werten im Sparkassendienst von 15,0 Mio DM im 
Jahr 1959 auf 17,9 Mio DM im Jahr 1964, also um 
2,9 Mio DM = rund 20 v. H. erhöht. 

IV. Kosten und Erlöse 

Nach der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrech- 
nung war der Postsparkassendienst 1964 der einzige 


nichUechnische Dienstzweig, für den die Kostenrech- 
nung einen Überschuß der Leistungen (Erlöse) über 
die Kosten ausweisen konnte. Dieser Uberschuß hat 
sich in den letzten Jahren bis 1963 trotz dos stän- 
digen Kostenanstiegs sogar laufend erhöht, was im 
wesentlichen der Tatsache zu verdanken ist, daß die 
Zahl der Arboilskräfle bei steügendoin Gesdiäftsvo- 
lumen in etwa konstant gehalten worden konnte. 
1964 sank die Kostenüberdeckung gegenüber 1963 
um 5,3 Mio DM auf 32,3 Mio DM. Dies lag nicht an 
der Zinsentwicklung, denn die Zinsen aus der Geld- 
anlegung stiegen um 15,1 Mio DM, die Habenzinsen 
an die Postsparer um 15,3 Mio DM. Das Sinken der 
Kostenüberdeckung ist aut das Steigen der persön- 
lichen Kosten um l.I Mio DM und aul die Erhöhung 
der Erstattungen an andere Dienstzweige für inner- 
betriebliche VerkohrsleibUingen um vd. 4 Mio DM 
ziiriirk/iitün ren. 

ln die Systematik der betriebswirlsUudliiclum Lr- 
gebnisrechming der Post ist der Post sparkassen- 
dienst (ähnlidies gilt für den PostscheckdiensL) nicht 
so einzuordnon, daß seine Erlös- und Koslenstruktur 
mit anderen Dionsf.zweigen der Post ohne weücres 
vergleichbar wäre. So kommen im Postspa vkasson- 
dienst die Erlöse nicht aus der Abgeltung von 
Dienstleistungen durch Gebühren. Sie setzen sich 
vielmehr ausschließlich aus effektiven und buch- 
mäßigen Zinserträgen aus der Anlage des Post- 
sparguthabens zusammen. Die Koslenseite der 
betriebswirtschaftlidien Rechnung enthält als grüßte 
Position nicht wie in anderen Dienstzweigen die 
Personal- und Sachaufwendungen für die erbrachte 
Dienstleistung, sondern die Gutschrift der Zinsen Iür 
die Postsparguthaben. 

Wie oben bereits erwähnt, wird für den Post- 
sparkasseridienst keine besondere Finanzrechiiung 
geführt und auch keine Jührcsahschlußrechniing, 
etwa in Form einer besonderen Gewinn- und Ver- 
lustrechnung erstellt. Die betriebswirtschaftliche Er- 
gebnisrechnung gestattet es aber, die wesent- 
lichen Elemente einer Eifolgsrechniing für den 
Postsparkassondienst zu erfassen und so zu ordnen, 
daß eine aussagefähige Gegenüberstellung für 1964 
möglich ist. 
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Leistungen Mio DM 

Zin.^en aus der Anlage des 

Poslsparguthabens 163,5 58 v. H. 

Vergütung der Post für die 

Inanspruchnahme oder Be- 
reiistellung von Mitteln 
des Postsparguthabens 109,6 39 v. H. 

Nebenerträge (Mieten, Ver- 
zinsung der Ausgleichsfor- 
derungen usw.) 7,0 3 V. H. 

Kosten und Gewinn Mio DM 

Verzinsung der Spargut- 
haben 161,1 59 V. M. 

Geschäftsunkosten 73,3 27 v. H. 

Gesetzlich bedingte Kosten 
(Ablieferung an den Bund 
usw.) 13,4 -- 5 V. H. 

Jahresgewinn 24,4 ^ 9 v. H. 

Zusammen: 280,1 = 100 v.H. 

272,2 -- 100 V. 11. 


In den „Geschäftsunkosten" obiger Rechnung sind 
48,9 Mio DM persönliche Kosten enthalten. Sie ma- 
chen rund 67 v. H. dieser Position aus, was der 
üblichen Kostenstruktur eines derartigen Dienstlei- 
stungsbetriebes entsprechen dürfte. 

V. Weitere EntwicMung 

Nach einigen bereits vorliegenden statistischen 
Daten für die ersten sieben Monate des Gesch<äfts- 
jahres 1965 hat die steigende Tendenz des Geschäfts- 
volumens des Postsparkassendienstes weiter ange- 
halten. So erhöhte sich die Zahl der Konten um rd. 
186 000 auf 18,5 Millionen. Der Guthabenzuwachs 
von 406,9 Mio DM übertraf den Zuwachs für den 
gleichen Zeitraum des Vorjahres um 69,6 Mio DM. 
Das Durchschnittsguthaben je Konto belief sich Ende 
Juli 1965 auf 415 DM, stieg also gegenüber 1964 um 
rund 6,5 v. H. ist aber damit immer noch auf einem 
relativ und absolut recht niedrigen Betrag. 

Über die Entwicklung der betriebswirtschaftlichen 
Daten wird erst die Rechnung für das Jahr 1965 
Aufschluß geben. Es darf aber angenommen werden, 
daß die verhältnismäßig günstige Ertragslage kei- 
nen ernsthaften Rückschlag erlitten hat und daß die 
besonders rationelle Geschäftsführung in diesem 
Dienstzweig mit dazu beitragen wird, auch in Zu- 
kunft positive Ergebnisse zu erwirtschaften. Unter- 
stützt wird diese Erwartung durch bereits abge- 
schlossene oder noch bevorstehende Vereinbarungen 
mit Nachbarländern (so mit Österreich seit 1.6. 1964), 
wonach auch dort die Postanstalten Auszahlungen 
auf Postsparbücher der Deutschen Bundespost lei- 
sten können. 

VI. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

Angesichts der günstigen Gesamtlage des Dienst- 
zweiges besteht kein Anlaß zu Vorschlägen für ge- 
setzliche und betriebstechnische Reformen. 

Nur folgende Anregungen sollen gegeben werden; 

1. Erhöhung der Obergrenze des Betrages, der nach 
§ 8 der Postsparkassenordnung ohne Kündigung 
an den Sparer ausgezahlt werden darf, von jetzt 
500 DM auf 1 000 DM. Damit würde die Post- 
sparkasse dem Beispiel der Öffentlichen Sparkas- 
sen folgen und dem Sparer in manchen Fällen, 


z. B. bei Urlaubs- und Ferienreisen, seine Bargeld- 
dispositionen erleichtern. Die besseren Verfü- 
gungsmöglichkeiten für den Postsparer dürften 
sich positiv auf die Höhe des durchschnittlichen 
Guthabens je Konto auswirken und die Zahl der 
Buchungen vermindern helfen (z. Z. noch meh- 
rere Buchungen, falls Beträge über 500, — DM 
abgehoben werden). 

2. Überprüfung der Anlagegrundsätze mit dem Ziel, 
die jetzt vorgesehene Fazilität der Post zur Ent- 
nahme von Mitteln des Postsparguthabens für die 
Finanzierung von Investitionen langfristig von 
40 auf 50 ^/o des Jahresdurchschnittsguthabens 
anzuheben. Der anhaltend hohe Finanzbedarf der 
Post für rentable und von der Gesamtwirtschaft 
als besonders dringlich anerkannte Investitionen, 
vor allem im Fernsprechwesen, würde eine solche 
Verbesserung und Erleichterung der Finanzie- 
rungsmöglichkeiten rechtfertigen und den Status 
des Postsparkassenvermögens keineswegs ver- 
schlechtern. 

3. Es wäre die Frage zu prüfen, ob — wie z. B, in 
Frankreich — auch bei der Deutschen Bundespost 
mit einem einzigen Postsparkassenamt auszukom- 
men wäre. Da die beiden jetzigen Ämter eine 
vollautomatische Kontentührung haben, dürfte 
eine Zusammenlegung kaum Schwierigkeiten be- 
reiten und vermutlich Personaleinsparungen er- 
möglichen. 

H. Der Rentendienst 

Der Rentendienst unterscheidet sich von den an- 
deren Dienstzweigen ganz wesentlich dadurch, daß 
die Bundespost nicht Leistungen in eigener unter- 
nehmerischer Verantwortlichkeit produziert, sondern 
genau umrissene Aufgaben für andere öffentliche 
Institutionen übernimmt und in deren Auftrag tätig 
wird. Die Bundespost kann auf dem Gebiet des Ren- 
tendienstes zum Beispiel nicht von sich aus über den 
Leistungsumfang und die Leistungsqualität ent- 
scheiden. Preise, durch deren Manipulierung auf den 
Umfang und die Richtung der Nachfrage eingewirkt 
werden könnte, gibt es nicht. Lediglich bei der inner- 
betrieblichen Organisation hat die Post gewisse 
Möglichkeiten, von sich aus Änderungen vorzuneh- 
men. Die Sonderstellung dieses Teildienstzweiges 
rechtfertigt es, den Rentendienst relativ kurz abzu- 
handeln. 
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1. Aufgaben der Post und rechtliche Grundlagen 

1. Umfang der Aufgaben 

Im Auftrag der Versicherungsträger und Vcrsor- 
gungsamter hat die Deutsche Bundespost 1963 (19v59) 
rund 133,5 (133,7) Millionen Rentenzahlungen gelei- 
stet. Davon entfielen 112,5 (107,4) Millionen Zah- 
lungen auf Sozialversicherungsrenten und 21,0 (26,3) 
Millionen Zahlungen auf Versorgungsrenten. Im 
Jahre 1964 hat die Bundespost 134,2 Millionen 
Rentenzahlungen geleistet (davon 112,7 laufende 
Zahlungen auf Sozialvcrsicherungsrenten, 2 Mil- 
lionen Einmalzahlungen auf Sozialversicherungs- 
renten und 19,5 Millionen Zahlungen auf Versor- 
gungsrenten). Nach dem Stand vom 1. Januar 1965 
zahlt die Post monatlich über 2,2 Milliarden DM 
an rund 11 Millionen Zahlungsempfänger aus. Der 
Leistungsumfang ist bei den Sozialversicherungs- 
renten und bei den Versorgungsrenten verschieden. 

2. Sozialversicherungsrenten 

Die Versicherungsträger leiten den bei sieben 
Oberpostdirektionen eingerichteten Rentenrech- 
nungsstellen Zahlungsaufträge zu. Dort werden die 
Zahlungsaufträge nach Postämtern sortiert und an 
diese weitergeleitet. Die Rentenrechnungsstellen be- 
reiten außerdem die Unterlagen für die Abrechnung 
mit den Postämtern und den Versicherungsanstalten 
vor und überwachen die richtige und vollständige 
Verrechnung aller Zahlungen. An mehr als 26 000 
Zahlstellen, die zum Teil in gemieteten Räumen im- 
tergebracht sind, zahlt die Post gegen Vorlage der 
Ausweiskarte und eines unterschriebenen Empfangs- 
scheines gegenwärtig rund 66 Prozent der Renten 
in bar am Postsdialter aus. 30 Prozent der Sozial- 
versicherungsrenten werden auf Konten überwiesen. 
Die restlichen 4 Prozent der Renten werden an über 
75jährige, an kranke, gebrechliche oder blinde Zah- 
lungsempfänger durch den Geldzusteller zugestellt. 
Die Post erhält hierfür keine besondere Vergütung, 
sondern nur den üblichen Pauschalbetrag je Aus- 
zahlung. 

Neben der Auszahlung und den damit verbun- 
denen Arbeiten rechnet die Bundespost jedes Jahr 
rund 9 Millionen Rentenzahlungen nach den Vor- 
schriften der Rentenanpassungsgesetze mit elektro- 
nischen Datenverarbeitungsanlagen um. Ferner 
werden die Zahlungsuntcrlagen berichtigt und die 
Umrechnungsergebnisse sowohl den Zahlungsemp- 
fängern als auch den Versicherungsanstalten niitge- 
teilt. Die Post übernimmt also zur Zeit Aufgaben, die 
zu erledigen im Grunde Sache der Versicherungs- 
anstalten selbst wäre. Da die Versicherungsanstal- 
ten in den vergangenen Jahren außerstande waren, 
die jährlichen Neuberechnungen der Renten in trag- 
baren zeitlichen Grenzen vorzunehmen, hat sich die 
Bundespost dieser Aufgabe angenommen. Für diese 
Leistungen erhält die Bundespost eine gesonderte 
Vergütung. 

Die Auszahlung der Renten durch die Post ist 
unter anderem in folgenden gesetzlichen Vorschrif- 
ten geregelt: §§ 620 und 1296 der Reichsversiche- 
rungsordnung (Unfallversicherung und Arbeiterren- 
tenversicherung), § 73 dos Angestelltenversiche- 
rungsgosetzes und § 89 des Reichsknappschattsgeset- 


zes in der Fassung des Gesetzes zur Neuregelung 
der knappschaftlichen Rentenversidierung vom 21. 
Mai 1957. 

3. Versorgimgsr eilten 

Die Versorgungsämter geben die Auszahlungs- 
nach Weisungen unmittelbar an die Postämter ihres 
Amtsbereichs und teilen den Postämtern monatlich 
eventuelle Änderungen mit. Die Renienrechnungs- 
stellcn und Rechenzentren der Post wcnxlen bei den 
Versorgungsrenten nicht eingeschaltet. Die Post 
wird ausschließlich mit Barauszahlungen am Schalter 
beauftragt. Die Formulare für unhsie Zahlungen 
und für Zahlungsanweisungen schreiben die Ver- 
sorgungsämter selbst aus. Der von der Post zu 
übernehmende Leistungsumfang ist bei den Vorsor- 
gungsrenten wesentlich kleiner als bei den Sozial- 
versicherungsrenten. Die Zahlung und Abrodinimg 
der Versorgungsrenten richtet sich nach den Vor- 
schriften zu § 66 des Bundesversorgungsgesetzes. 

11. Derzeitige Vergütungen 
für Rentenzahlungen 

Auf Grund der angeführten Bestimmungt}n der 
Reichsversicherungsordnung und des Angeslelltcn- 
versicherungsgesetzes hat die Bundesregierung die 
Höhe der Vergütungen für Zahlungen aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung und der Bundesarbeits- 
minister im Einvernehmen mit dem Bundesfinanzmi- 
nister und dem Bundespostministcr die Höhe der 
Vergütungen für die Auszahlungen aus der Arbei- 
terrenten- und Angestelltenversicherung durch 
Rechtsverordnung festzusetzen. Diese Rechtsverord- 
niingen bedürfen nach Artikel 80 des Grundgeseizes 
der Zustimmung des Bundesrates. 

Bis zum 31. Dezember 1964 erhioii die Post für 
Arbeiter- und Angestellten renten je Zahlung eine 
Vergütung von 20,5 Pf — seit 1. Oktober 1951 ■ — 
und für Unfallrenten eine Vergütung von 20 Pf. 
Diese Vergütungen, die in Hohe von 20 Pf für alle 
Renten schon seit 1938 galten, dockten seit langem 
auch nicht annähernd mehr die Kosten, die im Jahre 
1963 nach Ermittlungen auf Grund der betriebswirt- 
schaftlichen Ergebnisrechnung 73,6 Pfennig je lau- 
fende Zahlung im Sozialversicherungs-Rentendienst 
betrugen. Gleichwohl bedurfte es jahrelanger Ver- 
handlungen, bis die Vergütungen durch zwei Rcchts- 
verordnungen vom 29. und 30. 4. 1965 rückv/iikend 
vom 1. Januar 1965 an auf 50 Pfennig je laufende 
Zahlung erhöht worden sind. Die neuen Vergütungs- 
sätze liegen also noch immer weit unter den von der 
Bundespost nachgewiesenen Kosten. Für Einmalzah- 
lungen sehen die Verordnungen eine Vergütung von 
1,60 DM je Zahlfall vor (Selbstkosten der Post 
1,68 DM). 

Für die Auszahlung von Versorgungsrenten erhält 
die Bundespost zur Zeit 19 Pfennig je Zahlung ge- 
genüber entstehenden Kosten von 49,7 Pfennig, 
über eine Erhöhung der Vergütungen müssen Ver- 
handlungen mit jedem einzelnen Bundesland geführt 
werden. Die gegenwärtig geltenden Vergütungssätze 
sind im März 1951 zwischen dem Bundesarbeitsmi- 
nister und dem Bundespostminister vereinbart und 
bis 1955 vom Bund gezahlt worden. Seitdem tragen 
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die Länder die Auszählungsvergütung. Formelle 
Vereinbarungen zwischen der Post und den Ländern 
bestehen zur Zeit noch nicht. 

über Jahrzehnte hinweg hat die Bundespost stei- 
gende Kostenunterdeckungen aus diesen Leistungen 
im Auftrag anderer öffentlicher Institutionen hin- 
genommen. Im Jahre 1964 handelte es sich um einen 
Betrag von rund 77 Millionen DM. Zwar ist für das 
Jahr 1965 auf Grund der höheren Vergütungen für 
die Auszahlung von Sozialversicherungsrenten mit 
einer wesentlichen Verminderung der Kostenunter- 
deckung um etwa 35 Millionen DM zu rechnen. Da 
jedoch rund 80 Prozent aller Kosten im Rentendienst 
auf persönliche Kosten entfallen und da die Löhne, 
Gehälter und Ruhegehälter von Jahr zu Jahr kräftig 
steigen, kann die überdies noch unzureichende ein- 
malige Korrektur der Vergütungssätze die Probleme 
dieses Teildienstzweiges nicht lösen. Unter den ge- 
genwärtigen Bedingungen muß mit einer neuer- 
lichen raschen Verschlechterung des finanziellen 
Ergebnisses im Rentendienst gerechnet werden. 

III. Voraussichtliche Entwicklung 

Von der Erlösseite her könnten im Rentendienst 
gewisse Verbesserungen erwartet werden, wenn die 
unzureichende Vergütung von 50 Pfennig im Sozial- 
versicherungsrentendienst erhöht würde und wenn 
sich auch die Länder bereit erklärten, die Vergütun- 
gen für die Auszahlung der Versorgungsrenten her- 
aufziisetzen. Eine lOO^’/oige Erhöhung von 19 auf 
38 Pf würde allerdings nur eine Mehreinnahme von 
3 Millionen DM erbringen. Die Länder haben ihre 
Verhandlungsbereitschaft erkennen lassen, sobald 
eine Neuregelung für die Sozialversicherungsrenten 
erreicht ist. Es sollte daher damit gerechnet werden 
können, daß kurzfristig auch Vereinbarungen über 
höhere Vergütungen für Versoigungsrenten-Zahlun- 
gen erzielt werden können. Die Erfahrungen aus 
den bisher geführten Verhandlungen lassen freilich 
befürchten, daß auch bei den Versorgungsrenten zu- 
nächst noch keine volle Kostendeckung zu erzielen 
sein wird. 

Von der Kostenseite her wären Verbesserungen in 
zweifacher Weise zu erreichen: einmal durch die 
Übernahme bisher von der Post erbrachter Leistun- 
gen durch die Versicherungsanstalten und zum an- 
deren durch weitere Rationalisierungsmaßnahmen. 
Es kann nicht als Aufgabe der Post angesehen wer- 
den, auf Dauer Sozialversicherungsrenten umzu- 
rechnen und umfangreiche Verteilungs- und Abrech- 
nungsarbeiten für die Versicherungsanstalten aus- 
zuführen. Diese Erkenntnis herrscht auch bei den 
unmittelbar Beteiligten vor. Entlasten die Versiche- 
rungsanstalten die Bundespost von unzulänglich ent- 
goltenen Leistungen, so würde sich die Ertragslage 
des Rentendienstes verbessern. Wegen der chronisch 
defi/itären Lage dieses Dienstes wäre es unter den 
gegenwärtigen Umständen nicht vertretbar, die Ver- 
gütungssätze der Post im Zusammenhang mit der Ver- 
minderung des Leistungsumfangs zu senken. Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen sind teils bereits abgeschlos- 
sen worden, teils wird noch an organisatorischen 
Verbesserungen und anderen kostensenkenden Maß- 
nahmen gearbeitet Unter anderem ist daran ge- 
dacht, alle unbaren Rentenzahlungen mit Hilfe elek- 


tronischer Datenverarbeitungsanlagen zentral durch 
die Rentenrechnungsstellen abzuwickeln, mehr Auf- 
gaben als bisher den Rentenrechnungsstellen zuzu- 
weisen und die Postämter entsprechend zu entlasten. 

IV. Anzustrebende Vergütung 
für Rentenzahlungen 

Die Bundespost wird im Rentendienst ausschließ- 
lich im Interesse und im Auftrag anderer öffentlicher 
Institutionen tätig. Es darf erwartet werden, daß die 
Bundespost für die Übernahme dieser Funktionen 
einen vollen Ersatz ihrer Kosten erhält. Dieses Prin- 
zip gilt einstweilen nur für die Arbeiten, die der 
Post im Zusammenhang mit der jährlichen Neu- 
berechnung der Sozialversicherungsrenten entstehen. 
Diese Kosten werden von den Versicherungsanstal- 
ten voll ersetzt. Der Kostendeckungsgrundsatz ist 
auf einem Teilgebiet also bereits anerkannt, und es 
sollte eigentlich keine Schwierigkeiten bereiten, die 
gesamten Beziehungen zwischen der Post einerseits 
und den Versicherungsanstalten und Versorgungs- 
ämtern andererseits auf diese Grundlage zu stellen. 
Es hat sich jedoch einstweilen als unmöglich erwie- 
sen, dem Kostendeckungsgrundsatz generelle Gel- 
tung zu verschaffen. 

Die bisherigen Bestimmungen über Vergütungen 
für Rentenzahlungen reichen offensichtlich nicht aus 
zu bewirken, daß derjenige, der die Post zu Leistun- 
gen veranlaßt, auch die volle finanzielle Verantwor- 
tung dafür übernimmt. Es fehlen eindeutige und 
klare Bestimmungen über die Kostenerstattung. Die 
Vorschrift des § 58 Absatz 3 der Reichswirtschafts- 
bestimmungen, wonach „stets das volle Entgelt zu 
gewähren" oder „die vollen Aufwendungen zu er- 
statten" sind, wenn „betriebswirtschaftliche Unter- 
nehmen oder Einrichtungen einer Reichsbehörde' 
Leistungen für eine andere Reichsbehörde überneh- 
men, läßt sich auf den vorliegenden Fall nicht ohne 
weiteres anwenden, weil es sich bei den Versiche- 
rungsanstalten nicht um Bundesbehörden handelt. 

Angesichts dieser Sachlage schlägt die Kommis- 
sion — wie im IV. Teil des Gutachtens ausführlich 
dargelegt — folgende Regelung in einem neuen 
Postverwaltungsgesetz vor: 

„Leistungen aller Art, welche die Deutsche Bun- 
despost für den Bund und seine Unternehmen, 
für die Länder, für die Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) und für Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts erbringt und deren Lei- 
stungen für die Deutsche Bundespost sind voll 
abzugelten, und zwar ohne Rücksicht auf die je- 
weilige Haushalts- und Finanzlage der leistungs- 
oder der abgeltungspflichtigen Verwaltung, Kör- 
perschaft oder Anstalt." 

Die Kommission legt sich hierbei bewußt auf den 
Ausdruck „voll abzugelten" fest, um sicherzu- 
stellen, daß alle nachgewiesenen Kosten gedeckt 
werden. 

Da es zur Zeit bereits — allerdings ungenügende 
— - Vorschriften über die Vergütungen zugunsten 
anderer Verwaltungen und öffentlicher Institutionen 
gibt, erscheint es zweckmäßig, das Verhältnis der 
vorgeschlagenen neuen Vorschrift des Postverwal- 
tungsgesetzes zu früher erlassenen Vorschriften 
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zu klären. Der Gesetzgeber sollte keinen Zweifel 
daran lassen, daß die neuen Grundsätze auch dann 
anzuwenden sind, wenn die Leistungen der Post für 
andere Institutionen auf besonderen gesetzlichen 
Vorschriften beruhen und wenn in solchen Vor- 
schriften die Festsetzung der Leistungsvergütung 
durch Rechlsverordnung vorgesehen oder der Rege- 
lung durch allgemeine Verwaltungsvorschriften 
überlassen ist. Nach den negativen Erfahrungen, die 
bisher in Verhandlungen über angemessene Vergü- 
tungen im Rentendienst gesammelt worden sind, 
erscheint allein eine gesetzliche Klärung geeignet, 
die finanziellen Beziehungen zwischen der Bundes- 
post sowie den Versicherungsanstalten und Ver- 
sorgungsämtern auf eine gesunde Grundlage zu 
stellen. 

Die Deutsche Bundespost ist ein wirtschaftliches 
Unternehmen und keine sozialpolitische Einrichtung. 
Es gehört nicht zu den Aufgaben der Post, einen 
Teil der Soziallasten zu übernehmen und dadurch 
öffentliche Haushalte und Versicherungseinrichtun- 
gen zu entlasten. Sollten die Bundesregierung und 
die Landesregierungen triftige Gründe haben, die 
Sozialetats zu entlasten und die Leistungen der Post 
nur zum Teil abzugelten, so besteht nach Ansicht 
der Kommission kein Zweifel daran, daß es sich um 
eine politische Last handelt, für die auf andere 
Weise ein finanzieller Ausgleich geschaffen werden 
muß. Da sich die endgültige Bereinigung dieses Fra- 
genkomplexes notwendigerweise noch einige Zeit 
hinziehen wird, plädiert die Kommission dafür, die 
Kostenunterdeckung im Rentendienst zunächst als 
politische Last zu behandeln. Unabhängig von der 
voryeschlagenen gesetzlichen Klärung sollte in Ver- 
handlungen mit dem Bundesarbeitsminister, mit dem 
Bundesfinanzminister und den Länderregierungen 
auf eine Erhöhung der unzureichenden Vergütungs- 
sätze gedrängt werden. 

Zum Verfahren bei der Festsetzung von Vergü- 
tungen macht die Kommission folgenden Vorschlag: 
Wie sich Lohnerhöhungen einerseits und Rationali- 
sierungsmaßnahmen anderseits auf die durchschnitt- 
lichen Kosten je Rentenzahlung auswirken, läßt 
sich nur ungefähr Voraussagen. Unter diesen Um- 
ständen dürfte es sowohl im Interesse der VersicTie- 
rungseinrichtungen als auch im Interesse der Bun- 
despost liegen, sich jenes Abrechnungsverfahrens zu 
bedienen, das sich zwischen Bundesbahn und Bun- 
despost seit vielen Jahren bewährt hat: Die Ver- 
sicherungseinrichtungen sollten an die Post zunächst 
Abschlagszahlungen je ausgezahlte Rente auf der 
Basis der in der vergangenen Periode gültigen Ver- 
gütungssätze abführen. Sobald die Kostenrechnung 
des Rentendienstes für ein Wirtschaftsjahr vorliegt 
und geprüft ist, wäre festzustellen, ob die als Ab- 
schlagszahlung abgeführten Vergütungssätze die 
entstandenen Kosten gedeckt haben. Ist das nicht 
der Fall, wären entsprechende Nachzahlungen zu 
leisten. Sonst hätte die Post den überzahlten Betrag 
zurückzuerstatten. Die so ermittelten neuen Vergü- 
tungssätze wären dann den Abschlagszahlungen bis 
zur nächsten Jahresabrechnung zugrunde zu legen. 

Mit diesem Verfahren würde erreicht, daß die 
Versicherungsanstalten und Versorgungsämter stär- 
ker als bisher an der Rationalisierung und Arbeits- 


vereinfachung in diesem Dienstzweig interessiert 
werden und innerhalb kurzer Frist in den vollen 
Genuß von Rationalisierungserfolgen gelangen. Die 
Bundespost hätte im Fall von Lohnerhöhungen nicht 
erst mehr oder weniger langwierige Verhandlungen 
zu beginnen, um zu erreichen, daß die Vergütungs- 
sätze angepaßt werden. Da die Versicherungsanstal- 
ten und Versorgungsämter nicht gezwungen sind, 
sich ausschließlich der Barauszahlung am Postschal- 
ter zu bedienen oder andere Leistungen der Post 
im Rentendienst in Anspruch zu nehmen, haben die 
Versicherungsanstalten und Versorgungsämter die 
Möglichkeit, auf die Einschaltung der Post ganz oder 
zum Teil zu verzichten, falls sie selber die gleichen 
Leistungen billiger produzieren können. Es würde 
also ein begrenzter Wettbewerb um gute und billige 
Leistungen entstehen; bei den gegenwärtigen un- 
zureichenden Vergütungssätzen ist es dagegen für 
die Versicherungen und Versorgungsämter in aller 
Regel von vornherein aussichtslos, die niedrigen 
Vergütiingssätze durch rationelle Eigenproduktion 
von Leistungen zu unterbieten. 

J. Der Postanweisungsdienst 

1. Gesetzliche Grundlagen 

Im Gesetz über das Postwesen des Deutschen Rei- 
ches vom 28. 10. 1871 ist der Postanweisungsdienst 
als Aufgabengebiet der Post sozusagen nur am 
Rande erwähnt. Das Gesetz bestimmt nämlich nur in 
seinem § 50 u. a., daß die Gebühren für Postanwei- 
sungen in einer besonderen Rechtsvorschrift — dem 
damals sogenannten Postreglement, entsprechend 
der heutigen Postordnung — enthalten sein werden. 
Eine ausdrückliche Verpflichtung der Post, einen 
Postanweisungsdienst zu betreiben, ist dagegen im 
PostgesGtz nicht ausgesprochen. Aus dem Sinn und 
Wortlaut des § 3 des Gesetzes ist jedoch zu folgern, 
daß auch die Postanweisungen, die praktisch schon 
in den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
eingeführt worden waren, zu den Postsendungen 
gehören, deren Annahme und Beförderung die Post 
nicht verweigern kann, wenn die gesetzlichen Vor- 
schriften beachtet sind. 

In Fortwirkung dieser Rechtslage sind auch heute 
noch die für die Annahme und Auszahlung von Post- 
anweisungen maßgebenden Vorschriften ausschließ- 
lich in einer auf Grund des § 14 PostVwG erlassenen 
Rechtsverordnung, nämlich der Postordnung vom 
16. Mai 1963 enthalten. Diese Postordnung umgrenzt 
und definiert den Aufgabenbereich des Postanwei- 
sungsdienstes im ersten Absatz ihres § 27 wie folgt: 

„Der Absender kann die Post anweisen, einen ein- 
gezahlten Geldbetrag bis zu 1 000 DM dem Empfän- 
ger auszuzahlen." 

Zahlreiche weitere Einzelbestimmungen regeln 
das Verfahren der Einlieferung und der Auszahlung 
bzw. Zustellung. Sie dürfen als bekannt voraus- 
gesetzt werden. Die Gebühren für den Inlandsver- 
kehr sind in der Anlage „Gebührenübersicht" zur 
Postgebührenordnung vom 15. Juli 1964 festgesetzt, 
die Gebühren im Verkehr mit dem Ausland in einer 
besonderen Verordnung vom gleichen Tage, der sog. 
„Auslandspostgebührenordnung ". 
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II. Aufgabenbereich und Leistungsvorgänge 

Postanweisungen werden — von örtlicher Sonder- 
regelung abgesehen — von allen Poststellen zur Ein- 
zahlung am Schalter entgegengenommen und ebenso 
von allen Stellen, ganz überwiegend im Wege der 
Geldzustellung, an den Empfänger ausgezahlt. Ob 
der Schalter- und Zustelldienst für die Postanwei- 
sungen organisatorisch und personell mit dem übri- 
gen Postdienst vereinigt ist oder ob besondere Zahl- 
schalter eingerichtet und besondere Geldzusteller 
eingesetzt sind, richtet sich allein nach den örtlichen 
Verhältnissen, vor allem nach der Größe des Ar- 
beitsaufkommens. Im Beförderungsdienst, also auf 
dem Wege von der Einzahlungs- zur Auszahlungs- 
stelle, werden die Anweisungen wie jede Briefsen- 
dung behandelt. 

Der Postanweisungsdienst ist also auf das engste 
mit der Abwicklung der Gesamtpostdienste ver- 
zahnt. Auch dort, wo besondere Zahlschalter 
bestehen oder die Geldzustellung vom übrigen Zu- 
stelldienst getrennt ist, kommt dem Postanv/eisungs- 
dienst nur eine zweitrangige Bedeutung zu, weil die 
Zahlungsvorgänge aus dem Postscheckdienst weit 
überwiegen. So belief sich für 1964 das Verhältnis 
der Stückzahl der behandelten Zahlkarten, Konto- 
postanweisungen und Zahlungsanweisungen im 
Postscheckdienst zur Stückzahl der Postanweisung 
im Einzahlungsverkchr auf etwa 9:1, im Auszah- 
lungsverkehr auf etwa 3:1. Außerhalb des eigent- 
lichen Postdienstes sind in die Abwicklung des Post- 
anweisungsdienstes noch die Postscheckämter und 
das Posttechnische Zentralamt eingeschaltet, und 
zwar obliegt den Scheckämtern die Prüfung der 
ihnen von den Postämtern zugehenden Einzahlungs- 
und Auszahlungslisten auf gegenseitige Überein- 
stimmung, dem Zentralamt die Abrechnung über 
den Verkehr mit dem Ausland. 

Aus all dem ergibt sich, daß der PosLanweisungs- 
dienst im Rahmen des Gesamtbetriebes der Deut- 
schen Bundespost eine Sonderstellung einnimmt, 
wie in etwa der Postscheck- und der Postsparkassen- 
dienst, und auch keine besonderen Einrichtungen er- 
fordert. Trotzdem darf seine Bedeutung als zeit- und 
arbeitsaufwendiger Bestandteil vor allem des Schal- 
ter- und Zustelldienstes nicht verkannt werden. 

III. Kapazitäten und deren Ausnutzung 

1. Personaleinsatz und Leistungsmengen 

In der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung 
der Deutschen Bundespost für das Geschäftsjahr 
1964 sind dem Postanweisungsdienst insgesamt 
5 792 Arbeitskräfte = 2,4 v.H. der in allen Zweigen 
des Postdienstes Beschäftigten zugerechnet, während 
z. B. der Anteil des Postanweisungsdienstes an der 
Gesamtsumme der Leistungen (Erlöse) dieser Dienst- 
zweige nur 1,18 v.H. betragen hat. Bei diesen 5 792 
Arbeitskräften handelt es sich weit überwiegend um 
Teilkräfte aus dem Schalter- und Zustelldienst, deren 
summierte Anteile in Vollkräfte umgerechnet sind. 
Wenn diese Anteile auch mit großer Sorgfalt ermit- 
telt werden, so lassen sich doch gewisse, von der 
Entwicklung der Leistungsmengen mehr oder weni- 
ger unabhängige Schwankungen im jeweiligen End- 
ergebnis der Jahresrechnungen nicht vermeiden. 


Im Sechsjahreszeitraum seit 1959, dem ersten 
Jahre des heutigen Gebietsumfanges der Deutschen 
Bundespost, haben sich folgende Veränderungen 
des Personalbestandes und der Verkehrsleistungen 
ergeben. 

1. Personalbestand 

1959: 5 709 Kräfte 

1964; 5 792 Kräfte 

Zunahme: + 83 Kräfte 


2. Leistungs mengen 

a) Postanweisungen nach dem Inland 

1959: 43,980 Mio Stück über 3 844,0 Mio DM 

1964: 34,021 Mio Stück über 4 040,0 Mio DM 

Zu- oder 

Abnahme: — 9,959 Mio Stück - 196,0 Mio DM 

b) nach dem Ausland 

1959: 1,489 Mio Stück über 142,6 Mio DM 

1964: 5,330 Mio Stück über 1 402,1 Mio DM 

Zu- oder 

Abnahme: f 3,841 Mio Stück -i- 1 259,5 Mio DM 

c) aus dem Ausland 

1959: 2,453 Mio Stück über 110,6 Mio DM 

1964: 2,220 Mio Stück über 164,7 Mio DM 

Zu- oder 

Abnahme: — 0,233 Mm Stück 

d) Gesamtleistung (a — c) 

1959: 47,922 Mio Stück 

1964: 41,571 Mio Stück 

Zu- oder 

Abnahme: — 6,351 Mio Stück ^ 1 509,7 Mio DM 


54,1 Mio DM 


über 4 097,2 Mio DM 
über 5 606,9 Mio DM 


Aus diesen Übersichten geht hervor, daß die Ge- 
samtleistungsmenge, gemessen an der Stückzahl 
aller Anweisungen, um 13,3 v.H. abgenommen hat — 
überwiegend als Folge einer verstärkten Abwande- 
rung zur unbaren oder halbbaren Geldübermittlung 
im Inlandsverkehr, während der Personalbestand 
1964 um 1,5 V. H. höher war als 1959. Dabei darf jedoch 
die exorbitante Steigerung der Leistungsmengen im 
Verkehr nach dem Ausland um fast 260 v.H. nicht 
übersehen werden. In ihr schlägt sich der zwischen- 
zeitliche Zustrom von Gastarbeitern und die starke 
Zunahme der Überweisung ihrer Ersparnisse nach 
den Heimatländern nieder. Nach Ermittlung des 
Bundespostministeriums erfordert aber die Behand- 
lung einer Anweisung nach dem Ausland im Annah- 
medienst etwa die vierfache Zeit der Abfertigung 
einer Inlandsanweisung. 


Bemerkenswert, wenn auch für die Beurteilung 
der Leistungsanforderung weniger entscheidend, ist 
die absolute und relative Steigerung der über den 
Postanweisungsdienst bewegten Geldbeträge. Hier 
war 1964 im Vergleich zu 1959 in allen Verkehrs- 
beziehungen ein Zuwachs festzustellen, und zwar: 


a) im Inlandsverkehr 

b) im Verkehr nach dem Ausland 

c) im Verkehr aus dem Ausland 

d) im Durchschnitt zu a — c 


um rd. 5,1 v. H. 
um rd. 883,2 v. H. 
um rd. 48,9 v. H. 
um rd. 36,8 v. H. 


Das aus dieser Entwicklung abzuleitende Mehr an 
Rechenarbeit scheint im wesentlichen durch die ver- 
stärkte Verwendung von Maschinen, insbesondere 
von Registrierkassen bei den Poststellen aufgefan- 
gen worden zu sein. 
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2. Sachanlagen 

Auch in der Anrechnung von Sachwerten mit den 
Folgekosten für deren Unterhaltung und Erneuerung 
können dem Postanweisungsdienst nur geringe An- 
teile zugeschieden werden. Er ist nur Mitbenutzer 
von Grundstücken, Gebäuden und anderen den Post- 
dienstzweigen gemeinsam dienenden Anlagen. Nach 
der Bilanz der Teildienstzweige des Postdienstes in 
der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung für 
1964 war der Postanweisungsdienst am Gesamtwert 
der Sachanlagen mit rund 2,1 v. H. beteiligt. Etwas 
höher lag sein Anteil am Werte des Maschinenparks 
(1,1 Mio DM von 32,0 Mio DM = rund 3,6 v. H.). In 
diesem Bereich könnte die von der Post seit einiger 
Zeit zur Entlastung des Schalterdienstes verstärkt 
betriebene Ausstattung der Dienststellen mit Bu- 
chungsmaschinen künftig noch zu einer weiteren Er- 
höhung führen, von der allerdings auch eine ent- 
sprechende Gegenwirkung beim Personalaufwand 
erwmrtet werden muß. 

An der Inanspruchnahme von Fahrzeugen zur 
Postbeförderung partizipiert der Postanweisungs- 
dienst nur ganz minimal. 

IV. Kosten und Erlöse 


1. Entwicklung der Leistungen (Erlöse) und 
Kosten von 1959 auf 1964 



1959 

1964 

Veränderung 


Mio DM 

Mio DM 

A. Leistungen (Erlöse) 

25,1 

36,4 

11,3 - 

-1- 45,0 v.H. 

B. Kosten 





q) Persönliche Kosten 

51,0 

72,1 

21,1 - 

I- 41,4 v.H. 

b) Sächliche Kosten 

11,6 

16,4 A 

4,8 - 

41,4 V. H. 

(Betriebsführung, 





Unterhaltung, 





Erneuerung) 





c) Übrige Kosten 

4,6 

5,6 + 

1,0 

21,7 v.H. 

(Ablieferung an den 





Bund, kalkulatori- 





sche Verzinsung 





usw.) 





Gesamtkosten 

67,3 

94,0 A 

26,7 - 

A 39,7 v.H. 

C. Kostenunterdeckung — 

42,1 

- 

-57,7 


D. Verhältnis 





Leistungen ; Kosten 

1 : 2,68 

1 ; 2,58 



Die höchst unbefriedigende Erlös-Kosten-Relation 
hat sich seit 1959 nur geringfügig verbessert. Die 
Verbesserung der Leistungen ist wohl nur zu einem 
kleinen Teil auf die nach der Kostenlage völlig un- 
zulängliche Gebührenerhöhung vom 1. 3. 1963 zu- 
rückzuführen. überwiegend mag dazu vielmehr die 
starke Steigerung der Zahl und der durchschnitt- 
lichen Betragshöhe der Postanweisungen nach dem 
Ausland sowie in geringerem Maße auch nach dem 
Inland beigetragen haben. 

Zum Anstieg der persönlichen Kosten um etwa 
40 V. IL des Standes von 1959 ist noch zu bemerken, 
daß nur 1,5 v.H. auf die leichte Zunahme der dem 

1) Zur Vorgleichbuikoil. der Werfe von 1959 und 1964 sind in der 
Rechnung für 1959 die wcitcryegebonen Gebühi eiianteik; in Hohe 
von 0,6 Mio DM bei den leistungeii und bei den Kosten der 
Betriebsluhrung wieder zugesetzt 'worden. 


Postanweisungsdienst zugerechneten Zahl der Ar- 
beitskräfte zurückzuführen ist. Der ganze Rest ent- 
fällt auf die laufende Erhöhung der persönlichen 
Bezüge aller Art. So sind die persönlichen Kosten je 
Arbeitskraft von 8 930 DM im Jahr 1959 um 3 521 
DM = 39,4 V. H. auf 12 451 DM im Jahr 1964 gestiegen; 
eine allgemeine Erscheinung freilich, die aber bei so 
pcrsonalaufwendigen Dienstzweigen, wie dem Post- 
anweisungsdienst Anlaß zu besonderer Sorge und 
zu entsprechenden Gegenmaßnahmen geben muß, 

2. Gebühren 

Nach der Gebührenübersicht zur Postgebühren- 
ordnung vom 15. Juli 1964 gelten z. Zt. für Inlands- 
postanweisungen folgende Regelgebühren: 




bis 

10 

DM 

30 

Pf 

über 

10 

bis 

50 

DM 

50 

Pf 

über 

50 

bis 

100 

DM 

80 

Pf 

über 

100 

bis 

500 

DM 

100 

Pf 

über . 

500 

bis 1 

[ 000 

DM 

130 

Pf 


Für telegrafische Anweisungen und für besondere 
Formen der Versendung oder Zustellung werden 
Sondergebühren erhoben. 

Im Auslandsverkehr gilt, wie bereits erwähnt, 
eine besondere Auslandspostgebührenordnung. Auch 
deren Sätze sind relativ niedrig, besonders im Ver- 
kehr mit den Nachbarländern. So kostet z. B. eine 
Postanweisung nach Italien über einen Betrag von 
100 DM nur 90 Pf, also ganze 10 Pf mehr als eine 
Inlandspostanweisung über denselben Betrag. 

Daß die auf solchen Tarifen basierenden Erlöse 
entfernt nicht ausreichen können, die Kosten des 
Anweisungsdienstes auch nur halbwegs angemessen 
zu decken, liegt auf der Hand. Nach einer Berech- 
nung des Bundespostministeriums hat im Jahr 1963 
der Durchschnittserlös für eine beförderte Postan- 
weisung 51 Pf betragen, denen 192 Pf Durchschnitts- 
kosten gegenuberstanden. 

V. Weitere Entwicklung 
und Zukunftsaussichten 

Schon 1959 entfielen 75, 8 v. H. der Gesamtkosten auf 
die persönlichen Kosten; 1964 waren es 76,7 v.H. Da- 
mit gehört der Anweisungsdienst neben dem Brief-, 
Zeitungs-, Renten- und Rundfunkdienst zu den fünf 
Teilbereichen des Postdienstes mit der größten In- 
tensität der persönlichen Kosten. Mit der 1966 zu 
erwartenden Lohn- und Gehaltssteigerung wird der 
Anteil der persönlichen Kosten an den Gesamt- 
kosten weiter steigen. Der Arbeitsablauf von der 
Einzahlung am Schalter bis zur Auszahlung bei der 
Hauszustellung bietet auch hier kaum Möglich- 
keiten, den Aufwand an Arbeitszeit und Arbeits- 
kraft durch technische Mittel zu reduzieren. 

VI. Verhältnisse 
bei anderen Postverwaltungen 

Von ausländischen Postverwaltungen steht leider 
kein für Kosten-Erlös-Vergleiche geeignetes Mate- 
rial zur Verfügung. Aus knappen Angaben in eini- 
gen Geschäftsberichten kann man allerdings schlie- 
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ßen, daß auch im Ausland die Gelddienste der Post 
nicht durchweg rentabel zu sein scheinen. Dagegen 
unterscheidet sich der Arbeitsablauf im Postanwei- 
sungsdienst bei anderen europäischen Postverwal- 
tungen z. T. ganz erheblich vom Verfahren der Deut- 
schen Bundespost. Dafür einige Beispiele: 

Belgien: Grundsätzlich Auszahlung am Schal- 

ter, Zustellung des Geldbetrages 
nur auf Antrag und nur gegen be- 
sondere Gebühr 


Niederlande: 


Dänemark: 

Schweden: 


Zustellung nur der Anweisung, Aus- 
zahlung am Schalter (Ausnahmen 
nur für Außenbezirke und bei der 
Landzustellung) 

Zustellung nur der Anweisung, Aus- 
zahlung am Schalter 
Desgleichen (Ausnahme nur bei der 
Landzustellung) 


Großbritannien: Übersendung der Anweisung vom 
Absender unmittelbar an den Emp- 
fänger, Auszahlung am Schalter 
(oder auch bei einer Bank) 

Österreich: Auszahlung bei der Zustellung, je- 

doch gegen besondere Gebühr 


Schweiz: Auszahlung bei der Zustellung, be- 

sondere Gebührenpflicht bei An- 
weisung über mehr als 1 000 Fran- 
ken 


Frankreich: Auszahlung bei der Zustellung bis 

1 000 Franken ohne besondere Ge- 
bühr, bei höheren Beträgen Aus- 
zahlung am Schalter aui Grund Be- 
nachrichtigung des Empfängers 


Nach dieser Übersicht ist in einer ganzen Reihe 
benachbarter Länder die xA^uszahlung am Schalter zur 
Regel, die Zustellung der Geldbeträge zur Aus- 
nahme geworden. Ganz im Gegensatz zur Bundes- 
republik, wo — von den Selbstabholern abgesehen 
— das zeitraubende und umständliche Geschäft der 
Auszahlung durch die Zusteller noch die Regel bil- 
det. 


VII. Möglichkeiten der Umgestaltung 
des Dienstzweiges 

1. An eine völlige Aufgabe des Postanweisungs- 
dienstes in seiner heutigen Form der baren Ein- 
und Auszahlung von Geldbeträgen am Versand- 
und am Empfangsort wäre erst dann zu denken, 
wenn der halbbare oder der unbare Überwei- 
sungsverkehr soweit verbreitet wäre, daß für 
eine beiderseits bare Geldübermittlung kein Be- 
dürfnis mehr besteht. 

2. Dagegen sollte die Frage, ob es nicht angebracht 
wäre, den Arbeitsablauf im Postanweisungsdienst 
der Deutschen Bundespost nach den Beispielen 
ausländischer Verwaltungen derart zu ändern, 
daß auch hier die Barauszahlung grundsätzlich 
am Schalter stattfindet und der Zustelldienst in- 
sov/eit vom Geldtransport und vom Auszahlungs- 
geschäft entlastet würde, alsbald einer gründ- 
lichen postinternen Prüfung unterzogen werden. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß schon der zuneh- 
mende Mangel an Arbeitskräften in absehbarer 
Zeit dazu zwingen wird, eine so weitgehende 


persönliche Dienstleistung wie die Hauszustel- 
lung noch stärker einzuschränken, zumindest 
aber den Arbeitszeitverbrauch dafür nachhaltig 
zu verringern. 

3. In die Untersuchung nach Ziff. 2. müssen selbst- 
verständlich alle Bargeldvorgänge im Zustelldienst 
einbezogen werden, also im wesentlichen auch 
die Auszahlung von Zahlungsanweisungen aus 
dem Postscheckdienst und die Einhebung von 
Rundfunk- und Fernsehgebühren sowie Zeitungs- 
gebühren durch die Zusteller, Da der Postanwei- 
sungsdienst allein etwa 30 v.H. der Auszahlungs- 
fälle umfaßt, sollte jedoch vorweg eine auf diesen 
Zweig beschränkte Teilprüfung der Möglichkeit 
und der organisatorischen, personal- und betriebs- 
wirtschaftlichen Auswirkungen einer Umstellung 
von der Zustcllungs- auf die Schalterzahlung vor- 
genommen werden, 

4. Gesichtspunkte des Wettbewerbs mit anderen 
Geldinstituten sollten die Objektivität der zu- 
nächst ausschließlich auf den innerbetrieblichen 
Effekt auszurichtenden Untersuchung nicht beein- 
flussen. Bei der Auswertung der Ergebnisse müs- 
sen sie selbstverständlich entsprechend berück- 
sichtigt werden. 

5. Angesichts der derzeitigen Ertragslage im Post- 
anweisungsdienst, des voraussichtlich nicht uner- 
heblichen Zeitaufwandes für die Durchführung 
der angeregten Prüfung und der Ungewißheit 
ihrer Ergebnisse kann zwischenzeitlich auf andere 
Mittel der Ertragsverbesserung nicht verzichtet 
werden. Deshalb müßte alsbald, möglichst im 
Rahmen einer auf den Kostenausgleich in der 
Summe aller Dienstzweige des Postwesens ab- 
gestellten Neuordnung der Postgebühren, auch 
eine entsprechende Korrektur der Gebühren im 
Postanweisungsdienst vorgenommen werden. Da- 
bei wäre eine Verbesserung der Erlös-Kosten- 
relation von z. Z. 1 : 2,6 auf mindestens etwa 1 : 1 ,5, 
also praktisch eine Verdoppelung der jetzigen 
Erlöse anzustreben. Als erste von mehreren Etap- 
pen der Durchführung wäre eine Tarifkorrektur 
zu empfehlen, bei der ein alle Stufen des Tarifes 
gleichmäßig belastendes, aber mit der Barfreima- 
chung der Postanweisungen unausgeschieden zu 
erhebendes zusätzliches Zustellentgelt von 30 Pf 
eingeführt und eine leichte Anhebung der höhe- 
ren Gebührenstufen vorgenommen werden sollte. 
Diese Empfehlung liefe auf folgende Änderung 
der Regelgebühren nach lfd. Nr. 20 der Gebühren- 
übersicht zur Postgebührenordnung hinaus: 

jetzige erste Etappe der 

Gebühr Neuordnung 



bis 

10 DM 

30 Pf 

60 Pf 

über 

1 0 bis 

50 DM 

50 Pf 

90 Pf 

über 

50 bis 

100 DM 

80 Pf 

120 Pf 

über 

100 bis 

500 DM 

100 Pf 

150 Pf 

über 

500 bis 1 000 DM 

130 Pf 

180 Pf 


Auf der Grundlage der Rechnungsergebnisse und 
der statistischen Aufgliederung der Erlöse nach 
Gebührenstufen für das Geschäftsjahr 1964 könnte 
aus dieser ersten Korrektur ein Mehrerlös von 
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etwa 12 Mio DM im Jahr erwartet werden. Dies 
wäre — allerdings wiederum bezogen nur auf 
die Ergebnisse von 1964 — gleichbedeutend mit 
einer Verbesserung der Erlös-Kostenrelation von 
1 : 2,6 auf annähernd etwa 1 : 1,9. Da sich die 
Relation von 1964 durch das zu erwartende An- 
steigen der persönlichen Kosten in Zukunft weiter 
verschlechtern wird, ist es um so dringlicher, 
Maßnahmen zu ergreifen, die dieser Enlwicklung 
entgegenwirken. 

Im Hinblick darauf, daß — wie oben bereits aus- 
geführt — der Auslandsdienst eine erhebliche 
Mehrarbeit erfordert, sollte die Deutsche Bundes- 
post darauf Bedacht nehmen, daß alle Möglich- 
keiten, die sich aus internationalen Abkommen 
hinsichtlich der Gebührengestaltung ergeben, voll 
ausgeschöpft werden. 


K. Der Rundfunkdienst 

I. Aufgabenbereich und rechtliche Grundlagen 

Bund und Länder sind sich über ihre Kompeten- 
zen in wichtigen Fragen des Rundfunks zur Zeit 
keineswegs einig. Die Kommission sieht es nicht als 
ihre Aufgabe an, sich zu diesen vorwiegend juristi- 
schen Streitfragen zu äußern, wenngleich durch die 
noch nicht entschiedenen Auseinandersetzungen die 
Ertragslage des Rundfunkdienstes beeinflußt wird 
oder werden kann. 

Die Beziehungen zwischen der Deutschen Bundes- 
post und den Rundfunkanstalten sind, was den Ton- 
rundfunk angeht, noch heute z.T. auf der Grundlage 
von Anordnungen der Besatzungsbehörden gere- 
gelt. Auf dem Gebiet des Fernseh-Rundfunks hat 
die Deutsche Bundespost mit den einzelnen Rund- 
funkanstalten Fernsehleitungsverträge abgeschlos- 
sen. Diese Verträge hat die Deutsche Bundespost 
zwar zum 31. 12. 1960 gekündigt. Bisher ist es 
jedoch nicht gelungen, zu einer neuen Rechtsgrund- 
lage zu gelangen. Eine Kommission von Politikern 
versucht zur Zeit, die festgefahrenen Verhandlungen 
über eine umfassende Neuregelung der Beziehungen 
zwischen dem Bund und den Ländern auf dem Ge- 
biet des Rundfunkgebührenwesens zum Abschluß zu 
bringen. Daneben steht die Deutsche Bundespost 
zur Zeit in Verhandlungen mit den Rundfunkanstal- 
ten, um eine Neuregelung für die Abgeltung der 
technischen Leistungen zu finden. 

Drei verschiedene Aufgabenbereiche der Deut- 
schen Bundespost im Rundfunkdienst sind zu unter- 
scheiden: 

1 . H o h e i 1 1 i c h e A u f g a b e n 

Hierzu sind zu rechnen die Erteilung der 
Rundfunk-Sendegenehmigungen und der Rund- 
funkempfangsgenehmigungen (Bearbeitung der 
An- und Abmeldungen), das Führen der Teilneh- 
merkarte!, Erteilung der Gebührenbefreiungen, 
die Frequenzverwaltung (und damit zusammen- 
hängende internationale Vereinbarungen), die 
Störungsermittlung und die Überwachung der 
Sendefrequenzen. Die Bekämpfung von Schwarz- 
hörern liegt teils bei der Bundespost teils bei den 
Rundfunkanstalten. Die Ermittlung von Schwarz- 


fernsehern obliegt im ganzen Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin (West) der Post. Zu den hoheit- 
lichen Aufgaben rechnet die Deutsche Bundespost 
auch: 

, Einziehung von Rundfunkgebühren und 
Abrechnung mit. den Rundfunkanstalten 
Derzeit zieht die Post monatlich im voraus die 
Rundfunkgebühren ein und führt einen Teil 
davon zu genau bestimmten Terminen an die 
Rundfunkanstalten ab. Die Zusteller kassieren 
die Rundfunkgebühren in der Regel in der Woh- 
nung der Rundfunkteilnehmer. Häufig müssen 
die Zusteller mehrfach Inkassoversuche unter- 
nehmen. Die Rundfunkteilnehmer haben aber 
auch die Möglichkeit, die Gebühren am Post- 
schalter einzuzahlen, sie von Postscheckkonten 
oder Girokonten abbuchen zu lassen oder von 
diesen Konten mit Einzel- oder Dauerauftrag zu 
überweisen. Für einen Teil der unter 1. erwähn- 
ten Leistungen und für die unter 2. aufgeführten 
Leistungen erhält die Bundespost auf dem Gebiet 
des Tonrundfunks einen in den oben erwähnten 
Anordnungen festgelegten Prozentsatz der Rund- 
funkgebühren. Als Abgeltung für die Leistungen 
der Deutschen Bundespost auf dem Gebiet des 
Fernsehens — einschließlich der unter 3. genann- 
ten Leistungen — behält die Post einen Pauschal- 
betrag ein. 

1. Bereitstellung von Leitungen und 
Sendeanlagen 

Auf dem Gebiet des Tonrundfunks haben die 
Besatzungsmächte im Einzelfall die Befugnis zum 
Errichten und Betreiben von Sendeanlagen den 
Rundfunkanstalten gegeben. Gegenwärtig gehö- 
ren nur die Sendeanlagen der „Deutschen Welle" 
und des „Deutschlandfunks'' der Bundespost. Für 
den Betrieb dieser Sender erhält die Post ein Ent- 
gelt aus Mitteln der „Deutschen Welle" und des 
„ Deutschlandfunks " . 

Entgelte für die Tonrund funk- Leitungen, die 
die Bundespost den Rundfunkanstalten zur Ver- 
fügung stellt, rechnet die Bundespost mit den 
Rundfunkanstalten besonders ab. Diese Entgelte 
variieren mit der Benutzungsdauer und mit der 
Länge der Leitungswege. 

Im Gegensatz dazu wird die Bereitstellung von 
Fernsehleitungen zur Zeit noch pauschal ab- 
gegolten. Der Grund dafür ist darin zu sehen, daß 
ein vollständiger Ersatz der Kosten für die benö- 
tigten Leitungswege bei den geringen Teilneh- 
merzahlen der ersten Jahre über die finanziellen 
Kräfte der Rundfunkanstalten gegangen wäre. 
Deshalb wurde zunächst eine pauschale Honorie- 
rung vereinbart. Die Bundespost strebt jedoch — 
ähnlich den Verhältnissen im Ton-Rundfunk — 
eine Abrechnung nach dom jeweiligen Leistungs- 
umfang an. 

Die Fernsehsender, die das 1. Fernsehprogramm 
ausstrahlen, befinden sich durchweg im Eigentum 
der Rundfunkanstalten und werden von ihnen 
betrieben. Auch auf diesem Gebiet wirken noch 
die Befugnisse der Besatzungsmächte nach. Die 
Sendeanlagen für das 2. Programm gehören dage- 
gen der Bundespost. Der Betrieb dieser Sende- 
anlagen wird einstweilen gleichfalls pauschal ab- 
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gegolten. Mit der rasch steigenden Zahl der Fern- 
sehteilnehmer wurde cs der Bundespost möglich, 
mit ihrem ursprünglich viel zu niedrigen festen 
Anteil an den Fernseh-Rundfimkgebühren auch 
die Kosten dieser Sendcanlagen zu decken. Das 
Netz von Sendecinrichtungen für das 3. Programm 
wird ebenfalls von der Bundespost errichtet und 
betrieben, über den Ersatz der damit verbunde- 
nen Kosten ist bisher keine Übereinstimmung 
erzielt worden, obwohl ein Teil dieser Sender 
bereits in Betrieb oder in Bau ist. Nach Berech- 
nungen der Bundespost müßte von 1966 an mit 
einer Kostenunterdeckung gerechnet werden, 
wenn die Post die Sendeanlagen für das 3. Pro- 
gramm aus ihrem bisherigen Gebührenanteil mit- 
bezahlen müßte. Was den Bau und Betrieb von 
Rundfunksendern betrifft, wird auf Seite . . . ver- 
wiesen, wo die Gründung einer besonderen Be- 
triebsgesellschaft für diese Aufgabe vorgeschla- 
gen wird. 

II. Kosten und Erlöse des Rundfunkdienstes 

Der Rundfunkdienst nimmt in der betriebswirt- 
schaftlichen Ergebnisrechnung der Deutschen Bun- 
despost mit einem Ertrag von 100 Mio DM (nur 
Postdicnstleistungen ’) eine vergleichsweise beschei- 
dene Stellung ein. Mit einer Kostenunterdeckung 
im Jahre 1964 von 4,2 (1959: 16,2) Millionen DM ist 
sein Anteil am Gesamtvcrlust der Bundespost eben- 
falls gering. Die wachsenden Personalkosten und die 
in den letzten Jahren bereits weitgehend ausgenutz- 
ten Rationalisicrimgsmöglichkeiten auf dem Gebiet 
der Einziehung von Rundfunkgebühren lassen 
jedoch ein Anwachsen der Kostenunterdeckung in 
nächster Zeit befürchten. 

Von anderen Dienstzweigen unterscheidet sich der 
Rundfimkdienst vor allem dadurch, daß Leistungs- 
umfang und Leistungsentgelte von der Bundespost 
nicht ohne weiteres geändert werden können. Die 
Post und die Rundfunkanstalten sind sich immerhin 
im Grunde darüber einig, daß die Bundespost für 
ihre Dienstleistungen einen Ersatz ihrer Kosten be- 
anspruchen kann, über die Abgeltung dieser Lei- 
stungen wird zur Zeit verhandelt. Die Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Bund und Ländern über 
wichtige Fragen der Rundfunkpolitik bergen zudem 
die Gefahr in sich, daß die bestehenden Verhältnisse 
zementiert werden, weil Übereinkünfte über Ände- 
rungen des bisherigen Zustandes nicht zu erzielen 
sind, auch wenn diese Regelungen wirtschaftlich als 
überholt und antiquiert zu bezeichnen sind. 

Kennzahlen des Rundfunkdienstes 
(nur Postdienstleistungen) 

1959 1964 

Erlöse 69,5 Mio DM 100,0 Mio DM 

Kosten 85,7 Mio DM 104,2 Mio DM 

(davon persönliche 

Kosten) (70,3 Mio DM) (78,4 Mio DM) 

Kostenunterdeckung 16,2 Mio DM 4,2 Mio DM 

1) Zu den Postdienstloistunqen gehören: Genehmigung von Ton- und 
Fernseh-Riindtunkeinptangsanlagen, Führen der Tcihiehmerkartcien, 
Einziehung der Drahtfunk-, Amateurfunk-, Ton- und Fernseh-Rund- 
lunkgebühren und Abrechnung über die entsprechenden Betrage mit 
den Rundfunkanstalten. 


1959 1964 

Persönliche Kosten in v. H. 

der Gesamtkosten 82,0 75,3 

Zahl der Arbeitskräfte im 

Durchschnitt des Rechnungsjahres 9 053 6 239 

Zahl der Ton-Rundfunkgenehmigungen 

am Jahresende (in Mio Stück) 15,9 17,5 

Zahl der Fernseh-Rundfunkgenehmi- 

gungen am Jahresende (in Mio Stück) 3,4 10,0 

Die vorstehenden Zahlen über Kosten, Erlöse und 
Personalbestand betreffen lediglich die im Postdienst 
erbrachten Leistungen. Die Kosten und Erlöse, die für 
die Bereitstellung von Leitungen und Sendeanlagen 
sowie Funkmeßdienst und Funkfahndung aufkom- 
men, sind für das Jahr 1964 erstmals im Dienst- 
zweig 9 „übrige Fernmeldeclienste" ^) miterfaßt. Bis 
dahin bestand eine unmittelbare Aufgliederung nach 
Teildienstzweigen für den Fernmeldedienst noch 
nicht, so daß die Kosten und Erlöse des gesamten 
Rundfunkdienstes (also Post- und Fernmeldebereich) 
nur auf Grund einer besonderen Rechnung ermittelt 
werden konnten. Die betriebswirtschaftliche Ergeb- 
nisrechnung für 1964 läßt erkennen, daß die Erlöse 
für Fernmeldeleistungen im Rundfunkdienst 1964 
noch kostendeckend gewesen sind. Es dürfte jedoch 
zweifelhaft sein, ob bei dem gegenwärtigen pauscha- 
lierten Abrechnungsverfahren der Zuwachs der Er- 
löse (auf Grund der steigenden Teilnehmerzahlen) 
mit den steigenden Sach- und Personalkosten Schritt 
halten wird. Die Kommission beschränkt sich im fol- 
genden auf die schon seit Jahren — mit Ausnahme 
von 1962 — defizitären Postdienstleistungen inner- 
halb des Rundfunkdienstes. 

Die aus der Tabelle abzulesende auffällige Ver- 
minderung der Zahl der Arbeitskräfte im Rundfunk- 
dienst und die Senkung des Anteils der persönlichen 
Kosten an den Gesamtkosten trotz der Lohn- und 
Gehaltserhöhungen ist im wesentlichen auf die er- 
folgreiche Zentralisierung der Rundfunkgebühren- 
Einziehung zurückzuführen. Alle mit der Ein- 
ziehung zusammenhängenden Verwaltungsarbeiten 
werden in 23 Rundfunkabrechnungsstcllen abgewik- 
kelt. Dadurch konnten wesentliche Rationalisierungs- 
erfolge erzielt werden. Diese organisatorischen Än- 
derungen sind abgeschlossen. Nach Ansicht der 
Kommission ist die Organisation des Gebührenein- 
zugs im übrigen bereits so stark verbessert und 
vereinfacht worden, daß zukünftig nicht mehr mit 
weiteren wesentlichen Personaleinsparungen ge- 
rechnet werden kann, solange die Post an die gel- 
tenden Inkassovorschriften gebunden ist (monat- 
liche Einziehung der Rundfunkgebühren beim Teil- 
nehmer.) 

Die erfolgreichen Rationalisierungsmaßnahmen 
haben cs der Bundespost bisher ermöglicht, die rasch 

1) Ddzu gehören: 

a) der Ton- und Fernseh-Rundfunkübertragunqsdicnst, 

b) die Senderdiensto zur Rundfunk-Versorgung, (Ausstrahlung des 
2, und 3. Fernsehprogramms sowie für die „Deutsche Welle"' 
und für den „Deutschlandfunk"), 

c) die Funk-Meßdienste (Funkstörungs- und Funkkontroll-Meßdicnst 
sowie die Funkfahndung), 

d) die Siclierheits- und Ortungsfunkdienste, 

e) die Funk-Hoheitsdienstc, 

f) der Alarm- und Warndienst, 

g) die Überlassung von Leitungen nach der VO für private Fern- 
meldeanlagen (VO Privat FMA). 
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steigenden Löhne und Gehälter aufzufangen und 
darüber hinaus die Kostenunterdeckung in diesem 
Dienstzweig zu vermindern. Im Jahre 1962 Vv^urde 
vorübergehend sogar eine leichte Kostenüberdek- 
kung von 0,9 Mio DM erreicht. Inzwischen machen 
sich jedoch die steigenden Löhne und Gehälter wie- 
der in der Ergebnisrechnung dieses Dienstzweiges 
bemerkbar. Mit einer Fortsetzung dieser ungün- 
stigen Entwicklung muß gerechnet werden. 

Von den Tonrundfunkgebühren in Höhe von zwei 
DM monatlich erhält die Bundespost gegenwärtig 
teils 40 Pf, teils 38,6 Pf (dort, wo der Post nicht 
die Schwarzhörerbekämpfung obliegt); davon sind 
34 Pf für den Postdienst bestimmt (unter anderem 
für das Inkasso der Gebühren). 6 Pf bzw. 4,6 Pf 
entfallen auf den Fernmeldedienst (unter anderem 
pauschales Entgelt für die Störungsermittlung und 
zuin Teil in einigen Sendegebieten auch für die 
Schwarzhörerermittlung). 

Von den Fernseh-Rundfunkgebühren in Höhe von 
5 DM monatlich entfallen auf die Bundespost zur 
Zeit 1,35 DM. Davon werden 26 Pf nach der post- 
internen Aufteilung der Erträge dem Postdienst gut- 
gebracht, der Rest dem Fernmeldedienst. Der hohe 
Anteil des Fernmeldedienstes ist durch die umfang- 
reichen technischen Leistungen, insbesondere durch 
die Bereitstellung von Leitungen und Sendeanlagen, 
bedingt. 

III. Möglichkeiten der Umgestaltung 

Die wachsenden Personalkosten werden in dem 
überaus lohnkostenintensivenTeildienstzweig „Rund- 
funkdienst" des „Postdienstes" nicht nur in nächster 
Zeit, sondern ständig von neuem zu Überlegungen 
zwingen, wie dem Grundsatz der Kostendeckung 
Rechnung getragen werden kann. Drei verschiedene 
Wege könnten beschritten werden; 

1. Sukzessive Erhöhung der Ton- und Fernseh- 
Rundfunkgebühren und entsprechende Vergröße- 
rung des Anteils der Post an diesen Gebühren. 
Als wenig zweckmäßig (vgl. unter 3. dieses Ab- 
schnitts) und wenig wahrscheinlich hat die Kom- 
mission dieses Verfahren aus ihren Überlegun- 
gen ausgeklammert. 

2. Weitere Vereinfachung des Inkassos und Sen- 
kung der Kosten. 

a) Übergang vom monatlichen Inkasso zur Ge- 
bühreneinziehung für längere Zeiträume. Sol- 
chen Plänen steht einstweilen die von der Post 
nicht ohne weiteres zu ändernde Regelung im 
Wege, daß die Rundfunkgebühren monatlich 
im voraus durch die Post einzuziehen sind. 
Die Kommission weist demgegenüber nach- 
drücklich darauf hin, daß das monatliche 
Inkasso bei der gegenwärtigen und in Zu- 
kunft aller Voraussicht nach weiter steigen- 
den Knappheit an menschlicher Arbeitskraft 
auf eine Vergeudung von Produktivkräften 
hinausläuft. Sie empfiehlt deshalb, die Vor- 
aussetzungen dafür zu schaffen, daß zunächst 
auf ein vierteljährliches Inkasso übergegan- 
gen werden kann. In Großbritannien ist schon 
seit längerer Zeit das jährliche Inkasso üblich, 
ohne daß sich wesentliche Schwierigkeiten 


ergeben hätten. Die Kosteneinsparungen, die 
sich auf diese Weise erzielen lassen, dürften 
bei entsprechenden rechtlichen und organisa- 
torischen Regelungen (Verlängerung des In- 
kassozeitraums, damit Spitzenbelastungen 
vermieden werden) beträchtlich sein. 

b) Förderung der bargeldlosen Bezahlung von 
Rundfunkgebühren. Gegenüber der kostspie- 
ligen Einziehung der Gebühren durch die Zu- 
steller dürfte die bewußte Förderung der bar- 
geldlosen Bezahlung (Abbuchung von Post- 
scheck- oder Girokonten) wesentliche Kosten- 
einsparungen ermöglichen. Die Bundespost ist 
dabei jedoch von der ünterstützung durch die 
Rundfunkteilnehmer und von der Mitarbeit 
der örtlichen Kreditinstitute abhängig. Ein 
wesentliches Hindernis für die Ausbreitung 
der bargeldlosen Bezahlung ist einstweilen 
darin zu sehen, daß sich die Rundfunkteilneh- 
mer zu viertel- oder halbjährlicher Voraus- 
zahlung der Gebühren entschließen müssen, 
ohne daß ihnen dadurch ein finanzieller Vor- 
teil entstünde. Dem Vorschlag, den bargeld- 
los zahlenden Kunden einen Anreiz in Form 
der nachträglichen Einziehung von Rundfunk- 
gebühren zu geben (Zinsvorteil), stehen einst- 
weilen die Vorschriften entgegen, wonach 
die Gebühren pränumerando zu entrichten 
sind. Auch hier wäre an die Änderung gelten- 
der Regelungen zu denken, damit der Weg 
für wirtschaftlich zweckmäßige Lösungen frei 
wird. Im übrigen emphehlt die Kommission, 
denjenigen Rundfunkteilnehmern^ die die ver- 
gleichsweise billigere bargeldlose Zahlung 
wählen, einen Rabatt zu gewähren. Auch hier- 
für müßten zunächst die rechtlichen Voraus- 
setzungen geschaffen werden. Am 1. Januar 
1964 wurden erst 8,1 v. H. der Tonrundfunkge- 
bühren und 9,1 v.H. der Fernseh-Rundfunkge- 
bühren (bei steigendem Anteil der bargeldlosen 
Bezahlung) unbar bezahlt. Die Vergleichszah- 
len für den 1. Januar 1965 lauten 10,9 und 
11,4 V. H. 

3. Neuaufteilung der Gebühren zwischen der Post 
und den Rundfunkanstalten. 

Sofern, wie zu erwarten, die unter 2. dargestell- 
ten Rationalisierungsmöglichkeiten nicht dazu 
ausreichen, die Kosten zu decken, wird daran ge- 
dacht werden müssen, die Entgelte für die Lei- 
stungen der Deutschen Bundespost besser als bis- 
her an die steigenden Kosten anzupassen. Hier- 
für spricht unter anderem folgende Überlegung: 
Die Inkassokosten der Post verändern sich unmit- 
telbar mit der Zahl der Rundfunkteilnehmer 
(weitgehend proportionale Kosten); das Problem 
der Kostenremanenz bei sinkenden Teilnehmer- 
Zahlen hat keine praktische Bedeutung und wird 
deshalb außer acht gelassen. Demgegenüber sind 
die Kosten der Rundfunkanstalten weitgehend 
von der Zahl der Teilnehmer unabhängig. 
Die Wirkungen der sich stets weiter öffnenden 
Preis-Kosten-Schere auf die Ertragslage wer- 
den auf die Dauer nicht durch Rationalisierungs- 
maßnahmen neutralisiert werden können. Deshalb 
wird an Verteuerungen dieser hochgradig per- 
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sonalkostenintensiven Dienstleistungen nicht vor- 
beizukommen sein. Die Kommission hält es daher 
für richtig, wenn Bundespost und Rundfunkan- 
stalten auf die langfristige Fixierung von Lei- 
stungsentgelten verzichten und deren regelmäßige 
Überprüfung nach jeder wesentlichen Lohnkosten- 
steigerung ins Auge fassen. Da die Abgeltung der 
Leistungen der Post im Fernseh-Rundfunk der im 
Tonrundfunk angeglichen werden soll (festes 
Entgelt für das Inkasso und hoheitliche Aufgaben, 
die allerdings nur zum Teil proportionale Kosten 
verursachen, sowie Bezahlung von Benutzungs- 
gebühren je nach der Inanspruchnahme), gelten 
diese Überlegungen nicht nur für den Tonrund- 
funk. 

Nach Lage der Dinge ist nicht damit zu rechnen, 
daß die noch zu realisierenden Einsparungen eine 
volle Neutralisierung der Lohn- und Gehaltserhö- 
hungen ermöglichen. Da sich die Klärung noch offe- 
ner Streitfragen unter Umständen noch einige Zeit 
hinziehen wird, empfiehlt die Kommission dem Bund 
und den Ländern, interimistische Lösungen des Ent- 
gelts für das Inkasso der Rundfunkgebühren ins 
Auge zu fassen. 

L. Die Fernmeldedienste 

I. Die rechtlichen Grundlagen und die Struktur 
des Fernmeldewesens in der Bundesrepublik 

Im Bereich der Bundesrepublik ist nach § 1 Abs. 1 
des Gesetzes über Fernmeldeanlagen (FAG) der 
Bund Träger der Fernmeldehoheit. Sie wird durch 
den Bundesrainister für das Post- und Fernmelde- 
wesen ausgeübt. Für Anlagen, die zur Verteidigung 
des Bundes bestimmt sind, übt der Bundesminister 
der Verteidigung die Fernmeldehoheit aus. 

Die gesetzlichen Bestimmungen fernmeldehoheits- 
rechtlicher Art sind Zug um Zug mit der Entwick- 
lung der Fernmeldetechnik entstanden. In chronolo- 
gischer Reihenfolge kommen zur Zeit vor allem in 
Betracht: 

Das Telegraphenwegegeseiz von 1899 

Die Telegraphenordnung von 1926 in der Fassung 

von 1938 

Das Gesetz über Fernmeldeanlagen von 1928 

Die Verordnung über Funknachrichten an mehrere 

Empfänger von 1936 in der Fassung von 1950 

Die Fernsprechordnung von 1939 

Das Gesetz über den Amateurfunk von 1949 

Das Gesetz über den Betrieb von Hochfreciuenz- 

geräten von 1949 

Grundlage des zwischenstaatlichen Fernmelde- 
rechtes bildet der internationale Fernmeldevertrag 
Genf von 1959. 

Die Deutsche Bundespost übt die ihr übertragene 
Fernmeldehoheit dadurch aus, daß sie 

entweder öffentliche Fernmeldenetze selbst er- 
richtet und betreibt, um die Bedürfnisse der 
Staatsbürger auf dem Gebiet der Nachrichtenüber- 
mittlung zu befriedigen oder die Genehmigung er- 
teilt, private Fernmeldeanlagen zu errichten und 
zu betreiben. 


Die Genehmigung privater Fernmeldeanlagen 
kann auf Gesetzen beruhen oder kraft eines Ver- 
waltunqsaktes des Bundespostministers erteilt wer- 
den. 

Um im Rahmen des vorliegenden Gutachtens we- 
nigstens einen allgemeinen überblick über die Viel- 
falt der in der Bundesrepublik betriebenen Fern- 
meldenetze zu geben, sind in Tabelle l (Seite 73) die 
wichtigsten Anlagen, geordnet nach ihren betrieb- 
lichen Aufgaben, zusammengestellt. Die Tabelle erteilt 
Auskunft über die jeweilige Rechtsgrundlage, dar- 
über, wer die Anlagen errichtet und betreibt und 
wie die Gebührenregelung erfolgt. Der Ausdruck 
„privat" bedeutet in dieser Tabelle, in Übereinstim- 
mung mit dem Fernmeldeanlagengesetz, daß die 
betreffenden Anlagen oder Anlagenteile nicht von 
der Deutschen Bundespost, sondern von anderer 
Seite bereitgestellt oder betrieben werden. 

Für die dem Gutachten gestellten Aufgaben in- 
teressieren aus dieser Tabelle vor allem das öffent- 
liche Fernsprechnetz einschließlich der Nebenstellen- 
anlagen, der internationalen Verbindungen und des 
öffentlichen beweglichen Landfunks, der Telegramm- 
und Telexdienst sowie Fernsehen und Rundfunk. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß die Gebühren- 
einnahmen aus der Erteilung von Genehmigungen 
zum Errichten und Betreiben privater Fernmelde- 
anlagen im Gesamthaushalt der Deutschen Bundes- 
post einen so kleinen Posten ausmachen, daß sie im 
Rahmen dieses Gutachtens nicht besonders behan- 
delt zu werden brauchen. 

Innerhalb des von der Deutschen Bundespost be- 
reitgestellten und betriebenen öffentlichen Fern- 
meldenetzes findet man folgende Relationen: 

(1) Nach der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrech- 
nung der Dienstzweige verteilten sich die 
Betriebseinnahmen wie folgt: 


Telegrammdienst 

4,5 Vü 

Telexdienst 

4,5 Vo 

Fernsprechdienst 

88 “/o 

Vergütungen für Leistungen 


(Anteile des Fernsprech- 


dienstes) 

3 "/o 


(2) Nach der gleichen Unterlage betrugen im Durch- 
schnitt der Jahre 1959 bis 1963 die Anteile 
des konsolidierten Fernsprechwesens an der 
Summe von Telegraphendienst und Fernsprech- 
dienst 

bei den Leistungen 92 

bei den Kosten 90 

(3) Der Voranschlag der Deutschen Bundespost für 
1965 sieht bei den Fernmeldeanlagen folgende 
Investitionen vor; 

Telegramm und Telexdienst 

28 000 000 DM - 1,6 Vo 

Tonrundfunk und Fernsehsender 

52 500 000 DM -- 2,9 Vo 

Fernsprechwesen 1 775 500 000 DM = 95,5 ^/o 

Unter diesen Umständen könnte es gerechtfertigt 
erscheinen, die Untersuchungen überwiegend auf 
den Fernsprechdienst zu konzentrieren. 

1) Einzelheiten siehe Aubert, Fernmeiderccht, Hamburg — Berlin 
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Da aber anderseits der Telegrammdienst — als 
einziger personalintensiver Teildienstzweig des 
Fernmeldewesens — seit Jahren zu einer erheb- 
lichen Kostenunterdeckung geführt hat, erachtete 
die Kommission es als notwendig, die speziellen 
Probleme dieses Dienstzweiges ebenfalls zu be- 
handeln. 


II. Fernsprechdienst 

1. Vergleich mit anderen europäischen Ländern 

Die internationale Fernsprechstatistik der Ameri- 
can Telephone and Telegraph Company (A. T, & T.) 
für den Stand von 1963 umfaßt 35 europäische Län- 
der. Davon haben 

29 Länder staatliche Fernsprechverwaltungen 
5 Länder einen gemischten Betrieb 
2 Länder ausschließlich private Fernsprech- 
gesellschaften 

In Bild 1 sind die Fernsprechdichten (Zahl der 
Fernsprechanschlüsse je 100 Einwohner) für einige 
europäische Länder nach dem Stand von Ende 1963 
aufgetragen. Das Bild läßt erkennen, daß Schweden 
und die Schweiz die größten Fernsprechdichten auf- 
weisen, zwei Länder, in denen seit Beginn des Fern- 
sprechwesens um etwa 1880 die Entwicklung unge- 
stört durch Kriege oder erhebliche Wirtschaftskrisen 
fortschrciten konnte. 

Bild 2 zeigt diese Entwicklung für Schweden und 
die Schweiz im Vergleich zu den USA und der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Bundesrepublik 
liegt gegenüber den genannten Ländern und auch 
gegenüber anderen europäischen Industrienationen 
mit (Ende 1963) 7,248 Hauptanschlüssen und 13,192 
Haupt- und Nebenanschlüssen je 100 Einwohner 
weit zurück. 


o — Prozentsatz der Selbstwahler 



Bild 1: 

Fernsprediaiischlüsse (Haupt- und Nebenstellen) je 100 
Einwohner Stand 1963 (nach AT & T) 
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Bild 2: 

Entwicklung der Sprechstellendichte in verschiedenen Ländern 


Spanien \////////////A 78,7 
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Bild 3; 

Prognosen über die künftige Entwicklung der Fernsprechnetze in Schweden, der Schweiz und der Bundes- 
republik 


Von der Schweizer Postverwaltung wurden mit Bild 3 enthält ferner eine Prognose der Deutschen 
Hilfe einer Hyperbeltangensfunktion Prognosen für Bundespost aus dem Jahre 1962. Daß hier eine we- 
die künftige Fernsprechdichte in Schweden und der sentlich niedrigere Sättigungsdichte für die Haupt- 
Schweiz bis zum Jahre 2000 errechnet, die in Bild 3 anschlüsse angenommen wird, erklärt sich aus der 
aufgezeichnet sind (Literatur: Technische Mitteilun- besonderen Struktur des deutschen Fernsprech- 
gen der Schweizerischen PTT, 1963, Heft 12, Seite netzes, in dem der Anteil der Nebenstellen wesent- 
425 ff.). lieh höher liegt als in der Schweiz und in Schweden. 



Bild 4: 

Mittlere monatliche (bezogene) Fernsprechgebühren gb für das Jahr 1963 (BRD: gb = 100 ^ o) 
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Wie Bild 3 zeigt, würde nach dieser der lang- 
fristigen Planung der Deutschen Bundespost zu- 
grunde liegende Prognose die Fernsprechdichte 
(allerdings bezogen auf die Hauptanschlüsse allein) 
den heutigen Stand von Schweden erst in etwa 
25 Jahren, den der Schweiz erst in etwa 18 Jahren 
erreichen. 

Die praktische Entwicklung ist, wie noch gezeigt 
wird, hinter der in Bild 3 gezeigten Prognosekurve 
sogar noch zurückgeblieben. 

Ein übersichtlicher Vergleich der Fernsprech- 
gebühren in verschiedenen europäischen Ländern 
ist wegen der sehr unterschiedlichen Tarifstrukturen 
nur sehr schwer möglich. Um wenigstens einen an- 
nähernden Vergleich zu ermöglichen, wurde aus 
Unterlagen des Geschäftsberichtes und der betriebs- 
wirtschaftlichen Ergebnisrechnung 1963 der Deut- 
schen Bundespost ein hypothetischer Normalteil- 
nehmer abgeleitet, der im Mittel monatlich 45 Orts- 
gespräche und 16 Ferngespräche von 2,51 Min. Dauer 
im Knotenamtsbereich führt. 

Bild 4 zeigt, für welchen Prozentsatz der deutschen 
Gebühren ein solcher Normalteilnehmer im Jahre 
1963 einen entsprechenden Fernsprechverkehr in 
anderen Ländern hätte führen können. Danach lagen 
die Gebühren in der Bundesrepublik schon vor der 
Gebührenerhöhung von 1964 höher als in den zum 
Vergleich herangezogenen Ländern. 

In Bild 5 ist der Vergleich der Gebühren in Ab- 
hängigkeit von der Teilnehmerdichte aufgetragen. 
Diese Darstellung läßt eine deutliche Tendenz in 
dem Sinne erkennen, daß größere Teilnehmerdichten 
niedrigere Gebühren zulassen. 

Abschließend muß noch einmal ausdrücklich dar- 
auf hingewiesen werden, daß der hier angeführte 
Gebührenvergleich über den hypothetischen Nor- 



pro 100 Einwohner 

Bild 5: 

Mittlere monatliche (bezogene) Fernsprechgebühren 
als Funktion der Sprechstellendichte (1963) 


malteilnehmer nur mit vielen Vorbehalten gilt. Eine 
genaue vergleichende Gebührenanalyse würde aber 
den Rahmen dieses Gutachtens überschreiten. 

2. Die Investitionen 
für das öffentliche Fernsprechnetz 

Nach § 8 des Fernmeldeanlagengesetzes (FAG) 
kann jeder Eigentümer eines Grundstückes in Orten, 
in denen öffentliche Fernsprechnetze betrieben wer- 
den, den Anschluß an dieses Netz verlangen. Die 
daraus der Deutschen Bundespost entstehende Ver- 
pflichtung, für jeden Antragsteller, der die Bedin- 
gungen des FAG erfüllt, einen Fernsprechanschluß 
bereitzustellen, kann aber nur im Rahmen der gege- 
benen wirtschaftlichen Möglichkeiten erfüllt werden. 

Bejaht man, wie dies seit langem auch in der 
Rechtsprechung geschieht, ganz allgemein die Not- 
wendigkeit von Fernsprechanschlüssen zur Befrie- 
digung des Bedürfnisses der Staatsbürger auf dem 
Gebiet der Nachrichtenübermittlung, dann wird es 
eine wesentliche Aufgabe dieses Gutachtens sein 
müssen, sich mit der Frage zu beschäftigen, wie 
groß der Nachholbedarf an Fernsprechanschlüssen 
ist und welche Maßnahmen dazu dienen könnten, 
diesen Nachholbedarf in erträglicher Zeit zu decken. 

Um zu prüfen, ob und inwieweit die notwendigen 
Investitionsmittel aus den Überschüssen des Fern- 
meldebetriebes selbst bereitgestellt oder in Form 
von Fremdkapital verzinst und amortisiert werden 
können, wird in diesem Zusammenhang im gleichen 
Abschnitt unter 7. auch die Frage der Kosten- und 
Gebührenentwicklung kurz gestreift. 

ln dem vorliegenden Abschnitt werden die für den 
Ausbau des öffentlichen Fernsprechnetzes in den 
Jahren 1959 bis 1963 aufgewandten und für die 
Jahre 1964 und 1965 veranschlagten einmaligen 
Mittel näher untersucht. Dazu sind in Bild 6 die ein- 
zelnen Posten des Haushaltsplanes aufaddiert und in 
linearem Maßstab aufgetragen worden. Die Anga- 
ben wurden den Haushaltsplänen der Deutschen 
Bundespost entnommen; der anteilige Betrag an den 
Aufwendungen des Hochbaus für den Fernmelde- 
dienst wurde von der Deutschen Bundespost mit- 
geteilt. 

Wie Bild 6 erkennen läßt, wird der größte Anteil 
der einmaligen Mittel für den Ausbau der Leitungen 
in den Ortsnetzen (Anschluß-Leitungen) benötigt. 
Die Aufwendungen für die Ortsnetze insgesamt (ein- 
schließlich Vermittlimgs- und Teilnehmereinrichtun- 
gen) beanspruchen etwa die Hälfte, die Fernnetze 
knapp 40 ®/o, der Hochbau weniger als 10 ®/o und der 
Grunderwerb etwa 2 Vo der aufgewandten oder ver- 
anschlagten Investitionsmittel. 

Bild 7 zeigt in halblogarithmischer Darstellung die 
Aufwendungen noch einmal im einzelnen. Die mitt- 
lere Zunahme der Gesamtinvestitionen betrug im 
Zeitraum von 1959 bis 1963 rund 21 Vo pro Jahr. 
Die Einzelposten zeigen im wesentlichen die gleiche 
Zunahme. 

Auffallend ist, daß die für 1965 eingeplanten Mit- 
tel für Fernsprechübertragungseinrichtungen gegen- 
über der Entwicklung der Vorjahre und der Ent- 
wicklung aller anderen Einrichtungen einen erheb- 
lichen Rückgang aufweisen. Nach Auskunft des 
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BildG: 

Gesaiiile Investitionen der Deutschen Bundespost für dus öffentliche Fernsprechnetz. 


Fernmeldetechnischen Zentralamtes ist dies auf eine 
Änderung der Netzstruktur im Selbstwählferndienst 
zurückzufhhren, die eine bessere Ausnützung der 
vorhandenen Übertragungswege erlaubt. 

Da aber mit Rücksicht auf die Entwicklung der 
Leistungen und Kosten (siehe Bild 15 auf Seite 81) 
der Fernsprech-Fernverkehr nach Möglichkeit ge- 
fördert werden soll, erscheint eine vorsorgliche 
Analyse der möglichen Verkehrsentwicklung und 
der daraus entstehenden Anforderungen an die 
Netzplanung angebracht, um die in den kommenden 
Jahren zu erwartende Verkehrszunahme ohne hin- 
dernde Engpässe aufnehmen zu können. 


Bild 8 zeigt die Zunahme der Hauptanschlüsse und 
der teilnehmereigenen und privaten amtsberechtig- 
ten Nebenstellenanschlüsse in der Zeit von 1959 bis 
1963. Die posteigenen Nebenstelienanschlüsse um- 
fassen nicht ganz 12 Üo aller Anschlüsse des öffent- 
lichen Fernsprechnetzes. Der für sie notwendige Tn- 
vestitioiisaufwand lag in den letzten Jahren bei 
weniger als 3"'u der Gesamtinvestitionen: er ist im 
folgenden nicht berücksichtigt. 

Bild 9 zeigt ebenfalls in halblogarithmischer Dar- 
stellung die Entwicklung der Investitionen, die Zu- 
nahme der Hauptanschlüsse und die Zunahme der 
unerledigten Anmeldungen in der Zeit von 1959 bis 
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1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 

Bild 7: 

Investitionen für das öffentliche Fernsprechnetz in der Bundesrepublik 


1963, Obwohl in dieser Zeit die Investitionen im 
Mittel um jährlich etwa 21 ^/o erhöht wurden, nahm 
die Zahl der Hauptanschlüsse nur um jährlich etwa 
9 ®/o zu. 

Demgegenüber nahm die Zahl der unerledigten 
Anträge 1959 um 55 Vo, 1963 noch immer um 11 Vo, 
im Mittel der untersuchten Jahre um rund 40 ^/o zu. 


Bild 9 zeigt also, daß in dem untersuchten Zeit- 
raum offenbar die aufgewandten Investitionsmittel 
nicht ausreichten, um den Bedarf zu decken, und daß 
die Kosten je Hauptanschluß erheblich anwuchsen. 

Wie Bild 10 zeigt, wuchsen die Investitionskosten 
je Hauptanschluß von 3 060 DM im Jahre 1959 auf 
4 630 DM im Jahre 1963. 
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Als Gründe für diese Kostensteigerung wurden 
seitens der Deutschen Bundespost neben den Lohn- 
steigerungen angeführt: 

a) Da vor 1959 nur sehr geringe Investitionsmittel 
zur Verfügung standen, wurden die noch vor- 
handenen Leitungs- und Wählerreserven über- 

Mio. 

8 ’* 



Bild 8: 

Hauptanschlüsse und arntsberechtigte Nebenanschlüsse 
des öffentlichen Fernsprechnetzes der Deutschen Bundes- 
post 



Bild 9: 

Entwicklung der Hauptanschlüsse, der Investitionen und 
der Warteliste im öffentlichen Fernsprechnetz der Deut- 
schen Bundespost 


mäßig in Anspruch genommen. Nach 1959 mußte 
daher ein Teil der Investitionsmittel dazu be- 
nutzt werden, diese im Interesse der Gesamt- 
wirtschaftlichkeit notwendigen Reserven wieder 
aufzufüllen. Der hierfür notwendige Anteil an 
Investitionsmitteln wird in den nächsten Jahren 
zurückgehen. 

b) Aus dem gleichen Grund fehlender Investitions- 
mittel konnten vor 1959 überalterte Anlagen 
nicht oder nur in sehr geringem Umfang durch 
neue Anlagen ersetzt werden. Die sonst üblichen 



Investitionskosten je Hauptanschluß in dein öffentlichen 
Fernsprechnetz der Deutschen Bundespost 



I I I I ( L.: 

1959 I960 1961 1962 1963 

Bild 11: 

Leistungen und Kosten im Fernsprechwesen (Betriebs- 
wirtsch. Ergebnisrechnung 1963) 
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Aufwendungen für Ersatzbeschaffungen werden 
noch über längere Zeit durch den dadurch ent- 
standenen Nachholbedarf erhöht bleiben. 

c) Das steigende Verkehrsaufkommen des Selbst- 
wählferndienstes fordert einen ständigen weite- 
ren Ausbau der Kapazität des Fernnetzes. 

d) Wegen Mangel an eigenen Arbeitskräften ist 
der Anteil der Unternehmerkosten ständig an- 
gestiegen, insbesondere im Ortsleitungsbau. Das 
hat unter anderem dazu geführt, daß in steigen- 
dem Maße fehlende Anschlußleitungen die Ur- 
sache dafür wurden, daß Neuanmeldungen nicht 
befriedigt werden können. 

3. Entwicklung der Kosten 

Bild 11 zeigt die Entwicklung der (aufaddierten) 
Kosten in den Jahren 1959 bis 1963. Die rein be- 
triebsbedingten Kosten sind zur Hälfte persönliche 
Kosten, zur Hälfte Kosten für Betriebsführung, Un- 
terhaltung und Erneuerung. Knapp 10 Vo des Um- 
satzes sind gesetzlich bedingte Kosten (Abführung 
an den Bund, politische Lasten usw.), etwas mehr als 
13^/ 0 Zinskosten usw. und rund 15 Vo des Umsatzes 
steht als Nettogewinn zur Verfügung. 



1959 1960 1961 1962 1963 


Bild 12: 

Leistungen und Kosleii iiri Fernspredi wesen 


Würde man die Gebühren so berechnen, daß sie 
gerade ausreichen, um die betrieblich bedingten Ko- 
sten zu decken, würde der Vergleich m.it anderen 
europäischen Ländern (Bild 4) um rund V a günstiger 
austallen. 

In Bild 12 sind die Kosten und Leistungen noch 
einmal im einzelnen in halblogarithmischem Maß- 
stab aufgetragen. Kosten und Leistungen sind im 
Berichtszeitraum schneller gewachsen als die Zahl 
der Hauptanschlüsse, dagegen nahm die Zahl der 
A.rbeitskräfte etwas langsamer zu; dies läßt auf 
erfolgreiche Rationalisierungsmaßnahmen schließen. 

4. Entwicklung der Verkehrsleistung 

Bild 13 zeigt die Entwicklung des Fernsprechfern- 
verkehrs in dem Berichtszeitraum 1959 bis 1963. 
Danach nahmen die im handvermittelten Fernver- 
kehr und im Sofortdienst geführten Gespräche be- 
schleunigt ab, während die im Selbstwählferndienst 
geführten Gespräche prozentual und absolut sehr 
schnell anwuchsen. 

Mrd. 



Bild 13: 

Aufteilung der Ferngespräche auf Hcindvermitlelten Fern- 
dienst, Sofortdienst und Selbstwählferndicnst 


Bild 14 zeigt die Entwicklung der Ortsgespräche 
und der Summe aller Ferngespräche in halblog- 
arithmischem Maßstab. Danach nahm die Zahl der 
Ortsgespräche im Mittel jährlich um etwa 7 ‘’/o zu, 
die Zahl der Ferngespräche um etwa 12 "/o jährlich. 
Auch hier besteht offenbar noch ein erheblicher 
Nachholbedarf, denn beispielsweise in den USA 
beträgt die Zuwachsrate des Verkehrs im Ortsnetz 
und der Fernebene je nur etwa 5 Vo jährlich. 

In Bild 9 war gezeigt worden, daß die Zahl der 
Hauptanschlüsse in der Berichtszeit um jährlich 
etwa 9 Vo zugenommen hat. Die Zahl der je Haupt- 
anschluß geführten Ortsgespräche hat also etwas 
abgenommen, die Zahl der je Hauptanschluß gc- 
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Mrd. 



Bild 14: 

Entwiciklung der Orts- und Ferngespräche 


Mrd, 



1959 1960 1961 1962 1963 


Bild 15a: 

Leistungen und Kosten im Fernsprech - O r t s verkehr 
Mrd. 



1959 1960 1961 1962 1963 


Bild 15b: 

Leistungen und Kosten im Fernsprech - F e r n verkehr 


führten Ferngespräche steigt aber — insbesondere 
seit Einführung des Selbstwählferndienstes — stän- 
dig weiter an. Die Folge ist, daß nach der Betriebs- 
wirtschaftlichen Ergebnisrechnung der Bundespost 
die Leistungen des Ortsverkehrs relativ zu den 
Kosten abnehmen, im Fernverkehr aber zunehmen 
(Bild 15). 

Die günstige Entwicklung des Fernverkehrs wäh- 
rend des Berichtszeitraumes zeigt besonders deutlich 
Bild 16, in dem die je 100 DM des betriebsnotwen- 
digen Kapitals eingetretene Kostenüberdeckung auf- 
getragen ist. Im Ortsverkehr verlief die Entwick- 
lung ungünstiger, am Ende des Berichtszeitraumes 
deckten die Leistungen gerade die Kosten (in denen 
jedoch nach Bild 11 auch die gesetzlich bedingten 
Kosten enthalten sind). 

5. Ausnutzung der vorhandenen Kapazität 

Der Fernsprechverkehr verteilt sich nicht gleich- 
mäßig über die 24 Stunden eines Tages. Bild 17 zeigt 
charakteristische Beispiele für den Verkehrsablauf 
im Ortsverkehr und im Fernverkehr eines Werk- 
tages. 

DM 



1959 1960 1961 1962 1963 

Bild 16; 

Kostenüberdeckung je 100 DM des betriebsnotwendigen 
Kapitals 
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Verk eh r uinf a n g 



Verkehrsumfcing 



Typische Beispiele des Verkehrsablautes während eines 
Werktages 

Vom Standpunkt des Benutzers aus sollten die 
Vermittlungseinrichtungen (z. B. Wähler) und die 
Verbindungwege (z. B. Kabel und Richtfunkstrecken) 
so bemessen sein, daß die in den Hauptverkehrs- 
stunden anfallenden Verbindungswünsche zu einem 
möglichst großen Prozentsatz befriedigt werden 
können. 

Die Fernsprechverwaltungen bemühen sich darum, 
diese Forderung unter gleichzeitiger Beachtung wirt- 
schaftlicher Gesichtspunkte zu erfüllen. Die Ver- 
mittlungseinrichtungen der Fernsprechortsnetze wer- 
den daher bei der Deutschen Bundespost so dimen- 
sioniert, daß in der Hauptverkehrsstunde die Ver- 
bindungswünsche mit einer Wahrscheinlichkeit von 
99 ®/ü erfüllt werden können. 

Im Bereich des Fernsprechfernverkehrs war in der 
Berichtszeit die Wahrscheinlichkeit, während der 
Hauptverkehrszeiten eine freie Leitung zu finden, 
wesentlich geringer. Der Prozentsatz der Fälle, in 
denen im Selbstwählferndienst ein Verbindungs- 
wunsch wegen fehlender Leitungen oder Wähler 
nicht erfüllt werden konnte („Gassenbesetzt"), be- 
trug nach Auskunft des Fernmeldetechnischen Zen- 
tralamtes 


Jahr 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

o/o 

17,5 

17,0 

19,5 

18,2 

13,2 


Offenbar erfolgte also in dieser Zeit der Ausbau 
der Fernverkehrseinrichtungen nicht schnell genug, 
um den wachsenden Bedarf an Verkehrsverbin- 
dungen zu decken. 

Da die Ausnutzung der vorhandenen Kapazität 
günstiger wird, wenn der Verkehr gleichmäßiger 


über die 24 Stunden des Tages verteilt werden kann, 
bemühen sich viele Verwaltungen darum, durch zeit- 
liche Staffelung der Fernsprechgebühren den Ver- 
kehrsablauf im Sinne einer günstigeren Verteilung 
zu beeinflussen. Durch die Einführung wesentlich 
ermäßigter Nachtgebühren gelang es beispielsweise, 
etwa 16^0 des Fernverkehrs in die sonst sehr ver- 
kehrsarmen Nachtstunden zu verlegen. Die Ge- 
spräche häuften sich aber in der Zeit kurz nach 
19 Uhr so stark, daß eine Verkehrsspitze auftrat, 
die zu einer völligen Überlastung des Fernnetzes 
führte. 

Die Einführung des sog. Dämmerungstarifes Mitte 
des Jahres 1963 führte dann zu einer etwas besse- 
ren Verteilung des Verkehrsaufkommens. 

Auf lange Sicht gesehen, muß angestrebt werden, 
das Fernnetz so auszubauen, daß die Verkehrsent- 
wicklung nicht durch die Tarifgestaltung gehemmt, 
sondern im Gegenteil gefördert wird. 

Einer besonderen Prüfung bedarf noch die Frage, 
in welchem Umfang die Fernleitungen gebühren- 
bringend genutzt werden. 

Ein Ferngespräch bringt nur während der eigent- 
lichen Gesprächszeit Gebühren ein. Die Fernleitung 
wird aber für eine etwas längere Zeit belegt, näm- 
lich zusätzlich während der Dauer des Verbindungs- 
aufbaues und während der Zeit, die nach dem ersten 
Rufzeichen bis zur Meldung des gerufenen Teilneh- 
mers verstreicht. 

Nach Angaben der Deutschen Bundespost beträgt 
die mittlere Gesprächsdauer im Selbstwählferndienst 
3,3 Minuten. Rechnet man für den Verbindungsauf- 
bau bis zum ersten Rufzeichen 0,25 Minuten und für 
die Zeit vom ersten Rufzeichen bis zur Meldung des 
Teilnehmers noch einmal weitere 0,25 Minuten, 
dann beträgt die Belegungszeit eines zustande ge- 
kommenen Gesprächs im Mittel 3,8 Minuten. Der 
gebührenbringende Anteil, die eigentliche Gesprächs- 
zeit, beträgt also in diesem Fall 87 

Die Fernleitungen werden zusätzlich durch Bele- 
gungen in Anspruch genommen, die nicht zu einem 
gebührenbringenden Gespräch führen, und zwar 
dann, wenn der gerufene Teilnehmer sich nicht 
meldet, wenn der gerufene Teilnehmer besetzt ist, 
wenn wegen fehlender Leitungen der Verbindungs- 
aufbau nicht zustande kam und schließlich dann, 
wenn der rufende Teilnehmer den Verbindungs- 
aufbau vorzeitig wieder abbricht. 

Diese zusätzlichen Belegungen dauern nur etwa 
0,1 bis 1 Minute, sie haben zur Folge, daß die mitt- 
lere Dauer aller Belegungen der Fernleitungen kür- 
zer ist als die mittlere Gesprächsdauer. Aber selbst 
dann, wenn die Zahl der erfolglosen Belegungen 
etwa gleich der Zahl der Gesprächsbelegungen wird, 
bleibt der Anteil der gebührenbringenden Bele- 
gungszeit relativ hoch. 

Nach Angaben der Deutschen Bundespost betrug 
im Mittel der Jahre 1959 bis 1963 der Anteil der 
Besetztfälle im Selbstwählferndienst 40 Vo aller Ver- 
bindungswünsche, und zwar in 23 Vo der Fälle, weil 
der gerufene Teilnehmer selbst besetzt war, in 17 Vo 
der Fälle, weil nicht genügend Leitungen vorhanden 
waren. 
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Rechnet man noch weitere 10 Vo bis 20 Vo Fehl- 
belegungen für die Fälle, in denen sich der ge- 
rufene Teilnehmer nicht meldet oder der rufende 
Teilnehmer den Verbindungsaufbau unterbricht, 
dann ergibt eine einfache rechnerische Abschätzung, 
daß noch immer etwa 80 Vo der gesamten Belegungs- 
zeit gebührenbringend genutzt werden. 

Dieser Wert stimmt mit Angaben der Deutschen 
Bundespost überein, die aus Messungen im Selbst- 
wählferndienst (SWFD) gewonnen wurden. 

6. Abschätzung des künftigen Investitionsbedarfs 

In Bild 18 ist aufgetragen, wie sich in der Zeit von 
1951 bis 1963 der Bedarf an Hauptanschlüssen ent- 
wickelt hat. Dabei wird unter Bedarf die Summe aus 
belegten Hauptanschlüssen und nicht erledigten An- 
trägen (jeweils am Jahresende) verstanden. Unbe- 
kannt ist allerdings die Zahl derjenigen, die in 
Kenntnis der langen Wartezeiten gar nicht erst 
einen Antrag auf Anschluß an das öffentliche Fern- 
sprechnetz stellen; wenn demnach also auch ange- 
nommen werden muß, daß der absolute Bedarf noch 
größer ist als in Bild 18 angegeben, so erlaubt die 
halblogarithmische Darstellung dieses Bildes doch 
eine Abschätzung der relativen Entwicklung des 
Bedarfs. 

Mio., 



1 


1951 52 53 54 55 5Ö 57 58 bd 50 61 62 63 

Bild 18: 

Bedarf nach Feinsprechanschlüssen (Hauptanschlüsse -r- 
unterlegte Aufträge) 1951 bis 1963 

Die Kurve läßt erkennen, daß seit 1958 der Bedarf 
im Mittel um jährlich etwa 10 W gestiegen ist. 

Zur Zeit besteht ein Fehlbedarf in Höhe von rund 
10 Vo der bestehenden Hauptanschlüsse. Wenn man 
annimmt, daß die Entwicklung des Bedarfs in dem 
Berichtszeitraum 1959 bis 1963 den natürlichen Be- 
dürfnissen entsprach und in den nächsten Jahren 
mit rund 10 ^/o jährlichen Zunahmen konstant bleibt, 
dann müßte die Zahl der Hauptanschlüsse jährlich 
um 14 W zunehmen, wenn der Fehlbedarf in drei 
Jahren gedeckt werden soll, jährlich um 12 zuneh- 
men, wenn der Fehlbedarf in fünf Jahren gedeckt 
sein soll. 

Nun ist zwar der Berichtszeitraum von 1959 bis 
1963 gerade deshalb ausgewählt worden, weil er 


eine durch äußere Umstände nicht gestörte Entwick- 
lung umfaßt. Er ist aber für eine langfristige Pro- 
gnose etwas kurz. Das Posttechnische Zentralamt hat 
daher aus der Entwicklung der Jahre 1951 bis 1963, 
also über einen Zeitraum von 13 Jahren hinweg, 
den Trend zweiten Grades berechnet. Rechnet man 
mit den hierbei ermittelten Werten der Funktion 
a + bx A cx“ die Entwicklung bis zum Jahre 1971 
weiter, so ergibt sich eine Kurve, die in Bild 19 in 
halblogarithmische Koordinaten aufgelragen ist. 



Bild 19: 

Trend 2. Grades, berechnet aus der Entwicklung des Be- 
darfes in den Jahren 1951 bis 1963 


Nach dieser rechnerischen Prognose geht der jähr- 
liche Zuwachs des Bedarfs in den kommenden Jah- 
ren etwas zurück und erreicht etwa um das Jahr 
1970 den Wert von 8,5 Ao pro Jahr. Geht man wie 
in der vorangegangenen Abschätzung von einem 
Fehlbedarf von 10 Ao aus, dann müßte ab Ende 1965 
die Zahl der Hauptanschlüsse jährlich um knapp 
IS'Vo zunehmen, wenn die errechnete Prognose- 
kurve nach drei Jahren erreicht sein soll, und jähr- 
lich um etwas mehr als 11 ®/o zunehmen, wenn die 
errechnete Prognosekurve nach fünf Jahren erreicht 
sein soll. 

Beide Abschätzungen beruhen auf der Analyse 
der Entwicklung in den Jahren 1951 bis 1963, also 
einem Zeitraum, in dem keine nennenswerten Ge- 
bührenänderungen durchgeführt wurden. 

In der Mitte des Jahres 1964 wurden nun sowohl 
die Grundgebühren als auch die Gebühren für Orts- 
und Ferngespräche fühlbar erhöht. Die vorläufige 
Folge dieser in der Öffentlichkeit heftig angegriffe- 
nen Maßnahme war ein Rückgang der Anträge auf 
Anschluß an das öffentliche Fernsprechnetz und da- 
mit auch des Fehlbedarfs und eine vorübergehende 
Abnahme des Fernsprechverkehrs, insbesondere in 
der Fernebene. 

Die Deutsche Bundespost glaubte, unter diesen 
Umständen das öffentliche Fernsprechnetz künftig 
etwas langsamer als bisher ausbauen zu können; der 
Investitionsplan vom Frühjahr 1965 für die Jahre 
1967 bis 1971 sieht daher nur eine gleichbleibende 
jährliche Zunahme der Hauptanschlüsse von 8,5 4 o 
vor. 
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Solange nicht abzusehen ist, wie sich der Bedarf 
in den nächsten Jahren tatsächlich entwickeln wird, 
kann auch nicht gesagt werden, ob diese Zuwachs- 
rate, die noch etwas niedriger ist, als die der ver- 
gangenen Jahre, ausreichen wird, um auch nur einen 
Teil der Neuanmeldungen zu befriedigen. Nimmt 
man an, daß der durch die Gebührenerhöhung von 
1964 ausgelöste Rückgang der Neuanmeldungen nur 
die Folge eines vorübergehenden Schocks war und 
daß die Zunahme des Bedarfs in den Jahren 1959 
bis 1963 der natürlichen Entwicklung entsprach, dann 
wird der für die Jahre 1967 bis 1971 geplante Aus- 
bau nicht nur nicht ausreichen, um den Fehlbedarf 
zu verringern, es wird im Gegenteil damit zu rech- 
nen sein, daß die Warteliste nach einiger Zeit wie- 
der ansteigen wird. 

Die von der Deutschen Bundespost der Planung 
zugrunde gelegte Zuwachsrate von 8V'2 Vo pro Jahr 
ist jedenfalls sicher der niedrigste Wert, der über- 
haupt der Öffentlichkeit gegenüber verantwortet 
werden kann. 

Die für einen jährlichen Zuwachs der Hauptan- 
schlüsse um 8,5 '‘/o (unter Annahme einer Lohn- und 
Preissteigerung um etwa 7,5 für den gesamten 
Zeitraum von 5 Jahren) geplanten Investitionsmittcl 
(ohne Hochbau und Grunderwerb, jedoch einschließ- 
lich der Einrichtungen des Telegraphendienstes und 
des Funk- und Fernsehdienstes) belaufen sich auf 


Jahr 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

Mio. DM 

2 200,7 

2 354,0 

2 610,9 

2 785,0 ' 

3 023,4 


also auf insgesamt rund 13 Milliarden DM. 


Die Einrichtungen des Telegraphendienstes sind 
darin mit etwa 1,4 Vo, Rundfunk- und Fernsehsender 
mit etwa 1,8 ®/o enthalten. Die Kosten je Haupt- 
anschluß liegen im Mittel bei 5 262 DM. 

In den Jahren 1959 bis 1963 wurden rund 60 ®/o 
der für das öffentliche Fernsprechnetz verwendeten 
Investitionsmittel für den Ausbau der Ortsnetze, 
rund 40 ^/o für den Ausbau der Fernnetze ausge- 
geben. Der Invcstitionsplan für die Jahre 1967 bis 
1971 sieht vor, rund 67 ^/o für den Ausbau der Orts- 
netze und nur noch 33 Ao für den Ausbau der Fern- 
nctze auszugeben. Auch hier sollte bedacht werden, 
daß der Rückgang der Ferngespräche nach der Ge- 
bührenerhöhung von 1964 auf einen vorübergehen- 
den Schock zurückgeführt werden könnte und daß es 
auf längere Sicht günstig sein könnte, denjenigen 
Teil des gesamten Fernsprechnetzes großzügig aus- 
zubauen, der jedenfalls gegen Ende des Berichts- 
zeitraumes allein zur Kostenüberdeckung des Fern- 
sprechwesens beitrug. 

7. Zur Frage der Gebührenpolitik 

In den Jahren 1959 bis 1963, d. h. also nach der 
Angliederung des Saarlandes und vor der Gebüh- 
renerhöhung von 1964 entwickelten sich die Leistun- 
gen, die Kosten und die Investitionen gemäß 
Tabelle 2. 

Die nachfolgenden Berechnungen und die Schluß- 
folgerungen daraus beruhen auf einer isolierten Be- 


trachtung der Ergebnisse des Fernsprechdienstes 
nach der Kostenrechnung der Bundespost und gehen 
von der Annahme aus, daß dieser Dienst im Inter- 
esse eines raschen, zügigen Ausbaues der Fern- 
sprechanlagen nicht nur vom Gesamtkostenaus- 
gleich zwischen den Dienstzweigen der Deutschen 
Bundespost ausgenommen, sondern darüber hinaus 
auch noch von allen sonstigen Belastungen, wie 
Steuern, Abgaben, Sonderlasten, Kapitalverzinsung 
usw. freigestellt sein sollte. Die so errechneten, in 
den Tabellen ausgewiesenen sehr hohen Barüber- 
schüsse würden sich also entsprechend vermindern, 
wenn der Fernsprechdienst als wirtschaftlich selb- 
ständiges Unternehmen betrieben und angesichts 
seiner guten Ertragslage zu allen regulären Steuern 
und Abgaben herangezogen würde und wohl auch 
zur Effektivverzinsung des Anlagekapitals (Divi- 
dende) verpflichtet wäre. Aber auch in diesem Falle 
würde der Fernsprechdienst nicht nur seine Ab- 
schreibungen voll erwirtschaften, sondern noch be- 
trächtliche Überschüsse erzielen und zur Eigenfinan- 
zierung der Investitionen verwenden können. 


Tabelle 2 

Leistungen, Kosten und Investitionen 
des Fernsprechwesens in Mio DM 1959 bis 1963 



1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

Verwendung der Gebühreneinnahmen (Leistungen) 
des Fernsprechwesens 

1 Persönliche Kosten 

949 

1 024 

1 170 

1 248 

1363 

2 Betriebsführung 

140 

164 

175 

211 

236 

3 Unterhaltung 

159 

180 

204 

230 

236 

4 Betriebsbedingte 
Kosten 

(Summe 1 bis 3) 

1 248 

1 368 

1 549 

1 689 

1 835 

5 Erneuerung 
(Abschreibung) 

340 

385 

425 

509 

617 

6 Verzinsung 

343 

382 

399 

462 

536 

7 Gesetzlich 

bedingte Kosten 

209 

235 

254 

283 

304 

8 Kostenüber- 
deckung 

328 

417 

474 

480 

493 

9 Andere Kosten, 
Abschreibung und 
Kostenüber- 
deckung 
(Summe 5 bis 8) 

1 220 

1 419 

1 552 

1 734 

1 950 

Investitionen des Fernsprech wesens einschließlich 
Hochbau 

10 Investitionen 

704 

846 

1 041 

1 373 

1 516 

1 1 Differenz zwischen 
9 und 10 

516 

573 

511 

361 

434 

12 Leistungen 

2 468 

2 786 

3 099 

3 423 

3 805 

13 Zeile 11 in Uo 
der Leistungen 

21 

20,5 

16,5 

10,5 

11,5 


Die Zeilen 1 bis 3 enthalten die betriebsbedingten 
Kosten, die in Zeile 4 addiert sind. 
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Die Zeilen 5 bis 8 enthalten die Aufwendungen 
für Erneuerung (Abschreibung), den Zinsendienst, 
die gesetzlich bedingten Kosten und die Kosten- 
überdeckung, die in diesen Jahren stets benutzt 
wurde, um die defizitären Dienstzweige des Post- 
wesens zu subventionieren. 

In Zeile 9 sind diese nicht betriebsbedingten Auf- 
wendungen addiert. Ihre Summe ist wesentlich grö- 
ßer als die Investitionen der entsprechenden Jahre. 
Hätte die Deutsche Bundespost die Gebühreneinnah- 
men des Fernsprechwesens ausschließlich für den 
Betrieb und den Ausbau des Fernsprechwesens ver- 
wenden können (also keine politisch bedingten 
Lasten zu tragen gehabt und keine Anleihen für In- 
vestitionen aufnehmen müssen), dann hätten die 
Investitionen voll aus den Gebühren gedeckt wer- 
den können und darüber hinaus wäre noch ein Über- 
schuß von 21 Vo der Erlöse im Jahre 1959 und ll,5^tt) 
der Erlöse im Jahre 1963 verblieben. 

Betrachtet man das Fernsprechwesen für sich 
allein, dann kommt man zu dem Ergebnis, daß die 
Fernsprechgebühren schon vor der Gebührenerhö- 
hung 1964 unnötig hoch waren (siehe auch den 
Vergleich mit anderen europäischen Ländern auf 
Seite 75 f.). Die Höhe der Fernsprechgebühren in 
der damaligen Zeit kann nur begründet werden, 
wenn man es als politisch notwendig betrachtet, daß 
das kapitalintensive Fernsprechwesen die personal- 
intensiven und defizitären Postdienstzweige subven- 
tioniert. Von einem privatwirtschaftlichen Stand- 
punkt aus erscheint diese Gebührenpolitik aber in 
einer Zeit nicht vertretbar, in der das Fernsprech- 
wesen einen außerordentlich großen Nachholbedarf 
an Investitionsmitteln hat, um den berechtigten 
Wünschen der Öffentlichkeit in absehbarer Zeit 
nachkommen zu können. 

Tabelle 3 zeigt eine ganz überschlägige Abschät- 
zung der künftigen Entwicklung. Den Werten dieser 
Tabelle wurden folgende Annahmen zu Grunde 
gelegt: 

a) Entwicklung der Hauptanschlüsse} 
(Tabelle 3 Zeile 1) 

Ausgehend von dem Stand des Jahres 1964 wurde 
die künftige Zahl der Hauptanschlüsse auf Grund 
der von der Post angestrebten jährlichen Zu- 
wachsrate von 8,5 ^* 0 ermittelt. 

b) Entwicklung der Ortsgespräche 
(Tabelle 3 Zeile 2) 

Die Entwicklung der Jahre 1959 bis 1963 läßt 
erkennen, daß die Zahl der Ortsgespräche nicht 
so schnell wächst wie die Zahl der Flauptan- 
schlüsse. Für die Schätzung der künftigen Ent- 
wicklung wurde daher nur mit einer jährlichen 
Zuwachsrate von 7 ** o gerechnet, ausgehend von 
der Gesprächszahl des Jahres 1963. Das Jahr 
1964 hatte praktisch keinen Verkehrszuwachs 
gegenüber 1963 gebracht, doch dürfte dies auf 
die momentane Reaktion zurückzuführen sein, 
die die Gebührenerhöhung von 1964 ausgelöst 
hatte. Der hier angestellten Schätzung liegt die 
Annahme zugrunde, daß sich dieser Einbruch in 
die Verkehrsleistung wieder ausgleichen wird, 


Tabelle 3 


Leistungen, Kosten und Investitionen 
des Fernsprechwesens in den Jahren 1961 bis 1971 



1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

Geschätzte Entwicklung der 
Verkehrs 

Sprechstellen und des 

1 Hauptanschlüsse 
in Millionen 
(Zuwachsrate 

8' !> « o j 

5,7 

6,2 

6,7 

7,3 

7,9 

2 Ortsgespräche 
in Milliarden 
(Zuwachsrate 7 kn) 

5,4 

5,8 

6,2 

6,6 

7,1 

3 Gebühreneinhei- 
ten des SWFD 
in Milliarden (Zu- 
wachsrate 12 Vo) 

17,0 

19,0 

21,4 

24,0 

26,8 

Geschätzte Entwicklung der 

Leistungen 



4 Grundgebühren 
in Mrd. DM 
(Zeile 1 multi- 
pliziert mit 204) 

1,16 

1,27 

1,36 

1,49 

1,61 

5 Ortsgespräch- 
gebühren in 

Mrd. DM (Zeile 2 
multipliziert 
mit 0,18) 

0,97 

1 ,05 

1,11 

1,19 

1,27 

6 S\VFD-Gebühi en 
in Mrd. DM 
(Zeile 3 multi- 
pliziert mit 0,18) 

3,06 

3,42 

3,85 

4,32 

4,82 

7 Geschätzte 
Leistungen in 

Mrd. DM (Summe 
Zeile 4 bis 6) 

ö,19 

5,74 

6,32 

7,00 

7,70 

Geschätzte Entwicklung der Kosten 

8 Persönliche Kosten 
in Mrd. DM (Zu- 
wachsrate 1 0 o) 

1,99 

2,18 

2,40 

2,64 

2,92 

9 Betriebsführung 
und Unterhaltung 
in Mrd. DM (Zu- 
wachsrate 10 ko) 

0,72 

0,79 

0,87 

0,96 

1,06 

10 Betriebsbedingte 
Kosten in Mrd. 

DM (Summe 

Zeile 8 und 9) 

2,71 

2,97 

3,27 

3,60 

3,98 

1 1 Differenz Zeile 7 
weniger Zeile 10 
(Bruttoerfolg) 

2,48 

2,77 

3,05 

3,40 

3,72 

Investitionen für das Fernsprechwesen 
(Erneuerung und Erweiterung) 

12 Investition zu den 
jeweiligen Prei- 
sen in Mrd. DM 

2,38 

2,56 

2,83 

3,02 

3,28 


c) Entwicklung der Ferngespräche 
(Tabelle 3 Zeile 3) 

Bei der Abschätzung des Fernverkehrs wurde 
nur die Entwicklung des Inlandsverkehrs im 
Selbstwählterndienst berücksichtigt, die handver- 
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mittelten Ferngespräche und der Auslandsverkehr 
also außer Betracht gelassen. Aus der Entwick- 
lung der Jahre 1959 bis 1963 und nach Schätzun- 
gen der Post wurde, ausgehend von den Werten 
des Jahres 1963, eine jährliche Zunahme der Ge- 
bühreneinh eiten in Höhe von 12 ^/o angenommen. 

Mit den vorstehenden Annahmen über die Ent- 
wicklung der Einrichtungen und des Verkehrs 
gibt Zeile 7 die geschätzten Leistungen der Jahre 
1967 bis 1971 an, wenn die im Jahre 1965 gül- 
tigen Gebühren zugrunde gelegt werden. Für 
die Entwicklung der betriebsbedingten Kosten 
wurden folgende Annahmen gemacht: 

d) Persönliche Kosten (T abeile 3 Zeile 8) 

In den Jahren 1959 bis 1963 stiegen die persön- 
lichen Kosten im Mittel jährlich um 9,4 ^'/o. Für 
die Abschätzung der künftigen Entwicklung 
wurde abgerundet mit einer jährlichen Zunahme 
von 10^0 gerechnet. 

e) Betriebsführung und Unterhaltung 

Die Kosten für Betriebsfühlung und Unterhaltung 
stiegen in den Jahren 1959 bis 1963 im Mittel 
jährlich um 9,5 ^/o. Ebenso wie bei den persön- 
lichen Kosten wurde daher für die Abschätzung 
der künftigen Entwicklung eine jährliche Zu- 
wachsrate von 10 o angenommen. 

Zeile 10 zeigt die so ermittelten geschätzten be- 
triebsbedingten Kosten der Jahre 1967 bis 1971. 

ln Zeile 11 sind die geschätzten betriebsbedingten 
Kosten von den geschätzten betriebsbedingten Lei- 
stungen abgezogen. Dieser Rohüberschuß ist größer 
als die voraussichtlichen Investitionen für das Fern- 
meldewesen, die in Zeile 12 eingetragen sind. Die 
Beträge der Zeile 12 sind der Investitionsplanung 
der DBP für die Jahre 1967 bis 1971 entnommen. Sie 
umfassen die Investitionen zu den jeweiligen Prei- 
sen in der Gruppe 41, vermindert um die Einrichtun- 
gen des Telegraphenwesens und vermehrt um einen 
geschätzten jährlichen Betrag von 10 Vo für Hochbau 
und Grunderwerb. 

Tabelle 2 zeigt, daß der Brutto-Erfolg des Fern- 
meldewesens nicht nur die betriebsbedingten Kosten 
und die gesamten Investitionen für Erneuerung und 
Erweiterung decken würde, sondern darüber hinaus 
sogar noch einen Überschuß in der Größe von 4 ^/o 
bis 14 "/o des Umsatzes bringen würde, wenn das 
Fernsprechwesen nicht mit dem Zinsendienst für 
Anleihen, mit politischen Lasten und mit der Sub- 
ventionierung defizitärer anderer Dienstzweige der 
Deutschen Bundespost belastet würde. 

Vom Standpunkt des Fernsprechwesens allein 
müssen also die heutigen Gebühren als unnötig hoch 
betrachtet werden. Sie gewinnen ihre Berechtigung 
nur, wenn aus ihnen außer den Aufgaben des Aus- 
baus und des Betriebes des öffentlichen Fernsprech- 
netzes auch noch andere Lasten gedeckt werden 
müssen. Je geringer allerdings der Anteil dieser 
Lasten an den Gesamtkosten des Fernsprechwesens 
wird, desto schneller wird das Fernsprechwesen in 
der Lage sein, seinen unbedingt notwendigen Aus- 
bau aus eigener Kraft zu finanzieren, um dann spä- 
ter die Gebühren dem mittleren europäischen Ni- 
veau anpassen zu können. 


8. Vorschläge 

Im Bereich des Fernsprechdienstes stehen nach 

den vorangegangenen Ausführungen dieses Berich- 
tes folgende Aufgaben im Vordergrund: 

a) der weitere Ausbau des öffentlichen Fernsprech- 
netzes, um den im Fernmeldeanlagengesetz — 
wenigstens für Grundstückseigentümer — gesetz- 
lich verankerten Anspruch auf Anschluß an das 
örtliche Netz erfüllen zu können, 

b) die weitere Rationalisierung insbesondere im 
Bereich des Ortsverkehrs, der schon am Ende 
des Berichtszeitraumes nur noch gerade seine 
Kosten — - allerdings einschließlich der gesetzlich 
bedingten Kosten — zu tragen vermochte^), 

c) auf weite Sicht die Anpassung der Fernsprech- 
gebühren an die Gebühren vergleichbarer euro- 
päischer Länder, 

d) die Erschließung weiterer Einnahmequellen durch 
Bereitstellung der Fernsprech-Fernleitungen wäh-^ 
rend der verkehrsarmen Nachtstunden für andere 
Nachrichtenübertragungen (z. B. Daten-Ubertra- 
gung). 

Zur Lösung dieser Aufgaben schlägt die Kommis- 
sion vor: 

1. Da mehr als ^^3 aller für das Fernmeldewesen 
notwendigen Investitionen für die Anschlußlei- 
tungen der Fernsprechortsnetze verausgabt wer- 
den müssen, da das Fehlen der Anschlußleitungen 
in steigendem Maße die Ursache dafür ist, daß 
Neuanmeldungen nicht ausgeführt werden kön- 
nen, und da die wirtschaftliche Ausnutzung der 
Anschlußleitungen — vor allem bei Wenig- 
sprechern — besonders ungünstig ist, hat die 
Kommission an die Deutsche Bundespost die 
Frage gerichtet, ob und wie man den Ausbau der 
Ortsnetze durch bessere Ausnutzung der vor- 
handenen Einrichtungen insbesondere der bereits 
verlegten Kabel beschleunigen könne, gegebe- 
nenfalls sogar unter vorübergehender Zurück- 
stellung der Wirtschaftlichkeitsfragen. 

Die Deutsche Bundespost hat zwar in Erwiderung 
dieser Anfrage bislang die Meinung vertreten, 
daß eine bessere Ausnutzung der zur Zeit vor- 
handenen Ortsleitungsnetze bei dem derzeitigen 
Stand der Technik nur in einer sehr beschränkten 
Zahl von Fällen möglich sei. Die Kommission hält 
GS aber für wichtig, dieser Frage unter Berück- 
sichtigung der durch neue Technologien gegebe- 
nen Möglichkeiten weiterhin große Aufmerksam- 
keit zu schenken. 

2. Auf die Frage der Kommission, welche Engpässe 
neben dem Fehlen höherer Investitionsmittel 
einem beschleunigten Ausbau des öffentlichen 
Fernsprechnetzes entgegenstehen, wurden vor 
allem genannt: 

a) Schwierigkeiten in der Grundstücksbeschaffung 

b) Terminverzögerungen im Hochbau 

c) Mangelnde Planungskapazität der Post 

1) Da nadi Ansicht der Deutschen Bundespost unter den nodi nidit 
erledigten Anträgen auf Neuanschlüsse voraussichtlidi ein erheb- 
licher Teil Wenigsprecher sein dürfte, wird dieser Aufgabe in 
nächster Zeit erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken sein. 
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d) Ungenügende Anpassung der Laufbahnvor- 
schriften und der Dienstpostenbewertung an 
die durch die schnelle Weiterentwicklung der 
Technik gestellten Aufgaben. 

Hierzu wird vorgeschlagen; 

a) Größere Beweglichkeit bei der Grundstück- 
beschaffung. Übertragung der Entscheidungs- 
befugnis an die Oberpostdirektion für Ob- 
jekte bis zu einem Wert von einer Million DM 
(das sind weniger als 0,3 Voo der im Mittel für 
die nächste Zeit vorgesehenen jährlichen In- 
vestitionen für das Fernmeldewesen). 

Genehmigung zum vorläufigen Ankauf von 
Grundstücken, die später als Tauschobjekte 
dienen können. Da die Lage der Grundstücke 
im Schwerpunkt der Kabelnetze für die Wirt- 
schaftlichkeit der Leitungsführung von ent- 
scheidender Bedeutung ist, die gesamten 
Grundstückskosten aber im Rahmen aller In- 
vestitionen für das Fernmeldewesen noch nicht 
einmal 2 Vo ausmachen, sollte hier ohne Rück- 
sicht auf falsch verstandene Sparsamkeit ent- 
schieden werden können. 

b) Hochbauten des Fernmeldewesens sollten in 
Typenbauweise errichtet und an General- 
unternehmer vergeben werden. Die Größe 
sollte jeweils so gewählt weiden, daß die vor- 
aussichtliche Entwicklung der Fernsprechdichte 
und der Verkehrsentwicklung über einen Zeit- 
raum berücksichtigt wird, der der kalkulato- 
rischen Lebensdauer des Gebäudes entspricht. 

c) Sowohl mit Rücksicht auf die Planungskapa- 
zität als auch mit Rücksicht auf die Wirtschaft- 
lichkeit (hoher Anteil der Verlegungskosten 
an den Kosten der Kabelnetze) und die Be- 
triebssicherheit (Störungen durch Montage- 
arbeiten in Wählersälen) sollten die zur Zeit 
festgelegten Ausbauabschnitte und Planungs- 
zeiträume im Sinne längerfristiger Voraus- 
pianung und Reservehaltung überprüft wer- 
den. 

d) Um die Planungskapazität der Deutschen 
Bundespost zu verstärken, sollte ferner eine 
möglichst starke Konzentration aller verfüg- 
baren Kräfte angestrebt werden. Möglichkei- 
ten hierfür wären gegeben durch 

— Abgabe des Nebenstellengeschäfts an die 
Industrie 

— Abgabe der posteigenen Rundfunk- und 
Fernsehsender an eine Betriebsgesell- 
schaft, die das gesamte Rundfunk- und 
Fernsehsendernetz in der Bundesrepublik 
Deutschland plant, aufbaut und für die ver- 
schiedenen Rundfunkanstalten betreibt. 

Eine solche Regelung würde auch den Teil- 
nehmern durch eine organischere Standort- 
auswahl zugute kommen. 

e) Die schnelle Entwicklung der Technik (Einfüh- 
rung des Selbstwählferndienstes, der Träger- 
stromtechnik, der Richtfunkstrecken; weltweite 
Nachrichtenverbindung über Satelliten) einer- 
seits und die Notwendigkeit, im steigenden 


Maße Bauarbeiten an Unternehmer zu über- 
tragen (deren Arbeit dann verantwortlich 
überwacht werden muß) lassen eine Überprü- 
fung der zur Zeit gültigen Laufbahnvorschrif- 
ten und Dienstpostenbewertungen insbeson- 
dere für die Fernmeldehandwerker mit dem 
Ziele einer größeren Beweglichkeit und An- 
passungsfähigkeit dringend erforderlich er- 
scheinen. 

3. Für eine weitere Rationalisierung des Fernsprech- 
dienstes kommen in Frage: 

a) Ablesung der Gesprächszähler in größeren 
zeitlichen Abständen und gegebenenfalls pau- 
schale Zwischenabrechnung; 

b) Abgabe des Fernsprechauftragsdienstes an 
private Unternehmer, die die zur Koslendek- 
kung notwendigen Gebühren nach eigenem 
Ermessen festlegen können. 

4. Bei künftigen Neuentwicklungen der technischen 
Einrichtungen für die Vermittlungsstellen sollten 
neben der allgemeinen Verbesserung der Be- 
triebsgüte folgende für den schnellen weiteren 
Ausbau wichtige Gesichtspunkte berücksichtigt 
werden: 

a) Einsparung von Raumbedarf und Gewicht je 
Anschlußeinheit, um in vorhandenen Fern- 
meldehochbauten mehr Anschlußeinheiten un- 
terbringen zu können. Gemessen an der Ent- 
wicklung anderer vergleichbarer Länder wird 
man in der Bundesrepublik zum mindesten 
noch mit einer Verdoppelung der Hauptan- 
schlüsse in dem Öffentlichen Fernsprodinetz 
rechnen müssen. 


b) Möglichst große Flexibilität im Ausbau und 
echte Dezentralisation ohne Bindung an Teil- 
nehmernummern, um einen möglichst großen 
Anteil der vorhandenen Anschlußeinheiten 
ausnutzen zu können. 

c) Vermeidung von Teilen, die der Abnutzung 
unterliegen, um Arbeitskräfte für Wartungs- 
arbeiten einzusparen. 

d) Einführung zentraler Überwachung und auto- 
matischer Fehlersuche, um hochqualifizierte 
Arbeitskräfte für Planungsarbeiten freizube- 
kommen. 

e) Fehlerbeseitigung durch Austausch von Bau- 
gruppen, um Zeit und Arbeitskräfte bei der 
Störungsbeseitigung einzusparen und sekun- 
däre Störungen zu vermeiden. 

5. Die Kommission schlägt schließlich vor, auch bei 
Ortsgesprächen die Gesprächszeit je Gebühren- 
einheit durch die Einführung einer Zeitimpuls- 
zählung zu begrenzen. Mit Rücksicht auf die un- 


In den Innenbezirken der Städte wird es aber 
kaum möglich sein, für einen so umfangreichen 
Ausbau der Vermittlungseinrichtungen zu- 
sätzlichen Raum in neuen Hochbauten zu 
schaffen. Künftige technische Entwicklungen 
sollten also unter anderem anstreben, daß in 
den vorhandenen Räumen etwa die doppelte 
Zahl der Anschlußeinheiten untergebracht 
werden können. 
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befriedigende Ertragslage des Fernsprechortsver- 
kehrs und im Interesse einer Verminderung der 
Teilnehmerbesetztfälle im SWFD sowie der 
Wartezeiten bei oftentlichen Münzfernsprechern 
erscheint der Kommission eine Sprechdauer von 
3 Minuten je Gebühreneinheit angemessen. 

Ein zeitgerechter Einsatz der Zählung wird nicht 
für erforderlich gehalten. Eine Zeittoleranz des 
Einsatzes bis zu he der Zeiteinheit oder - — bei 
beliebigem Einsatz — eine Unterdrückung des 
ersten Zählimpulses erscheinen im Interesse einer 
möglichst einfachen technischen Lösung tragbar. 
Da die notwendigen Änderungen und Erweite- 
rungen von über 400 000 I. Gruppenwähler meh- 
rere Jahre erfordern werden, schlägt die Kom- 
mission vor, die Zeitimpiilszählung für Ortsge- 
spräche zuerst in den Ortsnetzen mit großen Teil- 
nchmerzahlen einzuführen und dann schrittweise 
auf die übrigen Ortsnetze auszudehnen. 

Entsprechend sollten Zug um Zug die z. Z. vor- 
handenen Münzfernsprecher durch neue Ausfüh- 
rungen für Orts- und Fernwahl mit 20-Pf. -Kassie- 
rung ersetzt werden. 


phenstellen andererseits erfolgt die Übermittlung 
der Telegramme fernmündlich über Fernsprechlei- 
tungen. 

Im Jahre 1963 wurden rund 45 o der Telegramme 
an Schaltern aufgegeben, 40 ^/o der Telegramme über 
Fernsprecher und 15 der Telegramme über Telex- 
anschlüsse angenommen. Rund 68 Vo der übermittel- 
ten Telegramme wurden durch Boten, 12 Vo durch 
die Briefpost, rund 11 ®/ü über Telex- und 9 über 
Fernsprechanschlüsse zugestellt. 

Der Telexdienst wickelt sich — ähnlich wie 
der Fernsprechdienst — zwischen den Teilnehmern 
direkt ab. Jeder Teilnehmer bedient selbst eine 
Fernschreibmaschine, die sowohl als Sende- wie 
auch als Empfangsgerät benutzt werden kann, und 
er stellt die Verbindung zu dem gewünschten Emp- 
fänger mit Hilfe einer Wählscheibe im sog. Telex- 
netz selbst her. 

Die Zahl der Teilnehmer am Telexdienst nimmt 
seit vielen Jahren stetig zu, sie betrug 1963 rund 
48 000 Anschlüsse. 

Die Verkehrsentwicklung des Telegrammdienstes 
und des Telexdienstes zeigt Bild 20. 


III. Telegraphendienst 

Im Rahmen des Fernmeldewesens befaßt sich der 
Telegraphendienst mit der Übermittlung schriftlicher 
Nachrichten, die dem Empfänger entweder als 
Schriftstück zugestellt werden (Telegrammdienst) 
oder zwischen zwei Teilnehmern mit Hilfe von Fern- 
schreibmaschinen ausgetauscht werden (Telexdienst). 

Das Recht, den für den „öffentlichen Dienst be- 
stimmten Telegraphen", das ist der Telegramm- 
dienst, zu benutzen, steht jedermann zu; die 
Deutsche Bundespost ist verpflichtet, dem Telegra- 
phierbedürfnis der Öffentlichkeit nachzukommen 
(Betriebspflicht). 

Der Inlands-Telegrammdienst wird zur 
Zeit über 9 Zentraltelegraphenstellen, 49 Haupttele- 
graphenstellen und 611 Endtelegraphenstellen abge- 
wickelt, die untereinander durch ein Netz von Tele- 
graphenleitungen verbunden sind und innerhalb 
dessen die Mehrzahl aller Verbindungen über Wähl- 
vermittlungen hergestellt werden. Zwischen den 
Zentral-, Haupt- und Endtelegraphenstellen werden 
die Telegramme mit Hilfe von Fernschreibappa- 
raten (Streifensdireiber oder Blattschreiber) über- 
mittelt. 

Im A u s 1 a n d s - T e 1 e g r a m m d i e n s t wird die 
Mehrzahl der Verbindungen über Wählvermittiun- 
gen hergestellt (Gentex-Netz); der Rest wird über 
herkömmliche Standverbindungen abgewickelt. 

Außerdem stehen für die Abwicklung des Tele- 
grammdienstes im Gebiet der Bundespost noch rund 
27 000 Telegraphenstellen ohne Telegiaphenapparat 
zur Verfügung. Sie sind praktisch identisch mit den 
Poststellen I, Poststellen II und Posthillsstellen, teil- 
weise auch mit kleineren Postämtern. Hinzu kom- 
men in Orten ohne Postanstalten rund 10 000 ge- 
meindliche öffentliche Sprechstellen, die Telegramme 
annehmen, übermitteln und zustellen. Zwischen die- 
sen Telegraphenstellen ohne Telegraphenapparat 
einerseits und den Zentral-, Haupt- und Endtelegra- 
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Während im Telegrammdienst der In- und Aus- 
landsverkehr im wesentlichen konstant bleibt, 
nimmt der Telexverkehr sowohl im In- wie im Aus- 
land ständig zu. 

Bild 21 gibt einen Überblick über die betriebs- 
wirtschaftliche Ergebnisrechnung der beiden Dienst- 
zweige. Der sehr personalintcnsive Telegramm- 
dienst führt wegen des hohen Anteils der persön- 
lichen Kosten zu einer erheblichen Kostenunter- 
deckung, der weitgehend mechanisierte Telexdienst, 
der wesentliche Leistungen (außer der Bereitstellung 
des Telexnetzes) auf die Teilnehmer abwälzen 
konnte, führt zu einer Kostenüberdeckung. 



Bild 21: 

Belriebs wirtschaftliche Ergebnisrechiiung 
des Telegraphendienstes 


Im Telegrammdienst teilten sich nach den Ermitt- 
lungen der Deutschen Bundespost im Rechnungsjahr 
1963 die Kosten je Telegramm wie folgt auf: 

Im Inlandstelegrammverkehr kostete im Mittel 
Die Annahme/Aufnahme 1,96 DM 

Die Übermittlung (Senden und 
Empfangen) 3,02 DM 

Die Zustellung 2,08 DM 

Durchschnittliche Gesamtkosten 7,06 DM 
Durchschnittliche Gebührencinnahmen 3,20 DM 
Durchschnittliche Kostenunterdeckung 3,86 DM 


Im Auslandstelegrammverkehr liegen die Ver- 
hältnisse nicht so übersichtlich, Es kosten im Mittel 


Die Annahme 2,o0 DM 

Die Übermittlung nach dem 
Ausland 2,55 DM 

aus dem Ausland 2,32 DM 
abgehend über Seefunk 10,83 DM 
ankommend über Seefunk 10,53 DM 
manueller Transit 3,39 DM 
automatischer Transit 0,25 DM 
Die Zustellung 1 ,95 DM 


Im Rechnungsjahr 1963 betrugen im Auslands- 
telegrammverkehr 

die Leistungen 51,8 Mio DM 

die Kosten 49,7 Mio DM 

die Kostenüberdeckung 2,1 Mio DM 

Daß im Auslandstelegrammverkehr die Leistun- 

gen die Kosten decken konnten, wird nach Auskunft 
der Deutschen Bundespost auf zwei Ursachen zurück- 
geführt: 

(a) die höheren Gebühren je Telegramm 

(b) die Tatsache^ daß die Auslandstelegramme 
überwiegend für größere Städte bestimmt 
oder aus größeren Städten aufgegeben wer- 
den, in denen Telegraphendienststellen mit 
Telegraphenapparaten vorhanden sind, so daß 
die zusätzliche fernmündliche Übermittlung zu 
den Telegraphenstellen ohne Telegraphen- 
apparate entfällt. 

Eine Verbesserung der Ertragslage im Inlands- 
telegrammverkehr ist durch technische Rationalisie- 
rungsmaßnahmen nur noch sehr begrenzt möglich, 
nachdem in den Jahren 1955 bis 1958 der Inlands- 
telegrammdienst auf Wählbetrieb umgestellt wurde 
und dadurch die Llintelegraphier- und Durchgangs- 
arbeiten auf über die Hälfte herabgesetzt werden 
konnten. 

Es bleiben also im wesentlichen nur noch Ge- 
bührenerhöhung, organisatorische Rationalisierungs- 
maßnahmen oder eine grundsätzliche Änderung des 
Übermittlungsverfahrens übrig. 

Im Zusammenhang mit der Frage nach der Zu- 
mutbarkeit einer Gebührenerhöhung im Tclegramm- 
dienst ist die prozentuale Verteilung der Tele- 
grammarten im privaten innerdeutschen Telegramm- 
verkehr von Interesse. Eine Probeerhebung bei 
10 000 Telegrammen in 5 Oberpostdirektions-Be- 


zirken im Oktober 1961 ergab 

Grüße und Glückwünsche 35 

Krankheiten und Traucrfällc 5 ‘’/o 

Rein private Mitteilungen 21 o 

Reiseverkehr und Hotels 9*^/o 

Handel, Industrie, Handwerk und 

andere Gewerbe 27 o 

Geschäfte der Banken und Geld- 
institute 2 üo 

Geheime Sprache, Sonstiges 1 ^/o 
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Im Jahre 1963 betrug der Anteil der Brieftele- 
gramme rund 11 ’’/o, der Anteil der Schmuckblatt- 
Telegramme 25 0 der eingegangenen Inlandstele- 
gramme. 

Ferner interessieri ein Vergleich der Gebühren 
für Inlandstelegramme in benachbarten Ländern. 
Ein solcher Gebührenvergleich ist deshalb schwierig, 
weil in verschiedenen Ländern die Telegrammge- 
bühren nach unterschiedlichen Grundsätzen erhoben 
werden, Da in den letzten Jahren im Inlandstele- 
grammverkehr der Deutschen Bundespost die ein- 
fachen Telegramme im Mittel 16 Wörter lang waren, 
sind daher im folgenden nur die Gebühren für 16 
Wörter (Einfaches Inlandstelegramm) einander ge- 
genübergestellt (Auskunft der Deutschen Bundes- 
post vom Juli 1965). Es kosten — auf DM umgerech- 
net — 16 Wörter in 


Luxemburg 

1,13 

DM 

Belgien 

1,78 

DM 

Dänemark 

1,96 

DM 

Niederlande 

2,22 

DM 

Norwegen 

2,92 

DM 

Bundesrepublik 

3,20 

DM 

Frankreich 

3,32 

DM 

Großbritannien 

3,73 

DM 


Die Frage einer notwendigen, möglichen und zu- 
mutbaren Gebührenerhöhung muß aber noch von 
einem dritten Aspekt aus geprüft werden, nämlich 
der Frage der Auswirkung auf die Verkehrsent- 
wicklung. Diese Frage hängt sehr stark davon ab, 
welche Möglichkeiten zum Ausweichen auf andere 
Nachrichtenmittel bestehen, und dies hängt wie- 
derum davon ab, in welchem Umfang andere Fern- 
meldenetze vorhanden und ausgebaut sind. Im Falle 
des Telegrammverkehrs wäre beispielsweise im 
Bereich des Geschäftsverkehrs eine Verlagerung auf 
den gewinnbringend arbeitenden Telexverkehr, im 
Bereich des Privatverkehrs eine Verlagerung auf 
den gewinnbringend arbeitenden Fernsprechverkehr 
denkbar. 

Unter Berücksichtigung aller dieser Punkte schlägt 
die Kommission vor, im Inlandstelegrammvorkehr 
an die Stelle einer Wortgebühr und einer Mindest- 
zahl von Wörtern eine feste Grundgebühr einzufüh- 
ren, um die — im wesentlichen von der Wortzahl 
unabhängigen — Kosten für Annahme und Zustel- 
lung etwas besser decken zu können. 

Da die Auswirkungen der folgenden Vorschläge 
einerseits und die künftige Entwicklung der Perso- 
nalkosten anderseits nur schwer zu übersehen 
sind, schlägt die Kommission vorerst die folgenden 
Gebühren vor: 

Einfaches Telegramm: 

Grundgebühr 3,00 DM 
Wortgebühr 0,10 DM je Wort 

Brieftelegramm: 

Grundgebühr 2,00 DM 
Wortgebühr 0,05 DM je Wort 

Zu den Gebühren des Auslandstelegrammver- 
kehrs nimmt die Kommission mit Rücksicht auf die 
internationalen Vereinbarungen nicht Stellung. Sie 
empfiehlt aber, auch hier zu prüfen, ob und in wel- 


cher Flöhe eine feste, von der Wortzahl unabhängige 
Grundgebühr eingeführt werden kann. 

Die Kommission empfiehl! ferner, bei der Tele- 
grammaufnahme über Fernsprechanschluß auf die 
Unterdrückung des Zählimpulses zu verzichten. 

Zur Frage der organisatorischen Rationalisierungs- 
möglichkeiten sei auf folgendes hingewiesen; 

(1) Die Zahl der Telegrammarten ist außerordent- 
lich groß. Tabelle 4 gibt einen Überblick über 
die zur Zeit zugelassenen in umfangreichen Vor- 
schriften im einzelnen festgelegten Telegramm- 
arten und in Spalte 2 und 3 den prozentualen 
Anteil dieser Telegramme an dem Gesamtver- 
kehr, ermittelt durch eine repräsentative Er- 
hebung im Mai 1964 für den Inlands- und Aus- 
Ja nds verkehr. 

(2) Außer der großen Zahl verschiedener Tele- 
grammarten gibt es außerdem noch eine große 
Zahl von im einzelnen festgelegten Vermerken 
für besondere Leistungen. Tabelle 5 gibt einen 
Überblick dieser Vermerke und in Spalte 2 
und 3 wiederum den prozentualen Anteil am 
Gesamtverkehr im Inland und mit dem Ausland. 

Sowohl die große Zahl der Telegrammarten als 
auch die große Zahl der Vermerke für besondere 
Leistungen ist nur aus der historischen Entwicklung 
dos Telogrammverkehrs in einer Zeit zu verstehen, 


Tabelle 4 


Prozentualer Anteil der ver- 
schiedenen Telegrammarten an 
231 076 aufgelieferten Inlands- 
tolegrammen und 97 245 aufge- 
lieferten Auslandstelegrammen 
ermittelt in der Zeit vom 20. bis 
26. Mai 1964 

Prozentsatz im 
Inlandsverkehr 

Prozentsatz im 
Ausland sver kehr 

Gewöhnliche Telegrdmme 

73,8463 

65,2475 

Brieftelegramme 

15,6048 

25,0522 

Blitztelegramme 

0,0359 

— 

Dringende Telegramme 

1,0815 

0,7949 

Pressetelegramme dringend 

0,0009 

0,0062 

Pressetelegramme gewöhnlich .... 

0,0004 

0,107 

Wetter-Telegramme 

0,0104 

— 

Hochwasser-Telegramme 

0,0541 


Accounttelegramme 

— 

0,1039 

Geschenktelegramme 

__ 

0,0072 

Staatstelegramme mit Vorrang . . . 

0,0082 

0,0771 

Staalstelegramme ohne Vorrang . . 

0,0091 

0,0113 

Staatsbrieftelegramme 

— 

0,0082 

Staatstelegramme der DBP 

0,0684 


Diensttelegramme 

1,1987 

0,1306 

Dienstsprüche gebührenfrei 

2,0928 

6,0034 

Dienstsprüche gebührenpflichtig . . 

0,1424 

0,5903 

Empfangsanzeigen 

0,01 

0,0154 

Postanweisungen 

4,8339 

1 ,9394 

Zählkarten 

0,2631 

— 

Überweisungen 

0,0368 

— 

Zahlungsanweisungen 

0,5522 

0,0165 

Rückzahlungsanweisungen des 



Postsparkassendienstes 

0,1532 

— 

Telexogramme 

— 

0,0031 
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in der die öffentlichen Fernsprechnetze noch nicht 
so weitgehend wie heute ausgebaut waren und die 
Telexnetze noch nicht bestanden. Sic spielt heute 
noch eine gewisse Rolle in wenig entwickelten Län- 
dern mit geringer Fernsprechdichte und ohne Telex- 
netze. Die Kommission empfiehlt, zum mindesten für 
den Inlandsverkehr die Arten der Telegramme und 
besonderen Vermerke rigoros zu beschränken und 
auch im internationalen Verkehr zu versuchen, die 
durch internationale Verträge geforderte Zahl von 
Telegrammarten und besonderen Vermerken mög- 
lichst bald einzuschränken. Die Kommission vertritt 
den Standpunkt, daß es bei dem heutigen Stand der 
Fernsprechtechnik und der heutigen Schnelligkeit 
des Brieftransportes (Luftpost) möglich sein müßte, 
in den höher entwickelten Ländern mit einer ein- 
zigen Telegrammart und einigen wenigen Vermer- 
ken für besondere Leistungen (z. B. Schmuckblatt- 
äusführung) auszukommen. 

Es ist anzunehmen, daß eine radikale Verminde- 
rung der Telegrammarten und der besonderen Ver- 
merke erheblich zur Rationalisierung des Telegramm- 
verkehrs beifragen könnte (Vereinfachung der Aus- 
bildung, Verminderung der Vorschriften, Vereinheit- 
lichung der Abrechnung usw.). 

Eine weitere organisatorische Möglichkeit zur 
Kostensenkung sieht die Kommission darin, Tele- 
gramme zwischen Telegraphenstellen ohne Telegra- 


Tabelle 5 


Prozentualer Anteil der Ver- 
merke für besondere Leistun- 
gen an 231 076 aufgelieferten 
Inlandstelegrammen und 97 245 
aufgelieferten Auslandstele- 
grammen ermittelt in der Zeit 
vom 20. bis 26. Mai 1964 

Prozentsatz im 
Inlandsverkehr 

Prozentsatz im 
Auslands verkehr 

Ohne besonderen Vermerk 

66,2894 

88,6369 

Eilboten 

— 

— 

Eilboten bezahlt 

0,0030 

0,001 

Zustellung durch Fernsprecher . . . 

1,3247 

1,1651 

Zustellung durch Fernschreiber . . . 

0,1986 

0,1974 

Zustellvermerk eigenhändig 

0,0424 

0,0072 

Zustellvermerk nicht in der Zeit 
von 22 ... 6 Uhr 

0,0372 

0,0134 

Zustellvermerk auch nachts 

0,1731 

0,0329 

Schmuckblattausführung 

29,7608 

2,2757 

telegraphenlagernd 

0,0069 

0,0010 

postlagernd gewöhnlich 

0,9118 

0,2232 

postlagernd eingeschrieben > 

— 

— 

bahnlagernd 

0,003 

— 

bahnpostlagernd 

0,0238 

— 

Leitwegangaben des Absenders . . 

— 

5,3196 

Vorausbezahlung der Antwort ... 

1,1070 

1,779 

mehrere Anschriften 

0,0095 

0,2509 

mehrere Anschriften und Mitteilung 
aller Anschriften 

0,0004 

0,036 

Vergleichung 

0,0009 

0,0082 

telegraphische Empfangsanzeige . . 

0,0177 

0,0267 

briefliche Empfangsanzeige 

0,0047 

— 

Nachsendung 

0,0316 

0,0103 

übrige Vermerke 

0,3215 

0,1409 


phenapparat künftig direkt fernmündlich zu über- 
mitteln, also die zur Zeit noch zwischengeschaltete 
telegraphische Übermittlung auszusparen. Bei dem 
heutigen Ausbaustand des Fernsprechnetzes dürften 
einer solchen Lösung technisch keine Schwierigkei- 
ten entgegenstehen. Die Frage der Gebührenabrech- 
nung müßte ebenfalls lösbar sein, insbesondere wenn 
nach den vorangegangenen Vorschlägen der Kom- 
mission irn Inlandstelegrammverkehr die Vielzahl 
der Telegramme und der besonderen Vermerke auf 
einige ganz wenige zusammengestrichen würde. 

Um den Personaleinsatz im Bereich des Telegramm- 
dienstes so rationell wie möglich zu gestalten, 
schlägt die Kommission weiterhin eine erneute Über- 
prüfung der organisatorischen Eingliederung der 
Endtelegraphenstellen in am Ort vorhandene Dienst- 
stellen des Postwesens oder des Fernmeldewesens 
vor. 

Die Kommission erinnert schließlich in diesem 
Zusammenhang daran, daß die großen Rationalisie- 
rungserfolge im Fernsprechdienst und im Tc-lex- 
dienst zu einem sehr erheblichen Teil darauf zu- 
rückzuführen sind, daß cs hier gelang, wesentliche 
Dienstleistungen auf den Kunden abzuwälzen. Im 
Bereich des Inlandstelegrammdienstes wäre dies 
ebenfalls möglich, wenn die Übertragungstechnik 
von der buchstabenweisen Übertragung mit Spring- 
schreibern auf Faksimiletcchnik umgestellt werden 
könnte. Der Kunde würde dann das vollständig aus- 
gefüllte Telegrammformular am Schalter einliefern, 
die Annahmestelle das beschriebene Formular über 
Faksimilegerät ohne Zwischenschaltung von Tele- 
graphengeräten an das Empfangsamt übermitteln 
und das dort im Faksimilevcrfahren entstehende 
Duplikat würde dem Empfänger zugestellt. Die Tele- 
grammgebühr würde sich unabhängig von der Wort- 
zahl auf eine einzige Pauschale, gegebenenfalls mit 
Zuschlag für Zustellung durch Eilboten und Nachlaß 
für Zustellung durch Briefpost, beschränken. 

Wenn für das Übertragungsnetz das sowieso mit 
großer Bündelstärke ausgerüstete Selbstwähltcrn- 
dienst-Netz benutzt würde, stehen für die Faksimile- 
übertragung Kanäle mit einer Bandbreite zur Ver- 
fügung, die auch bei ausreichendem Auflösungsver- 
mögen der Bildabtastung und -Wiedergabe durchaus 
tragbare Übermittlungszeiten erwarten lassen. Es 
erscheint der Kommission lohnend, der Entwicklung 
der Faksimiletechnik im Hinblick auf eine solche 
Umstellung des Inlandstclegrammdicnstes Aufmerk- 
samkeit zu schenken, da dann auch dieser Dienst- 
zweig weniger personalkostenintensiv betrieben 
werden könnte. 

Eines besonderen Hinweises bedarf schließlich 
noch der Bildtelegraphendienst. Nach dem statisti- 
schen Jahresheft der Deutschen Bundespost gingen 
im Jahre 1963 85 Vo der aufgegebenen Bildtelegram- 
me an private Bildstellen und nur 15 Vo nach Bild- 
stellen der Deutschen Bundespost. Im gleichen Jahr 
entfielen 99,6 Vo aller Bildtelegramme auf die Presse, 
Behörden und Firmen und nur 0,4 ®/« aller übermit- 
telten Bildtelegramme stammten von privaten Auf- 
lieferern. 

Dem Bildtelegraphendienst der Deutschen Bundes- 
post verbleibt mehr und mehr nur der unlukrative 
und personalaufwendige Spitzen- und Wochenend- 
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verkehr. Dies zeigen auch seine Ergebnisse: 1964 
hatte der Bildtelegraphendienst 0,816 Mio DM Lei- 
stungen und 1,708 Mio DM Kosten, somit eine 
Kostenunterdeckung von 0,892 Mio DM. 

Unter diesen Umständen sollten die unwirtschaft- 
lichen öffentlichen Bildtelegraphenstellen unbedingt 
aufgegeben werden. Als Ausgleich könnte allenfalls 
daran gedacht werden, den Teilnehmern am Bild- 
telegraphendienst die hierfür notwendigen techni- 
schen Einrichtungen, die bislang von den Teilneh- 
mern käuflich erworben werden mußten, gegebenen- 
falls auch als Mietgeräte zur Verfügung zu stellen. 
Außerdem sollten die Journalisten in verstärktem 
Maße von tragbaren Bildgeräten Gebrauch machen, 
mit denen sie bei jeder beliebigen postalischen 
Fernsprechvermittlungsstelle Bildtelegramme auf- 
geben können. 

IV. Vergleich des Fernmeldewesens 
mit den übrigen Dienstzweigen 
der Deutschen Bundespost 

Die Deutsche Bundespost hat im Laufe ihrer Ge- 
schichte sehr verschiedene Arten von Dienstleistun- 
gen in ihren Aufgabenbereich übernommen. In der 
ersten Hälfte unseres Jahrhunderts haben sich dar- 
aus zwei Hauptgruppen von Dienstzweigen mit sehr 
unterschiedlicher Struktur entwickelt: 

das Postwesen (Brief-, Päckchen- und Paket- 
dienst, Postzeitungsdienst, Post- 
reisedienst, Postscheck- und 
Postsparkassendienst) 

das Fernmelde wesen (Fernsprechdienst, 

Telegraphendienst, 

Funkdienst) 

Unterschiede in der Aufgabenstellung, der Ver- 
kehrsentwicklung und der technischen Entwicklung 
haben dazu geführt, daß heute diese beiden Grup- 
pen in mehrfacher Hinsicht stark voneinander ab- 
weichende Strukturen zeigen. 

1. Betriebswirtschaftliche Struktur 

Das Postwesen ist überwiegend personalintensiv, 
rund 70 Vo aller Personalkosten der Post entfallen 
auf die Post-Dienstzweige, das Fernmeldewesen ist 
dagegen überwiegend kapitalintensiv, rund 80 ^/o des 
gesamten Anlagevermögens der Bundespost entfällt 
auf die Fernmelde-Dienstzweige. 

Die Unterschiede in der betriebswirtschaftlichen 
Struktur der beiden Hauptdienstzweige bedingen 
im Grundsatz eine sehr verschiedene Gebühren- 
politik, die in den Postdienstzweigen vor allem die 
Abhängigkeit von den Personalkosten, in den Fern- 
meldediensten vor allem die Notwendigkeit um- 
fangreicher weiterer Investitionen berücksichtigen 
muß. 

Es kommt hinzu, daß die Postdienste auch staats- 
und sozialpolitische Gesichtspunkte und Aufgaben 
berücksichtigen müssen, die beim Fernmeldedienst 
zurücktreten. 

2. Struktur des Personalkörpers 

In den personalintensiven Postdienstzweigen müs- 
sen auch künftig — selbst wenn es gelingt, die 


Mechanisierung und Automatisierung wesentlich zu 
verstärken — in erheblichem Umfang einfache 
Arbeiten von Menschen verrichtet werden. Die Aus- 
bildung des Personals in den verschiedenen Lauf- 
bahnen ist wenig differenziert und verhältnismäßig 
einfach. Der Stellenkegel hat einen breiten Unter- 
bau zu berücksichtigen. 

Im Gegensatz dazu ist die Automatisierung der 
Fernmeldedienste weit fortgeschritten. Die Ausbil- 
dung der Personalgruppen ist erheblich differenzier- 
ter und schwieriger, routinemäßige Arbeiten hat die 
Technik übernommen. Dem Menschen werden in 
steigendem Maße die höherwertigen und schwieri- 
geren Aufgaben übertragen, nämlich kompliziertere 
technische Anlagen zu planen, zu errichten, zu be- 
treiben und betriebsfähig zu erhalten. Da einfache 
Tätigkeiten weggefallen sind, muß der Stellenkegel 
die höherwertigen Tätigkeitsmerkmale und die 
größere Verantwortung angemessen berücksichtigen. 

3. Hochbau 

Die Hochbauten des Postwesens sind ganz über- 
wiegend publikumsorientiert. Ihre Standorte haben 
sich also nach der Erreichbarkeit durch die Kunden 
— und vielfach nach der Möglichkeit des Bahnan- 
schlusses — zu richten. Da sie meist direkt an öffent- 
lichen Straßen liegen, haben sie sich ferner in das 
architektonische Bild der Umgebung einzuordnen. 
Die meisten Hochbauten des Fernmeldewesens 
haben dagegen so gut wie keinen Publikumsverkehr, 
ihre Standorte brauchen sich nur nach der Netzge- 
staltung zu richten, sie können ohne Sicht von 
öffentlichen Straßen auskommen und damit auch 
ohne Rücksicht auf architektonische Belange in 
Typenbauweise errichtet werden. 

4. Rationalisierung 

Die Postdienstzweige können wegen der breiten 
persönlichen Berührungszone mit den Postkunden 
(Schalterdienst, Zustellung) nur in begrenztem Um- 
fang mechanisiert werden (Sortiervorgänge, Zwi- 
schenspeicher, Transportmittel). Eine fortschreitende 
Verbesserung der Betriebsergebnisse kann hier also 
in erster Linie nur durch organisatorische Maßnah- 
men erreicht werden. Die Fernmeldedienstzweige 
sind dagegen schon fast vollständig mechanisiert; 
hier sind also Verbesserungen der Betriebsergeb- 
nisse im wesentlichen nur noch durch den techni- 
schen Fortschritt (neue Technologien, neue Systeme) 
zu erwarten. 

5. Organisation 

Die Deutsche Bundespost hat den oben geschilder- 
ten strukturellen Unterschieden in der Organisation 
der unteren Instanzen offenbar weitgehend Rück- 
sicht getragen. Nach dem statistischen Jahresheft 
1963 der Deutschen Bunde.spost arbeiten 

für das Postwesen 

835 Postämter mit Verwaltungsdienst, 

darunter 13 Scheckämter und 
2 Sparkassenämter 

und 26 986 Amtsstellen des Postdienstes, 
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für das Fernmeldewesen 

dagegen nur 125 Ämter des Fernmeldewesens, 
darunter 21 Fernmeldezeugämter, 

5 Fernmeldebauämter, 

3 Telegraphenämter und 
2 Funkämter. 

ln der Amtsebene sind also Post* und Fernmelde- 
dufgaben organisatorisch völlig getrennt. Nur dort, 
wo auch das Fernmeldewesen einen direkten Publi- 
kumsverkehr erfordert (Annahme und Zustellung 
von Telegrammen, Einzahlung der Fernsprechrech- 
nung, öffentliche Fernsprechstelle) werden diese 
Aufgaben überwiegend von dem Schalterdienst des 
Postwesens übernommen. In den Oberpostdirek- 
tionen und in dem Bundespostministerium sind da- 
gegen zwar wesentliche Teile des Postwesens in der 
Abteilung I, des Fernmeldewesens in der Abtei- 
lung II zusammengefaßt, jedoch sind Personalfragen 
gemeinsam in der Abteilung III, das Finanzwesen 
und der Hochbau gemeinsam in der Abteilung IV 
(im Bundespostministerium in den Abteilungen IV 
und V) organisatorisch zusammengefaßt. 

6. Geographische Abgrenzung der Bezirke 
im Bereich der Mittelinstanz 

Eine Aufteilung des Bundesgebietes auf eine be- 
grenzte Zahl von Dienststellen der Mittelinstanz 
(z, B. Oberpostdirektionen) macht eine geographi- 
sche Abgrenzung dieser Bezirke gegeneinander not- 
wendig. Die Wahl der Grenzziehung unterliegt im 


Bereich der Postdienstzweige auch wegen ihrer Bin- 
dung an Schiene und Straße anderen Gegebenheiten 
als im Bereich der Fernmeldedienstzweige, deren 
Leitungen und Richtfunklinien nicht an historisch be- 
dingte Linienführungen gebunden sind. Dieser struk- 
turelle Unterschied hat sich beispielsweise auch dar- 
in bemerkbar gemacht, daß für die Postleitzahlen 
eine andere Ziffernaufteilung gewählt werden mußte 
als für die Kennzahlen des Selbstwählferndienstes. 

7. Vergleich mit dem Ausland 

Die großen strukturellen Unterschiede zwischen 
Post und Fernmeldewesen haben in einigen euro- 
päischen Ländern zu völlig getrennten Verwaltun- 
gen geführt, beispielsweise in Schweden (dem Land 
mit der größten Fernsprechdichte), Norwegen, Bel- 
gien und Griechenland. 

In anderen Ländern sind Post- und Fernmelde- 
wesen in der Organisation der regionalen Instanzen 
völlig getrennt und nur in der zentralen Spitze der 
Verwaltung zusammengefaßt. 

Beispiel hierfür ist die Organisation der Schweizer 
PTT, dem Land mit der zweitgrößten Fernsprech- 
dichte Europas. 

Die Unterschiede der beiden Hauptgruppen von 
Dienstzweigen drängen auf eine klare organisatori- 
sche und betriebswirtschaftliche Trennung des 
Postwesens einerseits und des Fernmeldewesens 
anderseits, wie dies in dem Bericht über die Organi- 
sation der Deutschen Bundespost (Seite llOff.) vor- 
geschlagen wird. 


11. Teil: Grundsätzliche Probleme der DBP 


A. Tarifpolüik 

I. Die Bundespost 
als wirtschaftliches Unternehmen 

Das Grundgesetz (Artikel 87) und das Postverwal- 
tungsgesetz (§ 1) bestimmen unzweideutig, daß die 
Deutsche Bundespost eine bundeseigene Verwaltung 
ist. Allein die Rechtsform besagt jedoch nach über- 
einstimmender Auffassung nichts darüber, ob ein 
rechtliches Gebilde die Eigenschaften eines wirt- 
schaftlichen Unternehmens hat oder nicht. Entschei- 
dend sind vielmehr die ökonomischen Funktionen, 
die ein solches Gebilde erfüllt. 

Produziert eine ökonomische Einheit Waren oder 
Dienstleistungen, bietet sie diese Güter auf Märk- 
ten an, stellt sie selbständig Wirtschaftspläne auf 
und rechnet sie selbständig ab, dann handelt es 
sich nach ökonomischem Sprachgebrauch um ein 
wirtschaftliches Unternehmen. Diese Voraussetzun- 
gen erfüllt die Bundespost unzweifelhaft. Es ist 
daher nur folgerichtig, wenn der Gesetzgeber im 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen die 
Deutsche Bundespost ausdrücklich zu den wirtschaft- 
lichen Unternehmen gerechnet hat (§ 99). Die Tat- 


sache, daß die Bundespost eine bundeseigene Ver- 
waltung mit eigenem Verwaltungsunterbau ist, 
schließt nicht den Unternehmenscharakter dieses 
rechtlichen Gebildes aus. Die Deutsche Bundespost 
wird deshalb in diesem Gutachten wie ein wirt- 
schaftliches Unternehmen behandelt. 

II. Gebühren oder Preise 

Die Deutsche Bundespost nimmt am Wirtschafts- 
prozeß als Anbieter und Nachfrager von Gütern 
(Waren und Dienstleistungen) teil wie andere Wirt- 
schaftssubjekte auch. Ähnlich wie bei der Beurtei- 
lung der Deutschen Bundespost als Unternehmen 
eine rechtliche und eine ökonomische Betrachtungs- 
weise zu unterscheiden sind, können auch die von 
ihr geforderten Leistungsentgelte juristisch und öko- 
nomisch betrachtet werden. In ökonomischer Sicht 
sind die Entgelte, die die Deutsche Bundespost für 
die von ihr auf Märkten angebotenen Dienstleistun- 
gen erhält, unzweifelhaft Preise. Die Bundespost ist 
keine Behörde, die ohne Rücksicht auf Konkurrenten 
und die wirtschaftliche Umwelt Gebühren nach ver- 
waltungsrechtlichen Grundsätzen erheben kann. Als 
wirtschaftliches Unternehmen muß die Deutsche 
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Bundespost vielmehr bei der Festsetzung ihrer Ent- 
gelte die Gesetze des Marktes beachten, wenn es 
nicht zu ernsten Störungen, Verlusten, Versorgungs- 
schwierigkeiten und bedenklichen Fehlleitungen von 
Produktivkräften kommen soll mit allen damit ver- 
bundenen nachteiligen Folgen für die Volkswirt- 
schaft, 

Dieser Grundsatz gilt, wie noch zu zeigen ist, 
keineswegs allein für jene Märkte, auf denen die 
Bundespost zum Teil in hartem Wettbewerb mit an- 
deren öffentlichen und privaten Unternehmen an- 
bietet, wie im Postscheck- und Postsparkassendienst, 
im Paket- und im Omnibusverkehr, Die Deutsche 
Bundespost hat allenthalben ihre Leistungsentgelte 
nach ökonomischen Kriterien zu bemessen und sich 
dabei nach den Verhältnissen auf den belieferten 
Märkten zu richten. Dabei ist der gesetzlichen For- 
derung Rechnung zu tragen, daß die Post die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben und Verpflichtungen not- 
wendigen Ausgaben aus ihren Einnahmen bestreitet 
(§ 15 des Postverwaltungsgesetzes). Diese keines- 
wegs klare Vorschrift wird insbesondere im Flin- 
blick auf den Zusatz „Zuschüsse aus der Bundes- 
kasse werden nicht geleistet" im allgemeinen so 
verstanden, daß die Bundespost mit den erzielten 
Erlösen mindestens die Kosten der Leistungspro- 
duktion decken muß. 

Die Preispolitik der Deutschen Bundespost ist von 
der Kommission unter ökonomischen Gesichtspunk- 
ten zu behandeln. Dieser Aspekt steht daher im 
Mittelpunkt des Gutachtens, Die Kommission hat 
jedoch die besonderen rechtlichen Bindungen der 
Post auf preispolitischem Gebiet dabei beachtet und 
gewürdigt. Insbesondere verkennt die Kommission 
nicht, daß die Verfolgung politischer Ziele zu Kor- 
rekturen an einer ökonomisch orientierten Preis- 
politik der Bundespost führen kann. Derartige In- 
terventionen sind ohne Zweifel ein wesentlicher 
Grund dafür, daß sich die Ertragslage der Post in 
den letzen Jahren verschlechtert hat. Aus politischen 
Rücksichten sind längst fällige preispolitische Maß- 
nahmen nicht eingeleitet oder nicht genehmigt 
worden. 

Die Deutsche Bundespost wird nach Ansicht der 
Kommission nur dann nachhaltig gesunden, wenn 
die verantwortlichen Organe ihre Dispositionen in 
erster Linie an ökonomischen Maßstäben orientie- 
ren können und wenn politische Einflüsse auf die 
Geschäftspolitik von außen zu Konsequenzen in 
dem Sinne führen, daß die Bundespost für Minder- 
erlöse oder Mehraufwendungen den vollen finan- 
ziellen Ausgleich erhält. 

III. Kostendeckung 
als Grundsatz der Preispolitik 

Unter Wettbewerbsverhältnissen tendieren die 
Preise in einer marktwirtschaftlichen Ordnung lang- 
fristig zu den durchschnittlichen totalen Kosten hin, 
einschließlich einer angemessenen Verzinsung des 
Eigenkapitals, Liegen die Preise auf längere Sicht 
unterhalb dieser Grenze und werden die Aussichten 
auf bessere Erlöse von den Investoren gering ein- 
geschätzt, so werden Produktivkräfte aus dem be- 
treffenden Wirtschaftszweig abgezogen und in lu- 
krativeren Kombinationen eingesetzt. Ermöglichen 


die erzielbaren Preise dagegen nicht nur vorüber- 
gehend eine ungewöhnlich gute Verzinsung des in- 
vestierten Kapitals, dann wird es zu einem Zustrom 
von Produktivkräften in diese Branche kommen. 
Bestehen keinerlei Wettbev/erbsverzerrungen und 
-bcschränkungen, so lenkt der marktwirtschaftliche 
Prozeß — wenn auch mit zeitlichen Verzögerun- 
gen — die Produktivkräfte in die jeweils am er- 
giebigsten erscheinenden Verwendungsrichtungen 
und sorgt für eine nachhaltige Förderung des 
Wirtschaftswachstums. 

Die Deutsche Bundespost würde sich am besten 
in dieses marktwirtschaftliche Ordnungsgefüge ein- 
passen und ihrerseits den größten Beitrag zum all- 
gemeinen Wirtschaftswachstum leisten, wenn sie in 
ihrer Preispolitik den wettbewerbswirtschaftlichen 
Regeln auch dort folgte, wo sie der Druck der Kon- 
kurrenz nicht dazu zwingt. Das bedeutete zunächst 
einmal: Ziel der Preispolitik sollte es sein, volle 
Kostendeckung — einschließlich einer angemesse- 
nen, bei gleich risikoreichen Investitionen üblichen 
Verzinsung des eingesetzten Kapitals — zu erzielen. 
Würde die Bundespost generell und grundsätzlich 
auf die Erwirtschaftung von Zinsen auf das Eigen- 
kapital verzichten — für das Frcmdkapital müssen 
die Zinsen, was unbestritten ist, auf jeden Fall ver- 
dient werden — , so würde im Nachrichtenvcrkchr 
(Post- und Fernmcldewesen) Kapital gebunden, das 
an anderer Stelle der Volkswirtschaft einen größe- 
ren Beitrag zum Sozialprodukt leisten würde. Pro- 
duktionsfaktoren würden fehlgeleitet. Auf einen 
Teil des erzielbaren Wirtschaftswachstums würde 
bewußt verzichtet. Die Kommission empfiehlt des- 
halb nachdrücklich, die Preise für die Dienst- 
leistungen der Post stets so zu bemessen, daß neben 
dem Fremdkapital auch das Eigenkapital angemes- 
sen verzinst wird. In welcher Weise die auf das 
Eigenkapital entfallenden Zinserträge verwendet 
werden, ist eine zweite Frage, die im III. und 
IV. Teil des Gutachtens behandelt wird. 

Der Grundsatz der Kostendeckung besagt zunächst 
nur, daß die Bundespost als Gesamtunternehm.en 
alle ihre Kosten aus eigenen Erlösen decken sollte. 
Mit einer solchen Forderung ist jedoch für die Preis- 
politik eines Unternehmens mit Milliardenumsätzen 
und einem stark differenzierten Leistungsangebot 
wenig gewonnen. Die weitere Frage muß daher lau- 
ten, ob auch in den einzelnen Dienstzweigen der 
Post, in jedem für sich, der Grundsatz der Kosten- 
deckung verwirklicht werden sollte. Zwar wider- 
spräche ein Kostenausgleich zwischen den Dienst- 
zweigen der Bundespost nicht ihren gesetzlichen 
Aufgaben und Verpflichtungen. Mit den später noch 
zu besprechenden Einschränkungen ist die Kommis- 
sion gleichwohl der Ansicht, daß jeder Dienstzweig, 
oder doch zumindest jede Gruppe zusammengehöri- 
ger Dienstzweige (z. B. Postscheck- und Postspar- 
kassendienst), die ihm zuzurechnenden Kosten so 
weit wie irgend möglich selbst decken soll. Hierfür 
sprechen folgende Gründe; 

a) In einem so großen Unternehmen wie der Deut- 
schen Bundespost kommt es zu volkswirtschaft- 
lich spürbaren Faktorfehlleitungcn und Wachs- 
tumscinbußen, wenn die verschiedenen Dienst- 
zweige sich untereinander in beträchtlichem Aus- 
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maße subventionieren. In den unrentabel arbei- 
tenden Dienstzweigen werden zu viele Produk- 
tivkräfte in relativ unergiebigen Kombinationen 
gebunden; in den überschußbringenden Dienst- 
zweigen muß das Angebot bewußt knapp ge- 
halten und die Preise müssen entsprechend hoch 
festgesetzt werden, damit auf Dauer die Kosten- 
unterdeckung in anderen Bereichen ausgeglichen 
werden kann. 

b) Der Kostenausgleich zwischen den Dienstzweigen 
belastet die besonders rentablen, stark aus- 
baubedürftigen und auch ausbaufähigen Be- 
reiche. Eventuell erzielte Knappheitsgewinne 
stehen nicht mehr für Erweiterungsinvestitionen 
in den stark expandierenden Dienstzweigen zur 
Verfügung. Die Möglichkeit der Eigenfinanzie- 
rung und damit bei der gegenwärtigen Verfas- 
sung des Kapitalmarktes auch das Ausbautempo 
werden gemindert. Eine der volkswirtschaft- 
lichen Funktionen von Knappheitsgewinnen, 
nämlich die Bereitstellung von Mitteln zur Be- 
seitigung bestehender Engpässe, wird auf diese 
Weise zunichte gemacht. Der hohe Kapitalbedarf 
des Fernsprechwesens hätte in den Jahren 1959 
bis 1964 überwiegend aus den Überschüssen die- 
ses Dienstzweiges finanziert werden können, 
wenn diese Überschüsse nicht zum Ausgleich der 
Kostenunterdeckung in anderen Dienstzweigen 
verwendet worden wären. Die Finanzierungspro- 
bleme, mit denen sich die Kommission gemäß 
ihrem Auftrag eingehend befaßt hat, hätten sich 
ungleich leichter lösen lassen, wenn bereits in 
früheren Jahren auf den Kostenausgleich zwi- 
schen den Dienstzweigen verzichtet worden wäre. 

c) Die Kunden der Post wehren sich verständlicher- 
weise dagegen, daß sie beim Kauf bestimmter 
Leistungen andere Kunden subventionieren sol- 
len. Für den Grundsatz, daß jedermann für das 
bezahlen soll, was er in Anspruch nimmt, lassen 
sich, wie unter a) und b) dargelegt, gewichtige 
volkswirtschaftliche Argumente anführen. Durch 
eine den marktwirtschaftlichen Grundsätzen ent- 
sprechende Preisbemessung würde die Nachfrage 
im Sinne eines möglichst produktiven Einsatzes der 
Produktionsfaktoren beeinflußt werden. Bei dem 
gegenwärtig praktizierten Kostenausgleich zwi- 
schen den Dienstzweigen wird dagegen die Nach- 
frage widersinnigerweise auf jene Leistungen 
hingelenkt, bei denen der Anteil des knappsten 
und teuersten Produktionsfaktors, der Arbeit, an 
den Gesamtkosten besonders hoch ist. 

d) In einigen Bereichen ihrer Tätigkeit steht die 
Bundespost in hartem Wettbewerb mit mehr oder 
weniger stark integrierten oder verflochtenen 
privaten und öffentlichen Betrieben. Diese Be- 
triebe haben in aller Regel geringere (oder gar 
keine) Möglichkeiten, Verluste in einzelnen 
Tätigkeitsbereichen durch Gewinne auf anderen 
Gebieten auszugleichen. Es wären daher ständige 
und berechtigte Vorwürfe zu erwarten, wenn 
sich die Bundespost nicht bemühte, grundsätzlich 
in jedem Dienstzweig volle Kostendeckung an- 
zustreben. Die Verdrängung vielleicht rentabler 
arbeitender Konkurrenten ist auch volkswirt- 
schaftlich unerwünscht. 


e) Der Ausgleich von Verlusten auf einigen Tätig- 
keitsgebieten setzt hohe Gewinne abwerfende 
Preise in anderen Bereichen voraus. Die Deutsche 
Bundesbahn hat bereits erfahren müssen, daß 
mit einer solchen internen Alimentierung un- 
rentabler Leistungen unter Umständen die Kon- 
kurrenz auf dem Gebiet der künstlich verteuerten 
Leistungen geradezu großgezüchtet wird. Auch 
die betriebswirtschaftlichen Interessen der Post 
gebieten deshalb, den Kostenausgleich zwischen 
den Dienstzweigen stark einzuschränken und nur 
in begründeten Ausnahmefällen zuzulassen. 

Die Verfolgung politischer Ziele kann es unter 
Umständen zweckmäßig erscheinen lassen, keine 
volle Kostendeckung einschließlich der Zinsen 
auf das Eigenkapital aus dem Erlös der verkauf- 
ten Leistungen zu erreichen. Zu dieser Frage 
nimmt die Kommission in dem Abschnitt über 
politische Lasten Stellung. 

IV. Ausnahmen 

vom Grundsatz der Kostendeckung 

Es war bereits darauf hingewiesen worden, daß 
Anpassungsprozesse in der Wirtschaft Zeit benöti- 
gen. Dieser Zeitbedarf ist im allgemeinen um so 
größer, je kapitalintensiver die Produktion und je 
länger die Nutzungsdauer der benötigten Kapital- 
güter ist. Diese Feststellung gilt nicht allein für 
Kontraktionsprozesse in einzelnen Branchen, son- 
dern — wegen der oft langen Ausreifungszeit von 
Investitionen — in vielen Fällen auch für Expan- 
sionsvorgänge. Deshalb ist es nicht möglich, in 
jedem beliebigen Zeitpunkt den Grundsatz der 
Kostendeckung zu verwirklichen. In Wirtschafts- 
bereichen mit rückläufiger Nachfrage kommt es 
häufig zu längere Zeit anhaltenden Verlusten, weil 
die Anbieter weiterproduzieren, solange die vor- 
handenen Anlagen noch genutzt werden können 
und mindestens die variablen Kosten im erziel- 
baren Preis erstattet werden. In Wirtschaftszweigen 
mit starker Nachfrageexpansion sind dagegen oft 
ungewöhnlich hohe Gewinne festzustellen, weil die 
Vergrößerung des Angebots nur mit zeitlichen Ver- 
zögerungen gelingt. 

Innerhalb des Unternehmens Post gibt es sowohl 
Dienstzweige mit schrumpfender Nachfrage als auch 
Dienstzweige mit stark expandierendem Nachfrage- 
volumen. Es kann allein deswegen schon nicht er- 
wartet werden, daß die Bundespost in jedem Zeit- 
punkt den Grundsatz der vollen Kostendeckung in 
jedem einzelnen Dienstzweig realisiert. Diese und 
andere Gründe für eine temporäre oder auch dauer- 
hafte Abweichung vom Kostendeckungsprinzip müs- 
sen beachtet werden, wenn das preispolitische Ver- 
halten der Bundespost zu einzel- und gesamtwirt- 
schaftlich vorteilhaften Ergebnissen führen soll. 

a) Zu den schrumpfenden Dienstzweigen, bei denen 
sich eine volle Kostendeckung im Verlauf des 
Anpassungsprozesses nicht wird erreichen las- 
sen, gehört der Omnibusdienst. Es ist volkswirt- 
schaftlich sogar erwünscht, wenn vorhandene 
Anlagen so lange genutzt werden, wie die Erlöse 
mindestens noch die variablen Kosten decken. 
Der volkswirtschaftliche Kapitalverlust in dem 
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schrumpfenden Dienstzweig wäre größer, wenn 
die Produktion von Leistungen schon eingestellt 
würde, sobald die durchschnittlichen totalen 
Kosten nicht gedeckt werden. Deshalb müssen 
in solchen Dienstzweigen alle Ersatz- und Neu- 
investitionen besonders sorgfältig daraufhin 
überprüft werden, ob sie im Hinblick auf die 
künftige Verkehrsentwicklung — auch in der 
Dimensionierung — vertretbar sind und ob sie 
eine Verzinsung des investierten Kapitals er- 
möglichen. Gerade auf den letzten Gesichtspunkt 
weist die Kommission mit allem Nachdruck hin. 
Im Omnibusverkehr lassen energische Spar- und 
Rationalisierungsmaßnahmen der Post einen 
wesentlichen Abbau des Verlustes erwarten. 

b) Bei stark expandierenden Dienstzweigen kann 
der Fall eintreten, daß die Vergrößerung des 
Angebots mit der rasch wachsenden Nachfrage 
nicht Schritt hält. Ein solches Nachhinken der 
Angebotsvermehrung ist besonders wahrschein- 
lich in Wirtschaftszweigen, die sehr kapital- 
intensiv sind und in denen die Ausreifungszeit 
von Investitionen lang ist. Alle diese Merkmale 
— rasch steigende Nachfrage, hohe Kapital- 
intensität und lange Ausreifungszeit von Investi- 
tionen — treffen auf den Fernsprechdienst der 
Post in ausgeprägtem Maße zu. 

Auf Wettbewerbsmärkten würde es zu Preis- 
steigerungen und Knappheitsgewinnen kommen, 
wenn die Nachfrage dem Angebot voraneilte. Die 
relativ hohen Gewinne würden neue Produzen- 
ten anlocken und die bereits am Markt vertrete- 
nen Anbieter zur Ausweitung ihrer Produktion 
veranlassen. Dazu stünden nicht nur die erziel- 
ten Gewinne zur Verfügung. Zweifellos würde 
auch Fremdkapital in diese Branche einströmen. 
Die Unternehmer können sich um so höhere 
Gewinne ausrechnen, je schneller sie ihr Ange- 
bot ausweiten. Die verfügbaren Mittel würden 
unter diesen Umständen darauf konzentriert, 
zunächst einmal vorhandene Engpässe zu er- 
weitern, weil davon besonders hohe Kapazitäts- 
wirkungen pro eingesetzte Mark zu erwarten 
wären. 

Gesamtwirtschaitlich ist es erwünscht, wenn sich 
die Post im Fernsprechdienst in gleicher Weise 
verhält. Zu gerade nur die Kosten deckenden 
Preisen wäre die Nachfrage nach Fernsprech- 
leistungen aller Voraussicht nach so hoch, daß 
sie mit den zur Zeit verfügbaren Anlagen auch 
nicht annähernd gedeckt werden könnte. Bei den 
Fernsprechansclilüssen wirken sich die nicht 
marktgerechten Einrichtungs- und monatlichen 
Grundgebühren in der hohen und noch steigen- 
den Zahl unerledigter Anträge auf Einrichtung 
von Hauptanschlüssen aus. Zwar wäre auch hier 
der Preis am ehesten in der Lage, die ökonomisch 
dringliche Nachfrage von der weniger dring- 
lichen zu trennen. Da bei der Befriedigung des 
Bedarfs an Hauptanschlüssen Auftragspolster 
gebildet und die Nachfrager im wesentlichen 
in der Reihenfolge der Registrierung berücksich- 
tigt werden, ist jedoch die Festlegung von 
Knappheitspreisen für Hauptanschlüsse nicht 
zwingend erforderlich. 


Anders liegen die Verhältnisse bei den Preisen 
für Telefongespräche. Im handvermittelten Dienst 
war es früher und ist es zum Teil auch heute 
noch möglich, durch Bildung von Auftragspolstern 
eine reibungslose, wenn auch verzögerte Abwick- 
lung des Verkehrs zu garantieren. In dem prak- 
tisch vollständig automatisierten Ortsdienst und 
im weitgehend auf das Selbstwählverfahren um- 
gestellten Ferndienst bestehen solche Möglich- 
keiten der Bildung von Warteschlangen nicht 
mehr. Theoretisch denkbar wäre der extreme 
Fall, daß alle Leitungen durch Kunden blockiert 
werden, die einen Anschluß herzustellen ver- 
suchen, ohne daß eine einzige Gesprächsverbin- 
dung zustande kommt. Eine geordnete Verkehrs- 
abwicklung ist unter diesen Umständen praktisch 
nur durch Steuerung über den Preis zu erreichen. 
Die Rückkehr zum handvermittelten Dienst würde 
schon am fehlenden Personal scheitern. 

Vom Grundsatz der lediglich kostendeckenden 
Gesprächsgebühren muß daher im Fernsprech- 
dienst aus zwingenden ökonomischen Gründen 
abgewichen werden. Knappheitsgewinne sind 
gesamtwirtschaftlich auch nicht zu verurteilen, 
sofern die Bundespost und ihr Eigentümer, der 
Bund, alle Anstrengungen unternehmen, das An- 
gebot zu vergrößern und dadurch die Knappheits- 
gewinne allmählich zu beseitigen. Einstweilen 
hindert neben anderen Gründen, insbesondere der 
fehlenden Planungskapazität der Post, auch der 
Kapitalmangel (viel zu geringe Eigenfinanzie- 
rung, Verwendung von Überschüssen im Fern- 
sprechdienst zur Deckung von Verlusten anderer 
Dienstzweige und begrenzte Ergiebigkeit des 
Kapitalmarkts) die Bundespost daran, sich markt- 
wirtschaftskonform zu verhalten und mit der 
steigenden Nachfrage Schritt zu halten. In der 
Investitionspolitik liegt daher ein Schlüssel- 
problem für die Preispolitik im Fernsprechdienst. 
Je eher es gelingt, der Bundespost ausreichendes 
Kapital für ihre dringlichen und hochrentablen 
Investitionen im Fernsprechwesen bereitzustel- 
len (und gleichzeitig Engpässe beim Einsatz die- 
ser Mittel zu beseitigen, etwa auf dem Gebiet 
der Planungskapazität), desto früher besteht die 
Chance, die gelegentlich kritisierten Knappheits- 
gewinne abzubauen. Mit einer solchen Umlen- 
kung der Kapitalströme auf Kosten weniger 
ergiebiger oder sogar (z. B. bei bestimmten 
öffentlichen Verkehrswegeinvestitionen) verlust- 
bringender Faktorkombinationen könnte die 
volkswirtschaftliche Wachstumsrate günstig be- 
einflußt werden. 

Knappheitspreise, die hohe Gewinne abwerfen, 
werden gerade bei einem öffentlichen Unterneh- 
men leicht auf harte Kritik stoßen. Manche Ge- 
bühren im Fernsprechdienst hätten wegen des 
Widerstands der Betroffenen aller Voraussicht 
nach nicht den heutigen Stand erreicht, wenn das 
Fernmeldewesen organisatorisch und finanziell 
selbständig wäre und wenn dieses derart spe- 
zialisierte Unternehmen Jahr für Jahr beträcht- 
liche Gewinne ausgewiesen hätte. Die Möglich- 
keiten der Selbstfinanzierung wären auch in 
diesem hypothetischen Fall vermutlich nicht 
wesentlich besser gewesen als unter den gegen- 
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wärtigen Umständen. Bei der Beurteilung der 
Preispolitik im Fernsprechwesen sollte zukünftig 
die emotionale Abneigung gegen Gewinne hinter 
den marktwirtschaftlich wohl begründeten Argu- 
menten zugunsten von Preisen zurücktreten, die 
den tatsächlichen Knappheitsgrad dieser Leistun- 
gen widerspiegeln. 

c) Ein Grund für die nicht nur vorübergehende 
Abweichung vom Kostendeckungsprinzip kann 
dann gegeben sein, wenn ein erheblicher Teil der 
Kosten wegen des Vorliegens verbundener Pro- 
duktion nicht eindeutig einem bestimmten 
Dienstzweig zugerechnet werden kann. Wenn 
Personal oder Anlagen nach- oder miteinander 
für mehrere Dienstzweige eingesetzt werden, 
dann lassen sich diese Kosten zwar mit Hilfe von 
Schlüsseln aufteilen, wobei im allgemeinen zeit- 
und nutzungsabhängige Schlüsselungsverfahren 
angewendet werden. Die so erzielbaren Rentabi- 
litätsberechnungen für einzelne Dienstzweige 
eignen sich jedoch nur mit Einschränkungen als 
Grundlage für die betriebliche Preispolitik. Letzt- 
lich kommt es auf die Gegenüberstellung von 
Grenzkosten und Grenzerlösen an. 

Ein chronisch defizitär erscheinender DiensLzweig 
kann z. B. gleichwohl einen Teil der Gemein- 
kosten aufbringen, die andernfalls von anderen 
Dienstzweigen übernommen werden müßten. 
Bei gemeinsamer Produktion (z. B. Postzeitungs- 
dienst in Verbindung mit dem Brief- und 
Paketdiensl) sind deswegen stets sorgfältig die 
Auswirkungen punktueller Rationalisierungs- 
maßnahmen oder preispolitischer Änderungen 
auf das finanzielle Gesamtergebnis des Unter- 
nehmens zu prüfen. Sofern die Erlöse höher sind 
als die Wegfallkosten, d. h. die Kosten, die ein- 
gespart werden könnten, wenn der defizitäre 
Dienstzweig infolge von Preiserhöhungen und 
dann rückläufiger Nachfrage stark schrumpft, 
sofern also noch ein Beitrag zur Deckung jener 
Kosten verdient wird, die unabhängig von der 
Einstellung des Dienstzweigs anfallen, lohnt sich 
die Beibehaltung des „defizitären" Dienstzweigs. 
Die Mehr- oder Mindererlöse, die auf Grund 
einer preispolitischen Maßnahme erwartet wer- 
den, müssen, anders formuliert, mit den Mehr- 
oder Minderkosten verglichen werden, die dem 
Unternehmen auf Grund dieser Maßnahme ent- 
stehen, und zwar nicht nur in dem unmittelbar 
betroffenen Dienstzweig, sondern für das Unter- 
nehmen als Ganzes. 

Nur wenn in dieser Weise Grenzkosten und 
Grenzerlöse gegenübergestellt werden, läßt sich 
entscheiden, ob eine preispolitische Maßnahme 
voraussichtlich das finanzielle Gesamtergebnis 
verbessert oder verschlechtert. Eine solche Prü- 
fung kann durchaus ergeben, daß Kostenunter- 
deckungen in einem Dienstzweig die Ertragslage 
des Gesamtunternehmens verbessern. Bei allen 
unternehinerischen Dispositionen müssen in die- 
sen Fällen freilich die in gemeinsamer Produk- 
tion hergestellten Leistungen stets auch gemein- 
sam betrachtet werden. Die nicht eindeutig von 
einem Dienstzweig verursachten und notfalls 
nicht einzusparenden Kosten müssen so auf die 


verschiedenen DiensLzweige verteilt werden, daß 
eine Gesamtkostendeckung erzielt wird. An die 
Stelle des Prinzips der Kostendeckung für jeden 
einzelnen Dienstzweig tritt das Prinzip der Ge- 
samtkostendeckung für die durch gemeinsame 
Produktion erheblich miteinander verbundenen 
Dienstzweige. 

d) Aus Gründen der Sortimentsabrundung kann es 
für ein Unternehmen sinnvoll und ökonomisch 
richtig sein, einzelne Leistungen oder Waren zu 
produzieren, obwohl die Einzelkosten nicht ge- 
deckt werden. Dieser Fall dürfte jedoch für die 
Bundespost nicht von aktueller Bedeutung sein. 
Deshalb wird auf eine ausführliche Erörterung 
dieses Falls verzichtet. 

e) Das Kostendeckungsprinzip darf nicht in der 
Weise mißverstanden werden, als müsse für jede 
individuelle Leistung ein kostendeckender Preis 
angestrebt werden. Die Leistungen innerhalb 
eines Dienstzweigs, etwa im Paketverkehr, ver- 
ursachen sehr verschiedene Kosten, je nachdem 
auf welcher Strecke das Paket befördert wird, wie 
oft es umgeladen werden muß, bei welchem Post- 
amt es aufgeliefert wird und wo der Empfänger 
wohnt (um nur einige wichtige kostenbeeinflus- 
sende Faktoren zu nennen). Eine individuelle 
Preisfestsetzung für jede einzelne Leistung wäre 
impraktikabel. Durchschnittspreise für Gruppen 
gleichartiger Leistungen sind deshalb unumgäng- 
lich. ln jeder Gruppe, für die ein einheitlicher 
Preis gilt, können dabei Leistungen zusammen- 
gefaßt sein, deren Kosten wesentlich vom Preis 
nach oben oder unten abweichen. 

überall dort, wo die Bundespost ihre Leistungen 
im Wettbewerb mit anderen Unternehmen an- 
bietet, kann es zu Verlusten dadurch kommen, 
daß sich die Konkurrenten in jeder Leistimgs- 
gruppe jeweils nur um die gewinnbringenden 
Leistungen bemühen; jene Leistungen, deren 
Kosten höher liegen als die Preise, verbleiben 
dagegen der Bundespost. Ein Verlustausgleich ist 
unter der Voraussetzung, daß der Wettbewerb 
erhalten bleibt, dann nur möglich, wenn die 
Preise stärker den Kosten für die einzelne Lei- 
stung angenähert werden. Das bedeutet einen 
komplizierteren Tarifaufbau. Wird eine solche 
Lösung aus politischen Gründen abgelehnt, etwa 
deswegen, weil die stärkere Differenzierung der 
Preise regionalpolitischen Zielen widerspricht, 
dann ließe sich der Kostenausgleich nur durch 
Zuschüsse aus öffentlichen Haushalten erreichen. 
Eine solche Lösung wäre ökonomisch vertretbar 
und wünschenswert, sofern die Kostenunter- 
deckung eindeutig auf tarifpolitische Einflüsse der 
öffentlichen Hand zurückzuführen ist. 

V. Tarifpolitik 

und künftige Kostenentwicklung 

Die Beseitigung von Kostenunterdeckungen in 
einzelnen Dienstzweigen ist nicht eine einmalige 
Aufgabe. Mit jeder Lohn- und Gehaltserhöhung 
stellt sich die gleiche Frage auch in der Zukunft 
stets von neuem. Die Bundespost befindet sich als 
Dienstleistungsunternehmen deswegen in einer be- 
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sonders schwierigen Lage, weil erstens im Post- 
wesen durchschnittlich 68 Prozent der Gesamtkosten 
auf Personalkosten entfallen — ein Lohnkosten- 
anteil, der in kaum einem anderen Unternehmen 
erreicht wird • — und weil zweitens in vielen Dienst- 
zweigen der Ersatz von Arbeit durch Kapital nur 
sehr begrenzt möglich ist. Steigende Lohnkosten 
können nicht oder allenfalls innerhalb enger Gren- 
zen durch Mechanisierung aufgefangen werden. 

Diese Tatsachen sind deshalb bedeutungsvoll, weil 
in Zukunft der Preis für den Faktor Arbeit weiter 
steigen wird, während der Preis für den Faktor 
Kapital langfristig eher sinkende Tendenz aufweisen 
dürfte. Diese gegenläufige Entwicklung der Preise 
für die beiden Produktionsfaktoren Arbeit und Kapi- 
tal wird sich nachhaltig in den Kosten der Produk- 
tion von Nachrichtenverkehrsleistungen niederschla- 
gen: Im kapitalintensiven Fernmeldedienst werden 
die Kosten je Leistungseinheit wesentlich langsamer 
steigen als im Postdienst, bei dem in einzelnen 
Dienstzweigen 80 Prozent der Gesamtkosten auf 
persönliche Kosten entfallen. 

In der Öffentlichkeit sind die preispolitischen Kon- 
sequenzen, die sich aus dem hohen Anteil der Per- 
sonalkosten an den Gesamtkosten und aus der ge- 
ringen Mechanisierbarkeit der Produktion vieler 
Postdienstleistungen ergeben, bisher offensichtlich 
noch nicht allgemein und in ihrer vollen Tragweite 
erkannt worden. Dieser Schluß muß jedenfalls aus 
der ablehnenden Reaktion breiter Schichten auf 
Preiserhöhungswünsche der Post schlechthin gezo- 
gen werden. Die Kommission weist deshalb mit 
allem Nachdruck darauf hin, daß ständige Lohn- und 
Gehaltserhöhungen im Postdienst entweder mit 
Preiserhöhungen oder mit einer Verschlechterung 
der Leistungsqualität bei gleichem Preis einhergehen 
müssen, wenn der Kostenausgleich gesichert bleiben 
soll. Die Kommission verkennt nicht, daß es auch 
noch kostensenkende organisatorische Verbesserun- 
gen gibt, daß durch verstärkten Kapitaleinsatz stei- 
gende Kosten zum Teil aufgefangen werden können 
und daß mit steigender Nachfrage auf manchen Ge- 
bieten noch eine gewisse Kostendegression ver- 
bunden sein dürfte. Hinweise hierauf enthalten die 
vorangehenden Berichte über die einzelnen Dienst- 
zweige. Wegen des hohen Anteils der Lohn- und 
Gehaltskosten an den Gesamtkosten ist es jedoch bei 
realistischer Würdigung der Rationalisierimgsmög- 
lichkeiten und der durch Kostendegression erziel- 
baren Wirkungen ausgeschlossen, daß die steigen- 
den persönlichen Kosten voll von der Bundespost 
aufgefangen und neutralisiert werden können. Re- 
gelmäßige preispolitische Korrekturen als Folge von 
Lohnerhöhungen sind deshalb unumgänglich, wenn 
die Kostendeckung gesichert bleiben soll. 

Insbesondere diejenigen Postkunden, die personal- 
kostenintensive Dienstleistungen in Anspruch neh- 
men, werden sich auf einen solchen steigenden Preis- 
trend einstellen müssen. Daß diese Kunden, die in 
erheblichem Umfang von künftigen Preissteigerun- 
gen bedroht sind, Substitutionsüberlegungen anstel- 
len werden, ist wahrscheinlich. Die Bundespost sollte 
deshalb vorsorglich Nachfragerückgänge in perso- 
nalkostenintensiven Dienstzweigen bei langfristigen 
Investitionsentscheidungen in Rechnung stellen. 


Substitutionsmöglichkeiten bestehen nicht nur inso- 
weit, als einzelne Kunden von personalkosteninten- 
siven zu kapitalkostenintensiven Dienstleistungen 
der Post überwechseln (Nachfrageverschiebungen 
innerhalb des von der Post angebotenen Leistungs- 
sortiments). Zum Teil ist auch ein Ausweichen auf 
Konkurrenzunternehmen (Kreditinstitute, Spedition), 
oder die Änderung von Vertriebsmethoden als Folge 
erheblicher Preissteigerungen denkbar. 

Soweit die Bundespost keinem wirksamen Wett- 
bewerb ausgesetzt ist, fehlt der unmittelbare Zwang 
des Marktes, stets von neuem nach billigeren und 
besseren Methoden der Leistungsproduktion zu 
suchen. Das bedeutet jedoch nicht, daß die Bundes- 
post keine energischen Anstrengungen zu machen 
brauchte, ihre Leistungen zu verbessern und zu ver- 
billigen. Die ständigen Lohn- und Gehaltserhöhun- 
gen und die damit zusammenhängenden Preiserhö- 
hungswünsche der Post werden nämlich die öffent- 
liche Diskussion über mögliche Einsparungen und 
Kostensenkungen nicht zur Ruhe kommen lassen. Die 
Bundespost muß nach den Erfahrungen der letzten 
15 Jahre damit rechnen, daß alle ihre Preiserhöhungs- 
wünsche besonders kritisch aufgenommen und ge- 
prüft werden. Die Kommission hat den Eindruck 
gewonnen, daß die Deutsche Bundespost unabhängig 
davon sich bietende Rationalisierungsmöglichkeiten 
nach Kräften zu nutzen bestrebt ist. Die Bundespost 
hat in der Vergangenheit nicht die bequeme Haltung 
eingenommen, daß steigende Kosten über höhere 
Preise einfach auf die Kunden abgewälzt werden. 
Der Erfolg einer solchen Einstellung wäre im übri- 
gen zum Teil zweifelhaft. Die Preiselastizität der 
Nachfrage nach den Dienstleistungen der Post ist 
nämlich keineswegs generell so gering, daß Preis- 
erhöhungen automatisch höhere Erträge erwarten 
ließen. Die Bundespost wird allein schon aus diesem 
Grund mit Preiserhöhungen vorsichtig sein und alle 
Chancen, die Kosten zu senken, energisch nutzen 
müssen. 

Soweit die Kommission ihrerseits Preiserhöhun- 
gen vorschlägt, darf mit einem betriebswirtschaft- 
lichen Erfolg solcher Maßnahmen gerechnet werden. 
Zum Teil decken die Erlöse für einzelne Leistungen 
gegenwärtig offensichtlich nicht einmal die variablen 
Kosten. Unter diesen Umständen ist eine Preis- 
erhöhung auch bei sehr preiselastischer Nachfrage 
vorteilhaft, weil jede Einschränkung der Produktion 
die Ausgaben stärker sinken ließe als die Einnah- 
men. In den anderen Fällen kann bei der gegenwär- 
tigen Preishöhe von einer preisunelastischen Nach- 
frage ausgegangen werden. 

VI. Gemeinsamer Markt und Tarifpolitik 

Die nationale Tarifhoheit wird zukünftig als Folge 
des Integrationsprozesses innerhalb der EWG stark 
berührt werden. Der Idee, einen größeren euro- 
päischen Binnenmarkt zu schaffen und den Güter- 
austausch hemmende nationale Grenzen zu beseiti- 
gen, entspricht es, wenn die Postverwaltungen für 
den gesamten Nachrichtenverkehr (Post- und Fern- 
meldewesen) innerhalb des gemeinsamen Marktes 
allmählich die grenzbedingten Tarifunterschiede be- 
seitigen. Im Briefdienst haben mehrere Länder des 
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gemeinsamen Marktes bereits die Inlandsgebühr für 
Briefe der ersten Gewichtsstufe im Verkehr mit 
anderen EWG-Ländern eingeführt. Bei anderen 
Dienstleistungen der Post, deren Kosten eine höhere 
Entfernungsabhängigkeit aufweisen, werden ver- 
mutlich Lösungen gefunden werden müssen, die 
denen im Güter- und Personenverkehr ähneln, die 
also den an der Leistungserstellung beteiligten Ver- 
waltungen einen (zweckmäßigerweise zu pauscha- 
lierenden) Anteil am Erlös sichern. 

So wichtig es der Kommission erscheint, die natio- 
nalen Grenzen zwischen den EWG-Ländern auch im 
Nachrichtenverkehr zu überwinden, so unzweck- 
mäßig erscheint es ihr, diesen Prozeß mit der Fest- 
legung einheitlicher Tarife für einzelne Leistungen 
in allen Mitgliedsstaaten zu beginnen. Eine solche 
Preisangleichung ist vor allem deswegen nicht rat- 
sam, weil sich die Postdienstleistungen nach Umfang 
und Qualität in den sechs EWG-Ländern wesentlich 
unterscheiden. Gleiche Preise für unterschiedliche 
Leistungen würden unter diesen Umständen auf eine 
verschiedenartige Behandlung der Postbenutzer in 
den einzelnen Ländern hinauslaufen — eine Wir- 
kung, die den Grundgedanken des EWG-Vertrages 
geradezu widerspricht. 

Die Angleichung der Preise ist im übrigen auch 
auf allen anderen Märkten ein langfristiger Prozeß, 
der erst am Ende der Integration endgültig erreicht 
werden kann. Wenn im Nachrichtenverkehr die 
Preisangleichung an den Anfang gestellt würde, so 
wären mit Sicherheit Schwierigkeiten bei der Kosten- 
deckung in jenen Volkswirtschaften zu erwarten, in 
denen die Lohnkosten vergleichsweise hoch liegen. 
Die gemeinsame Einigung auf einen einheitlichen 
Preis in einem relativ frühen Stadium der Integra- 
tion - die Postverwaltungen stehen erst am Anfang 
ihrer Beratungen — würde es unmöglich machen 
oder doch sehr erschweren, die Preise den noch ver- 
schiedenartigen Markt- und Kostenverhältnissen 
entsprechend festzulegen. Die Kommission empfiehlt 
deshalb, daß bei der Festsetzung von Einheitspreisen 
für bestimmte Leistungen zunächst Zurückhaltung 
geübt wird. 

VII. Schlußfolgerung 

Die angeführten Gesichtspunkte sprechen nach An- 
sicht der Kommission dafür, die Preispolitik mög- 
lichst an dem Grundsatz der Kostendeckung für die 
einzelnen Dienstzweige oder für Gruppen zusam- 
mengehöriger Dienstzweige zu orientieren. Dieser 
Grundsatz darf jedoch nicht als absolute Norm ver- 
standen werden. Gesamtwirtschaftliche Gründe ge- 
bieten es, daß davon unter bestimmten Vorausset- 
zungen vorübergehend (Punkte IV a und b) oder 
auch ständig (Punkte IV c und d) abgewichen wird. 
Abweichungen vom Kostendeckungsprinzip, die auf 
Anpassungsvorgänge zurückzuführen sind, sollten 
freilich energische Maßnahmen in Richtung auf den 
Kostenausgleich hin auslösen. Entsprechende Vor- 
schläge wurden in den voranstehenden Einzelbetrach- 
tungen der Postdienstzweige im I. Teil des Gut- 
achtens unterbreitet. 


B. Politische Lasten 

I. Allgemeine Feststellungen 

Als öffentliches Unternehmen, an dessen Spitze 
ein parlamentarisch verantwortlicher Bundesminister 
steht, ist die Deutsche Bundespost zwar wirtschaft- 
lich zu führen; nach § 2 des Post Verwaltungsgesetzes 
sind jedoch bei der Führung des Unternehmens 
staatspolitische Ziele verschiedener Art zu berück- 
sichtigen. Der Unternehmenserfolg wird auf diese 
Weise beeinflußt. 

Es kann zwar dem Eigentümer und dem die Richt- 
linien der Politik bestimmenden Bundeskanzler nicht 
ohne weiteres bestritten werden, sich zur Erreichung 
bestimmter Ziele der Bundespost als Instrument zu 
bedienen; freilich ist es dann unerläßlich, daß man 
sich der hnanziellen Konsequenzen solcher Eingriffe 
in die Geschäftspolitik genau bewußt ist und daraus 
entsprechende Schlußfolgerungen ableitet. Jedes 
Abweichen vom ökonomisch richtigen Verhalten be- 
deutet finanzielle Einbußen für das Unternehmen 
Bundespost. Klare Verantwortlichkeiten sind aber 
nur dann zu schaffen, wenn politisch bedingte An- 
sprüche an die Geschäftsführung der Deutschen Bun- 
despost von demjenigen vertreten werden, der sie 
geltend macht. Andernfalls wird sich nie eindeutig 
feststellen lassen, wer für das finanzielle Gesamt- 
ergebnis der Bundespost verantwortlich ist. Bei Ver- 
lusten wird stets jeder der Beteiligten die Schuld bei 
den anderen suchen. Deshalb sollte nach Ansicht der 
Kommission zukünftig der Grundsatz gelten, daß 
die Bundespost für alle kostenerhöhenden oder erlös- 
schmälernden Auflagen ohne Rücksicht auf ihre Er- 
tragslage den vollen finanziellen Ausgleich erhält. 
Eine entsprechende Vorschrift, die freilich klarer 
gefaßt sein müßte als der bisher noch nicht ange- 
wendete § 28 a des Bundesbahngesetzes, sollte nach 
Ansicht der Kommission in das Postverwaltungsge- 
setz aufgenommen und praktiziert werden. Die ent- 
sprechenden Vorschläge sind im IV. Teil des Gut- 
achtens (unter B.) enthalten. 

Gegen den zuvor besprochenen Grundsatz, daß 
möglichst jeder Dienstzweig die von ihm zu vertre- 
tenden Kosten aus eigenen Erlösen decken sollte, 
wird der Einwand erhoben, eine solche Betrach- 
tungsweise werde den besonderen Verhältnissen 
des öffentlichen Dienstes nicht gerecht. Öffentliche 
Unternehmen seien Verpflichtungen unterworfen, 
die es ihnen nicht immer erlaubten, nur lukrative 
Leistungen zu produzieren; auf „gemeinwirtschaft- 
liche" Ziele müsse Rücksicht genommen werden. Die 
Kommission verkennt diese Tatsache nicht. Wie bei 
allen wirtschaftspolitischen Maßnahmen sollte je- 
doch auch im Falle politischer Auflagen zu Lasten 
der Deutschen Bundespost geprüft werden, ob die 
erstrebten wirtschaftspolitischen Ziele in einem an- 
gemessenen Verhältnis zu dem damit verbundenen 
ökonomischen Aufwand stehen. Ein solcher Ver- 
gleich ist jedoch nur dann möglich, wenn sich die 
Bundespost zunächst einmal wie ein wirtschaftliches 
Unternehmen verhält. Werden dann aus politischen 
Gründen Änderungen des Leistungsangebots oder 
Preissenkungen gewünscht, so wäre die Geschäfts- 
politik entsprechend zu korrigieren. Nur unter die- 
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sen Umstanden ist eine eindeutige Erfassung solcher 
Auflagen, die Berechnung der damit verbundenen 
finanziellen Lasten und schließlich deren Abgeltung 
möglich. 

Noch ein anderer Gesichtspunkt spricht dafür, daß 
sich die Bundespost wie ein wirtschaftliches Unter- 
nehmen verhält und politisch oder sozial motivierte 
Korrekturen an ihrer Geschäftspolitik den politisch 
verantwortlichen Instanzen überläßt. Die Leitungen 
öffentlicher Unternehmen können sehr verschieden- 
artige, sich vielleicht sogar widersprechende Vor- 
stellungen von „gemeinwirtschaftlichen" Verpflich- 
tungen haben. Diese Ansichten können überdies 
mehr oder weniger stark von den Wünschen des 
die Richtlinien der Politik bestimmenden Organs 
abweichen. „Gemeinwirtschaftliche" Auflagen aus 
früherer Zeit werden in der Regel nicht ständig 
daraufhin überprüft, ob sie noch notwendig sind 
oder ob sie abgebaut werden könnten. „Gemein- 
wirtschaftlich" motivierte Dispositionen der Unter- 
nehmensleitung werden nicht immer den politisch 
verantwortlichen Organen bekannt oder bewußt 
sein. Eine klare politische Willensbildung und eine 
von Widersprüchen freie Wirtschaftspolitik sind 
deshalb nur dann gewährleistet, wenn nicht jedes 
öffentliche Unternehmen in eigener Machtvollkom- 
menheit über Abweichungen vom ökonomisch wün- 
schenswerten Verhalten entscheidet, sondern wenn 
diese Aufgabe den politisch Verantwortlichen über- 
lassen wird. Das bedeutet keine Ablehnung „ge- 
meinwirtschaftlichen" Verhaltens öffentlicher Unter- 
nehmen, soweit politische Instanzen ausdrücklich 
entsprechende Anweisungen geben und die finan- 
ziellen Konsequenzen tragen. 


11. Die politischen Lasten im einzelnen 

Zur finanziellen Gesundung der Deutschen Bun- 
despost ist es unerläßlich, daß ihr die vielfältigen 
politischen Lasten abgenommen werden. In frühe- 
ren Jahrzehnten, die noch nicht durch eine ähnlich 
fühlbare Knappheit an Arbeitskräften und durch 
ähnlich stürmische Lohnsteigerungen gekennzeichnet 
waren wie heute, erlaubte es die Ertragslage der 
Post, ihr verschiedenartige politische Lasten aufzuer- 
legen und auf diese Weise den Reichs- oder Bundes- 
haushalt zu entlasten. Auf Grund der Änderung 
wichtiger ökonomischer Daten, aber auch aus noch 
zu besprechenden gesamtwirtschaftlichen Erwägun- 
gen ist eine gründliche Revision dieser Einstellung 
überfällig und unumgänglich. Wenn die Bundespost 
auf eine gesunde wirtschaftliche Grundlage gestellt 
werden soll, müssen diese einseitigen Belastungen 
abgegolten werden. Zu den betriebswirtschaftlichen 
Maßnahmen, die notwendig sind, damit auf Dauer 
ein Ausgleich der Betriebsrechnung herbeigeführt 
werden kann, gehört unzweifelhaft auch die Berei- 
nigung des Komplexes der betriebsfremden und 
politischen Lasten. Andernfalls ließen sich auch die 
Finanzen der Bundespost nicht säuberlich von denen 
des Bundes trennen. Das aber ist die Voraussetzung 
dafür, daß die Verantwortlichkeiten für jedermann 
klar erkennbar sind und nicht jeder der Beteiligten 
im Falle von Fehlschlägen die Schuld beim Partner 
sucht. 


Die Aufgabe der Kommission, die betriebsfrem- 
den und politischen Lasten der Deutschen Bundes- 
post festzustellen und zu quantifizieren, wird zum 
Teil dadurch erleichtert, daß gleichartige Verhält- 
nisse wie bei der Deutschen Bundesbahn bestehen 
und daß insoweit häufig bereits Entscheidungen der 
Bundesregierung über das finanzielle Gewicht sol- 
cher Lasten und über die Methoden der Berechnung 
vorliegen. Sofern auf analoge Regelungen verwie- 
sen wird, die für die Bundesbahn bereits in Kraft 
gesetzt sind, verzichtet die Kommission auf eine 
ausführliche Begründung ihres Votums. 

Die Frage nach den betriebsfremden und politi- 
schen Lasten läßt sich in folgender Weise präzi- 
sieren: 

a) Welche Mehrkosten und Mindererlöse entstehen 
der Bundespost bei der Produktion von Leistun- 
gen auf Grund politischen Einflusses auf ihre 
Geschäftstätigkeit? 

b) Welche Aufwendungen in Form von Abgaben, 
die in keinem Zusammenhang mit dem Postbe- 
trieb stehen, muß die Bundespost tragen? 

Während Aufwendungen, die mit der eigentlichen 
Leistungsproduktion nichts zu tun haben, unmittel- 
bar festzustellen sind, bereitet die Ermittlung von 
Mehrkosten und Mindererlösen zum Teil erhebliche 
Schwierigkeiten. Das gilt vor allem für jene Fälle, 
in denen Preise aus politischen Gründen herabge- 
setzt oder auf niedrigem Stand festgehalten werden. 
Die betriebswirtschaftlich nachteiligen Einflüsse 
staatlicher Preisinterventionen ließen sich nur dann 
exakt feststellen, wenn man erstens wüßte, wie hoch 
der unter Wettbewerbsbedingungen zustande kom- 
mende Preis wäre; zweitens müßte bekannt sein, 
welche Leistungsmenge zu diesem Preis abgesetzt 
werden könnte; drittens müßte ermittelt werden 
können, zu welchen Kosten sich diese Leistungs- 
menge produzieren ließe. Nur dann wäre es mög- 
lich, das erzielbare finanzielle Ergebnis mit dem 
finanziellen Ergebnis zu den vom Staat auferlegten 
Preisen zu vergleichen. Das aber wäre die Vor- 
aussetzung für eine methodisch und sachlich ein- 
wandfreie Ermittlung von politischen „Lasten". Die 
Nachfrage- und Kostenfunktionen von Nachrichten- 
verkehrsleistungen sind jedoch nicht bekannt und 
lassen sich auch mit den gegenwärtig verfügbaren 
Daten nicht ermitteln.^) Infolgedessen hat die Kom- 
mission gelegentlich zu Schätzungen greifen müssen. 

Die Quantifizierung von Mehrkosten und Minder- 
crlösen auf Grund von politisch motivierten Preis- 
interventionen würde vereinfacht, wenn die Deut- 
sche Bundespost zukünftig eine allein wirtschaftlich 
orientierte Preispolitik triebe und die Entscheidung 
darüber, welche Korrekturen aus politischen Grün- 
den erwünscht sind, ausschließlich politischen In- 
stanzen überließe. Dann wären nämlich die Daten 
bekannt, mit denen die sich auf Grund der Preis- 
interventionen des Staates ergebende Ertragslage 
verglichen werden muß, wenn man eventuelle An- 
sprüche auf Ausgleichszahlungen feststellen will. 

n Vergloiche hierzu auch German Wegmann, „Die gemeinwii tschait- 
lichen Grundsätze in der Tarifpolilik der Deutschen Bundepost", 
Band 18 der Veröffentlichungen des Forschungsinstituts für Wirt- 
schaftspolitik an der Universität Mainz, Heidelberg 1964, insbeson- 
dere S. 218 ff. 
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Abzulehnen ist nach Ansicht der Kommission die 
Ermittlung von Ausgleichsansprüchen allein auf der 
Basis des Ersatzes nicht gedeckter Kosten, weil auf 
diese Weise unternehmerische Impulse und der 
Leistungsanreiz entscheidend geschwächt würden. 
Nach den Vorschlägen der Kommission ist es mög- 
lich, daß bei politischen Auflagen die Kosten einer 
Leistungsproduktion nicht voll zu ersetzen sind, 
wenn auch der Markt keine Preise bewilligte, die 
die Kosten voll decken. Der Anreiz für die Unter- 
nehmensleitung, die Kosten zu senken oder das 
Leistungsangebot zu ändern, bliebe dann in vollem 
Umfang erhalten. Andererseits ist es denkbar, daß 
der Bund in anderen Fällen mehr als die Kosten, 
einschließlich der Verzinsung des betriebsnotwen- 
digen Kapitals ersetzen müßte. Das unternehme- 
rische Bestreben, auf diesem Gebiet das Leistungs- 
angebot zu erweitern, würde dann nicht abge- 
schwächt. Das finanzpolitische Bedenken, der Bund 
müßte einem seiner Sondervermögen entgangene 
Gewinne ersetzen, erscheint gegenüber den ord- 
nungspolitischen Vorteilen einer solchen Regelung 
zweitrangig, zumal der Bund als Eigentümer ohne- 
hin die Gewinnverwendung kontrolliert. 

Keinesfalls darf die Kostenunterdeckung eines 
Dienstzweiges ohne weiteres mit dem Ausmaß poli- 
tischer „Lasten" gleichgesetzt werden. Solche Ko- 
stenunterdeckurigen können, brauchen aber nicht 
das Ergebnis staatlicher Auflagen zu sein. Nur die 
Prüfung jedes Einzelfalls macht ein Urteil darüber 
möglich, welche Ursachen für die Kostenunterdek- 
kung einzelner Dienstzweige maßgebend sind. 

Mehrkosten können der Deutschen Bundespost 
auch dadurch entstehen, daß von ihr beabsichtigte 
Rationalisieiungsmaßnahmen, etwa die Zusammen- 
legung von Dienststellen, auf Grund politischer 
Widerstände scheitern. In diesen Fällen wird die 
Höhe der Belastungen ebenfalls nur approximativ 
festzustellen sein. In dem folgenden Katalog sind 
solche Mehrkosten nicht erfaßt worden. Sollten 
die von der Kommission als richtig erachteten orga- 
nisatorischen Maßnahmen aus politischen Erwägun- 
gen nicht realisiert werden können, so wären auch 
Ausgleichszahlungen für derartige Mehrkosten ins 
Auge zu fassen. 

Nach Ansicht der Kommission handelt es sich 
zumindest bei folgenden finanziellen Verpflichtun- 
gen und Mindererlösen der Post um eindeutig be- 
triebsfremde und politische „Lasten". Die Kommis- 
sion beschränkt sich dabei auf die wichtigsten Posi- 
tionen. Zur rechtlichen Regelung der Abgeltung von 
Auflagen äußert sich die Kommission im IV. Teil 
des Gutachtens. 

1. Verzinsung der Ausgleichsforderungen der ehe- 
maligen Bank deutscher Länder durch die Deutsche 
Bundespost 

Auf Grund von § 10 Absatz 4 der 2. Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz werden 
die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundes- 
post durch die Haushaltsgesetze des Bundes ver- 
pflichtet, zusammen ein Drittel der Ausgleichsforde- 
rungen der Deutschen Bundesbank gegen die öffent- 
liche Hand zu verzinsen. „Die Bundesregierung hat 


anerkannt, daß es sich hierbei um eine Last handelt, 
die der damaligen Deutschen Reichsbahn sowie der 
damaligen Deutschen Reichspost als Trägerinnen 
öffentlicher Vermögen auferlegt wurde." Für die 
Deutsche Bundesbahn hat die Bundesregierung fer- 
ner festgestellt, „daß diese Last nicht im Zusammen- 
hang mit der Tätigkeit der Deutschen Bundesbahn 
als Verkehrsunternehmen steht. Andere Verkehrs- 
unternehmen unterliegen gleichen oder ähnlichen 
Verpflichtungen nicht." Die jährliche Belastung, 
die der Deutschen Bundespost durch die Verzinsung 
von derartigen Ausgleichsforderungen entsteht, be- 
trägt 22 Millionen DM jährlich. Ähnlich wie die 
Bundesbahn sollte die Bundespost zukünftig durch 
die Haushaltsgesetze von dieser Verpflichtung ent- 
lastet werden. 

2. Verzinsung von Ausgleichsforderungen des Post- 

scheck- und Postsparkassendienstes 

Alle Geldinstitute erhielten nach dem Dritten 
Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel- 
lungsgesetz) und der Bankverordnung (2. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz) einen 
Anspruch auf Zuteilung einer Ausgleichsforderung 
gegen das Land, in dem sie ihren Sitz hatten. Die 
Postscheck- und Postsparkassenämter bekamen auf 
diese Welse dreiprozentige Ausgleichsforderungen 
in Höhe von 302,4 Millionen DM. Während die 
übrigen Geldinstitute ihre dreiprozentigen Aus- 
gleichsforderungen tatsächlich verzinst erhalten, 
werden die Zinsen auf die Ausgleichsforderungen 
der Postscheck- und der Postsparkassenämter einst- 
weilen" nicht bezahlt (vgl, Monatsbericht der Bank 
deutscher Länder, März 1955, S, 64). Die Bundespost 
wird insofern gegenüber anderen Geldinstituten 
benachteiligt. Es handelt sich nach Ansicht der 
Kommission eindeutig um eine einseitige und nicht 
gerechtfertigte Benachteiligung der Post im Ver- 
gleich zu anderen Geldinstituten. Auch wenn die 
Bundespost in einem Abkommen vom 12. April 1950 
im Vergleichswege auf ihre Zinsansprüche verzichtet 
hat, sollte die Verzinsung dieser Ausgleichsforde- 
rungen wegen der grundlegend veränderten Voraus- 
setzungen aufgenommen werden (jährlicher Minder- 
ertrag 9,1 Millionen DM), 

3. Verzinsung des Vorschusses der Zoneiiliauptkasse 

Bei Wiederaufnahme des Postsparkassendienstes 
in der britischen Zone erhielt die Postverwaltung 
vor der Währungsreform auf Anordnung der briti- 
schen Militärregierung einen später auf 89,6 Mil- 
lionen DM umgestellten Reichsmark-Kredit der 
Hauptkasse der britischen Zone. Diese Mittel waren 
zur Auszahlung von Postsparguthaben bestimmt. Es 
handelt sich bei den von der Post jährlich zu be- 
zahlenden Zinsen in Höhe von 2,7 Millionen DM 
ohne Zweifel um eine Kriegsfolgelast, die nicht von 
der Bundespost zu übernehmen ist. 

4. Zahlung von Versorgungsbezügen an verdrängte 

Ruhestandsbeamte 

Nach § 57 des Gesetzes zu Artikel 131 des Grund- 
gesetzes trägt der Bund grundsätzlich jene Versor- 

1) Bericht der Bundesregierung über die Deutsche Bundesbahn. Druac- 

Sache IV;'2220, Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, S, 4, 
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gungsbezüge, die an verdrängte Beamte und Ver- 
sorgungsempfänger gezahlt werden. Nach dem glei- 
chen Gesetz mußte jedoch die Deutsche Bundespost, 
ebenso wie die Bundesbahn für ihren Bereich, die 
Zahlung von Versorgungsbezügen an verdrängte 
Postbedienstete übernehmen. Die Bundesregierung 
hat diese Zahlungen durch Kabinettsbeschluß vom 
30. Januar 1957, soweit die Bundesbahn betroffen 
ist, als betriebsfremde Last anerkannt und auf den 
Bundeshaushalt übernommen. Die Bundespost be- 
findet sich insoweit genau in der gleichen Lage wie 
die Bundesbahn. Es ist daher folgerichtig, wenn der 
Bundespost diese Versorgungslast ebenfalls abge- 
nommen wird. Nach Ermittlungen des Bundespost- 
ministeriums handelt es sich dabei um einen Betrag 
von 113,5 Millionen DM im Jahre 1964 (Schätzung 
für 1965: 117,4 Millionen DM). 

Darüber hinaus haben die Erstattungen, die die 
Bundespost an die Rentenversicherung nach § 72 
des Gesetzes zu Artikel 131 Grundgesetz zu zahlen 
hat, den Charakter einer politischen Last; sie sind 
jährlich auf 3,8 Millionen DM zu veranschlagen. 
Auch die Renten, die über die „Versorgungsanstalt 
der Deutschen Bundespost" an Flüchtlinge und Ver- 
triebene gezahlt werden und die sich jährlich auf 
4,2 Millionen DM belaufen, müssen als politische 
Last angesehen werden. 

Nicht enthalten in den oben angeführten Aus- 
gaben für Verdrängte sind Versorgungsbezüge für 
Beamte, die nach 1945 im Bundesgebiet wieder ver- 
wendet wurden und inzwischen in den Ruhestand 
getreten oder während der Wiederverwendung ge- 
storben sind. Dieser Personenkreis hat seine Ver- 
sorgung maßgeblich im Vertreibungsgebiet erdient. 
Die Versorgung muß aber voll von der Bundespost 
getragen werden; anderen Verwaltungen werden 
diese Lasten nach § 42 des Gesetzes zu Artikel 131 
Grundgesetz vom Bund erstattet. Zahlen über den 
Umfang dieser beträchtlichen Versorgungslast liegen 
noch nicht vor. 

5. Zahlung von Versorgungsbezügen an Kriegsopfer 

Der Bundespost entsteht ein erheblicher zusätz- 
licher Aufwand an Versorgungsleistungen dadurch, 
daß sie auf Grund des Bundesbeamtengesetzes den 
Witwen von gefallenen Beamten beider Weltkriege, 
den Waisen und für solche Ruhestandsbeamte, die 
infolge der beiden Weltkriege in den Ruhestand 
treten mußten, Versorgungsbezüge zu zahlen hat, 
während diese Versorgungsbezüge im übrigen aus 
Bundesmitteln bezahlt werden. Für die Deutsche 
Bundesbahn, die früher in der gleichen Lage wie 
die Post war, hat die Bundesregierung diese Ver- 
pflichtung bereits durch Kabinettsbeschluß vom 
30. Januar 1957 als betriebsfremd anerkannt und auf 
den Bundeshaushalt übernommen. Dasselbe sollte 
unverzüglich für die gleichartigen Verpflichtungen 
der Post in Höhe von 95,7 Millionen DM im Jahre 
1964 (Schätzung für 1965: 91,6 Millionen DM) ge- 
schehen. 

6. Strukturell überhöhte Versorgungsbezüge 

Der Bund leistet zwar beträchtliche Zuschüsse zur 
Altersversorgung derjenigen Arbeiter und Ange- 


stellten, die der Sozialversicherung angehören, nicht 
jedoch zur Altersversorgung der Beamten bei der 
Post und der Bahn. Hierin ist ohne Zweifel eine 
ungleiche Behandlung von Bahn und Post im Ver- 
gleich zu anderen Unternehmen zu erblicken. Die 
Bundesregierung hat in einem Kabinettsbeschluß 
vom 5. Mai 1965 entschieden, daß der Bundesbahn 
alle Versorgungslasten abzunehmen und auf den 
Bundeshaushalt zu übertragen sind, die 30 Prozent 
der Aktivbezüge des Personals übersteigen. Zwar 
ist das Problem der strukturell überhöhten Versor- 
gungsbezüge bei der Bundespost zur Zeit nicht so 
bedeutsam wie bei der Bahn, weil der Bestand des 
aktiven Personals bei der Post steigt und nicht — 
wie bei der Bahn — fällt. Dennoch sollte auch für 
die Bundespost eine Lösung des Problems der struk- 
turell überhöhten Versorgungslasten gefunden wer- 
den. 

Am befriedigendsten wäre es zweifellos, wenn 
die Bundespost aus dem Bundeshaushalt den glei- 
chen prozentualen Zuschuß zur Altersversorgung 
ihres beamteten Personals erhielte wie die Sozial- 
versicherungseinrichtungen zur Altersversorgung 
ihrer Versicherten. 

Sofern die gleiche Lösung gewählt würde, wie sie 
die Bundesregierung in ihrem Beschluß vom 5. Mai 
1965 für die Bundesbahn getroffen hat (Übernahme 
desjenigen Teils der Versorgungsbezüge, die 30 Pro- 
zent der Aktivbezüge des Personals übersteigen), 
ergäbe sich im Falle der Bundespost für 1964 nach 
den Ermittlungen des Bundespostministeriums ein 
vom Bundeshaushalt zu übernehmender Betrag von 
134,4 Millionen DM (Schätzung für 1965: 138 Mil- 
lionen DM). 

7. Kostenunterdeckung 
im Rentenauszahlungsdienst 

Im Bericht über den Rentendienst hat die Kom- 
mission dargelegt, daß es nicht Aufgabe der Bundes- 
post sein kann, einen Teil der Soziallasten zu über- 
nehmen und dadurch öffentliche Haushalte und Ver- 
sicherungseinrichtungen zu entlasten. Diese Wirkung 
entsteht dadurch, daß die Bundespost einstweilen 
nur unzureichende Vergütungen für die Auszahlung 
von Renten erhält. Falls Bund und Länder die Ver- 
gütungen für Rentenauszahlungen niedrig halten 
wollen, um auf diese Weise die Sozialetats zu ent- 
lasten, dann ist der der Post entstehende Fehlbetrag 
im Rentendienst politisch bedingt. 

Die Höhe der politischen Last kann mit der ge- 
genwärtigen Kostenunterdeckung des Rentendien- 
stes von 76,9 Millionen DM im Jahr 1964, abzüglich 
der dem Rentendienst kalkulatorisch zugerechneten 
Anteile an der Verzinsung der Ausgleichsforderun- 
gen [diese Lasten sind unter a) und b) bereits erfaßt] 
sowie an den Versorgungslasten für verdrängte 
Postbeamte [bereits unter d) erfaßt] in Höhe von 
knapp einer Million DM, gleichgesetzt werden. Im 
Jahre 1965 wird die Kostenunterdeckung im Renten- 
dienst wegen der erhöhten Vergütungen auf etwa 
45 Millionen DM zurückgehen (unter Berücksichti- 
gung der erwähnten kalkulatorischen Posten). Die- 
ser politisch bedingte Mindererlös ist der Bundes- 
post nach Ansicht der Kommission zu erstatten. 
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8. Mehrkosten und Mindererlöse 
im Berlin-Verkehr 

Durch Sondertarife für den Verkehr zwischen 
Westdeutschland und Berlin (West) und durch be- 
sondere Ortsgebühren für Briefe und Postkarten in 
Berlin (West) entstehen der Bundespost Lasten, die 
ebenfalls als politisch bedingt anzusehen sind. Es 
handelt sich dabei im einzelnen um niedrigere Tarife 
im Paket- und Postgutverkehr sowie im Fernsprech- 
verkehr von und nach Berlin (West) (berechnet wird 
jeweils die nächstniedrige Entfernungsstufe). Da- 
durch entsteht der Bundespost ein Einnahmeausfall 
von rund 10 Millionen DM jährlich im Paketverkehr 
und von rund 9 Millionen DM im Fernsprechver- 
kehr. Zwar ist die Absicht der Bundesregierung, die 
ökonomische Entfernung von und nach Berlin im 
Fernsprechverkehr und im Paketdienst zu verkür- 
zen, verständlich. Es ist jedoch nicht Sache eines 
wirtschaftlichen Unternehmens, die dadurch bedingte 
Erlösschmälerung zu tragen. 

Politische Motive waren es auch, die dazu ver- 
anlaßt haben, die Ortsgebühren für Briefe und Post- 
karten in Berlin (West) — entgegen der Regelung 
für das westliche Bundesgebiet — nach dem 1. März 
1963 beizubehalten. Die dadurch hervorgerufene 
Mindereinnahme wird für 1964 mit 13 Millionen DM 
(Schätzung für 1955; 13,5 Millionen DM) veran- 
schlagt. 

Auch für Ortstelegramme in Berlin (West) gelten 
um 50 Prozent ermäßigte Sätze, verglichen mit den 
Gebühren im westlichen Bundesgebiet. Diese Son- 
derregelung hängt ebenfalls mit der politischen Son- 
derstellung Berlins zusammen. Der Einnahmeausfall 
ist von der Bundespost mit 1,2 Millionen DM im 
Jahre 1964 errechnet worden (Schätzung für 1965: 
1,2 Millionen DM). 

Außerdem entstehen der Bundespost mannigfache 
Erschwernisse im Berlin-Verkehr. Die Kommission 
verzichtet darauf, diese finanziell nicht sehr bedeu- 
tungsvollen Lasten im einzelnen aufzuführen. 

Zur negativen Abgrenzung der politischen Lasten 
im Berlin-Verkehr bemerkt die Kommission folgen- 
des: Die zuschlagfreie Beförderung von Briefen und 
Postkarten auf dem Luftweg ist auch innerhalb des 
westlichen Bundesgebietes aus Gründen der Be- 
schleunigung des Transports von Briefsendungen 
üblich und wird deshalb von der Kommission nicht 
als politische Last gewertet. Auch Umwege im 
Berlin-Verkehr wegen der geringen Zahl von offe- 
nen Grenzübergängen müssen von allen westdeut- 
schen und Berliner Unternehmen in Kauf genommen 
werden. Die an die Reichsbahn zu bezahlende Achs- 
kilometervergütung für den Transport von post- 
eigenen Waggons auf sowjetzonalen Strecken 
könnte als politische Last allenfalls insoweit ange- 
sehen werden, als diese Vergütung über die an die 
Deutsche Bundesbahn zu zahlenden Sätze hinaus- 
geht. Über die Höhe dieser Vergütung wird zur Zeit 
verhandelt. 

9. Zoll-Interzonenüberwachung 

Als politisch bedingt sieht die Kommission die 
Aufwendungen an, die der Bundespost für die Zoll- 
Inlerzonenüberwachung entstehen. Diese Aufwen- 


dungen in Höhe von rund 20 Millionen DxM jährlich 
sind als nicht von der Post zu vertreten anzusehen. 
Die Interzonenüberwachung wird, soweit es sich 
nicht um Brief-, Päckchen- oder Paketverkehr han- 
delt, von Organen ausgeübt, die aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln bezahlt werden. Die mit der Zoll- 
Interzonenüberwachung zusammenhängenden Auf- 
gaben sind im Grunde nicht Sache eines Unterneh- 
mens, das Verkehrsleistungen produziert. Diese Auf- 
wendungen sollten der Bundespost aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln erstattet werden. 

10. Mehrkosten im Fernmeldedienst 

Infolge der Bereitstellung von Stromkreisen im 
Fernmeldenetz der Post für Zwecke der zivilen und 
militärischen Verteidigung entstehen der Bundes- 
post nach ihren Berechnungen Gebührenausfälle von 
rd. 65 Millionen DM jährlich. Die Kommission hält 
es für geboten, daß die Bundespost für die ertrag- 
losen Investitionen aus Mitteln des Bundeshaushalts 
entschädigt wird. Dabei erscheint es ihr jedoch 
zweckmäßig, nicht von fiktiven Gebührenausfällen 
auszugehen, sondern vom Ersatz der Kosten für die 
erstellten Stromkreise (entsprechend den Vorschlä- 
gen, die die Kommission im IV. Teil über die Abgel- 
tung von Leistungen für den Bund in ihren gutacht- 
lichen Äußerungen zur Novellierung des Postver- 
waltungsgesetzes unterbreitet). 

Zahlen über die Höhe dieser ungedeckten Kosten 
lagen der Kommission nicht vor; deshalb blieben 
sie bei der zusammenfassenden Berechnung über die 
politischen Lasten außer Ansatz. 

Den Stationierungsstreitkräften sind im Verwal- 
tungsabkommen zu Artikel 60 des Zusatzabkom- 
mens zum NATO-Truppenstatut Sondertarife für 
Fernsprech- und Fernschreibausnahmequerverbin- 
dungen eingeräumt worden. Der Bundespost ent- 
steht dadurch ein jährlicher Einnahmeausfall von 
12,2 Millionen DM. Auch diese Mindereinnahmen 
stellen nach Ansicht der Kommission eine politische 
Last dar, die vom Bundeshaushalt übernommen wer- 
den sollte. 

Im Ausbau von Fernsehsendernetzen, für die die 
Bundespost einen Anteil der Fernsehteilnehmer- 
Gebühren einbehält, sieht die Kommission dagegen 
ebensowenig eine politische Last wie in der Beteili- 
gung am Bau und Betrieb von überseekabeln oder 
in Aufwendungen für Fernmeldeverbindungen über 
Satelliten. Es ist Aufgabe eines jeden Unterneh- 
mens, sich moderner technischer Einrichtungen zu 
bedienen und sich an erfolgversprechenden tech- 
nischen Neuentwicklungen zu beteiligen. Nur dann, 
wenn eine solche Beteiligung wirtschaftlich nicht 
oder nicht im gegebenen Umfang vertretbar wäre, 
gleichwohl aber ein politischer Druck auf die Bun- 
despost ausgeübt würde, ließe sich von einer poli- 
tischen Last sprechen. Ein solcher Nachweis ist der 
Kommission nicht erbracht worden. 

11. Mindererlöse im Brief dienst 

Infolge der Einführung des Inlandsportos für 
Briefe der ersten Gewichtsstufe im Verkehr zwi- 
schen der Bundesrepublik und den anderen EWG- 
Ländern entstehen der Bundespost nennenswerte 
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Erlösminderungen von derzeit 8 Millionen DM jähr- 
lich. Der Abbau der Auslandsbriefgebühren für 
bestimmte Briefsendungen innerhalb des gemein- 
samen Marktes hat zweifellos nichts mit marktwirt- 
schaftlichen Anpassungsprozessen zu tun. Im gegen- 
wärtigen Stadium der Integration handelt es sich 
vielmehr um eine politische Demonstration. Gleich- 
wohl hält die Kommission es nicht für richtig, aus 
den entstehenden Mindererlösen Erstattungs- 
ansprüche gegenüber dem Bund abzuleiten. Inner- 
halb der EWG sollen während der Übergangszeit 
allmählich binnenmarktähnliche Zustände geschaffen 
werden. Diesem Ziel widersprächen Auslandstarife 
für den Post- und Fernmeldeverkehr zwischen den 
EWG-Ländern. Die Postverwaltungen der Mitglied- 
staaten werden also früher oder später gezwungen 
sein, den veränderten territorialen Bedingungen bei 
der Tariffestsetzung Rechnung zu tragen. Allenfalls 
die Frage, ob die Einführung von Inlandsgebühren 
schon im gegenwärtigen Zeitpunkt notwendig gewe- 
sen ist, könnte Gegenstand von Diskussionen über 
Erstattungsansprüche sein. 

12. Mindererlöse im Postzeitungsdienst 

Die Bundespost hat sich Jahre hindurch bemüht, 
die erhebliche Kostenunterdeckung im Postzeitungs- 
dienst, unter anderem auch durch eine Gebühren- 
erhöhung, zu vermindern. Dies ist ihr nur zum Teil 
gelungen. Aus politischen Gründen sind die von der 
Post 1963 vorgeschlagenen Preissteigerungen für 
den Postzeitungsdienst wesentlich gemildert worden. 
Die Gebührenerhöhung erbrachte 1964 nur Mehrein- 
nahmen von rund 40 Millionen DM, die Kosten- 
unterdeckung sank von 199 Millionen DM im Jahre 
1963 auf 194 Millionen DM im Jahre 1964. Es muß 
erneut versucht werden, die Kostenunterdeckung, 
die 1965 auf rund 220 Millionen DM geschätzt wird, 
durch Rationalisierungsmaßnahmen, durch Gebühren- 
erhöhungen und/oder Leistungsminderungen zu be- 
seitigen. Die Kommission legt im I. Teil ihres Gut- 
achtens iin Abschnitt D. unter VII. Vorschläge für die 
Sanierung des Postzeitungsdienstes vor. Soweit sich 
die verantwortlichen Organe der Post diese Anre- 
gungen zu eigen machen, die Bundesregierung diesen 
Vorschlägen aber aus politischen Gründen wider- 
spricht, wäre von der im Abschnitt über die Reform 
des Postvcrwaltungsgesetzes vorgeschlagenen Be- 
stimmung Gebrauch zu machen, wonach der Post 
Einnahmeausfälle auf Grund staatlicher Auflagen aus 
öffentlichen Mitteln ersetzt werden sollten. Möchte 
die Bundesregierung über eine Verbilligung des 
Bezuges von Zeitungen staatspolitische Ziele verfol- 
gen, so sollten die dafür erforderlichen Mittel im 
Bundeshaushalt bereitgestellt werden. Die Höhe der 
Ausgleichszahlungen würde davon abhängen, in 
welchem Ausmaß sich die Kostenunterdeckung hätte 
vermindern lassen, falls den Gebührenerhöhungen 
oder den Leistungscinschränkungen nicht widerspro- 
chen worden wäre. Dabei müßte der Nachfragerück- 
gang als Folge von nicht realisierten Preiserhöhun- 
gen ebenso berücksichtigt werden wie der Kosten- 
vcrlauf bei sinkender Leistungsmenge. Erst nach den 
zu treffenden Entscheidungen über die Sanierung 
des Postzeitungsdienstes sollte nach Ansicht der 
Kommission über eventuelle Ausgleichszahlungen 
des Bundes entschieden werden. 


13. Mindererlöse im Omnibusverkehr 

Ähnlich wie bei anderen Omnibusunternehmen 
sind die Fahrpreise der Post im Schülerverkehr aus 
kultur- und sozialpolitischen Gründen im wesent- 
lichen auf dem Stande von 1936 festgehalten wor- 
den, obwohl die Kosten in der Zwischenzeit be- 
trächtlich gestiegen sind. Der Bundespost entstehen 
in diesem Bereich des Omnibusverkehrs wegen der 
staatlichen Preisinterventionen erhebliche Verluste. 
Sofern die Bundesregierung daran festhält, daß die 
Schülerverkehrstarife bewußt niedrig gehalten und 
vertretbare Preiserhöhungen unterbunden werden, 
sollte aus Mitteln der Öffentlichen Hand ein finan- 
zieller Ausgleich herbeigeführt werden. 

Die Regelung im Lande Baden-Württemberg, wo 
ab 1. Mai 1965 die Fahrtkosten für alle Schüler 
öffentlicher Schulen auf dem Wege von der Woh- 
nung zur Schule und zurück vom Land übernommen 
werden und wo die Schüler weiterführender Schulen 
(Mittelschulen und Gymnasien) und von Berufs- 
und Berufsfachschulen zukünftig nur noch einen 
Kostenanteil von 3 DM monatlich zu tragen haben, 
gibt nach Ansicht der Kommission einen Hinweis 
auf die anzustrebende Lösung. Es wird damit ge- 
rechnet, daß sich die anderen Länder dieser Regelung 
anschließen. Die Übernahme der Fahrtkosten durch 
die Länder macht es möglich, das bisherige Subven- 
tionierungsverfahren zu Lasten der Omnibusunter- 
nehmen zu verlassen. Die Länder sollten nach An- 
sicht der Kommission die vollen Kosten des 
Schülerverkehrs übernehmen und nicht auf der 
Basis politisch manipulierter Preise mit den Ver- 
kehrsunternehmen abrechnen. Würden die Omnibus- 
unternehmen auch weiterhin gezwungen, ihre Fahr- 
preise im Schülerverkehr niedrig zu halten, so 
würde für jedermann sichtbar, daß öffentliche Haus- 
halte auf Kosten der Omnibusunternehmen ent- 
lastet werden. 

Der Kommission erscheint es vertretbar, für die 
Abrechnung von Schülerfahrten zukünftig die für 
den Berufsverkehr geltenden ermäßigten Tarife 
zugrunde zu legen, wobei freilich gesichert sein 
müßte, daß nicht auch diese Fahrpreise aus politi- 
schen Gründen herabgedrückt oder am Steigen 
gehindert werden. Sofern die Berufsverkehrstarife 
auf Grund politischer Interventionen entgegen den 
Markttendenzen am Steigen gehindert werden, muß 
ebenfalls von einer politischen Last gesprochen wer- 
den. Sache der Bundespost wäre es zu entscheiden, 
inwieweit die gegenwärtige Kosten- und Marktlage 
eine Erhöhung der Berufsverkehrstarife geboten 
erscheinen läßt. Nach Ansicht der Bundespost wäre 
ein Ermäßigungsprozentsatz für Zeitkarten (im Ver- 
gleich zur Regelfahrgebühr) von 20 Prozent ange- 
messen. Würde einer solchen Tariferhöhung aus 
politischen Gründen widersprochen, so läge eine 
politische Last vor. 

Von seiten des Bundespostministeriums ist der 
Kommission eine Berechnung der Mindererlöse im 
Schülerverkehr auf folgender Grundlage vorgelegt 
worden: Ermäßigungsprozentsatz (im Vergleich zur 
Regelfahrgebühr) bei Schülermonatskarten von 
50 Prozent, bei Schülerwochenkarten von 40 Pro- 
zent und bei Schülerzehnerkarten von 30 Pro- 
zent. Diese Ermäßigungen sind höher als die für 


104 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/203 


die Zeitkarten im Berufsverkehr (Monatskarten 
durchschnittlich 43,9 Prozent; Wochenkarten 34 Pro- 
zent). Auf dieser Basis ergab sich für das Jahr 1964 
ein Mindererlös im Schülerverkehr von 22,7 Mil- 
lionen DM (Schätzung für 1965: 23 Millionen DM). 
Diese Zahlen hat die Kommission in die zusammen- 
fassende Quantifizierung der politischen Lasten 
einbezogen. Dagegen ist die Kommission nicht davon 
überzeugt, daß zuschußbedürftige Postomnibuslinien 
in Notstandsgebieten und im Zonenrandgebiet ohne 
weiteres als politische Last anerkannt werden kön- 
nen. Zumindest müßte zuvor festgestellt werden, 
ob kein anderes Omnibusunternehmen bereit wäre, 
die betreffenden Linien ohne oder mit geringerem 
Zuschuß aus öffentlichen Mitteln zu betreiben. Am 
zweckmäßigsten wäre es, wenn zu diesem Zweck 
die Omnibuslinicn öffentlich ausgeschrieben würden. 

III. Abschließende Bemerkungen 
zum Problem der politischen Lasten 

Der vorstehend aufgeführte Katalog einseitiger 
politischer Lasten enthält nach Ansicht der Kom- 
mission die wichtigsten Mindererträge und Mehr- 
aufwendungen, die der Bundespost infolge politisch 
motivierter Interventionen des Staates entstehen. 
Es handelte sich dabei im Jahre 1964 um einen 
Betrag von rund 550 Millionen DM (Schätzung für 
1965: rund 520 Millionen DM). Falls im Postzeitungs- 
dienst aus politischen Gründen keine Gebühren- 
erhöhung und/oder Leistungsverminderung vorge- 
nommen werden kann, ist die Kostenunterdeckung 
dieses Dienstzweiges insoweit als politische Last 
anzusehen (im Jahre 1964 abzüglich kalkulato- 
rischer Ansätze für Ausgleichsforderungen und für 
Versorgungslasten verdrängter Postbeamter rund 
190 Millionen DM). Die politischen Lasten hätten 
dann 1964 rund 550 + 190 — 740 Millionen DM 
betragen. In dieser Summe sind nicht die beträcht- 
lichen Versorgungsbezüge für Beamte, die nach 1945 
im Bundesgebiet wiederverwendet wurden und in- 
zwischen in den Ruhestand getreten oder während 
der Wiederverwendung gestorben sind, enthalten. 
Anderen Verwaltungen wird diese Last nach § 42 
des Gesetzes zu Artikel 131 Grundgesetz vom Bund 
erstattet. In den 740 Millionen DM für das Jahr 1964 
sind auch nicht die Kosten bzw. Einnahmenausfälle 
für die Bereitstellung von Stromkreisen im Fern- 
meidenetz der Post für Zwecke der zivilen und 
militärischen Verteidigung enthalten, die zweifellos 
eine politische Last darstellen, deren Höhe jedoch 
nicht bekannt ist. 

Auf die Erwähnung finanziell weniger bedeut- 
samer Lasten hat die Kommission verzichtet, z. B. 
unentgeltliche Beförderung von Wahlbriefen, Blin- 
den- und Kriegsgefangenensendungen, Gebühren- 
verluste bei der Übermittlung von Telegrammen 
und Ferngesprächen im Transitverkehr auf Grund 
von überholten Vereinbarungen mit der sowjeti- 
schen Besatzungszone, Gebührenermäßigungen für 
Fernsprechanschlüssc von Kriegsblinden, Zinsver- 
luste durch längere Zahlungsfristen für Fernmelde- 
rcchnungen der Stationierungsstreitkräfte. 

Die Kommission hat sich mit der Frage beschäftigt, 
ob nicht auch die Kostenunterdeckung in anderen 


Dienstzweigen, etwa im Telegrammdienst oder im 
Postanweisungsdienst, auf eine politisch motivierte 
Niedrighaltung von Preisen zurückzuführen ist. Die 
Bedeutung der Ausgaben für Telegramme im Budget 
privater Haushalte ist jedoch so gering, daß politi- 
sche Gründe für Preisinterventionen keine Über- 
zeugungskraft haben. Ähnliche Überlegungen lassen 
sich für den Postanweisungsdienst anstellen. Soll- 
ten gleichwohl politische Bedenken gegen die von 
der Kommission unterbreiteten Gebührenerhöhun- 
gen geltend gemacht werden, so wäre der Katalog 
politischer Lasten entsprechend zu erweitern. Bis- 
her ist jedoch der Wille politischer Instanzen, die 
Preise im Telegramm- und im Postanweisungsdienst 
niedrig zu halten, nicht eindeutig erkennbar gewor- 
den, so daß eine wesentliche Voraussetzung für die 
Anerkennung der Fehlbeträge in diesen Leistungs- 
bereichen als politische Last fehlt. 

Die Kommission verkennt nicht, daß den aulge- 
führten einseitigen politischen Auflagen auch ge- 
wisse Steuervergünstigungen der Post gegenüber- 
stehen, insbesondere bei der Gewerbesteuer, der 
Grundsteuer, der Kapitalverkehrs- und der Wechsel- 
steuer. Auch bei Gebühren und Beiträgen an den 
Bund, die Länder, die Gemeinden und die Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts ist die Bundespost 
gegenüber anderen wirtschaftlichen Unternehmen 
im Vorteil. Bei der Vermögensteuer dürfte dagegen 
keine Begünstigung der Bundespost vorliegen, wenn 
man steuerlich zulässige Rückstellungen für Pen- 
sionsverpflichtungen in die Betrachtung einbezieht. 
Ähnliches gilt für den Lastenausgleich. Der Voll- 
ständigkeit halber sei erwähnt, daß der Postomni- 
busverkehr einer doppelten Besteuerung unterliegt: 
Neben der üblichen Beförderungsteuer, die alle 
Omnibusunternehmen zu zahlen haben, müssen 
von den Einnahmen dieses Dienstzweigs noch 6-3 
Prozent als Abgabe an den Bund entrichtet werden. 
Ein Sonderproblem bildet die Abgabe an den Bund 
(vergleiche hierzu den folgenden Abschnitt im 
ILTeil unter C.). 

Die Kommission vertritt die Ansicht, daß eine 
umfassende Regelung und Bereinigung der finanzi- 
ellen Beziehungen zwischen dem Bund und der Bun- 
despost getroffen werden muß. Bei dem gegen- 
wärtigen Wirrwarr von einseitigen Belastungen und 
finanziellen Vorteilen der Post ist es so gut wie 
unmöglich, exakt festzustellen, in welchem Ausmaß 
der Gewinn- oder der Verlustausweis der Post durch 
politische Auflagen beeinflußt wird. Deshalb sollte 
der Sonderstatus, den die Deutsche Bundespost bei 
einigen Steuern zu ihrem Vorteil, aber hinsichtlich 
staatlicher Auflagen offensichtlich weit überwiegend 
zu ihrem Nachteil einnimmt, beseitigt werden. 

Gegen die von der Kommission empfohlene Über- 
nahme der politischen Lasten durch den Bund 
könnte folgendes geltend gemacht werden: Anders 
als bei der Bundesbahn stehe die Bundespost kei- 
neswegs auf allen von ihr belieferten Märkten im 
Wettbewerb mit anderen Unternehmen. Deshalb ge- 
nüge es, einseitige Begünstigungen und Belastungen 
nur insoweit zu beseitigen, als Wettbewerbsver- 
zerrungen zu entstehen drohten. Werden aber einem 
Unternehmen zur Entlastung öffentlicher Haushalte 
erhebliche einseitige Lasten aufgebürdet und wird 
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diesem Unternehmen gleichzeitig die volle Deckung 
seiner Kosten durch eigene Erlöse zur Pflicht ge- 
macht, dann müssen die Preise dieses Unternehmens 
entsprechend erhöht werden. Im Falle der Bundes- 
post können daraus folgen: Verteuerung der Post- 
dienstleistungen, Nachfrageschrumpfungen, relative 
Kostensteigerungen und schlechtere Versorgung der 
Volkswirtschaft mit den Dienstleistungen der Post. 

Mehr als andere Verkehrsleistungen sind gerade 
die Dienstleistungen der Post für das gute Funktio- 
nieren einer hochgradig arbeitsteiligen, wettbe- 
werbswirtschaftlich geordneten Volkswirtschaft von 
großer Bedeutung. Von überhöhten Preisen für 
Verkehrsleistungen gehen tendenziell desintegrie- 
rende Wirkungen auf die Gesamtwirtschaft aus. 
Zugleich wird die Lenkung der Produktivkräfte an 
die Stelle ihres optimalen Einsatzes verfälscht, und 
zwar im entgegengesetzten Sinne wie im Falle von 
Subventionen. Ebenso wie von einseitigen Begünsti- 
gungen einzelner Unternehmen durch den Staat 
wegen der dadurch verursachten Fehllenkungen 
schädliche volkswirtschaftliche Wirkungen aus- 
gehen, haben auch einseitige Belastungen einzelner 
Unternehmen durch den Staat nachteilige, das 
Wirtschaftswachstum hemmende Folgen. Ganz unab- 
hängig von möglichen Wettbewerbsverzerrungen 
hält daher die Kommission die Abgeltung der po- 
litischen Lasten durch den Bund für unumgänglich. 

C. Ablieferung an den Bund 

1. Flistorische Darstellung 

Die Geschichte der Abgaben der Postverwaltung 
reicht in Deutschland noch in die Zeit der als staat- 
liche Einnahmequelle nutzbaren Floheitsrechte (Re- 
gale) zurück. Die Taxis'sche Reichspost hatte erheb- 
liche Überschüsse abgeworfen. Von 1871 bis 1913 
trug die Reichspostverwaltung im Gesamtbetrag von 
1,3 Milliarden Mark zur Deckung des staatlichen 
Finanzbedarfs bei. Während des ersten Weltkriegs 
und bis zum Ende der Inflation 1923 waren hohe 
Zuschüsse aus der Reichskasse erforderlich, um den 
Postbetrieb auf der Höhe der erforderlichen Leistung 
zu halten. Die Weimarer Verfassung vereinigte die 
Reichspostverwaltung und die bis dahin selbständi- 
gen Landespostverwaltungen Bayerns und Württem- 
bergs zu einer einheitlichen Reichsverwaltung, deren 
Finanzwesen bereits mit der Einführung der Renten- 
mark im November 1923 von dem des Reiches ge- 
trennt wurde. Durch das Reichspost-Finanzgesetz 
vom 18. März 1924 wurde hierfür die Rechtsgrundlage 
geschaffen. In der Begründung zum Gesetz wurde 
die Zuversicht der Reichsregierung ausgesprochen, 
daß in weiterer Folge wieder Reinüberschüsse für 
die allgemeine Reichskasse erzielt werden können. 
In § 8 des Gesetzes wurde bestimmt, daß eine Rück- 
lage bis zur Höhe von 20 vom Hundert der jähr- 
lichen Betriebsausgaben zu bilden sei. Nach Errei- 
chung von 10 vom Hundert der Betriebsausgaben 
mußten die Reinüberschüsse zur Hälfte, nach Errei- 
chung der vollen 20 vom Hundert alle Reinüber- 
schüsse an die Reichskasse abgeführt werden. 
Bereits 1926 wurde das erste Anderungsgesetz 
erlassen, wonach die Rücklagenbildung auf 100 Mil- 
lionen Reichsmark beschränkt wurde. Nach Errei- 


chung dieser Summe mußten die Betriebsüberschüsse 
und die Zinsen der Rücklage unverkürzt in die 
Reichskasse fließen. Da die Rücklage bereits 112 
Millionen Reichsmark erreicht hatte, setzte 1926 die 
Ablieferung von Überschüssen ein. 

Der steigende Finanzbedarf des Reiches zwang zu 
Ablieferungen, die im Interesse des Ausbaues der 
Betriebsanlage als zu hoch empfunden worden sind. 
Die Ausgaben für Investitionen konnten nicht mehr 
im vollen Umfang bei der Errechnung der Gesamt- 
ausgaben berücksichtigt werden. Der 1924 erstmals 
gebildete Verwaltungsrat hielt die Aufnahme von 
Fremdgeldern für die unumgänglichen Investitions- 
ausgaben bei gleichzeitiger Ablieferung der im 
wesentlichen nach dem Finanzbedarf des Reiches 
bemessenen „Überschüsse" für bedenklich. 

Es wurde deshalb von den Mitgliedern des Reichs- 
rats und den Vertretern der Wirtschaft im Verwal- 
tungsrat angeregt, das Reichspost-Finanzgesetz 
dahin zu ändern, daß die Höhe der Ablieferungen 
an die Reichskasse nach einem festen Maßstab fest- 
gesetzt werden sollte. Diesem Wunsch entsprach die 
Reichsregierung vor allem, um den jährlich bei Auf- 
stellung des Reichshaushaltsplanes und des Voran- 
schlags der Deutschen Reichspost ausgetragenen 
Streit über die vermutliche Höhe des abzuführenden 
Überschusses zu vermeiden. Im dritten Gesetz über 
die Änderung des Reichspost-Finanzgesetzes vom 
7. Januar 1931 wurde die Verpflichtung der Post 
festgelegt, Ablieferungen an das Reich in Höhe 
von 6 bis 6^3 Prozent der Betriebseinnahmen zu 
leisten. Dabei richtet sich der Ablieferungssatz nach 
dem Umfang der Bruttoeinnahmen pro Jahr. Im 
Gesetz zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung vom 27. Februar 1934 wurde endgültig 
der Satz von 6-/3 Prozent zur Abführung an die 
Kasse des Reiches festgesetzt. Das Gesetz über die 
Verwaltung der Deutschen Bundespost vom 24. Juli 
1953 hat praktisch den Zustand von 1931 wiederher- 
gestellt: Bei mehr als 2 Milliarden DM Betriebsein- 
nahmen muß die Post 6V3 vom Hundert an den Bund 
abführen. 

II. Rechtliche Begründung für Ablieferungen 

Der Gedanke, eine staatliche Einnahmequelle zu 
nutzen, blieb im alten Deutschen Reich noch erhal- 
ten, als sich für die staatlichen Postanstalten die 
Erkenntnis der Gemeinnützigkeit und der allge- 
meinen Wohlfahrt durchgesetzt hatte. 1913 be- 
schrieb beispielsweise Laband in seinem „Staats- 
recht des Deutschen Reiches" die Postverwaltung 
als eine öffentliche Verkehrsanstalt, die zum 
Dienste des Publikums bestimmt sei und vom Staat 
nicht ausschließlich im fiskalischen Interesse 
gehalten werde. Als der Posthaushalt 1924 aus dem 
Reichshaushalt ausschied, hieß es in der amtlichen 
Begründung zum Gesetzentwurf: „Die Reichspost- 
und Telegrafenverwaltung konnte unter diesen Um- 
ständen nicht mehr wie in der Vorkriegszeit Über- 
schüsse, sondern mußte dauernde Fehlbeträge auf- 
weisen, deren Höhe mit steigender Geldentwertung 
immer mehr heranwuchs. Eine Hauptursache dieser 
Fehlbeträge ist neben den angedeuteten ungünstigen 
Verhältnissen auch darin zu finden, daß es der 
Reichspost- und Telegrafenverwaltung infolge der 
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Bindung an die gesetzlichen Bestimmungen — Ab- 
hängigkeit vom Reichstag, Reichsrat und zum Teil 
auch vom Reichsminister der Finanzen — nicht 
möglich war, ihren Betrieb nach kaufmännisch- 
wirtschaftlichen Grundsätzen zu leiten und insbe- 
sondere die von ihr für erforderlich gehaltenen, 
den jeweiligen Verhältnissen angepaßten Maßnah- 
men überhaupt oder schnell genug durchzuführen." 

. . . In der Begründung zu § 8 dieses Gesetzentwurfs 
hieß es weiter: „Erzielt die DRP nach Deckung aller 
Verbindlichkeiten und Auffüllung der Rücklage 
Reinüberschüsse, so sollen sie in Würdigung der in 
der Begründung zu § 1 dargelegten Verhältnisse 
der Reichskasse zufließen. Die getroffene Regelung 
soll dem Reich einen angemessenen Anteil an den 
Erträgen der Deutschen Reichspost erwirken und 
insoweit die Einführung einer demselben Zweck 
dienenden Steuer entbehrlich machen . . 

In der Begründung des 1931 verordneten Über- 
gangs auf einen festen Prozentsatz der Gebühren- 
einnahmen werden ausschließlich technische Gründe 
geltend gemacht. „Die Betriebseinnahmen sind als 
Grundlage für die Bemessung der Ablieferung ge- 
wählt worden, weil es hierbei am ehesten möglich 
ist, Meinungsverschiedenheiten auszuschalten. Eine 
Bemessung der Ablieferung nach vom-Hundert-Sät- 
zen des Vermögens würde gegenüber dem bisheri- 
gen Zustand keine Besserung bringen. Die Meinungs- 
verschiedenheiten würden sich bei einer solchen 
Regelung vielmehr nur auf ein anderes Gebiet, näm- 
lich auf das der Bewertung der Aktiven und Passi- 
ven und der Abschreibungen, verschieben. Die für 
die Bemessung der Ablieferung vorgesehenen vom- 
Hundert-Sätze nehmen in gleicher Weise Rücksicht 
auf die Leistungsfähigkeit der Deutschen Reichspost 
und den Finanzbedarf des Reiches , . .". (Amtliche 
Begründung). 

Im Kommentar Scheda heißt es: „Die Ablieferun- 
gen selbst sind zwar innerlich berechtigt, weil die 
DRP Vermögen des Reichs verwaltet und dieses 
Vermögen auch bei Wahrung des gemeinnützigen 
Anstaltsbegriffs einen angemessenen Reinertrag 
bringen kann und in beschränktem Ausmaß auch 
früher erbracht hat. Nur darf die Höhe der Abliefe- 
rung nicht zu einer Größe anwachsen, die den Grund- 
sätzen wirtschaftlicher Vernunft, den volkswirt- 
schaftlichen Aufgaben und den daraus folgenden 
Bedürfnissen der Deutschen Reichspost, also denen 
des Reichs, widersprechen. Es müßte deshalb in 
Zukunft grundsätzlich bei dem gesetzlichen, schon 
nicht leicht tragbaren vom-Hundert-Satz der Be- 
triebseinnahmen sein Bewenden haben . . 

An anderer Stelle sagt Scheda: „Da die Deutsche 
Reichspost selbst Sondervermögen des Reiches ist, 
diesem also kein Kapital schuldet, braucht das über- 
nommene Anlagevermögen (und noch weniger das 
selbst erworbene) nicht als Schuld verzinst zu wer- 
den. Die Ablieferung hat deshalb, sachlich betrachtet, 
mehr die Natur einer Umsatzsteuer, wie im Verwal- 
tungsrat mit Recht betont worden ist." Diese beiden 
Stellen des Kommentars zeigen ganz offen eine 
widersprüchliche Begründung durch Scheda. Mit dem 
Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltung von 1934 
wurden bestehende Verpflichtungen zur Zahlung 
von Umsatzsteuer für Leistungen, die außerhalb 


des gesetzlichen Aufgabenkreises der Deutschen 
Reichspost lagen, beseitigt, ohne daß für die Ab- 
lieferung an die Kasse des Reiches eine neue Be- 
gründung erging. Auch im Postverwaltungsgesetz 
von 1953 ist eine neue Begründung für die Ablie- 
ferung nicht gegeben. 

In einer internen Stellungnahme des Bundes- 
finanzministeriums vom 7. Januar 1958 wird betont, 
daß die Notwendigkeit ständiger Leistungen an den 
allgemeinen Haushalt seit Einführung der prozen- 
tualen Abgabe von keiner Seite bezweifelt worden 
sei. „Sie wurde begründet als Entgelt für die Aus- 
übung des Postfernmeldemonopols und den Mono- 
polschutz, sowie mit der Tatsache, daß der Post alle 
allgemeinen und besonderen Einrichtungen des 
Staates zur Verfügung stehen, während sie bis auf 
unbedeutende Ausnahmen von allen Steuern befreit 
ist. Diese Voraussetzungen treffen auch heute noch 
zu. . ." Die Ablieferungen an den Bund sind inso- 
weit (nach allgemeinen finanz- und betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen) auch als eine dem Eigen- 
tümer Bund zufließende Kapitalverzinsung und 
somit als betriebswirtschaftliches Kostenelement zu 
betrachten. In dieser Form hat das Sondervermögen 
einen Beitrag für die allgemeinen Staatsausgaben zu 
erwirtschaften. Im Hinblick auf die weitgehende 
Steuerbefreiung der Deutschen Bundespost erreicht 
dieser Beitrag im übrigen auch nur einen Teil der 
allgemeinen Steuerbelaslung . . 

III. Vorschläge 

Man kann die Ablieferung der Post an den Bund 
nur als eine historisch gewachsene Finanzabgabe sui 
generis auffassen, da andere Begriffe der Finanz- 
wissenschaft ihrer Entstehung und ihrem Wesen 
nicht gerecht werden. Da die Kommission auch für 
die Post die Anwendung marktwirtschaftlicher Prin- 
zipien empfiehlt und die vollkommene Abgaben- 
freiheit dieser Konzeption widerspricht, weil sie 
wettbewerbshindernde Daten setzen würde, tritt 
die Kommission grundsätzlich für die Beibehaltung 
einer Ablieferung der Deutschen Bundespost an den 
Bund ein. Die Ablieferung soll jedoch nicht an die 
Betriebseinnahmen, sondern an das Eigenkapital 
oder den Erfolg gebunden sein. Dann hätte die Ab- 
lieferung an den Bund entweder den Charakter 
eines Zinses oder einer Erfolgsbeteiligung. Der 
früheren Argumentation, eine solche Reglung würde 
die Post veranlassen, die Höhe des Eigenkapitals 
oder Erfolges zu manipulieren, um die Ablieferung 
gering zu halten, kann die Kommission nicht folgen, 
denn das hieße einem öffentlichen Unternehmen 
weniger Vertrauen entgegenbringen als jedem 
privatwirtschaftlichen, das Steuern zahlt. 

Die Kommission kann keine Empfehlung für die 
Höhe der Ablieferung geben. Dazu bedarf es einer 
Gesamtrechnung, deren Aufstellung unverzüglich in 
Angriff zu nehmen ist und die rechnerisch alle zur 
Zeit bestehenden Tatbestände und Reglungen ein- 
schließlich der finanziellen Beziehungen zwischen 
dem Bund und der Bundespost umfaßt. In ihr müßte 
u. a. die Auswirkung der Alleinbetriebsrechte der 
Post und ihrer mit diesen Rechten korrespondieren- 
den gesetzlichen Bindungen ebenso quantifiziert 
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werden, wie z. B. der Umfang und die finanzielle 
Auswirkung der weitgehenden Befreiung der Bun- 
despost von Steuern. Erst auf Grund dieser Gesamt- 
rechnung kann man entscheiden, ob das Eigenkapital 
oder der Erfolg als Bemessungsgrundlage gewählt 
und wie hoch die Ablieferung sein soll, um die Post 
wettbewerbsneutral in die Marktwirtschaft einzu- 
gliedern. 

So nachdrücklich die Kommission grundsätzlich 
die Ablieferungspflicht bejaht, so entschieden emp- 
fiehlt sie eine Stundung dieser Abgabe. Die ge- 
stundete Abgabe sollte so lange dem Eigenkapital 
zugeschlagen werden, bis dieses die Höhe erreicht, 
die die Kommission für erforderlich hält. Um die 
Tatsachen der Verpflichtung zur Ablieferung und 
die der Stundung ständig klar hervorzuheben, 
sollten in der Bilanz diese gestundeten Beträge in 
einem gesonderten Posten auf der Passivseite ge- 
trennt von den übrigen Verpflichtungen ausge- 
wiesen werden. Die Bundesregierung hätte dann zu 
entscheiden, wann die Umwandlung dieser quasi- 
Rückstellung in Eigenkapital zu erfolgen hat (vgl. 
dazu auch die besonderen Ausführungen im IV. Teil, 
Seite 144 f.). 


D. Organisation 

I. Grundsatzfragen 

Mancherlei Besonderheiten der Organisation der 
Deutschen Bundespost sind wie in jedem anderen 
Unternehmen und bei jeder Behörde historisch be- 
dingt. Seitdem vor über 100 Jahren (1850) die Ober- 
postdirektionen in den preußischen Westprovinzen 
gegründet wurden, haben politische Gewalten und 
technische Entwicklungen auf die Organisation der 
Bundespost eingewirkt. Dabei ist festzustellen, daß 
den Fragen der organisatorischen Gestaltung des 
Betriebes und der Verwaltung der Post von jeher, 
besonders aber in jüngster Zeit, große Bedeutung 
beigemessen worden ist. Im Aufträge des Bundes- 
postministers wurde Mitte der 50er Jahre ein Gut- 
achten des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung (BWV) über die Organisation der 
Deutschen Bundespost angefertigt. Dazu haben 
Kommissionen aus leitenden Postbeamten während 
der vergangenen 10 Jahre eingehend Stellung ge- 
nommen. Wichtige Vorschläge, wie die Neuordnung 
der Fernmelde- und Postämter und in den Grund- 
zügen einheitliche Aufbauorganisationen bei den 
Oberpostdirektionen, sind aufgenommen und weit- 
gehend realisiert worden. 

Der Kommission standen das BWV-Gutachten und 
die Stellungnahmen, soweit sie bisher fertiggestcllt 
sind, sowie zahlreiche Organisationsrichtlinien zur 
Verfügung. Darin wird das Prinzip der Wirtschaft- 
lichkeit allenthalben als Maxime für die Organisa- 
tion genannt. 

Die Verantwortung für die Organisation der 
Deutschen Bundespost ist geteilt. Im Bundespost- 
ministerium ist jeweils in der Abt. I (Postwesen) und 
der Abt. II (Fernmeldewesen) ein Referat für die 
Ämterorganisation zuständig, in der Zentralabtei- 
lung ein Referat für die Organisation des Ministe- 


riums und der Oberpostdirektionen. Die Personal- 
wirtschaft obliegt einem Referat der Abt. III 
(Personalwesen), die Rechenzentren und Lochkarten- 
stellen unterstehen einem Referat der Abt. IV 
(Haushalts- und Finanzwesen). Jede Oberpostdirek- 
tion hat ein für Organisationsfragen zuständiges 
Referat. Eine der obersten Leitung direkt unter- 
stehende Revisions- und Organisationsabteilung wie 
in fast allen Großunternehmen der Wirtschaft oder 
eine Operations- und Organisationsabteilung als 
Schlüsselabteilung wie in allen Generalstäben der 
modernen Armeen kennt die Deutsche Bundespost 
nicht. 

Den externen Betrachter der Organisation der 
Deutschen Bundespost überrascht auch deren ge- 
linge Einheitlichkeit auf der mittleren Ebene der 
Aufbauorganisation. Oberpostdirektionen mit sehr 
unterschiedlichen Bezirksgrößen, mit sehr verschie- 
denen Personalstärken in Betrieb und Verwaltung 
sowie mit nach Art und Anzahl stark differierenden 
Ämtern sind zu konstatieren. Dies ist nicht allein 
mit örtlich bedingten, betriebstechnischen oder be- 
triebswirtschaftlichen Daten zu erklären; es liegt 
vielmehr nach Überzeugung der Kommission in 
historischen Gegebenheiten, teilweise aus der Zeit 
der drei Besatzungszonen nach dem II. Weltkrieg, 
begründet. Bestrebungen, diesen als unhaltbar er- 
kannten Zustand zu ändern, stießen — wie von 
seiten der Deutschen Bundespost berichtet wurde — 
auf politische Widerstände. 

In jeder Organisation sind Arbeitsteilung und 
Arbeitsvereinigung außer vom Arbeitsanfall auch 
durch die individuelle Leistungsfähigkeit der Stellen- 
inhaber bedingt. So sind in jedem Unternehmen 
Organisationsfragen mit denen des Personalwesens 
zwangsläufig eng verbanden, In, einem Unternehmen 
wie die Deutsche Bundespost, dessen Personal zum 
großen, für die Organisation entscheidenden Teil 
aus Beamten besteht, ist der Organisator außerdem 
gehalten, auf Dienstposten, Planstellen, Stellen- 
kegel, Laufbahnbestimmungen und andere beamten- 
rechtliche Gegebenheiten Rücksicht zu nehmen. Hier 
ist die Bundespost vom Bundesfinanzminister sowie 
von Beschlüssen des Deutschen Bundestages und des 
Verwaltungsrates der DBP abhängig. Die speziellen 
Bedürfnisse der eigenen Verwaltung, der nach 
Schwierigkeit, Selbständigkeit, Verantwortungs- 
gewicht u. a. m, abgestufte Wert der von den Be- 
amten der Post zu erbringenden Leistungen sind 
bei der Gestaltung einer organisationsgerechten 
Personalstruktur nur schwer zur Geltung zu brin- 
gen. Dieses ernste Problem wird von der Leitung 
der Deutschen Bundespost deutlich gesehen. Die 
Kommission erkennt im Rahmen der heute gelten- 
den einschlägigen Bestimmungen keine Möglichkeit, 
die Personalwirtschaft und somit die Organisation 
gegen derartige störende, externe Einflüsse abzu- 
schirmen. 

Einer allgemein verbreiteten Kritik in der Öffent- 
lichkeit unterliegt das Verfahren, nach dem die 
Bewertung eines Dienstpostens bei der Deutschen 
Bundespost nach einem Punktsystem bestimmt wird, 
bei dem die Zahl der Untergebenen maßgebend ist. 
Es wird gesagt, dies sei für die Bundespost typisch, 
deshalb seien die meisten Dienststellen zu personal- 
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aufwendig besetzt und aus diesem Grunde würde 
der Rationalisierung der personalintensiven Dienst- 
zweige widerstanden, Die Kommission konnte sich 
davon überzeugen, daß lediglich die Dienstposten- 
bewertung für die Amtsvorsteher im Postwesen in 
der angedeuteten Weise vorgenommen wird. Die 
bis ins einzelne gehenden Leistungsnachweise, die 
zu erbringen sind, wenn zusätzliche Dienstposten 
geschaffen werden sollen, stellen hinreichend sicher, 
daß die Organisationseinheiten der Bundespost nicht 
personell überbesetzt werden. Bei der Bewertung 
der Amtsvorsteherposten im Fernsprechwesen ist 
die Kopfzahl des Verwaltungspersonals nur ein, 
dazu noch gering gewichteter Faktor neben 42 ande- 
ren, ausschließlich technischen Betriebswerten. Im 
Zuge der weiteren Mechanisierung des Postdienstes 
wird auch hier ein Vorgehen wie im Fernsprech- 
dienst zu entwickeln sein. In welchem Maße die 
Organisation der Deutschen Bundespost gegenüber 
rückläufigen oder wechselnden Verkehrsentwicklun- 
gen remanent ist, konnte die Kommission an Hand 
der ihr vorgelegtcn Unterlagen nicht feststellen. 

Die Kommission beurteilt die Organisation der 
Deutschen Bundespost mehr mit den Maßstäben, die 
an ein privatwirtschaftliches Unternehmen anzu- 
legen sind, als mit solchen, die einer hoheitlichen 
Staatsverwaltung adäquat sein mögen. Dazu hält 
sie sich im Sinne des ihr erteilten Auftrags für ver- 
pflichtet. Dabei verkennt die Kommission keines- 
wegs, daß einzelnen ihrer Vorschläge zur Gestaltung 
der Organisation der Bundespost gesetzliche, ver- 
tragliche oder ganz einfach politische Hindernisse 
entgegenstehen können. 

II. Die Aufbauorganisation der DBF 

1. Die Unternehmensspitze 

Im Bundespostministerium als der obersten Be- 
hörde der Deutschen Bundespost ist die Leitung in 
die beiden, je einem Staatssekretär unterstellten 
Bereiche Betrieb und Verwaltung getrennt. Eine 
derartige Organisationsstruktur an der Spitze eines 
Unternehmens ist ungev/öhnlich. Kein Teil der Ver- 
waltung, auch nicht die im Bundespostministerium 
zusammengefaßten Abteilungen Haushalt- und 
Finanzwesen (fV), Personalwcsen (III) und die Zen- 
tralabteilung, hat einen Selbstzweck und damit 
Berechtigung zur Eigenständigkeit. Alle Verwal- 
tungsfunktionen haben dem Betrieb zu dienen und 
müssen mit dem Betrieb eng verbunden sein. Ledig- 
lich ein vollkommen homogener und dazu noch ein- 
facher Betrieb, dessen technische und wirtschaftliche 
Leitung nur geringe Ansprüche stellt, könnte eine 
losgelöste Verwaltung vertretbar erscheinen lassen. 
Diese Voraussetzung ist aber bei der Deutschen 
Bundespost nicht gegeben. Mit dem Post- und Fern- 
meldewesen bestehen hier zwei, sieht man die Post- 
bankdienste noch eigenständig, sogar drei sehr ver- 
schiedene Betriebstypen nebeneinander. 

Der Postdienst, einschließlich der Postbankdienste, 
und der Fernmeldedienst sind nach Meinung der 
Kommission in ihren Ansprüchen an die Verwaltung 
sehr verschieden. Liegenschaften und Bauten sind 
nach jeweils eigenen Gesichtspunkten zu beschaffen 


bzw. zu erstellen. Die Personalstruktur, die Per- 
sonalauswahl und die Personalausbildung sind im 
Post- und Fcrnmeldewesen kaum vergleichbar, Das 
Haushalt- und Rechnungswesen stellt in diesen bei- 
den Bereichen eigene Anforderungen, wenn es sich 
nicht darauf beschränkt, lediglich Zahlen zusammen- 
zustellen. Werden alle diese Funktionen von den 
gleichen Verwaltungsbeamten für verschiedene Be- 
triebstypen ausgeübt, dann besteht die Gefahr, daß 
die Referenten überfordert und keinem Betrieb ge- 
lecht werden. 

Aus diesen Gründen rät die Kommission, die Auf- 
bauorganisation des Bundespostministeriums zu 
überprüfen. Entsprechend ihrem Vorschlag zur ge- 
setzlichen Neuregelung der Führungsspitze der 
Deutschen Bundespost^), nach dem ein aus einem 
Vorsitzer und vier weiteren Mitgliedern bestehen- 
der Vorstand die Geschäfte der Deutschen Bundes- 
post leitet, empfiehlt die Kommission, einem Vor- 
standsmitglied das Postwesen und einem anderen 
Vorstandsmitglied das Fernmeldewesen zu unter- 
stellen. 

Die Kommission glaubt außerdem, daß die wirt- 
schaftliche Gesamtlage der Deutschen Bundespost 
und die Ansprüche, die künftig an ihre Finanzierung 
gestellt werden, dazu zwingen, für ihre Wirtschafts- 
führung ein fachkundiges Vorstandsmitglied einzu- 
setzen. Schon der BWV forderte die direkte Unter- 
stellung des Leiters der Haushaltsabteilung unter 
den Bundespostminister und setzte dabei voraus, 
daß der Leiter der Haushaltsabteilung die fachlichen 
und persönlichen Fähigkeiten hat, weitgehende Be- 
fugnisse bei der betriebswirtschaftlichen Leitung der 
Deutschen Bundespost auszuüben. Er soll imstande 
sein, alle Investitionsvorhaben ökonomisch zu be- 
urteilen. Dazu muß er befugt sein, die Vorlage von 
Investitionsrechnungen zu verlangen, und er muß 
imstande sein, begründete Vorschläge für eine 
Prioritätenfolge der Vorhaben nach ihrem Beitrag 
zum Gesamterfolg der Bundespost zu machen. 

Das für die Wirtschaftsführung verantwortliche 
Vorstandsmitglied muß den Vorsitzer des Vor- 
standes, der die Verantwortung für den Gesamt- 
erfolg trägt, in allen den Erfolg beeinflussenden 
Fragen beraten. Deshalb müssen ihm außer dem 
Rechnungswesen die Finanzwirtschaft der Deutschen 
Bundespost, das Grundsatzreferat Preispolitik, die 
Revisions- und Organisationsabteilung und eine Ab- 
teilung für Unternehmensforschung — einschließlich 
Marktforschung — unterstellt sein. 

Die Vorstandsmitglieder an der Spitze der beiden 
großen Dienstzweige der Bundespost sind ihrerseits 
mit Stabsstellen auszustatten, die ihnen helfen, die 
Betriebsaufgaben der Post technisch und wirtschaft- 
lich rational zu erfüllen. Dazu gehört in erster Linie, 
daß diese Betriebsaufgaben in Gegenwart und Zu- 
kunft eindeutig festgelegt und daß die Produktions- 
mittel für das Erstellen der Leistungen wirtschaftlich 
beschafft und eingesetzt werden. Außer eigenen Per- 
sonalwirtschafts-, Bau- und Haushaltsreferaten be- 
nötigen die beiden Dienstzweige bei der Leitungs- 
spitze eigene Rechtsreferate und Ingenicurabteilun- 
gen, denen die Entwicklung, Beschaffung und 


1) Siehe IV. Teil, B., I. und II. Abschnitt, Seite 140. 
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Betreuung der technischen Betriebsmittel, einschließ- 
lich der Kraftfahrzeuge, obliegt. Letztere bestehen 
schon als Posttechnisches und Fernmeldetechnisches 
Zentralamt. 

Um ihrer Aufgabe, den ihnen anvertrauten und 
unterstellten Dienstzweig wirtschaftlich zu leiten, 
gerecht werden zu können, sollten den Vorstands- 
mitgliedern der beiden Betriebsbereiche auch je 
eine betriebswirtschaftliche Stabsstelle beigegeben 
sein. Ihre Aufgabe ist es in erster Linie, Investi- 
tionsrechnungen, Betriebsvergleiche und kurzfristige 
Erfolgsrechnungen zu brauchbaren betriebsindivi- 
duellen Führungsinstrumenten zu entwickeln. 

Das Personalwesen hat bei der Deutschen Bundes- 
post mit über 450 000 Beschäftigten ein solches Ge- 
wicht, daß es eigenverantwortlich durch ein viertes 
Mitglied im Vorstand vertreten werden muß. Dieses 
soll die Personalwirtschaft der beiden Hauptbetriebs- 
bereiche koordinieren. Bei dieser Aufgabe müssen 
in erster Linie der Verkehrsanfall, die Leistungen 
und die bei der Leistungserstellung erzielten Erfolge 
maßgebend sein. Anpassungsmaßnahmen, wie sie 
sich im Personalbereich eines so großen Unter- 
nehmens wie der Deutschen Bundespost bei der zu 
erwartenden Entwicklung in allen Bereichen zwangs- 
läufig ergeben, müssen von höchster Warte vorher- 
gesehen, vorausgeplant und rechtzeitig eingeleitet 
werden. 

Die Zuordnung und Gliederung weiterer Referate 
des Bundespostministeriums, z. B. die der jetzigen 
Zentralabteilung, braucht hier nicht behandelt zu 
werden. Der Vorstand muß trotz der gemeinsamen 
Verantwortung für die Geschäftsführung intern die 
Zuständigkeiten klar unter sich aufteilen. Dabei 
sollte sich auch der Vorsitzer des Vorstandes Re- 
ferate direkt unterstellen, um seine Aufgaben opti- 
mal lösen zu können. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die Vor- 
teile einer nach dem Stabliniensystem gegliederten 
Aufbauorganisation, wie sie sich heute in allen 
bedeutenden Großunternehmen bewährt, auch für 
die Deutsche Bundespost nutzbar gemacht werden 
sollten. 

2. Die Mittelinstanzen 

Eine Konsequenz aus der Forderung nach einer 
einheitlich klaren Stablinienorganisation der Deut- 
schen Bundespost ist nach Ansicht der Mehrheit 
der Kommissionsmitglieder die organisatorische 
Verselbständigung der beiden Betriebsbereiche auf 
der nachgeordneten Leitungsebene. Auf der Amter- 
ebene, also bei den unteren Behörden, ist diese Be- 
dingung seit der ab 1951 erfolgten Trennung der 
Post- und Fernmeldeämter weitgehend erfüllt. Nach 
Betriebsbereichen zu trennen sind demnach ledig- 
lich noch die Mittelbehörden. 

Die Frage der Gründung von Postdirektionen und 
Fernmeldedirektionen mit eigenen Bezirken und 
Standorten, die beide nach betriebsindividuellen An- 
forderungen gestaltet werden können und müssen, 
ist von der Kommission gründlich diskutiert wor- 
den. Dabei war sie sich darüber klar, daß dieses 
Problem im Zusammenhang mit der dringend an- 


stehenden Auflösung derjenigen Oberpostdirektio- 
nen zu sehen ist, die ihre optimale Größe weit 
unterschreiten. 

Die Vorteile für einen technisch und Ökonomisch 
rationalen Betriebsvollzug, die eine Trennung der 
Mittelbehörden in den beiden grundverschiedenen 
Betriebsbereichen der Bundespost haben wird, lie- 
gen auf der Hand. Schon jetzt sind je eine Abtei- 
lung für das Postwesen und für das Fernmelde- 
wesen bei den Oberpostdirektionen zuständig. 
Gemeinsam bearbeitet werden jedoch das Personal- 
wesen sowie alle Fragen des Rechnungswesens, 
das ist in erster Linie Haushalt- und Kassenwesen, 
sowie Bauangelegenheiten. Daß bei Auflösen der 
Gemeinschafts-Oberpostdirektionen diese Fragen 
doppelt bearbeitet werden müßten und deshalb hier 
in diesen Abteilungen mehr Personal einzusetzen 
sei, wurde in den Diskussionen über diese Frage 
von seiten der Deutschen Bundespost herausgestellt. 

Zur Entkräftung dieser Argumentation ist vorab 
zu sagen, daß die Kommission sich den Auffassun- 
gen des BWV und der Wiesemeyer-Kommission 
über die Notwendigkeit des Auflösens der Kleinst- 
Direktionen voll anschließt. Die eindrucksvollen 
graphischen Darstellungen in diesem Gutachten, die 
den stark degressiv sinkenden VerwalUingspersonal- 
anteil in den Oberpostdirektionen bei steigender 
Gesamtbeschäftigungszahl in den Bezirken plastisch 
zum Ausdruck bringen, sprechen eine so deutliche 
Sprache, daß in der derzeitigen wirtschaftlichen 
Situation der Deutschen Bundespost jedes Wort 
hierzu überflüssig ist. 

Die Kommission bezieht des weiteren die in- 
zwischen erfolgte Entwicklung der Hochleistungs- 
organisationsmittel in ihre Überlegungen ein. Durch 
diese Entwicklung, neuerdings auch auf dem Gebiet 
der Datenerfassung und der Datenübertragung so- 
wie seit längerem schon auf dem Gebiet der Daten- 
verarbeitung, wird die optimale Große von Organi- 
sationseinheiten heraufgesetzt. Das Verwaltungs- 
personal bleibt konstant oder verringert sich sogar, 
die Effizienz des Einsatzes der einzelnen Kraft in 
der Verwaltung wird durch die Technik künftig in 
ähnlichem Maße gesteigert wie in der Vergangen- 
heit im Betrieb. 

Die Organisationsmittel fordern aber auch eine 
Konzentration der Verwaltungsarbeit. Nur so ist 
ihre große Leistungsfähigkeit wirtschaftlich zu nut- 
zen. Dem Großbetrieb folgt die Großverwaltung; 
eine Erscheinung, die in der Wirtschaft alltäglich 
und augenfällig ist. Die Kommission steht daher 
nicht an, die gleichen Konsequenzen, wie sie die 
Deutsche Bundespost für die unteren Behörden schon 
seit langem gezogen hat — nämlich weniger und 
dafür größere Ämter zu schaffen — , auch für die 
Mittelbehörden vorzuschlagen. 

Weil die Kommission die Beschäftigtenzahl für 
den Bereich des Postwesens und erst recht für den 
Bereich des Fernmeldewesens nicht für einen 
brauchbaren Maßstab zur Beurteilung der optimalen 
Größe von Organisationseinheiten hält, sie anderer- 
seits keine Möglichkeiten hat, Kosten und Leistun- 
gen unterschiedlich großer Oberpostdirektionen zu 
vergleichen, kann sie Vorschläge für Anzahl und 
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Platz der Post- und Fernmeldedirektionen nur mit 
Vorbehalten machen. Es erscheint jedoch einleuch- 
tend, daß Direktionen im Interesse des Betriebsvoll- 
zuges an den Plätzen errichtet bzw. erhalten werden, 
die durch die Ablauforganisation des Postbetriebes 
und des Fernmeldebetriebes vorbestimmt sind. Das 
sind einmal die zentralen Postumschlagsorte in 
den 8 Postleitzonen (siehe weiter unten bei Ziff. 3., 
Seite 112) und zum anderen der Sitz der 7 zen- 
tralen Vermittlungsstellen. Die Kommission geht 
jedoch nicht soweit, für die Erhaltung von nur 
8 Postdirektionen und die Neueinrichtung von 
7 Fernmeldedirektionen einzutreten. Sie glaubt viel- 
mehr, daß 8 Fernmeldedirektionen und maximal 
15 Postdirektionen ohne eine Persorialvermehrung 
in der Mittelinstanz die Leistungsfähigkeit der Ver- 
waltung steigern würden. Zu einem detaillierten 
Vorschlag über Zahl, Sitz und Bereiche dieser Direk- 
tionen reichen die ihr zugänglichen Informationen 
und die verfügbare Zeit keineswegs aus. Die Kom- 
mission ist jedoch der Ansicht, daß eine solche Um- 
gruppierung der Mittelbehörden deren betriebs- und 
zugleich fachgerechte Trennung wesentlich erleich- 
tert. Außerdem hält sie es nicht mehr für vertretbar, 
wenn die Mittelbehörden der Deutschen Bundespost 
weiterhin nach anderen Gesichtspunkten als nach 
den Ansprüchen des Betriebsvollzugs in die hier- 
archische und räumliche Organisation der Post ein- 
gegliedert sind. 

Die Bedenken, daß eine Aufteilung in Post- und 
Fernmeldedirektionen die Personalabteilungen der 
Direktionen verdoppelt, können nach diesen Dar- 
legungen als ausgeräumt angesehen werden. Per- 
sonalgeschäftsfälle, die einfach und somit einheitlich 
sind, können auf Maschinen übertragen werden, die 
sie schneller und meistens auch richtiger, weil 
objektiver erledigen. Solche Geschäftsfälle dagegen, 
bei denen der einzelne Mitarbeiter als Persönlich- 
keit zu würdigen ist, müssen ohnehin individuell 
bearbeitet werden, wobei die Anzahl der hierfür 
einzusetzenden Personalsachbearbeiter nicht davon 
abhängt, wie viele von ihnen an einem Platz tätig 
sind. Der Umfang der Personalabteilung kann 
jedoch sehr wohl davon beeinflußt worden, in 
welchem Maße die einzelnen Sachbearbeiter oder 
Referenten den Betrieb, in dem das Personal ein- 
gesetzt ist, aus eigenem Erleben oder mindestens 
aus intensiver Beschäftigung damit kennen. Diese 
Spezialisierung ist durchaus möglich, sind doch bei 
allen Oberpostdirektionen heute rund 1 900 Dienst- 
posten in den Abteilungen III besetzt. Für die Per- 
sonalbemessung und die Dienstpostenbewertung, 
die von dieser Abteilung vorzunehmen sind, ist eine 
Spezialisierung ohnehin unumgänglich. 

Die außerdem für die beiden großen Betriebs- 
bereiche gemeinsam tätige Abteilung IV der Direk- 
tionen ist zuständig — in der offiziellen Termino- 
logie — für Haushalts-, Rechnungs- und Bau- 
angelegenheiten, früher: Finanzwirtschaft, Bau-, 
Beschaffungs- und Maschinenwesen. Zu der eigen- 
artigen Kombination und zu der Häufung von 
Aufgaben in diesen Abteilungen hat schon der BWV 
sehr ausführlich und kritisch Stellung genommen. 
Die Geyer-Kommission stimmte ihm in dem kürzlich 
fertiggestellten Teil ihrer Stellungnahme zum BWV- 


Gutachten für das Kassen- und Rechnungswesen 
zu, und hat darauf hingewiesen, daß vom Bundes- 
postministerium die notwendigen Arbeiten einge- 
leitet worden sind. 

über Stand und Ergebnisse dieser Arbeiten zur 
Reform des Kassen- und Rechnungswesens bei den 
Oberpostdirektionen hat die Kommission keinen 
Überblick. Sie konnte lediglich feststellen, daß die 
Geyer-Kommission weder ein selbständiges Referat 
für das Kassen- und Rechnungswesen noch ein 
solches für Betriebswirtschaft und Statistik vorge- 
sehen hat. Dem ist voll zuzustimmen, wenn das 
Kassen- und Rechnungswesen sowie die Betriebs- 
wirtschaft und die Statistik lediglich ausführend, 
registrierend oder kontrollierend aufgefaßt werden. 
Dann besteht allerdings auch kein Grund gegen eine 
Trennung solcher an sich subalterner Verrichtungen 
nach Dienstzweigen, da eine dienstzweiggemäße 
Arbeitsteilung ja ohnehin erfolgen muß. 

Wird das betriebswirtschaftliche Referat jedoch in 
der Weise aktiviert, wie es sich der BWV offenbar 
vorgestellt hat, d. h. wird dem Referatsleiter die 
Mitverantwortung für Auswahl und Erfolg des Mit- 
teleinsatzes im Direktionsbezirk übertragen, dann 
muß er sich um ein aussagefähiges Rechnungswesen 
bemühen, und dieses kann nur entweder dem Bereich 
des Postwesens oder des Fernmeldewesens gerecht 
werden. So gesehen kommt jedenfalls eine Organi- 
sationsstruktur mit fachlich getrennten Mittelbehör- 
den der betriebswirtschaftlich aktiven und rationalen 
Bezirksleitung mehr entgegen als zur Zeit. 

Die betriebliche Verbindung der Post- und Fern- 
meldedienste im Schalterdienst ist dort, wo keine 
eigenen Fernmeldcdienststellen vorhanden sind, bei 
den Postdienststellen gegeben. Ihre Leistungen und 
die Leistungen des Fernmeldewesens für das Post- 
wesen sind gegenseitig kostengerecht auszugleichen. 
Jedenfalls sollten die beiden Betriebsbereiche in die 
Lage versetzt werden, getrennt abzurechnen; erst 
aus den getrennten Abrechnungen ist die konsoli- 
dierte Gesamtrechnung des Unternehmens aiifzu- 
stellen. 

Daß weitere in dieser Abteilung bei den Direk- 
tionen zu erledigende Aufgaben, wie Notstands- 
planung, Arbeitsuntersuchungen oder Beschaffung 
und Dienstausstattung, um nur einige beispielhaft 
zu nennen, den speziellen Betriebsbedingungen in 
den einzelnen Dienstzweigen mehr entsprechen 
müssen als generellen, für einen Bezirk geltenden 
Grundsätzen, ist eindeutig. 

Betriebsindividuelle, ja sogar völlig entgegen- 
gesetzte Anforderungen stellen Standort und Tech- 
nik der Bauten im Post- und Fernsprechwesen. Mit 
den Augen des Betriebstechnikers und noch mehr 
mit denen des Betriebswirtschaftlers gesehen sind 
Standort und Bauten Produktionsfaktoren. Als 
solche müssen sie betriebsgerecht ausgewählt bzw. 
konstruiert sein. Auch die Bauplanung, das Bau- 
vergabewesen, die Bauüberwachung und die Ab- 
rechnung werden von Kennern des Betriebsvollzu- 
ges sicher schneller und besser, weil fachgerechter, 
vollzogen als von Sachbearbeitern, deren Stärke 
mehr die Kenntnis und Auslegung der umfang- 
reichen, komplizierten Bauordnungen ist. 


111 



Drucksache V/203 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Gegen die Trennung in Post- und Fernmeldedirek- 
tionen wurde von seiten der Deutschen Bundespost 
auch noch damit argumentiert, daß das Kraftfahr- 
wesen von bisher zwei Referaten gemeinsam für 
beide Betriebsbereiche bearbeitet wird. Diese bei- 
den Referate gehören zur Abteilung I. Eines der 
Referate bearbeitet den Postreisedienst, die Kfz- 
Verwaltung und die Kfz-Unfälle, das andere die 
Kfz-Technik, Die Kommission ist der Ansicht, daß 
beide Referate bei sinnvoller Größe der Mittel- 
behörden sowohl in einer Post- als auch in einer 
Fernmeldedirektion berechtigt sind. Bei der zu- 
nehmenden Bedeutung des Kfz-Wesens als Folge 
der Personalverknappung und der Einschränkungen 
des schienengebundenen Verkehrs werden die Refe- 
rate ohnehin einen Umfang haben, der ihre Teilung 
gestattet. 

Zusammenfassend hält die Mehrheit der Kommis- 
sionsmitglieder die Bedenken gegen fachgebundene 
Mittelbehörden in der Aufbauorganisation der 
Deutschen Bundespost nicht für entscheidend. Sie 
schlägt daher vor, im Zuge der dringend gebotenen 
Auflösung von unwirtschaftlichen Oberpostdirektio- 
nen allgemein Postdirektionen und Fernmeldedirek- 
tionen einzurichten. Dabei verkennt die Kommission 
keineswegs die vielfältigen Schwierigkeiten, ins- 
besondere im Bereich der Personalpolitik, des Hoch- 
baus und der Organisation, die bei der Realisation 
dieses Vorschlags auftreten können. Wenn in der 
Mittelinstanz die 835 Ämter des Postwesens maxi- 
mal 15 Postdirektionen und die 125 Fernmeldeämter 
8 Fernmeldedirektionen unterstellt werden und 
wenn darüber hinaus die beiden Betriebsbereiche 
getrennt abrechnen, erwartet die Kommission nicht 
nur eine klarere Organisation mit deutlicheren 
Rechnungsergebnissen, sondern eine allgemeine 
Steigerung der Leistungsfähigkeit. 

Die Stabsstellen bei den fachgebundenen Mittel- 
behörden müssen denen bei der Leitung der beiden 
Betriebsbereiche weitgehend entsprechen. So werden 
reine Informationslinien neben den Anordnungs- 
und Informationslinien zu schaffen sein, auf die 
heute keine leistungsfähige Organisation mehr ver- 
zichtet. 

3. Die unteren Instanzen 

Die Aiifbauorganisation der unteren Behörden 
der Deutschen Bundespost wurde, beginnend im 
Jahre 1951, zuletzt in der Weise grundlegend um- 
gestaltet, daß die Fernmeldedienststellen in wenigen 
großen Fernmeldeämtern zusammengefaßt wurden. 
Diese Maßnahme fand die ungeteilte Zustimmung 
des BWV, der die Organisation der Bundespost zu 
einer Zeit prüfte, als ihre Durchführung noch nicht 
abgeschlossen war. Die Aufbauorganisation des ge- 
samten fernmeldetechnischen Betriebes der Post ist 
inzwischen so gestaltet, daß die Kontrollspannen 
organisations-theoretischen Ansprüchen nahezu voll- 
kommen entsprechen. 

An 7 Zentralämtern hängen heute 

69 Hauptämter: Kontrollspanne 69: 7=10 

daran 519 Knotenämter: Kontrollspanne 519: 69= 7,5 
daran 2700 Endämter: Kontrollspanne 2700 : 519 = 5,5 


Diese vierstufige Ordnung ist eine entscheidende 
Voraussetzung für den Ausbau des Selbstwählfern- 
dienstes. Die Gründung eines weiteren Zentralam- 
tes, etwa im Ballungsgebiet Nordrhein-Westfalens, 
oder das Errichten von einzelnen Hauptämtern, 
einigen Knotenämtern und mehreren Endämtern 
ändern nichts an diesem Bild. 

Hinzuweisen ist an dieser Stelle noch einmal auf 
die bei der Behandlung des Fernmeldewesens schon 
deutlich gewordene Auffassung der Kommission, 
daß die betriebliche Aufbauorganisation des Fern- 
meldewesens dezentralisierte Vermittlungsstellen 
fordert, um die Entfernungen zu den Einzelanschlüs- 
sen und damit deren Kosten möglichst niedrig zu 
halten. 

Die Aufbauorganisation der unteren Behörden 
des Postwesens ist zunächst gekennzeichnet durch 
den Übergang zu mittleren Amtseinheiten. So sind 
während der vergangenen 10 Jahre folgende Ver- 
änderungen eingetreten: 



Postämter 

{V)l) 

Postämter 

Poststellen 

I 

Poststellen 

II 

Posthilfs- 

stellen 

1954 

1566 

3 938 

6 724 

12 472 

1 980 

1964 

795 

5 006 

8 470 

12 046 

1 303 

Diff. 

/.n\ 

+ 1 068 

+ 1 746 

X426 

X 677 


Die Zahl der Dienststellen des Postwesens ohne 
Sonderämter der Postbankdienste hat sich folgender- 
maßen entwickelt: 

1954: 26 680 

1964: 27 620 

Differenz: + 940 

Dabei kam im Durchschnitt aller Oberpostdirektio- 
nen im Jahre 1954 auf 1 908 Einwohner eine Dienst- 
stelle; im Jahre 1964 kam eine Dienststelle auf 
2 110 Einwohner. 

Durch die Verringerung der Verwaltungspost- 
ämter wurde einerseits eine wirtschaftlichere Post- 
versorgung erzielt, während andererseits die Ver- 
ringerung von Poststellen II und Posthilfsstellen 
dem Postkunden, vor allen Dingen außerhalb der 
Städte, direkt zugute kam. 

Die Umwandlung der Ämter des Postdienstes ist 
noch nicht abgeschlossen und in den einzelnen 
Direktionsbezirken unterschiedlich weit fortge- 
schritten. Sie ist in vollem Umfange nur im Zusam- 
menhang mit der Ablauforganisation der Deutschen 
Bundespost zu würdigen. 

III. Die Ablauforganisation der DBP 

Der heutige Betriebsablauf im Postwesen ist ge- 
kennzeichnet durch eine organisatorische Großtat, 
deren Bedeutung in der Öffentlichkeit sicherlich des- 
wegen nicht angemessen gewürdigt wird, weil sie 
sich so perfekt bewährt hat; gemeint ist die Ein- 
führung der Postleitzahlen. Die Kommission hat die 
Überzeugung gewonnen, daß der Postverkehr in 
erster Linie dank dieser Maßnahme mit dem ver- 
fügbaren Personal heute noch bewältigt werden 
kann. Außerdem ist die Postleitzahl eine entschei- 
dende Voraussetzung für die weitere Mechanisie- 
rung des Brief- und später sicher auch des Paket- 

1) Postämter mit Verwaltungsdienst 
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postdienstes. Schließlich hat die Postleitzahl Fach- 
kräfte mit topographischen Kenntnissen, die denen 
eines Abiturienten weit überlegen sind, von subal- 
ternen Verrichtungen befreit. 

In allen Einzelheiten die GedankenleisLung zu 
würdigen, die hinter den Ziffernkombinationen ver- 
borgen ist, aus denen die Postleitzahlen aufgebaut 
sind, ist nicht die Aufgabe der Kommission. Sie will 
jedoch anregen, dem großen Erfolg, den die Deutsche 
Bundespost im Bereich der Ablauforganisation des 
Postwesens erzielt hat, auszuweiten auf den Bereich 
der Aufbauorganisation. Die Systematik im Postleit- 
zahlenschlüssel fordert organisationstheoretische 
Überlegungen geradezu heraus. 

Das gesamte Gebiet der Bundesrepublik ist einge- 
teilt in 503 Leitbereiche. Die nächstgrößere Einheit 
ist das Leitgebiet; je 5 Leitbereiche wurden durch- 
weg zu einem Leitgebiet zusammengefaßt, so daß 
insgesamt 120 Leitgebiete entstanden. Eine sinnvolle 
Kontrollspannc gilt auch für die nächste Einheit, 
indem 120 : 2 = 60, realiter 64 Leiträume geschaffen 
wurden. Als oberste Einheiten existieren schließlich 
8 Leitzonen. Die gleichen Zahlen in umgekehrter 
Reihenfolge: 

In 8 Leitzonen bestehen 

64 Leiträume; Kontrollspanne 64: 8 -8 
darin 120 Leitgebiete; Kontrollspanne 120 ; 64 “ 2 
und 503 Lcitbcreiche; Kontrollspanne 503 : 64 7,9 

Dazu kommen in 135 Leitbereichen je ein Leitab- 
schnitt, wo dies die betrieblichen Belange erforder- 
ten. Die vierte Stelle der Postleitzahl gibt die Mög- 
lichkeit, innerhalb der Leitbereichc bzw. Leitab- 
schnitte die jeweils fünf größten Orte mit einer 
eigenen Leitzahl auszustatten, außerdem das Be- 
reichsknotenamt, alle bahnbedienten Orte, das Ab- 
schnittsknotenamt sowie mit einer Kennziffer alle 
übrigen Postorte des Leitbereiches und mit einer 
weiteren Ziffer alle übrigen Postorte des Leitab- 
schnittes. 

In 468 Leitbereichen sind auf diese Weise je 
6 Postorte (Bereichsknotenamt und 5 Lcitorte) mit 


eigener Postleitzahl ausgestattet worden, d. s. rd. 

2 800 Postorte. Dazu kommen 35 leitbereichsfreie 
Großstädte (468 + 35 = 503), außerdem 135 Ab- 
schnittsknotenämter und ca. 200 bahnbediente Orte 
in den Leitbereichen. Im ganzen haben also die 

3 170 größten Orte der Bundesrepublik eine eigene 
Postleitzahl; an sie gehen nach den Ergebnissen von 
Betriebsstudien rd. 87 Vo der gesamten Postmenge. 
Außerdem gliedert sich das Gesamtaufkommen an 
Briefsendungen wie folgt auf die einzelnen Orte; 


1 . 

8 Orte mit einstelliger Postleitzahl 

ca. 

15 »/o 

2 . 

55 Orte mit zweistelliger Postleitzahl 

ca. 

15 »/o 

3. 

440 Orte mit dreistelliger Postleitzahl 

ca. 

30 »/o 

4. 

rd. 23 000 Orte mit vierstelliger Postleitzahl 

ca. 

40 »/o 



100 W 

Außer personalwirtschaftlichen Gründen 
Grund zur Einführung der Postleitzahlen 

war ein 
der not- 


wendige Verzicht auf die Postbearbeitung während 
des Transportes in den Bahnpostwagen. Dieses 
äußerst rationelle Verfahren war aufzugeben, weil 
von der Deutschen Bundesbahn viele Strecken nicht 
mehr befahren und die Fahrzeiten wesentlich ver- 
kürzt wurden. Das sind rein betriebstechnische 
Gegebenheiten, denen sich die Bundespost dadurch 
angepaßt hat, daß sie den Briefvcrteildienst im 
Abgang entscheidend konzentrierte. Dadurch ist es 
gelungen, den Anteil des Briefaufkommens, der 
direkt zu Ortsbunden zusammengefaßt werden kann 
und nicht noch einmal bearbeitet werden muß, 
bedeutend zu vergrößern. 

Bei Beginn dieser Umgestaltung der Ablauforga- 
nisation iin Jahre 1954 gab es rd. 2 000 Postämter 
und Amtsstellen mit voller Briefverteilung. Nach 
dem Stande vom 1. Februar 1962 existieren noch 
612 Briefverteilstellen; ihre Gesamtzahl ist nach 
einer halboffiziellen Quelle noch auf etwa 400 zu 
reduzieren. 

Nach den der Kommission zugänglichen Informa- 
tionen werden bei den verschiedenen großen Brief- 
verteilungsstellen (BVSt) der Deutschen Bundespost 
bearbeitet: 


13 BVSt mit über 300 000 Sendungen täglich rd. 38 o des Gesamt-Aufkommens 

33 BVSt mit 100 — 300 000 Sendungen täglich rd. 23 des Gesamt-Aufkommens 

44 BVSt mit 50 — 100 000 Sendungen täglich rd. 13 o des Gesamt-Aufkommens 

90 BVSt mit über 50 000 Sendungen täglich rd. 74 't'o des Gesamt-Aufkommens 

230 BVSt mit 10 — 50 000 Sendungen täglich rd. 20,5 'Vo des Gesamt-Aufkommens 

l'-y 320 BVSt mit über 10 000 Sendungen täglich rd. 94,5 “ o des Gesamt- Aufkommens 

83 BVSt mit 5 — 10 000 Sendungen täglich rd. 3 des Gesamt- Aufkommens 

129 BVSt mit 1— 5 000 Sendungen täglich rd. 2 des Gesamt-Aufkommens 

84 BVSt mit unter 1 000 Sendungen täglich rd. 0,5 't/o des Gesamt-Aufkommens 

A 3 296 BVSt mit unter 10 000 Sendungen täglich rd. 5,5 'Vo des Gesamt- Aufkommens 


Nach dieser Aufstellung werden rund 94,5 % des 
täglichen Briefaufkommens in 320 Briefverteilstellen 
bearbeitet. Dabei ist bemerken.swert, daß der Kon- 
zentrationsprozeß in den einzelnen Direktionsbezir- 
ken sehr verschieden weit fortgeschritten ist. Im 


Bereich der Oberpostdirektion München z. B. be- 
stehen noch 23 Briefverteilstellen mit einem Tages- 
aufkommen von unter 1 000 Stück, während im 
ebenfalls ländlichen Bezirk der Oberpostdircktion 
Münster alle Briefverteilstellen mit einem Tages- 
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aufkommen unter 50 000 Sendungen geschlossen 
worden sind (Stand 1. Februar 1962). 

Aus der vorstehend geschilderten Konzentration 
des Verteildienstes und der Verkehrsleitung kön- 
nen nach Ansicht der Kommission noch weitrei- 
chende Konsequenzen für die Lokalisierung und 
Gestaltung der unteren Dienststellen des Post- 
dienstes gezogen werden. Auch an dieser Stelle ist 
es der Kommission nicht möglich, detaillierte Vor- 
schläge für Anzahl und Ort der Postämter und 
Poststellen zu machen. Sie glaubt allerdings, daß 
die betrieblichen Belange des Postdienstes technisch 
nicht negativ betroffen werden, wenn — abgesehen 
von den leitbezirksfreien Städten — Postämter mit 
ausgebauten Verwaltungen lediglich die Bezirks- 
knotenämter und Abschnittsknotenämter sind. Dabei 
ist die Kommission überzeugt, daß mit dieser wei- 
teren wesentlichen Konzentration und vielleicht 
sogar Einschränkung der Verwaltungstätigkeit ein 
wirtschaftlicher Effekt erzielt wird. Über seinen 
Umfang irgendwelche Aussagen zu machen, ist der 
Kommission auf Grund der ihr vorliegenden Unter- 
lagen nicht möglich, da dabei auch der Paket- und 
Päckchendienst zu berücksichtigen ist, der eine 
eigenständige Ablauforganisation besitzt. 

IV. Organisationsmittel 

Die Grenze zwischen Organisations- und Betriebs- 
mittel ist in Dienstleistungsbetrieben nicht immer 
einfach zu bestimmen. Eine Schecksortiermaschine 
z. B. gilt durchweg als Organisationsmittel zur Ver- 
waltungsvereinfachung, sie ist für ein Postscheckamt 
aber zweifellos ein Produktionsmittel. Ohne auf 
diese terminologische Schwierigkeit weiter einzu- 
gehen, wird sich die Kommission an dieser Stelle 
sowohl mit Betriebs- als auch mit Organisations- 
mittcln beschäftigen. 

Mit elektronischen Datenverarbeitungsanlagen 
(EDPM) zur Lösung kommerzieller Aufgaben sind 
bisher die 8 größten Oberpostdirektionen, 4 Post- 
scheckämter und das Posttechnische Zentralamt aus- 
gestattet. Das Fernmeldetechnische Zentralamt ver- 
fügt über einige Geräte zur Durchführung techni- 
scher Berechnungen. Diese an sich bescheidenen 
Zahlen lassen erkennen, daß die Deutsche Bundes- 
post nicht den Fehler begeht, wie so manches auch 
mittlere Unternehmen, EDPM-Anlagen zu beschaf- 
fen, ohne für ihren Einsatz die notwendigen Vor- 
bereitungen getroffen zu haben. Soweit zu sehen, 
hat die Bundespost bisher vollkommen nur die 
Fernsprechabrechnungen, mindestens die zu erfas- 
senden Gebühren und die Rechnungsschreibung auf 
Lochkartentechnik iimgestellt. 

Dem weiteren Einsatz von EDPM-Anlagen stehen 
besonders im Bereich des Postwesens wie in allen 
Produktionsbetrieben Schwierigkeiten beim Erfassen 
der Daten entgegen. Daten elektronisch zu verar- 
beiten, lohnt nur, wo sie in großen Mengen und dann 
möglichst ohne besonderen Einsatz menschlicher 
Arbeitskräfte anfallen. Am wirtschaftlichsten werden 
Daten als Kuppel- oder Nebenprodukte bei maschi- 
nellen Prozessen gewonnen. Auch solche Daten, die 
bei manuellen Verrichtungen ohne besondere Mühe 
anfallen, rechtfertigen ihre elektronische Verarbei- 


tung. Für die Deutsche Bundespost, und hier wieder 
in erster Linie für den Bereich des Postdienstes, ist 
daraus zu folgern, daß zunächst Organisationsmittel 
zu schaffen und einzusetzen sind, mit deren Hilfe 
automatisch oder neben anderen Verrichtungen Da- 
ten zur elektronischen Verarbeitung gewonnen wer- 
den. Die Anforderungen an ein solches Gerät, das 
an jedem Schalter einzusetzen wäre, sind gering. 
Es muß lediglich imstande sein, einfache, möglichst 
einheitliche Belege zu erstellen und außerdem Art 
und Betrag des Vorganges entweder auf einem 
Lochstreifen oder direkt auf einem Magnetband zu 
registrieren. Abgesehen von der Datengewinnung 
wäre die Schaltertätigkeit auch von den Aufschrei- 
bungen auf einer Vielzahl verschiedener Listen 
befreit. Die auf Lochstreifen oder Magnetband 
registrierten Daten können unsortiert in der Reihen- 
folge ihres Anfallens mit großer Geschwindigkeit 
über Draht zu einer zentralen EDPM-Anlage über- 
tragen werden. 

Eine weitere Forderung an die Schaffung von 
Organisations- und Betriebsmitteln ergibt sich aus 
dem Prinzip, viele Verrichtungen im Dienstleistungs- 
prozeß der Deutschen Bundespost auf den Kunden 
zu übertragen. Das Prinzip der Selbstbedienung muß 
im personalintensiven Postbetrieb ebenso verwirk- 
licht werden wie im personalintensiven Einzelhandel 
oder Gaststättengewerbe. So könnte, um nur ein 
Beispiel zu nennen, das Wiegen der Pakete sowie 
das Berechnen der Gebühren mit einer druckenden 
Waage geschehen, an der der Postkunde lediglich 
die Postleitzahl einzustellen hat. 

Der Einsatz von maschinellen Organisationsmit- 
teln in der Verwaltung und ganz allgemein von 
technischen Vorkehrungen in Dienstleistungsunter- 
nehmen zwingt zur Vereinheitlichung im weitesten 
Sinne. Die Deutsche Bundespost hat auf diesem 
Gebiet in den vergangenen Jahren auch im inter- 
nationalen Bereich beachtliche Erfolge erzielt. Die 
Kommission ist der Ansicht, daß im Postbetrieb, und 
hier vor allem im Paketdienst, ihre Kunden der 
Deutschen Bundespost noch weiter entgegenkommen 
könnten. 

Die Kommission empfiehlt nachdrücklich, daß die 
Deutsche Bundespost schon vor der Verwirklichung 
der Vorschläge zur Novellierung des Postverwal- 
tungsgesetzes die Empfehlungen in bezug auf die 
Organisation unverzüglich in Angriff nimmt, um 
die Leistungsfähigkeit ihrer Verwaltung zu steigern. 

E. Personalwesen 

I. Allgemeiner Überblick 

Da in der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrech- 
lumg der Deutschen Bundespost die Personalkosten 
den weitaus größten Teil der gesamten Kosten aus- 
machen, da also die Post in ganz besonderem Maße 
„personalintensiv" ist, hat sich die Kommission auch 
mit dem Personalwesen und der Personalstruktur 
beschäftigt. Eine gründliche Durchleuchtung des 
Personalwesens im weitesten Sinne, also der viel- 
fältigen Probleme des Personaleinsatzes, der Per- 
sonalbemessung, der Dienstpostenbewertung, des 
Lohnwesens mit einer Menge von Zuschlägen und 
Sonderentschädigungen, der Sozialeinrichtungen 
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usw., war der Kommission im Rahmen der ihr zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht möglich, hätte ihren 
Auftrag überstiegen und den Rahmen ihres Gut- 
achtens gesprengt. Deshalb wurde versucht, durch 
folgende Schaubilder und Tabellen, die sich im all- 
gemeinen auf die Entwicklung der Jahre 1959 bis 
1964 beziehen und teilweise noch um die Vor- 
anschlags-Zahlen für 1965 ergänzt wurden, das Per- 
sonalwesen der Bundespost in großen Zügen zu 
analysieren und einige Anregungen zu geben. 


Anlage 18 

Personalbestand und Personal- 
aufwendungen 1959 — 1965 

Seite 119 

Anlage 19 

Personalaufwendungen in v. H. 
der gesamten Aufwendungen 
der DBP 1959—1965 

Seite 120 

Anlage 20 

Personalbestand der DBP mit 
Aufteilung auf die einzelnen 
Dienstzweige für 1959 — 1964 

Seile 121 

Anlage 21 

Personalbestand der DBP unter- 
teilt auf die einzelnen Teii- 
dienstzweige 1959 — 1964 

Seite 122 

Anlage 22 

Personalkosten in v. H. der Ge- 
samtkosten, aufgeteilt auf die 
einzelnen Dienstzweige 

1959—1964 

Seite 123 

Anlage 23 

Personalkosten in v. H. der Ge- 
samtkosten, unterteilt auf die 
einzelnen Teildienstzweige 

Seite 124 

Anlage 24 

Entwicklung der Verkehrs- 
leistungen 1959 — 1964 

Seite 125 

Anlage 25 

Kennzahlen der betriebswirt- 
schaftlichen Ergebnisrechnung 
1959—1964, unterteilt in die ein- 
zelnen Dienstzweige. 

Seite 126 


Anlage 26 (Seite 127) zeigt den Preisindex für 
Investitionsgüter im Vergleich zur Lohnentwicklung 
tür die Jahre 1958 — 1964. 


Die allgemeine Lohnentwicklung von 1958 — 1964 
— gemessen an den „ Selbstkosten- Anderiingszah- 
len" — weist eine Erhöhung von 68 "/o auf, während 
sich in der gleichen Zeitspanne der Preisindex für 
Investitionsgüter nur um 23 'Vo erhöhte (siehe 
Anl. 26, Seite 127). Diese Entwicklung gibt Anlaß 
zu ernsthaften Überlegungen, besonders im Bereich 
derjenigen Dienstzweige der Deutschen Bundespost, 
deren Personalintensität über dem Durchschnitt 
liegt. Es sind dies vor allem die Dienstzweige 
Postdienst (insgesamt betrachtet) mit 72 

Postscheckdienst mit 72 ®/o, 

Telegraphendienst mit 53 ^'/o 

Anteil der Personalkosten, bezogen auf lOO^’/o Ge- 
samtkosten. Dabei handelt es sich gerade um jene 
Dienstzweige, die an dem Defizit der letzten Jahre 
in erster Linie beteiligt sind (siehe Anl. 22 und 23, 
Seite 123 f.). Wenn die Deutsche Bundespost für das 
Jahr 1966 mit einer Personalmehrausgabe gegen- 
über 1965 von über 500 Millionen DM rechnet, wo- 
bei analog dem vorher Gesagten in erster Linie die 
personalintensiven Dienstzweige belastet werden, 

kann es nicht überraschen, daß das Defizit dieser 
Dienstzweige erheblich größer wird, auch wenn man 
eine leichte Steigerung des Verkehrsaufkommens 
bei den jetzigen Leistungsenlgelten (Gebühren) 
unterstellt. 


Auf Grund der genannten Tatsachen muß ständig 
die Frage gestellt werden, in welchem Umfang der 
Anteil der Personalkosten an den Gesamtkosten 
durch geeignete Maßnahmen, in erster Linie Ratio- 
nalisierung mit und ohne Kapitaleinsatz, verringert 
werden kann. Dabei müssen die personalintensiven 
und wohl deswegen auch defizitären Dienstzweige 
in erster Linie berücksichtigt werden. Im I. Teil des 
Gutachtens sind entsprechende Vorschläge gemacht 
worden. Als Beispiel sei hier noch einmal auf den 
Paketdienst hingewiesen. 1964 betrug der Personal- 
kostenanteil an den Gesamtkosten dieses Teil- 
dienstzweiges nahezu 63 ^/o, an den Leistungsentgel- 
ten sogar 94,2 ”/o, so daß praktisch die Leistungen 
nur die persönlichen Kosten und einen Teil der ge- 
setzlich bedingten besonderen Kosten deckten. 

Der Zwang zur weitgehenden Einsparung von 
Arbeitskräften durch Einsatz von Maschinen ist fer- 
ner durch die Lage am Arbeitsmarkt gegeben. Die 
Voraussage, daß sich die angespannte Lage auf dem 
Arbeitsmarkt weiter verschärfen wird, scheint sich 
zu bestätigen und fordert größte Anstrengungen. 
Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung in Nürnberg rechnet bis 
zum Jahre 1970 mit keinerlei Entlastungen auf dem 
Arbeitsmarkt, wobei auf die bekannten Tatsachen 
h ingewiesen wird; 

Einführung des neunten Schuljahres, 
verstärkte Einberufung zur Bundeswehr, 
weitere Verkürzung der wöchentlichen 
Arbeitszeit und 

Verlängerung der Urlaubszeiten. 


II. Grad der Personalintensität 

Die graphische Darstellung (Anlage 19, Seite 120) 
zeigt die Entwicklung des prozentualen Anteiles der 
Personalaufwendungen an den Gesamtaufwendun- 
gen der Deutschen Bundespost. Er beträgt 
1959 62,8 «/ü 

1961 63,3 o/o 

1964 60,7 o/ü. 

Nach dieser geringen Abwärtsbewegung soll ge- 
mäß dem Voranschlag und seinem Nachtrag 1965 
ein erneutes Ansteigen auf 62,6 o/o eintreten. 

Es sei jedoch darauf hingewiesen, daß hier die 
in Ansatz gebrachten Gesamtaufwendungen die 
Fremdzinsen (d. h. die tatsächlich bezahlten Zinsen) 
einschließen. 

III. Steigerung des Personalbestandes 
und der Personalaufwendungen 

Der Personalbestand im Jahresdurchschnitt (um- 
gerechnet auf Vollkräfte) hat sich in der Zeit von 
1959 bis 1965 ständig und fast gleichmäßig auf- 
wärtsentwickelt: 

von 387 000 = 100 o/o im Jahre 1959 

bis 433 000 “ 112 o/o im Jahre 1964 und 

auf 446 000 — 115 o/o im Jahre 1965 

(geschätzter Wert).^ 


1) Siche Anlage 18, Seite 11.0. 
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Verursacht durch die ständigen Lohnerhöhungen 
zeigt die Kurve der gesamten Personalaufwendun- 
gen naturgemäß eine stärkere Steigung: 

von 3,2 Mrd. DM = 100 ®/o im Jahre 1959 bis 

auf 5,1 Mrd. DM = 158 ^/o im Jahre 1964 und 

auf 5,8 Mrd. DM = 178 «/o im Jahre 1965 

(It. Voranschlag). 

Wenn auch nicht im gleichen Maße, so doch auch 
beachtlich größer geworden sind die Personal- 
aufwendungen je Vollkraft: 
von 8 353 DM = 100 ^/o iin Jahre 1959 

auf 11 827 DM = 142 Vo im Jahre 1964 und 

auf 12 933 DM -- 155 Vo im Jahre 1965 

(It. Voranschlag). 

Zu beachten ist dabei, daß die Personalkosten je 
Vollkraft auch die Versorgungslasten einschließen, 
so daß die Steigerung von 55 ®/o einen Durchschnitts- 
wert für die Steigerungen der Gehalts- und Lohn- 
kosten und der Versorgungslasten darstellt. 

Die Zusammensetzung des Personals^) und ihre 


Entwicklung 

im Berichtszeitraum 

ist ebenfalls auf- 

schlußreich: 

1959 


1964 


Beamte 

202 000 == 

52 “/o 

230 000 

54 »/o 

Angestellte 

44 000 - 

1 1 'Vo 

43 000 -- 

10 «/o 

Arbeiter 

106 000 -- 

to 

CO 

1 1 1 000 

26 Vo 

Posthalter 

Nachwuchs 

13 000 - 

3 ^»/o 

15 000 - 

3 "/o 

kräfte 

24 000 - 

6 'V () 

31 000 

7 “/o 

insgesamt 

389 000 = 

100 'Vo 

430 000 = 

100 Vo 


Günstig erscheint der Anteil der Nachwuchskräfte 
(6 und 7 ^/o). Auf die absolute und relative Mehrung 
der Postbeamten wird in den nachstehenden Aus- 
führungen noch eingegangen. 

Die prozentuale Aufteilung der Vollkräfte auf die 
einzelnen Dienstzweige zeigt keine wesentliche Ver- 
änderung von 1959 bis 1964. Kleinere Steigerungen 
ergeben sich für den 

Postdienst von 55,3 auf 55,8 W und für den 

Postscheckdienst von 7,2 auf 8,0 ^/o. 

Die relative Personalmehrung im Postscheckdienst 
ist teilweise durch betriebliche Umstellungen und 
deren Berücksichtigung in der Aufteilung des Per- 
sonals auf die verschiedenen Dienstzweige in der 
Ergebnisrechnung zurückzuführen. Im I. Teil des 
Gutachtens ist darauf schon hingewiesen worden. 

Bei der prozentualen Aufteilung des im Postdieiist 
tätigen Personals (siehe Anlage 21, Seite 122) aut 
die einzelnen Teildienstzweige fällt eigentlich nur 
der Rundfunkdienst mit einem beachtlichen prozen- 
tualen Rückgang 

von 4,2 't'o im Jahre 1959 
auf 2,6 ®/o im Jahre 1964 

ins Auge, während bei der Unterteilung des Tele- 
graphendienstcs keine bemerkenswerten Verände- 
rungen in den einzelnen Teildienstzweigen festzu- 
stellen sind. 

Bei einer Zusammenstellung der prozentualen 
Anteile der Personalkosten (Gesamtkosten — lOOUo) 

1) Siehe Anlage 20, Seite 121. 


in Anlage 22 und 23 (Seite 123f.), ebenfalls für die 
Jahre 1959 bis 1964, fällt die günstige Entwicklung 
beim 

Postsparkassendienst von 26 ‘^/o auf 20 ^/o und beim 
Fernsprechdienst von 44 Uo auf 40 Uo auf. 

Dagegen ist eine Steigerung bei den übrigen 
Dienstzweigen, beim Postreisedienst sogar von 
42 ^. 0 auf 47 *t'o zu beachten. 

IV. Verkehrsleistungen und Kennzahlen 

Die Angaben über die Entwicklung der Verkehrs- 
leistungen (Anlage 24, Seite 125) dienen der Ermitt- 
lung von Leistungskennzahlen (Anlage 25, Seite 126) 
für die einzelnen Dienstzweige in den Jahren 1959 
bis 1964. Eine ungünstige Entwicklung zeigt der 
Postscheckdienst. 

Einer Steigerung des Personalbestandes 

von 100 auf 125 Uo 

steht nur eine Steigerung der Zahl der Buchungen 

von 100 auf 112,5 ^/o 
gegenüber. Dies liegt jedoch an der Neuaufteilung 
der Kräfte in der Betriebswirtschaftlichen Ergebnis- 
rechnung; bezieht man die Zahl der Buchungen auf 
die Kräfte, die in den Postscheckämtern damit zu 
tun haben, so ist die Zahl der Buchungen je Arbeits- 
kraft von 90 881 (1959) leicht auf 91 628 (1964) ge- 
stiegen. 

Bei den übrigen Dienstzweigen stiegen die Ver- 
kehrsleistungen wesentlich stärker als der Personal- 
bestand, wie die folgende Aufstellung zeigt: 

Steigerung des Personalbestandes 
1964 gegenüber 1959 — 100 
und der Verkehrsleistungen 
1964 gegenüber 1959 = 100 



Personal- 

Verkeliis- 


bestand 

lci.stungen 

Postdienst 

113^0 

119,3 «/o 

Postreisedienst 

72 o/ü 

100,0 o/o 

Postsparkassendienst 

93 "/ü 

107,9 Vo 


Im Fernsprechdienst stieg der Personalbestand 
auf 111 '^/o, die Zahl der Sprechstellen auf 149,1 ®/o, 
die Zahl der Ortsgespräche auf 129,9 ®/o, die Zahl der 
abgehenden Ferngespräche auf 175,3 ®/o. 

Auch hier zeigt sich, daß sich durch die Rationali- 
sierung im Fernsprechdienst eine außerordentlich 
günstige Entwicklung für den Personalstand dieses 
Dienstzweiges ergibt. 

V. Beamtenverhältnis 

Für die Beamten der Deutschen Bundespost gilt 
das Bundesbeamtengesetz (BBG) in der Fassung vom 
1. 10. 1961. In § 4 BBG sind die Voraussetzungen für 
die Berufung in das Beamtenverhältnis festgelegt. 
Diese Berufung ist nur zulässig zur Wahrnehmung 
hoheitsrechtlicher Aufgaben oder 
solcher Aufgaben, die aus Gründen der Siche- 
rung des Staates und des öffentlichen Lebens 
nicht ausschließlich Personen übertragen wer- 
den dürfen, die in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis stehen. 
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Wenn die Voraussetzungen des § 4 erfüllt sind, 
erfolgt die Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit (§ 5). 

Auf Grund der Tatsache, daß die Funktionen der 
Bundespost nicht in allen Fällen hoheitsrechtlicher 
Art sind, fehlte es in der Öffentlichkeit nicht c.n 
Stimmen, die starke Zweifel äußern, ob die Berufung 
in das Beamtenverhältnis durch die Deutsche Bun- 
despost in allen Fällen gerechtfertigt ist, insbeson- 
dere, wenn es sich um Beamte der unteren Lautbahn 
handelt. 

Diese Frage erhalt erhöhte Bedeutung angesichts 
der ganz beträchtlichen Unterschiede zwischen den 
Personalkosten eines Beamten und denjenigen eines 
Angestellten oder Arbeiters. 

Die Versorgungsbezüge für Beamte und deren 
Hinterbliebene betrugen 1964 insgesamt 984 Millio- 
nen DM oder 45,6 u der Beamtengehälter, wogegen 
die gesamten Sozialaufwendungen bei den Ange- 
stellten und Arbeitern im gleichen Jahr nur einen 
Betrag von insgesamt 373 Millionen DM, oder 
27,2 ’*/o der Lohn- und Gehaltssumme ausmachten. 
Die Höhe dieser Versorgungsbezüge würde sinken, 
wenn man die Zahlung an verdrängte Ruhestands- 
beamte und an Kriegsopfer als politische Last an- 
erkennt, wie es die Kommission fordert. 1964 
wurden für diese Persönenkreise 209,2 Millionen 
DM Versorgungsbezüge von der Bundespost ge- 
zahlt. Nicht quantifizierbar sind darüber hinaus die 
Versorgungsbezüge für Beamte, die nach 1945 im 
Bundesgebiet wiederverwendet wurden und in- 
zwischen in den Ruhestand getreten oder während 
der Wiederverwendung gestorben sind. Anderen 
Verwaltungen werden auch diese Lasten vom Bund 
erstattet. Der beträchtliche Unterschied der Personal- 
kosten für Beamte und Angestellte 'Arbeiter erklärt 
sich außerdem aus der Tatsache, daß bei Beamten 
die gesamten Versorgungsbezüge zu Lasten der 
Bundespost gehen, während bei den Angestellten 
und Arbeitern wohl die Hälfte der Rentenbeiträge 
zu Lasten der Bundespost geht, aber die Versor- 
gungsbezüge zu Lasten der staatlichen Versorgungs- 
versicherung. 

Wenn auch die Verhältnisse auf dem Arbeits- 
markt in absehbarer Zeit eine baldige Entscheidung 
nicht opportun erscheinen lassen, so sollten dennoch 
folgende zwei Fragen einer eingehenden Unter- 
suchung unterzogen werden: 

(1) Besteht künftig eine Möglichkeit, die Zahl der 
Beamten auf Lebenszeit zu verringern und dafür 
geeignete Angestellte und Arbeiter einzusetzen? 

(2) Vv^ie würde sich die Verringerung der Beamten- 
zahl auf das Kostengefüge in den einzelnen 
Dienstbereichen auswirken? 

Bis zur endgültigen Prüfung dieser Fragen sollte 
die Bundespost bei Berufungen in das Beamtenver- 
hältnis zurückhaltend sein. 


VI. Vergleich mit dem Ausland 

Die ungünstige Entwicklung der Personalstruktur 
in einigen Dienstbereichen der Bundespost und der 


dadurch verursachte Einfluß auf das Kostengefüge 
regen einen Vergleich mit anderen Postverwaltun- 
gen im Ausland an. 

Vergleichszahlen für 1964 liegen nicht vor, so daß 
nachstehend auf das Jahr 1963 zurückgegriffen wer- 
den muß. 


Bundes- Krank- 
republik loich 


Nioder- 

Icinde 


Eng Id Md Sdiwei/ 


Gesamterträge 
in Mio DM 

100 o/ü 7 545 5 451 1 Ü7B 6 713 1 426 

Personalaufwand 
einschl. Versor- 
gungslasten 
(ohne politische 

Lasten) 4 786 3 636 606 4 393 632 

V. H. der Erträge 63 « o 66 ^'o 56 'o 65 « o 44 ^/o 

Der Prozentsatz der Personalaufwendungen liegt 
bei diesem Vergleich günstig bei den Niederlanden, 
besonders aber bei der Schweiz, obwohl die Auf- 
wendungen je Kopf der Beschäftigten bei der 
Schweiz mit DM 15 108, — im Jahre 1963 beachtlich 
höher liegen als bei allen übrigen Ländern (Deut- 
sche Bundespost DM 11 127, — bzw. DM 10 887, — 
ohne politische Lasten). 

Die Deutsche Bundespost weist zu dem Vergleich 
mit dem Ausland darauf hin, daß die Personalauf- 
wendungen für die großen Postverwaltungen 
(Frankreich, England, Bundesrepublik Deutschland) 
weitgehend die gleiche Höhe aufweisen. Im übrigen 
sei es äußerst schwierig, an Hand der nach unter- 
schiedlichen Gesichtspunkten erarbeiteten Zahlen 
der einzelnen Verwaltungen Vergleiche anzustellen. 
Um zu einem brauchbaren Ergebnis zu kommen, 
müßten zumindest folgende Faktoren vergleichs- 
weise gegenübergestellt werden: 

— Art und Umfang der angebotenen Dienste, 

— Struktur Stadt — Land, 

— Dichte des Amtsstellennetzes, 

— Dauer der Arbeitszeit, 

— Höhe der Bezahlung für vergleichbare Tätigkei- 
ten, 

— Stand der Mechanisierung und Automation, 

— Höhe der Gebühren. 


Außerdem sind die Höhe der Versorgungsbezüge 
und die Art ihrer Aufbringung — direkte Zahlung 
aus dem Staatshaushalt oder einem Pensionsfonds 
und nicht aus dem Haushalt der jeweiligen Postver- 
waltung — der Grund für den geringeren Anteil 
der Personalaufwendungen an den Gesamterträgen 
der holländischen und schweizerischen Post. 


Die Deutsche Bundespost wird die obenstehende 
Vergleichsübersicht einer eingehenden Untersuchung 
unterziehen. 

Der Ländervergleich der Personalaufwendungen 
zeigt im übrigen bei einigen Dienstzweigen ganz 
beachtliche Unterschiede die geklärt werden sollten. 
Das gilt besonders für den Postscheckverkehr, bei 
einem Vergleich der Zahlen der schweizerischen 
PTT und der Deutschen Bundespost. Wenn auch der 
Personalaufwand weitgehend von der Ausgestal- 
tung des Postscheckdienstes im Verhältnis zum Post- 
scheckteilnehmer abhängt und der Leistungsumfang 
stark differiert, so wird dennoch seitens der Kom- 
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mission die Empfehlung gegeben, die vorliegenden 
Zahlen auf einer vergleichbaren Basis gegenüber- 
zustellen, 

überraschend ist ferner, daß die PTT 25 Post- 
scheckämter in der Schweiz unterhält, z. T. mit ganz 
niedriger Personalbesetzung (z. B. Glarus mit 9 Per- 
sonen besetzt und 2 757 Postscheckkunden), wobei 
der Arbeitsablauf mit einfachsten (man möchte fast 
sagen patriarchalischen Mitteln) durchgeführt wird. 


VII. Mögliche Maßnahmen 

1. Maßnahmen allgemeiner Art 

a) Verstärkte Mechanisierung und Automation — 
Substitution von menschlicher Arbeitskraft durch 
Maschinen — , und zwar in gezielter Form, bei 
jenen Dienstzweigen, die besonders personal- 
intensiv sind. 

b) Verstärkte Rationalisierungsmaßnahmen mit dem 
Ziel, dadurch ebenfalls die Personalintensität zu 
reduzieren (Beispiele unter 2.). 

c) Größte Zurückhaltung bei einer 

weiteren Erhöhung der Beschäftigten- 
zahl, 

aber auch hinsichtlich einer weiteren ungünsti- 
gen Entwicklung der Verhältniszahl Beamte: 
Angestellte/Arbeiter (siehe Anlage 20, Seite 121). 
Diese Zurückhaltung sollte solange geübt wer- 
den, bis eingehende technische Untersuchungen 
über die Verwirklichung der in den Absätzen 

a) und b) empfohlenen Möglichkeiten abge- 
schlossen sind. 

Auch die bereits vom Arbeitsausschuß des Ver- 
waltungsrates der Deutschen Bundespost befür- 
worteten Verbesserungen der Stellenpläne für 
1966 und 1967 sollten nur insoweit verwirklicht 
werden, als sich dadurch keine Erhöhung der 
Beschäftigten- und Beamtenzahl ergibt. 

2. Gezielte Einzelmaßnahmen 

Die folgenden Einzelmaßnahmen sollen nur Bei- 
spiele oder Anregungen sein; sie erheben keines- 
falls Anspruch auf Vollständigkeit. 


a) Verstärkter Einsatz der Elektronik im Postscheck- 
verkehr und damit zusammenhängend die Zu- 
sammenlegung von Postscheckämtern zur wirt- 
schaftlicheren Ausnutzung großer Datenverar- 
beitungsanlagen. Das Ziel sollte die Schaffung 
eines zentralen Postscheckamtes sein, damit 
sämtlicher Verkehr zwischen der Vielzahl der 
jetzigen Postscheckämter entfiele (siehe I. Teil 
Abschnitt F. „Der Postscheckdienst" unter VIL, 
2. b), Seite 57). 

b) Weitergehende Selbstbedienung im bisherigen 
Schalterdienst, z. B. verstärkter Einsatz der sog. 
„stummen Postanstalten" oder Selbstbenutzung 
von Fernschreibern seitens der Postkunden, wie 
es schon in der Schweiz teilweise eingeführt ist. 

c) Stärkerer Einsatz von privaten Unternehmern im 
Postreisedienst (siehe 1. Teil, Abschnitt E. „Der 
Postreisedienst", unter VIL, 8., Seite 50). 

d) Wegfall der kleinen Poststellen auf dem Lande 
und Ersatz durch „stumme Postanstalten" und 
Landzusteller. 

e) Neueinteilung der Oberpostdirektionen und 
Schaffung von Fernmeldedirektionen bei gleich- 
zeitiger Auflösung der kleinen Direktionen mit 
dem Ziel, den günstigsten Wirkungsgrad für das 
Personal der Mittelinstanz zu erreichen. 

Unter der Zurückstellung jeglicher Länder- oder 
sonstiger Interessen dürfte für alle Entscheidun- 
gen nur der wirtschaftliche Wirkungsgrad maß- 
gebend sein. Eine baldige Entscheidung ist un- 
erläßlich, weil einige kleinere Oberpostdirek- 
tionen, die seither als gefährdet galten, schon 
seit Jahren in ihren Dispositionen gehemmt sind. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß 
den Personalfragen erhöhte Aufmerksamkeit zu 
schenken ist. Die Kommission ist davon unterrichtet 
worden, daß seit über einem Jahr die Personalver- 
hältnisse bei den Direktionen und Ämtern durch 
eine Gruppe von Spezialisten aus dem eigenen 
Bereich gründlich geprüft werden. Es wird emp- 
fohlen, die Tätigkeit dieser Arbeitsgruppe fortzu- 
setzen und möglichst zu intensivieren. Dabei sollte 
insbesondere berücksichtigt werden, daß die mensch- 
liche Arbeit ein immer knapper werdender, sehr 
kostspieliger Produktionsfaktor ist. 
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Personalbestand und Personalaufwendungen der DBP 


Anlage 18 
Jahr 1959—1965 



Kopfzahl 

400 000 

300 000 

200 000 

100 000 

0 


+ 15 Vo ab Jahr 1959 


Personalbestand 

im Jahresdurchschnitt 

Vollkräfte insgesamt in Tsd, 

387 

394 

405 

419 

430 

433 

Vordnschliiq 

446 

(einschl. Kräfte für Rechnung 
Dritter) 

®/o- Veränderung 

100 

102 

105 

108 

111 

112 

1 

115 

Personalaufwendungen 
insgesamt in Mio. DM 

3 235 

3 499 

4015 

4 339 

4 786 

5 122 

Voranschlag 

5 768 

'^'ü- Veränderung 

100 , 

108 

124 

134 , 

148 

158 

178 

Personalaufwendungen 




1 




DM/je Vollkraft 

8 353 

8 880 

9 909 

10 335 

11 109 

1 1 827 

12 933 

Veränderung zuin Vorjahr 


106 

112 

104 

107 

106 

109 

1950 == 100 

100 

106 

119 

124 

133 

142 

155 


— 

— 

— 



— 

— 

' 

Jahr 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 
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Anlage 19 
Jahr 1959—1965 

Personalaufwendungen in v. H. der gesamten Aufwendungen der DBP 

It. Erfolgs- und Kapitalrechnung (Finanzübersicht Nr. 873 1 1. 1. 65) 


DBP insgesamt 


Personalaufwendungen 
insgesamt in Mio. DM 
o-Veränderung 

Aufwendungen 

insgesamt in Mio. DM 
®,'o-Veränderung 

Personalauf Wendungen 
in V. H. der 
Gesamtaufwendungen 
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Anlage 20 


Personalbestand der Deutschen Bundespost Jahr 1959—1964 

Stichtag 31. 12. 


DBP insgesamt 

Vollkräfte 
‘l'o insgesamt 

389 123 

100 

397 702 

100 

411 038 

100 

424 288 

100 

430 142 

100 

429 488 

100 


davon entfallen auf; 








Beamte 

'^ 0 - Anteil von insgesamt 

202 103 

52 

52 

52 

51 

224 047 

52 

229 675 

54 


Angestellte 

'V)-Anteil von insgesamt 

43 630 

11 

12 

11 

11 

43 544 

10 

42 698 

10 


Arbeiter 

^' o- Anteil von insgesamt 

106 036 

28 

27 

27 

27 

115 022 

27 

111 335 

26 


Posthalter 

" (j-Anteil von insgesamt 

13 280 

3 

3 

3 

3 

14 566 

3 

14 788 

3 


Nachwuchskräfte 

" u-Anteil von insgesamt 

24 074 

6 

6 

7 

8 

32 963 

8 

30 992 

7 


Aufteilung auf die Dienstzweige: 

(im Jahresdurchschnitt) 

Prozent 




Prozent 

Prozent 


Postdienst 

55,3 




55,9 

55,8 


Postreisedienst 

3,0 




2,1 

2,0 


Postscheckdienst 

7,2 




8,1 

8,0 


Postsparkassendienst 

1,2 




1,0 

1,0 


Telegraphendienst 

4,6 




4,6 

4,7 


Fernsprechdienst 

28,7 




28,3 

28,5 


Jahr 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 
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Anlage 21 


Personalbestand der Deutschen Bundespost 

(Durdischnitt im Rechnungsjahr auf Vollkräfte umgerechnel) 

Betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung der Teildienstzweige (Postdienst: Rechnungsjahr 1964, Blatt 34, 

Telegraphendienst: Rechnungsjahr 1964, Blatt 24) 






davon entfallen 

auf den Teildienstzweig 



Posldienst 

insgesamt 

Bl lof- 
dienst 

Pack dl en- 
dienst 

Pdkel- 

dienst 

Zeilungs- 

dienst 

PüSt- 

anwei- 

sungs- 

dionst 

Renteii- 

dienst 

Rund- 

funk- 

dionsl 

Lcind- 

Kiaft- 

post- 

dionst 

Vertrieb 
YonVv''ert- 
zcidien 
anderer 
Verwal- 
tu ngen 

Arbeitskräfte 

1959 

(55,3 0 V. insges.) 











213 500 


173 064 


17 896 

5 709 

6 763 

9 053 



1962 

(55,5 0 V. insges.) 

232 505 

122 497 

15 367 

53 540 

20 956 

5 766 

7 194 

6 552 



1963 

(55,9 ^'/o V. insges.) 

240 271 

126 871 

16 510 

54 897 

21 '525 

5 880 

7 438 

6 544 

73 

533 

1964 

(55,8 't 0 V. insges.) 

240 533 

126 615 

16 310 

53 882 

23 774 

5 792 

7 358 

6 239 

58 

505 

prozentuale Auf- 
teilung: 

“ '{) 










1959 

100,0 


81,0 


8,4 

2,7 

3,2 

4,2 



1962 

100,0 

52,7 

6,6 

23,0 

9,0 

2,5 

3,1 

2,8 



1963 

100,0 

52,8 

6,9 

22,9 

9,0 

2,4 

3,1 

2,7 

0,0 

0,2 

1964 

100,0 

52,6 

6,8 

22,4 

9,9 

2,4 

3,1 

2,6 

0,0 

0,2 





davon 

entfallen auf den Teildienstzweig 



Telegraphendienst 

insgesamt 

Tele- 

gramm- 

dienst 

Telcx- 

dienst 

über- 

las.simg 

V. Tele- 
graphen- 
leitungen 

Sonstiges 






Arbeitskräfte 











1960 

(4,6 V. insges.) 

18 457 

13 366 

4 194 

746 

151 






1962 

(4,6 *^,'0 V. insges.) 

19 592 

14 022 

4 561 

864 

145 






1963 

(4,6 0 V. insges.) 

19 833 

14 121 

! 

4 673 

879 

160 






1964 

(4,7 « V. insges.) 

20 489 

14 290 

5 108 

1 005 

86 






prozentuale Auf- 
teilung: 











1960 

100,0 

72,4 

22,7 

4,1 

0,8 






1962 

100,0 

71,6 

23,3 

4,4 

0,7 






1963 

100,0 

71,2 

23,6 

4,4 

0,8 






1964 

100,0 

69,8 

24,9 

4,9 

0,4 
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Anlage 22 


Personalkosten in v. H. der Gesamtkosten der Deutschen Bundespost Jahr 1959 

It. betriebswirtschaftlicher Ergebnisrechnung der Dienstzweige 
(Übersicht Nr. 1220'36 Rechnungsjahr 1964) (Gesamtkosten: einschließlich Verzinsung 
des betriebsnolwendigen Kapitals) 

—1964 

DBP insgesamt 

Gesamtkosten in Mio DM 

5 533 

6 092 

6 792 

7 418 

8 280 

8 938 


Personalkostenanteil 
in Mio DM 

3 122 

3 414 

3 924 

4 236 

4 683 

5 005 


Personalkostenanteil in o 

56 

56 

58 

57 

57 

56 


davon entfallen auf: 








Postdienst 








Gesamtkosten in Mio DM 

2 399 

2618 

2 969 

3 203 

3 569 

3 848 


Personalkostenanteil 
in Mio DM 

1 666 

1 835 

2 124 

2 303 

2 568 

2 773 


Personalkos lenanf eil in '* o 

69 

70 

72 

72 

72 

72 


Postreisedienst 








Gesamlküsten in Mio DM 

262 

264 

264 

260 

271 

267 


Personalkostenanteil 
in Mio DM 

111 

112 

119 

124 

127 

126 


Personalkostenanteil in " o 

42 

42 

45 

48 

47 

47 


Postscheckdienst 








Gesamtkosten in Mio DM 

308 

353 

408 

442 

506 

521 


Personalkostenanteil 
in Mio DM 

211 

245 

284 

320 

360 

373 


Personalkostenanteil in " ti 

69 

69 

70 

72 

71 

72 

' 

Poslsparkassendiensl 








Gesamtkosten in Mio DM 

1 33 

174 

191 

205 

227 

248 

; 

Personalkostenanteil 
in Mio DM 

34 

37 

42 

44 

48 

49 

1 

1 

1 

Personalkostenanteil in " o 

26 

21 

22 

22 

21 

20 

[ 

Telegraphendienst 








Gesamtkosten in Mio DM 

290 

314 

336 

366 

394 

448 


Personalkostenanteil 
in Mio DM 

150 

161 

184 

197 

217 

236 


Personalkostenanteil in 't u 

52 

51 

55 

54 

55 

53 


Fernsprechdienst 








Gesamtkosten in Mio DM 

2 140 

2 368 

2 626 

2 944 

3 313 

3 607 


Personalkostenanteil 
in Mio DM 

949 

1 024 

1 170 

1 248 

1 363 

1 448 


Personalkostenanteil in 't u 

44 

43 

45 

42 

41 

40 


Jahr 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 


1) Die Erqcbnisse für das Rechnungsjahr 1959 sind zur Herstellung der Vergleichbarkeit nach den für die Rechnungsjahre 1960 bis 1963 ange- 
wandleii Grundsätzen umgorcchnet worden (siehe Bl. 34 und 35 der IZrgebnisrechnunq der Dienstzweige für das Rechnungsjahr 1964). 
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Anlage 23 


Personalkosten in v. H. der Gesamtkosten der Deutschen Bundespost 

Betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung der Teildieristzweige 
(Blatt 2 und für Postdienst Rechnungsjahr 1964 Blatt 27, Telegraphendiensi Rechnungsjahr 1964, Blatt 19) 




davon entfallen auf den TeildiensLzweig 

Postdienst 

insgesamt 

Brief- 

dienst 

Pückchen- 

dienst 

Pdket- 

dienst 

Zoi iungs- 
dienst 

Post- 

anwei- 

sungs- 

diensL 

Rentcn- 

dienst 

Rund- 

funk- 

clienst 

Land- 

Kiatr- 

post- 

dien'if 

\ ort rieb 
vonW ert- 
zcichen 
anderer 
Verwal- 
tungen 

Gesamtkosten 

1959 

1962 in Mio DM 

3 202,6 

1 579,3 

228,6 

864,1 

259,4 

81,5 

91,9 

87,5 



1963 in Mio DM 

3 569,1 

1 777,9 

260,9 

939,2 

290,4 

89,4 

102,4 

98,4 

1,5 

9,0 

1964 in Mio DM 

3 847,6 

1 913,8 

277,9 

990,5 

344,0 

94,0 

112,1 

104,2 

1,5 

9,6 

Personaikosten 

1959 

1962 in Mio DM 

2 303,0 

1 204,2 

152,4 

529,5 

202,0 

62,7 

73,5 

70,9 



1963 in Mio DM 

2 567,6 

1 347.3 

174,8 

585,6 

225,0 

68,5 

81,6 

76,6 

0,9 

7,3 

1964 in Mio DM 

Personalkosten- 

anteil 

1959 in V. H. 
der Gesamtkosten 

2 772,6 

1 460,0 

186,7 

621,8 

258,3 

72,1 

87,1 

78,4 

0,9 

7,3 

71,7 


70,5 


75,8 

76,5 

74,9 

82,1 



1962 in V. H. 
der Gesamtkosten 

71,9 

76,2 

66,7 

61,3 

77,9 

76,9 

80,0 

81,0 



1963 in V. H. 
der Gesamtkosten 

71,9 

75,8 

67,0 

62,4 

77,5 

76,6 

79,7 

77,9 

62,4 

80,3 

1964 in V. H. 
der Gesamtkosten 

72,1 

76,3 

67,2 

62,8 

75,1 

76,7 

77,7 

75,3 

59,0 

76,8 



davon entfallen auf den Teildienstzweig 

T elegraphendienst 

insgesamt 

Tele- 

gramm- 

dienst 

Telox- 

dienst 

Über- 

lassung 

V. Tele- 
graphen- 
Icitungen 

Sonstiges 






Gesamtkosten 











1960 











1962 in Mio DM 

365,7 

217,2 

121,9 

22,8 

3,8 






1963 in Mio DM 

393,8 

230,1 

135,9 

23,3 

4,4 






1964 in Mio DM 

447,9 

252,5 

169,0 

24,7 

1,7 






Personaikosten 

1960 

1962 in Mio DM 

196,9 

133,0 

51,3 

10,2 

2,4 






1903 in Mio DM 

217,3 

146,1 

57,3 

11,2 

2,7 






1964 in Mio DM 

235,9 

155,6 

65,7 

13,4 

1,2 






Personalkosten- 

anteil 

1960 in V. H. 
der Gesamtkosten 

51,4 

58,9 

40,1 

39,0 

52,9 






1962 in V. H. 
der Gesamtkosten 

53,8 

61 ,2 

42,1 

44,8 

63,9 






1963 in V. H. 
der Gesamtkosten 

55,2 

63,5 

42,2 

47,9 

61,4 






1964 in v. H. 
der Gesamtkosten 

52,7 

61,7 

38,9 

54,3 

69,3 
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Anlage 24 


Entwicklung der Verkehrsleistungen der DBF 




Jahr 1959—1964 

Postdienst 








Briefsendungen in Mio 

7 914,4 

8 497,7 

9 092,0 

9 314,9 

9 055,7 

9 275,2 


‘^'o- Veränderung 1959 = 100 

100,0 

107,4 

114,9 

117,7 

114,4 

117,2 


Paketsendungen in Mio 

270,7 

248,7 

298,4 

314,8 

301,0 

302,6 


ü-Veränderung 1959 ^ 100 

100,0 

91,9 

110,2 

116,3 

111,2 

111,8 


Postanweisungen in Mio 

47,9 

47,7 

48,3 

47,6 

46,1 

41,6 


^/ü- Veränderung 

100,0 

99,6 

100,8 

99,4 

96,2 

86,8 


Zahlkarten in Mio 

330,6 

340,2 

346,1 

353,6 

350,6 

348,0 


Vo-Veränderung 1959 - 100 

100,0 

102,9 

104,7 

107,0 

106,0 

105,3 


Postzeitungsgut in Mio kg 

195,9 

212,1 

221,7 

219,4 

224,2 

211,8 


",'o- Veränderung 1959 100 

100,0 

108,3 

113,2 

112,0 

114,4 

108,1 


insgesamt 

^Weränderung 1959 100 

100,0 

106,0 

113,4 

119,6 

116,5 

119,3 


Postreisedienst 








Beförderungsfälle in Mio 

324,3 

332,7 

334,7 

338,7 

327,7 

324,2 


"/o- Veränderung 1959 ^ 100 

100,0 

102,6 

103,2 

104,4 

101,0 

100,0 


Postscheckdienst 








Zahl der Buchungen in Mio 

1 022,5 

1 065,4 

1 091,3 

1 122,0 

1 130,6 

1 150,3 


" o-Veräriderung 1959 100 

100,0 

104,2 

106,7 

109,7 

110,6 

112,5 


Postsparkassendienst 








Zahl der Buchungen in Mio 

39,2 

39,8 

40,6 

39,8 

38,9 

42,3 


*'/o-Veränderung 1959 =" 100 

100,0 

101,5 

103,6 

101,5 

99,2 

107,9 


T elegrammdienst 








Aufgegebene Telegramme 
in Mio 

24,9 

25,1 

25,0 

25,5 1 

24,3 

23,5 


" o-Veränderung 1959 100 

100,0 

100,8 

100,4 

102,4 

97,6 

94,4 * 


Telexdienst 








Gebühreneinheiten in Mio 

531,3 

599,8 

619,9 

674,5 

725,8 

796,2 


Vo-Veränderung 1959 100 

100,0 

112,9 

116,7 

127,0 ' 

136,6 

149,9 


Fernsprechdienst 








Sprechstellen insgesamt in Mio 

5,5 1 

6,0 1 

6,5 

7,0 

7,6 

8,2 


Vo-Veründerung 1959 ^ 100 

100,0 

109,1 

118,2 ^ 

127,3 

138,2 

149,1 


Ortsgespräche in Mio 

3 188,8 ' 

3 471,6 

3 648,7 

3 809,5 

4 132,7 

4 142,0 


'Vo- Veränderung 1959 = 100 

100,0 

108,9 1 

114,4 

, 119,5 

129,6 

129,9 


Abgehende Ferngespräche ■ 

in Mio 

917,0 

1 075,2 

1 216,1 

1 372,3 

1 528,4 

1 607,3 


Vo-Veränderung 1959 = 100 

100,0 

117,3 

132,6 

149,7 

166,7 

175,3 


Jahr 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 
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Anlage 25 

Kennzahlen der DBP Jahr 1959 — 100 Jahr 1959—1964 

It. betriebswirtschaftlicher Ergebnisrechnurig der Dienstzweige Rechnungsjahr 1964 Blatt 36, 46 und 47 


DBP insgesamt 







Gesamtkosten 

100 

110 

123 

134 

150 

162 

Personalkosten 

100 

109 

126 

136 

150 

160 

Personalkosten- Anteil 
von insgesamt 

56 

56 

58 

57 

57 

57 

Personalbestand 

100 

102 

105 

108 

111 

112 

davon entfallen auf: 







Postdienst 







Gesamtkosten 

100 




149 

160 

Personalkosten 

100 




154 

166 

Personalkosten- Anteil 
von insgesamt 

69 

70 

72 

72 

72 

72 

Personalbestand 

100 

103 

106 

109 

113 

113 

Leistungsmenge 

100 

106 

113 

120 

117 

119 

Postreisedienst 







Gesamtkosten 

100 




103 

102 

Personalkostcn 

100 




114 

114 

Personalkosten- Anteil 
von insgesamt 

42 

42 

45 

48 

47 

47 

Personalbestand 

100 

91 

84 

85 

78 

72 

Beförderungsfälle 

100 

103 

103 

104 

101 

100 

Postscheckdienst 







Gesamtkosten 

100 




164 

169 

Personalkosten 

114 




171 

177 

Personalkosten-Anteil 
von insgesamt 

69 

69 

70 

72 

71 

72 

Personalbestand 

100 

108 

113 

121 

125 

125 

Zahl der Buchungen 

100 

104 

107 

110 

111 

113 

Postsparkassendienst 







Gesamtkosten 

100 




171 

186 

Personalkosten 

100 




141 

144 

Personalkosten- Anteil 
von insgesamt 

26 1 

21 

22 

22 

21 

20 

Personalbestand 

100 , 

101 

101 

103 

101 

93 

Zahl der Buchungen 

100 

102 

104 

102 

99 

108 

Telegraphendienst 







Gesamtkosten 

100 




136 

154 

Personalkosten 

100 




145 

157 

Personalk osten- Anteil 
von insgesamt 

52 

51 1 

55 

54 

55 

53 

Personalbestand 

100 

104 j 

107 

110 

112 

115 

Zahl der aufgegebenen 
Telegramme 

100 

101 

100 

102 

98 

94 

Telexdienst (Gebühreneinh.) 

100 

113 ' 

j 

117 

127 

137 

150 

1 

Fernsprechdienst ! 







Gesamtküsten 

100 




155 

169 

Personalkosten 

100 




144 

153 

Personalkosten- Anteil 
von insgesamt 

44 

43 

45 

42 

41 

40 

Personalbestand 

100 

99 1 

103 

107 

109 

111 

Ferngespräche insgesamt 

100 

117 ! 

1 

133 

150 

167 

175 

Jahr 

59 

60 

61 

62 

63 

64 
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Preisindex 

im Vergleich zur Lohnentwicklung Jahr 1958 = 100 gern. „Selbstkosten-Änderungszahlen" 


200 

190 



F. Rechnungswesen 

Bei einer gutachtlichen Stellungnahme zum Rech- 
nungswesen und damit zur betriebswirtschaftlichen 
Führung der Deutschen Bundtspost kann an folgen- 
den Zahlen nicht vorbeigesehen werden: 



Eigenkapital 
der DBP 

Fremdkapitai 
der DBP 

31, 12. 1960; 

2 391,4 Mio DM 

5 740,9 Mio DM 

31, 12. 1964: 

1 597,1 Mio DM 

11 639,0 Mio DM 

Differenzen: 

X 794,3 Mio DM 

+ 5 898,1 Mio DM 


Diese wenigen Zahlen sagen nicht weniger, als 
daß die Deutsche Bundespost im Laufe der ver- 
gangenen vier Jahre eine Kapitalsumme verloren 
hat, die dem Grundkapital einer großen deutschen 
Aktiengesellschaft entspricht, während sie gleich- 
zeitig Verpflichtungen in Höhe des Etatvolumens 
eines der finanzkräftigsten deutschen Bundesländer 
eingegangen ist. Die Deutsche Bundespost hat 
keinerlei stille Reserven gelegt. 

Das Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung über die Organisa- 
tion der Deutschen Bundespost stellte Mitte der 50er 
Jahre fest, daß das Kassen- und Rechnungswesen 
der Post in den letzten Jahrzehnten unverändert 
und daher an sich schon reformbedürftig sei. Die 
Kommission konnte feststellen, daß seitdem das 
Rechnungswesen der Bundespost vielfältig moder- 


nisiert worden ist. So wurde die ursprünglich rein 
kameralistische Buchführung mit Voranschlag und 
Nachweis der Einnahmen und Ausgaben in der 
Weise weiterentwickelt, daß aus ihr der Jahres- 
erfolg im betriebswirtschaftlichen Sinne zu ermitteln 
ist. Dazu werden die erfolgswirksamen Einnahmen 
und Ausgaben in einer Betriebsrechnung erfaßt, 
während die lediglich bilanzverlängernden oder 
-verkürzenden Einnahmen und Ausgaben in eine 
sogenannte Anlagenrechnung eingehen. Die eigent- 
lichen Buchhaltungen werden bei den übergeord- 
neten Kassen der Deutschen Bundespost inzwischen 
mit Buchungen und Gegenbuchungen in zwei 
Erfolgsklassen und vier Bestandsklassen geführt. 
Dieser 6-Klassenbuchungsplan mit je zwei Klassen 
für die Erfolgsrechnung (1. Erträge, 2. Aufwendun- 
gen), je zwei Klassen für die Vermögensrechnung 
(3. Vermögensmehrung, 4, Vermögensminderung) 
und je zwei Klassen für die Kapitalrechnung 
(5. Kapitalmehrung, 6. Kapitalminderung) ist zu Be- 
ginn des Jahres 1962 eingeführt worden. Schon seit 
dem Jahresabschluß zum 31. Dezember 1956 werden 
auch der Kassenbestand und die Guthaben der Kas- 
sen durch Aufteilen der Restschuld ermittelt. Auch 
Nichtgeldvorgänge, sogar Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten, kann die Buchhaltung der Deutschen 
Bundespost in den Jahresabschluß einbeziehen. Von 
hier zu einer entwickelten kaufmännischen Buch- 
führung mit einem 10-Klassenkontenrahmen, der den 
Bedürfnissen der Bundespost gerecht wird, auch 
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ohne daß er für Soll- und Habenbuchungen je eine 
eigene „Klasse" vorsieht, ist es nur ein kleiner 
Schritt, den die Post gehen sollte. 

Der kameralistische Voranschlag, den der Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost an Stelle des 
Parlamentes genehmigen muß und dessen Einhal- 
tung an Hand der ebenfalls aus dem Rechnungs- 
wesen der Bundespost hervorgehenden Jahresrech- 
nung der Bundesrechnungshof prüft, beansprucht 
viel Sorgfalt. Diese verführt leicht dazu, vom eigent- 
lichen Sinn betriebswirtschaftlicher Vorschau- 
rechnungen, insbesondere von objekt- und zeitraum- 
bezogenen Investitionsrechnungen sowie von elasti- 
schen Finanzplanungen, abzulenken. Die Kommission 
legt dringend nahe, die haushaltsrechtlichen Bestim- 
mungen für den Bereich der Deutschen Bundespost 
im Interesse betriebswirtschaftlicher Planungsrech- 
nungen weitgehend zu lockern. 

Außer den gesetzlich geforderten Rechnungen 
stellt die Deutsche Bundespost jährlich sogenannte 
betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnungen der 
Dienstzweige auf. Die Positionen der Jahreserfolgs- 
rechnung und der Jahresbilanz werden zu diesem 
Zweck mit einem umfangreichen, komplizierten und 
ständig verbesserten System von Umlageschlüsseln 
zunächst auf die großen Dienstzweige und dann auf 
die Teildienstzweige aufgeteilt. Außerdem werden 
in dieser Rechnung innerbetriebliche Leistungen 
zwischen den Dienstzweigen berücksichtigt, wobei 
diese zu Durchschnittskosten bewertet werden. 
Hauptgrundlagen für die Bildung der Umlage- 
schlüssel, insbesondere für die Kostenumlagen, sind 
die Personalverteilkartei und die Gebäudeverteil- 
kartei. Die Gebäudeverteilkartei gründet teilweise 
auf der Personalverteilkartei und diese auf Auf- 
schreibungen während einer Woche des Jahres, von 
der angenommen wird, daß in ihr das Personal, das 
ja vielerlei Verbundleistungen erstellt, so von den 
einzelnen Dienstzweigen beansprucht wird, wie es 
während des ganzen Jahres normal ist. Aus dem 
Rahmen des üblichen fallende Beobachtungen kön- 
nen von den Dienststellenleitern angeglichen wer- 
den. Die Objektivität eines solchen Vorgehens und 
damit auch die Zuverlässigkeit der Ergebnisse sol- 
cher Erfolgs- Verteilungsrechnungen sind von Außen- 
stehenden schwer zu beurteilen. Vielleicht sind die 
zur Anwendung kommenden Verfahren unter den 
gegebenen Umständen, d. h. bei dem sparsamen 
Personal- und Organisationsmitteleinsatz für die 
Kostenrechnung der Deutschen Bundespost die einzig 
möglichen. Die Post sollte wie bisher laufend bemüht 
sein, die betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung 
weiter zu verfeinern und den betrieblichen Verhält- 
nissen anzupassen. Die Kommission empfiehlt, 
dieser Rechnung künftig eine Bedeutung beizu- 
messen, die einen eigenen Buchhaltungskreis sowie 
eigenständige Kosten- und Leistungserfassungen — 
u, U. nach statistischen Methoden — ■ rechtfertigt. 
Mindestens die beiden großen Betriebsbereiche, das 
Post- und das Fernmeldewesen, möglicherweise auch 
die Bankdienste, sollten dabei rechnerisch getrennt 
behandelt werden, um wenigstens insoweit unver- 
zerrte Unterlagen für Investitionen, Personal- und 
Betriebsmitteleinsatz sowie für die Gebührenrege- 
lung aus dem Rechnungswesen gewinnen zu können. 


Die Kostenstellen-, Zeit- und Betriebsvergleiche 
im Bereich des Postwesens und die Kostenstellen- 
Zeit-Vergleiche im Fernsprechwesen erfassen nur 
Personalkosten nach den geltenden Personalverteil- 
karteien. Vom ganzen Bereich des Postwesens sind 
darin lediglich 33 Kostenstellen genannte Funktio- 
nen einbezogen, deren Personalkosten pro Lei- 
stungseinheit an verschiedenen Plätzen (Oberpost- 
direktionen) miteinander verglichen werden. Die 
Erläuterungen der Abweichungen, vor allen Dingen 
der Extremwerte, lassen darauf schließen, daß die 
Erfassungsmethoden nicht an allen Plätzen gleich 
sind. Vollständige Kostenstellenrechnungen zur 
Durchführung von monatlichen Zeit- oder Soll-Ist- 
Vergleichen kennt die Deutsche Bundespost bislang 
nicht. Solche Rechnungen verursachen jedoch große 
Schwierigkeiten bei der Erfassung der im Postwesen 
meistens verbunden erstellten Leistungen und der 
dabei anfallenden Kosten. Die Kommission ist der 
Ansicht, daß die Bemühungen auf diesem Gebiet der 
Kostenrechnung fortgesetzt und — wenn das per- 
sonell möglich ist — intensiviert werden sollten. Sie 
verspricht sich davon vor allen Dingen, daß auch 
außerhalb der eigentlichen Fachreferate im Bundes- 
postministerium, im Posttechnischen Zentralamt und 
in einzelnen Oberpostdirektionen das Interesse an 
betriebswirtschaftlichen Fragen geweckt wird. 

Für das Durchführen von Wirtschaftlichkeitsrech- 
nungen vor und nach Investitionen oder anderen 
Veränderungen im Betriebsvollzug ist im Jahre 1961 
vom Bundespostministerium eine Richtlinie heraus- 
gegeben worden. Der Kommission wurden Beispiele 
für Rechnungen vorgelegt, die nach diesen Richt- 
linien ausgeführt wurden und die der formellen und 
materiellen Prüfung standhalten. Die Akribie, mit 
der diese Rechnung auch bei geringwertigen Objek- 
ten ausgeführt wird, beeindruckt. Andererseits mußte 
die Kommission feststellen, daß Objekte vom Wert 
vieler Millionen DM erstellt worden sind, ohne daß 
vorher oder nachher in irgendeiner Form — und sei 
es mit dem geringsten Aussagewert — betriebswirt- 
schaftlich gerechnet wurde. Eine Liste der im 
III. Quartal 1964 durchgeführten Wirtschaftlichkeits- 
rechnungen im Bereich des Postwesens umfaßt ins- 
gesamt 30 Objekte, darunter eines im Werte von 
über 1 Million DM. Aus einer anderen Information 
geht hervor, daß in der gleichen Zeit allein rund 
300 größere Bauvorhaben von der Bundespost ge- 
plant, ausgeführt, angefangen oder abgeschlossen 
worden sind. 

Wie vor 10 Jahren schon der BWV, empfiehlt die 
Kommission der Deutschen Bundespost, vor allen 
großen Geldausgaben Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
aufzumachen und solche Vorhaben nicht allein als 
Haushaltsposten aufzufassen. Als Begründung für 
das Nichtaufmachen auch nur einfachster Ausgaben- 
rückfluß- oder Kostenvergleichsrechnungen vor um- 
fangreichen Investitionen besonders im Postdienst 
wurde angegeben, daß diese Vorhaben ohnehin 
hätten durchgeführt werden müssen. Abgesehen da- 
von, daß Umfang und Art jeder Investition sicher 
mancherlei Varianten zulassen, muß selbst dann, 
wenn die Gebote der Wirtschaftlichkeit nicht gelten, 
ein Kalkül allen Beteiligten deutlich vor Augen 
führen, in welchem Maße eine Kapitalfehlleitung 
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erfolgt oder eingeleitet wird. Wie jeder Ingenieur 
ist auch jeder Betriebswirt gezwungen, alle ihn 
irgendwie betreffenden Projekte auf seine Weise 
durchzurechnen. Auch wenn man sie nicht hören 
will, müssen Ingenieur und Betriebswirt aus innerem 
Antrieb ihre Rechenergebnisse präsentieren, sobald 
diese Fehlentwicklungen erkennen lassen. 

Bei der fortschreitenden Mechanisierung und der 
regen Bautätigkeit der Bundespost genügt es nicht, 
daß Wirtschaftlichkeitsrechnungen allein in den 
dafür zuständigen Referaten des Bundespostmini- 
steriums, des Posttechnischen Zentralamtes oder 
einzelner Oberpostdirektionen angestellt werden. 
Wie in weiten Bereichen der Industrie sollten jedem 
Ingenieur und jedem Betriebsleiter der Deutschen 
Bundespost die wenigen für Investitionskalküle not- 
wendigen, mathematisch anspruchslosen Rechensätze 
geläufig sein. 

ln der Abteilung IV (Haushalts- und Finanzwesen) 
des Bundespostministeriums bestehen drei Referate, 
die sich mit dem Haushalt der Bundespost befassen, 
und außerdem ein Haushaltsbüro. Ihre Gesamtper- 
sonalbesetzung ist: 5 Beamte des höheren Dienstes, 
14 Beamte des gehobenen Dienstes und 8 sonstige 
Kräfte. Das gesamte innerbetriebliche Rechnungs- 
wesen, einschließlich Statistik und Wirtschaftlich- 
keitsrechnungen, ist in einem Referat des BPM mit 
2:6:2 besetzt. Für diese Gebiete sind außerdem 
noch 5 : 27 : 30 Kräfte in den beiden Zentralämtern 
für übergeordnete Arbeiten eingesetzt. Bei den 
Oberpostdirektionen und Ämtern sind darüber 
hinau^tändig oder zeitweise eine größere Zahl von 
Kräften mit Erfassungs- und Auswertungsarbeiten 
der betriebswirtschaftlichen Ergebnisse beschäftigt. 

Geld- und kreditwirtschaftliche Angelegenheiten 
werden neben Rechtsangelegenheiten in einem 
Referat mit 1:5:2 Beamten bearbeitet. Der Gesamt- 
finanzplan einschließlich der Finanzierungspläne 
der Deutschen Bundespost wird unter der persön- 
lichen Verantwortlichkeit des Abteilungsleiters IV 
des Bundespostministeriums (Haushalts- und Finanz- 
wesen) von den beteiligten Referaten gemeinsam 
erstellt. 

Die Finanzplanung der Deutschen Bundespost ist 
mit der eines Unternehmens der freien Wirtschaft 
kaum zu vergleichen. Das gilt schon für die Zweck- 
setzung der Finanzplanung. Eine Finanzdisposition, 
bei der täglich entschieden wird, in welchem Um- 
fang und wo die disponiblen finanziellen Mittel 
einzusetzen und wie die finanziellen Lücken zu 
schließen sind, kennt die Bundespost nicht. Dafür 
gibt es plausible Gründe: der tägliche Bargeldein- 
gang, die Reserven der Postbankdienste und vor 
allen Dingen die Zersplitterung des Finanzwesens, 
bedingt schon durch die Vielzahl der Kassen. 

So ist die Finanzplanung der Deutschen Bundes- 
post in erster Linie eine Finanzierungsplanung, wenn 
man darunter die Zusammenstellung der Ergebnisse 
aus der Erfolgsrechnung, der Abschreibungen und 
Anlagenverkäufe auf der Einnahmenseite und der 
nach dem Haushaltsplan fälligen Investitionsaus- 
gaben auf der Ausgabenseite versteht. Dazu kommen 
die geplanten Einnahmen aus Finanzierungsvor- 
haben. So sind also Größen der Aufwand- und 
Ertragsrechnung und solche der Einnahme- und Aus- 


gabenrechnung nebeneinandergestellt. Der Ausgleich 
wird mit der Größe „Finanzierungswirtschaftlicher 
Erfolg" vorgenommen. 

Außerdem ist die Finanzplanung der Bundespost 
nicht fortschreitend in dem Sinne, daß etwa in jedem 
Jahr ein Plan für die folgenden 5 Jahre (sowie mo- 
natlich für 12 Monate) aufgestellt wird. Es erfolgt 
jedoch eine Korrektur der Ansätze der jährlichen 
Finanzpläne je nach der tatsächlichen Entwicklung. 

Die Kommission befürchtet, daß der Finanz- 
planung als Teil des Rechnungswesens der Deutschen 
Bundespost, weil sie als Haushaltsplan aufgefaßt 
wird, nicht die Bedeutung beigemessen wird, die ihr 
zukommt. Sollte es so sein, dann muß die Kom- 
mission dringend raten, die Finanzplanung den Er- 
kenntnissen der betriebswirtschaftlichen Theorie 
und Praxis entsprechend zu einem brauchbaren und 
überzeugenden Führungsinstrument zu entwickeln. 

Die Kommission empfiehlt darüber hinaus, daß 
die Anstrengungen der Deutschen Bundespost auf 
dem Gebiet der Unternehmensforschung intensiviert 
werden. Außerdem ist sie der Meinung, daß es im 
Interesse einer ökonomisch rationalen Führung der 
Bundespost sehr erwünscht ist, wenn ein Wechsel 
des betriebswirtschaftlich tätigen Personals zwi- 
schen Unternehmen der freien Wirtschaft und der 
Post in beiden Richtungen ermöglicht oder verein- 
facht wird. Aus dem gleichen Grunde sollten die 
Einstellungsbedingungen so geändert werden, daß 
die Bundespost auch solche Dienstanfänger gewinnt, 
die in der freien Wirtschaft eine kaufmännische 
Lehre abgeschlossen haben. 

G. Forschung 

Ein Betrieb von der Größe und der Bedeutung der 
Deutschen Bundespost wird auf die Dauer nur wirt- 
schaftlich arbeiten können, wenn in den lohninten- 
siven Post-Dienstzweigen alle Möglichkeiten der 
Mechanisierung und Rationalisierung, in den kapital- 
intensiven Fernmelde-Dienstzweigen alle Möglich- 
keiten des technischen und technologischen Fort- 
schrittes ausgeschöpft werden. 

Nach Ansicht der Kommission fordert diese Ziel- 
setzung, daß die Deutsche Bundespost in angemesse- 
nem Rahmen selbst Forschung treibt und sich dort, 
wo die Aufgaben den Rahmen einer einzelnen 
Verwaltung übersteigen, an internationalen For- 
schungsaufgaben beteiligt. 

Die Aufgabe der posteigenen Forschung sollte in 
erster Linie die wissenschaftliche Klärung aller mit 
dem Betriebsablauf der verschiedenen Dienstzweige 
zusammenhängenden Fragen sein, d. h. also die 
Entwicklung und Anwendung geeigneter Meß- und 
Auswertemethoden zur quantitativen Analyse 
des Verkehrs und des Betriebes und die systema- 
tische Auswertung der gewonnenen Werte zur Ver- 
besserung der Wirtschaftlichkeit und fundierten 
Planung aller Investitionen. 

Neben diesen Aufgaben der Unternehmensfor- 
schung, die die meßtechnischen Anforderungen klä- 
ren und die mathematischen Methoden für eine 
fortschrittliche betriebswirtschaftliche Führung eines 
Dienstleistungsunternehmens bereitstellen sollen. 
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sollte die Deutsche Bundespost auch durch eigene 
Grundlagenforschung an der Klärung der physikali- 
schen und technischen Probleme mitarbeiten, die 
sich aus der Entwicklung eines weltweiten Fern- 
meldeverkehrs ergeben. 

Dagegen gehört die Entwicklung von Bauelemen- 
ten, Geräten und Einrichtungen für eine industrielle 
Fertigung nach Ansicht der Kommission nicht zu 
den Aufgaben der Bundespost; sie sollte der indu- 
striellen Forschung und Entwicklung Vorbehalten 
bleiben. Die eigenen Forschungsarbeiten sollten 
allerdings die Deutsche Bundespost in die Lage 
versetzen, für solche industriellen Entwicklungen 
eine klare Aufgabenstellung zu formulieren. 

Eigene Forschungsarbeiten sollten darüber hinaus 
sicherstellen, daß die Verwaltung über wissen- 
schaftlich qualifizierte und erfahrene Mitarbeiter 
verfügt, die die Bundespost gegenüber anderen 


Verwaltungen und gegenüber internationalen Gre- 
mien in allen Fragen der Forschung und Entwick- 
lung als anerkannte Fachleute vertreten können. 

Der Kommission erscheint ein Anteil von 0,5 bis 
1 Vo des Jahresumsatzes ein für einen Dienstlei- 
stungsbetrieb angemessener Aufwand für reine 
Forschungsarbeiten zu sein. Diese Forschungsarbei- 
ten sollten neben denjenigen technisch-wissenschaft- 
lichen Aufgaben durchgeführt werden, die für die 
Erprobung und Abnahme neuer Geräte und Ein- 
richtungen notwendig sind. Ein eigener organisato- 
rischer Rahmen in Form eines Forschungsinstitutes 
oder einer ähnlichen Einrichtung sollte dabei die 
Möglichkeit eröffnen, die wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter unabhängig von den formalen Laufbahn- 
bestimmungen vor allem auf Grund ihrer wissen- 
schaftlichen Qualifikationen und ihrer Leistung 
einzustufen. 


III. Teil: Die Finanzwirtschaft der DBF 


A. Die gegenwärtige wirtschaftliche 
und finanzielle Lage 

Die Deutsche Bundespost spricht in ihrem Ge- 
schäftsbericht über das Rechnungsjahr 1964 selbst 
von einer „Zuspitzung ihrer wirtschaftlichen und 
finanziellen Situation". Diese Aussage ist keines- 
wegs übertrieben, wie eine Betrachtung der Kapital- 
struktur, der Gewinn- und Verliistentwicklung und 
der Liquidität zeigt. 

I. Die Kapitalstruktur 

a) Eigenkapital, Fremdkapital. 

Das Eigenkapital der Bundespost ist seit der 
Währungsreform in der Relation zum Gesamt- 
kapital und Fremdkapital in einem erschrecken- 
den Umfang zurückgegangen. Es betrug Ende 
1964 nur noch rund 12 v. H. des Gesamtkapitals. 
Die folgende Aufstellung zeigt die Entwicklung 
für die Jahre 1949 bis 1964. 


Der absolute Rückgang des Eigenkapitals ist 
darauf zurückzuführen, daß die Jahresverluste 
nicht vom Eigentümer, dem Bund, übernommen 
worden sind, sondern von dem in der Bilanz aus- 
gewiesenen Eigenkapital abgebucht wurden. In 
den Jahren 1961 bis 1964 ist auf diese Weise das 
Eigenkapital um rund 800 Mio DM oj^er um 
rund ein Drittel des in der Bilanz zum 31. De- 
zember 1960 ausgewiesenen Betrages zusammen- 
geschrumpft. 

Der relative Rückgang des Eigenkapitals hat 
darüber hinaus noch folgende Gründe: Um die 
Kriegszerstörungen zu beseitigen, um die Anla- 
gen und Einrichtungen zu modernisieren und um 
der von Jahr zu Jahr steigenden Nachfrage ge- 
recht zu werden, hat die Deutsche Bundespost vor 
allem im Fernmeldewesen Neuinvestitionen in 
Höhe von vielen Milliarden DM vornehmen 
müssen. Der Bund hat es in der Vergangenheit 
bedauerlicherweise versäumt, durch Aufstockung 


Zusammensetzung des Kapitals der DBP 


Rj. 

Gesamtkaprtal 

Mio DM 

1 

Eigenkapital 

Mio DM V. H. 

2 3 

Fremdkapital 

Mio DM V. H. 

4 5 

1949 

2 282,9 

1 666,8 

73,0 

616,1 

27,0 

1953 

3 522,3 

1 716,5 

48,7 

1 805,8 

51,3 

1956 

5 490,0 

2 272,3 

41,4 

3 217,8 

58,6 

1957 

5 981,7 

2 198,6 

36,8 

3 783,0 

63,2 

1958 9 •-) 

6 670,9 

2 282,2 

34,2 

4 388,7 

65,8 

19599 

7 341,3 

2 320,7 

31,6 

5 020,6 

68,4 

19609 

8 132,3 

2391,4 

29,4 

5 740,9 

70,6 

19619 

9 028,6 

2 248,9 

24,9 

6 779,7 

75,1 

1962 9 

10 052,2 

1 866,9 

18,6 

8 185,3 

81,4 

1963 9 

1 1 705,8 

1 616,1 

13,8 

10 089,7 

86,2 

1964 9 

13 236,1 

1 597,1 

12,1 

11 639,0 

87,9 


1) 1958 einsdiließlich OPD Saarbrücken. 

2) Hierbei ist berüdcsichtigt, daß der Bund für einen Anieihebetrag von ursprünglich 200 Mio 
DM aus dem Rechnungsjahr 1958 den Zins- und Tilgungsdienst tragt. 
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des viel zu geringen Eigenkapitals zur Finan- 
zierung dieser unabweisbaren und besonders 
gewinnbringenden Investitionen beizutragen, 
obwohl immer wieder von den verschiedensten 
Seiten mit Nachdruck darauf hingewiesen wurde, 
wie bedenklich es sei, wenn die Bundespost aus- 
schließlich auf Fremdmittel angewiesen ist. Ledig- 
lich im Jahre 1958 hat der Bund die Verzinsung 
und Tilgung einer Postanleihe in Höhe von 200 


Rcciiiuings- 

jdhr 

Reingewinn ( ) 

Roinverlust (—) 

Mio DM 



1949 

-f 181,3 

1950 

4 - 249,4 

1951 

+ 57,4 

1952 

— 51 , 0 *) 

1953 

— 220,7 

1954 

-f 135 , 7 **) 

1955 

+ 158,8 

1956 

V - 34,4 

1957 

^ 131,8 

1958 

— 116,4 

1959 

-4 38,6 

1960 

r 70,6 

1961 

— 142,5 

1962 

— 382,0 

1963 

— 250,8 

1964 

- 19,0 


*) Der \'crlu.sl des Rj. 1951i isl 
niil 5U Mio DM aus der ge- 
setzlichen Rücklage gedeckt 
worden, so daß im Jahres- 
abschluß ein Reinverlust 
von 1 Mio DM erschien. 

**) Von dem Gewinn des Rj. 
1954 sind 58 Mio DM der 
Sonderrücklage zuin Aus- 
gleich von Vermögensver- 
iusten und -entwertungen 
zugeführt worden, so daß 
im Jahresabschluß der DBP 
ein Reingewinn von 77,7 
Mi(3 DM erschien. 


Mio DM übernommen. Selbstfinanzierung war 
der Bundespost nur in wenigen Jahren und 
auch dann nur in bescheidenem Umfang mög- 
lich, weil die Preise für die Dienstleistungen 
der Bundespost wegen politischer und anderer 
Einflüsse - — wenn überhaupt — nur mit erheb- 
lichen zeitlichen Verzögerungen und in unzurei- 
chendem Maße der Kostenentwicklung angepaßt 
werden konnten. Insgesamt haben seit 1949 die 
addierten Reinverluste bei weitem die Summe 
der Reingewinne überstiegen, wie die nachste- 
hende Übersicht ausweist. Unter diesen Umstän- 
den war die Bundespost über Gebühr darauf 
angewiesen, ihre Investitionen mit Fremdmitteln 
zu finanzieren. 

Die zunehmende Verschuldung der Post hat zu 
immer größeren Ausgaben für Fremdkapitalzin- 
sen geführt, die 1964 rund 428 Mio DM aus- 
machten und 1965 mit 477 Mio DM veranschlagt 
sind. Die kurzfristige Verschuldung bei lang- 
fristigen Anlagen beeinflußt naturgemäß außer- 
dem direkt die Liquidität der Bundespost. In den 
kommenden Jahren sind allein für die Schulden- 
tilgung über 1 000 Mio DM jährlich aufzubrin- 
gen. 

b) Finanzierung des Anlagevermögens 

Nicht nur das Verhältnis zwischen Eigen- und 
Fremdkapital hat sich ständig verschlechtert, 
sondern ebenso die Deckung des Anlagevermö- 
gens durch Eigenkapital und langfristiges Fremd- 
kapital, wie die folgende Aufstellung beweist: 


Deckung des Anlagevermögens 


Reihnunqs- 

jahr 

An läge vermögen 

V. 11. des 
Gesamt- 

Mio DM kapitalst) 

1 2 

Von dom Anlagevermögen (Sp. 1) waren gedeckt durch j 

Eigenkapilai 

Mio DM V. H. 

3 4 

Fremdkapital 

langfristig 

Mio DM V. H. 

5 6 

mittelfristig 

Mio DM ‘ V. H. 

7 8 

kurzfristig 

Mio DM ' V. H. 

9 10 

1949 

2 055,3 

90,0 

1 666,8 

81,1 

388,5 

18,9 









1953 

3 261,9 

92,6 

1 716,5 

52,6 

616,8 

18,9 

265,9 

8,2 

662,7 

20,3 

1956 

4 937,9 

89,9 

2 272,3 

46,0 

1 345,5 

27,2 

422,3 , 

8,6 

897,8 , 

18,2 

1957 

5 457,2 

91,2 

2 198,6 

40,3 

1 564,9 

28,7 

569,1 

10,4 

1 124,6 : 

20,6 

1958 b '-') 

6 102,9 

91,5 

2 282,2 

37,4 

2 360,6 

38,7 

378,3 

6,2 

1081,8 

17,7 

1959 b 

6 704,2 

91,3 

2 320,7 

34,6 

2 983,7 1 

44,5 

378,7 

5,6 

1 021,1 

15,2 

1960 b 

7 434,9 

91,4 

2 391,4 

32,2 

3 404,6 ' 

45,8 

730,4 

9,8 

908,5 ' 

12,2 

196 rb 

8 351,6 

92,5 

2 248,9 

26,9 

3 732,5 

44,7 

1 345,2 

16,1 

1 025,6 

12,3 

1962 - 

9 505,7 

94,6 

1 866,9 

19,6 

4 480,9 

47,2 

1 617,9 

17,0 

1 540,0 

16,2 

1963 b 

10 864,9 

92,8 

1 616,1 

14,9 

5 154,5 

47,4 

1 869,1 

17,2 

2 225,2 

20,5 

1964 b 

12 293,5 

92,9 . j 

1 597,1 

13,0 ' 

5 970,8 

48,6 

1 953.8 

15,9 

2 771,8 ' 

22,5 


1) 1958 einschl, OPD Stidibrücken. 

-) Hierbei ist berücksichtigt, daß der Bund für eincui Anleihebetrag von ursprünglich 20U Mio DM aus dem Rj. 1958 den Zins- und Tilqungsdionst 
trägt. 

3) .siehe Sp, 1 der Tabelle auf Seite 130. 


1949 war das Anlagevermögen noch voll durch 
Eigenkapital und langfristiges Fremdkapital ge- 
deckt, Ende 1964 dagegen nur noch zu 13v.H. 
durch Eigenkapital und zu 48,6 v. H. durch lang- 
fristiges Fremdkapital. Die Finanzierungsregel, 
daß das Anlagevermögen durch Eigenkapital 
und langfristiges Fremdkapital gedeckt sein 
sollte, ist in keiner Weise beachtet. Noch be- 
denklicher ist die Finanzierung von 22,5 v. H. 


des Anlagevermögens durch kurzfristiges Fremd- 
kapital. Bei der gegenwärtigen und auch in den 
nächsten Jahren voraussichtlich anhaltenden 
angespannten Lage auf dem Kapitalmarkt führt 
diese Kapitalstruktur zwangsläufig zu einer 
Gefährdung der geplanten und betrieblich auch 
notwendigen Investitionsvorhaben. Wenn es 
nicht gelingt, auf Grund der Vorschläge der Kom- 
mission die Kapitalstruktur der Bundespost 
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grundlegend umzugestalten, wird das Investi- 
tionsvolumen schrumpfen. Bei den arbeitsinten- 
siven Dienstzweigen würde das Steigen der 
Personalkosten durch eine Substitution von Ar- 
beit durch Kapital nicht aufgefangen werden 
können, die Kostenunterdeckung steigen; bei 
den kapitalintensiven Dienstzweigen würde der 
weitere Ausbau ins Stocken geraten, die Zahl 
der auf einen Fernsprechanschluß Wartenden 
steigen, die Überschüsse der Fernmcldedienste 
nicht so wachsen, wie sie es könnten. Von einer 
solchen Fehlentwicklung wäre nicht nur die 
Deutsche Bundespost als Unternehmen selbst be- 
troffen, sondern die gesamte Volkswirtschaft. 
Fehlende oder zu geringe Steigerungen der Post- 
dienstleistungen können die Expansion der Wirt- 
schaft empfindlich beeinträchtigen. Vor einer sol- 
chen Entwicklung warnt die Kommission mit 
allem Nachdruck. 


II. Die Gewinn- und Verlustentwicklung 

Die Entwicklung der Gewinne und Verluste seit 
1949 läßt deutlich erkennen, daß die finanziellen 
Ergebnisse der Bundespost vor allem vom Ausmaß 
der jährlichen Lohn- und Gehaltserhöhungen, vom 
Verkehrszuwachs in den automatisierten Dienst- 
zweigen (vor allem im Fernmeldedienst) und davon 
beeinflußt worden sind, daß die Gebühren in den 
personalintensiven Bereichen an die Kostenentwick- 
lung nicht ausreichend angepaßt wurden. Jahre mit 
besonders fühlbaren Lohn- und Gehaltserhöhungen, 
etwa die Geschäftsjahre 1953, 1957 und 1961 mit der 
Zunahme der persönlichen Aufwendungen gegen- 
über den Vorjahren um 12,2, 11,1 und 14,7 v. H., 
haben der Bundespost auffällige Verschlechterungen 
der Ertragslage gebracht (vgl. die Übersicht auf 
Seite 131). Im Jahre 1959, das einen besonders 
großen Zuwachs der Erträge im Fernmeldedienst 
(Zuwachsrate gegenüber dem Vorjahr ll,4v. H. 
gegen 8,3 v. H. 1958) brachte und in dem die per- 
sönlichen Aufwendungen nur um 2,2 v. H. Zunah- 
men, verbesserte sich dagegen die Ertragslage er- 
heblich. Auch Jahre mit spürbaren Gebührenerhö- 
hungen (1954 und 1964) weisen bemerkenswerte 
Verbesserungen der finanziellen Ergebnisse auf. 

Daraus sind folgende Schlußfolgerungen abzulei- 
ten: Die ständigen Rationalisierungsbemühungen 
der Bundespost und der Nachfragezuwachs im Fern- 
meldedienst machen es zwar möglich, gewisse Lohn- 
und Gehaltserhöhungen ohne gleichzeitige Preisstei- 
gerungen aufzufangen. Stehen jedoch ausreichende 
Mittel zur Anpassung der Fernmeldeanlagen an den 
steigenden Bedarf nicht zur Verfügung, und kommt 
es zu erheblichen Lohn- und Gehaltserhöhungen, so 
lassen sich preispolitische Maßnahmen nicht ver- 
meiden, wenn sich das finanzielle Ergebnis nicht 
verschlechtern soll. Die überragende Bedeutung 
einer ständigen Expansion im Fernmeldewesen für 
die Finanzen der Bundespost läßt sich deutlich aus 
der Entwicklung der letzten Jahre ablesen. Auch 
hier zeigt sich wiederum der enge Zusammenhang 
zwischen Kapitalversorgung und Ertragsentwick- 
lung. 


Wenn die Anpassung der Preise für Postdienst- 
leistungen an die steigenden Kosten aus politischen 
und sonstigen Gründen verzögert oder gar gänzlich 
verhindert wird, läßt sich das ohnehin schon kom- 
plizierte Problem der Kapitalversorgung noch 
schwerer lösen. Das spricht dafür, auf Kostenstei- 
gerungen unverzüglich Preiserhöhungen folgen zu 
lassen, soweit diese über den in Dienstleistungs- 
betrieben meist begrenzten Produktivitätszuwachs 
hinausgehen. Die Kommission empfiehlt nachdrück- 
lich, diesen Gesichtspunkt zukünftig besonders zu 
beachten. 

1960 hat die Bundespost den letzten Gewinn 
in Höhe von 70,6 Mio DM ausgewiesen. Dieser 
Gewinn und auch die in früheren Jahren erzielten 
Gewinne sind bescheiden, wenn man die Höhe des 
Eigenkapitals, des Umsatzes und die Tatsache be- 
rücksichtigt, daß keine stillen Reserven gelegt wur- 
den. Die schlechte Ertragslage verhinderte nicht nur 
die Aufstockung des Eigenkapitals, sondern be- 
wirkte das Gegenteil, nämlich dessen allmähliche 
Aufzehrung. Die negativen Ergebnisse gerade in 
den letzten Jahren zeigen, daß viele Dienstleistun- 
gen der Post zu verlustbringenden Preisen verkauft 
wurden und noch werden. Die Folge ist, daß Pro- 
duktivkräfte fehlgeleitet werden und das Wirt- 
schaftswachstum beeinträchtigt wird. 

Auch von der Bundespost muß nach Ansicht der 
Kommission erwartet werden, daß Zinsen auf das 
Eigenkapital (Grundkapital) erwirtschaftet werden, 
wie die Kommission ausführlich im II. Teil ihres 
Gutachtens unter A. Tarifpolitik dargelegt hat. Zin- 
sen auf das Eigenkapital dürfen nach den finanz- 
wirtschaftlichen Regeln nicht als „Aufwand" aus- 
gewiesen werden. Insoweit bedarf die meist ideo- 
logisch verbrämte Ansicht, wonach die Bundespost 
keinerlei Gewinne erzielen dürfe, einer Revision. 
Es muß im Gegenteil auch von der Bundespost 
erwartet werden, daß sie Überschüsse mindestens 
in der Höhe einer angemessenen Verzinsung des 
Eigenkapitals verdient. Kritik an einem solchen 
Verhalten mit der Begründung, die Post treibe 
„Selbstfinanzierung über den Preis" ist unange- 
bracht und falsch. Jeder Eigentümer kann erwarten, 
daß das von ihm investierte Kapital Zinsen abwirft. 
Diese Zinserträge stehen dem Bund als Eigentümer 
zu. Bei der gegenwärtigen Kapitalnot der Bundes- 
post sollte der Bund die erwirtschafteten Zinsen auf 
das Eigenkapital freilich nicht aus dem Unternehmen 
Bundespost herausziehen, sondern zur Aufstockung 
des Eigenkapitals verwenden. Neben dieser norma- 
len Verzinsung des Eigenkapitals kann es zu Knapp- 
heitsgewinnen kommen. Auch solche Gewinne sind, 
wie im Abschnitt Tarifpolitik dargelegt worden ist, 
marktwirtschaftlich legitim; sie sollten ebenso ver- 
wendet werden wie die Zinsen auf das Eigenkapital. 

Die Verbesserung der Ertragslage und die Erzie- 
lung angemessener Gewinne sind deswegen unum- 
gänglich, weil der Bund wegen der angespannten 
Lage des Bundeshaushalts vermutlich auf absehbare 
Zeit nicht in der Lage sein wird, das Eigenkapital 
der Bundespost auf anderem Wege als über die 
Wiederanlegung von Gewinnen und über die Stun- 
dung der Ablieferung aufzustocken (siehe IV. Teil 
des Gutachtens, unter B., VIII. Abschnitt). Die Kom- 
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mission halt es für dringlich, die Preispolitik der 
Post so schnell wie möglich auf diese Grundsätze 
abzustimmen. 

III. Die Liquidität 

Bisher hatte die Deutsche Bundespost im Gegen- 
satz zur Deutschen Bundesbahn keine Liquiditäts- 
schwierigkeiten. Sie sind jedoch mit großer Wahr- 
scheinlichkeit für 1966 zu erwarten. 

Im Finanzierungsplan für 1965 sind Anleihen in 
Höhe von 780 Mio DM eingeplant, von denen bisher 
nur 210 Mio DM begeben wurden. 

Auch wenn es 1965 noch gelingen mag, die Liqui- 
dität aufrechtzuerhalten, so erscheint sie für 1966 
nicht mehr gegeben, wenn nicht die vorgeschlage- 
nen Gebührenerhöhungen zu Beginn des Jahres un- 
verzüglich durchgeführt werden, der Bund der Deut- 
schen Bundespost die Ablieferung stundet und ihr 
die politischen Lasten abnimmt. Der Kapitalbedarf 
der Post wird 1966 sicherlich höher sein als 1965. 
Für 1965 hat die Bundespost die Aufnahme von 
Fremdmitteln in Höhe von 2 931 Mio DM ge- 
plant; 1966 dürfte der Fremdmittelbedart die Drei- 
Milliarden-Grenze übersteigen. Da damit gerechnet 
werden muß, daß Fremdmittel in diesem Umfang 
nicht zu beschaffen sein werden, müssen die vor- 
geschlagenen Kapitalhilfen durch den Bund und die 
Gebührenerhöhungen sofort vorbereitet werden, da 
sonst zur Vermeidung einer Illiquidität nur ein Weg 
offen steht: die drastische Verminderung der ge- 
planten Investitionen. Aber gerade diese Investitio- 
nen sollen die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens 
steigern, die Zahl der auf einen Fernsprechanschluß 
Wartenden reduzieren. 


B. Vorschläge zu einer Neuordnung 

Einleitend wird darauf hingewiesen, daß den 
nachstehend behandelten Fragen und Problemen 
über die Kapitalausstattung, das Finanzwesen und 
die Investitionsplanung der Bundespost ganz beson- 
dere Bedeutung zukommt. 

Die Ursachen der gegenwärtigen Kapitalnot der 
Post dienten als Basis für die Vorschläge der Kom- 
mission, vor allem für die ausreichende Ausstattung 
der Bundespost mit Eigenkapital. Dabei wurde ganz 
besonders auch die Dringlichkeit und Notwendigkeit 
langfristiger Investitionsplanungen und deren Fi- 
nanzierung berücksichtigt. 

Auch bei den zahlreichen Diskussionen der letzten 
Zeit in der Öffentlichkeit über die finanzielle Neu- 
ordnung der Bundespost wurde einhellig die For- 
derung nach größerer finanzieller Selbständigkeit 
des Unternehmens durch Anreichern des restlichen, 
in der Bilanz zum 31. 12. 1964 ausgewiesenen, Eigen- 
kapitals erhoben. Es mag dahingestellt bleiben, ob 
diese vielfältig vertretene Auffassung jeweils bis in 
alle Einzelheiten von denjenigen, die sie erhoben 
haben, begründet werden kann. Unbestritten ist 
jedoch, daß ein Unternehmen von der Größe der 
Deutschen Bundespost, das so umfangreiche und 
lebensentscheidende Investitionen auf sich zukom- 


men sieht, ohne Verfügungsfreiheit über Eigenkapi- 
tal einfach nicht zu führen ist. Der für langfristige 
Planungen dringend notwendige Überblick über die 
verfügbaren finanziellen Mittel, ohne den keine 
Unternehmensleitung optimal planen kann, zwingt 
u. a. zu einer Neuordnung der Finanzkonstitution 
der Deutschen Bundespost. 

1. Grundsätze der Neuordnung 

Es soll zunächst grundsätzlich die Frage beant- 
wortet werden, wie hoch das Eigenkapital der Deut- 
schen Bundespost sein müßte. Dabei ist von betriebs- 
wirtschaftlichen Erkenntnissen und Forderungen 
auszugehen und nicht von den finanziellen Möglich- 
keiten der Deutschen Bundespost, selbst Eigenkapi- 
tal zu bilden, oder von den Fähigkeiten des Bundes, 
der Post Finanzhilfe zur Kapitalaufstockung zu ge- 
währen. 

1. Kapitalausstattung 

Die Frage nach der Höhe der Eigenkapilalausstat- 
tung der Deutschen Bundespost kann dabei nicht 
isoliert gestellt werden. Bei der Unternehmens- 
leitung muß eine wirtschaftliche Denk- und Hand- 
lungsweise vorausgesetzt und dann gefragt werden, 
welche Ausstattung mit Eigenkapital notwendig ist, 
wenn außerdem folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

a) Für alle Tätigkeitsbereiche der Deutschen Bun- 
despost müssen im Prinzip kostendeckende Ge- 
bühren gesichert sein, damit nach der Neuord- 
nung der Kapitalverhältnisse der Post ihre Jah- 
resrechnungen keine Verluste ausweisen, die das 
Eigenkapital wieder aufzehren; es soll also keine 
verschleierte Subventionierung der Bundespost 
vorgenommen werden. 

b) Darüber hinaus muß eine ökonomisch geschulte 
Unternehmensführung mit der Freiheit zu einer 
sinnvollen Gebührenpolitik eine angemessene 
Verzinsung des Eigenkapitals gewährleisten. 
Deshalb ist in die Kalkulation von Post- und 
Fernmeldegebühren die kalkulatorische Verzin- 
sung des betriebsnotwendigen Kapitals so einzu- 
beziehen, wie es die betriebswirtschaftliche 
Theorie fordert und in der Praxis allgemein 
üblich isl. 

c) Bei der gegenwärtigen und sicher anhaltenden 
Schwäche des Kapitalmarktes genügen zur Finan- 
zierung der dringend notwendigen Investitionen 
kostendeckende Gebühren, die lediglich eine 
Verzinsung des Eigenkapitals gewährleisten, 
nicht. Die Innenfinanzierung muß dazu einen an- 
gemessenen Beitrag leisten und dies ist auch 
durch entsprechende Gebühren in einzelnen 
Dienstzweigen möglich. 

d) Die geplanten Investitionen, die der technischen 
Weiterentwicklung und der Nachfrage Rechnung 
tragen, sollen aus finanziellen Gründen nicht 
eingeschränkt werden. Das gleiche gilt für Inve- 
stitionen, die der Rationalisierung — besonders 
der Mechanisierung und Automation — dienen, 
denn durch sie wird ein weiteres Ansteigen des 
Anteiles der Personalkosten an den Gesamt- 
kosten verhindert oder verlangsamt. 
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Wie sehr eine günstigere Entwicklung des Per- 
sonalkostenanteils an den Gesamtkosten bei 
den ständig stark steigenden Lohn- und Gehalts- 
kosten notwendig ist, zeigt die Index-Tabelle der 
Anlage 26 (S. 127). Aus dieser Tabelle geht 
hervor, wie unterschiedlich stark im Zeitraum 
von 6 Jahren (1958 — 1964) die Lohnkosten und 
der Preisindex für bestimmte Investitionsgüter 
gestiegen sind. 

e) Für den Fall, daß im Laufe eines Jahres trotz 
ausgeglichenen Wirtschaftsplans durch nicht 
voraussehbare Umstände ein Bilanzverlust ein- 
tritt, muß eine ausreichend bemessene Reserve 
zu seiner Deckung vorhanden sein. 

2. Notwendigkeit und Schwierigkeiten bei der 
Erstellung einer Soll-Eröffnungsbilanz 

Die Neuordnung, die auch in der Öffentlichkeit 
bereits lebhaft diskutiert und gefordert wurde, wird 
sich nicht vor dem 1. Januar 1967 verwirklichen las- 
sen, wenn man berücksichtigt, daß frühestens im 
Rechnungsjahr 1966 die Voraussetzungen für die 
erforderlichen Umwandlungen der betroffenen Bi- 
lanzposten erfüllt werden können. Es sei in diesem 
Zusammenhang beispielsweise nur auf die schwie- 
rige Ablösung desjenigen Anteils an Freradkapital 
hingewiesen, der das von der Kommission für trag- 
bar erachtete Maß (Fremdkapital : Eigenkapital = 
50 : 50) übersteigt (siehe weiter unten unter 3., 
Seite 135f.). 

Die Kommission empfiehlt, zum 1, 1. 1967 eine 
Soll-Eröffnungsbilanz zu erstellen, in der erstmals 
die anzustrebenden Kapitalverhältnisse ausgewiesen 
werden. Sie ist der Ist-Bilanz zum gleichen Zeitpunkt 
gegenüberzustellen. 

Neben der Gesamteröffnungsbilanz zum 1.1. 1967, 
die eine konsolidierte vollständige Bilanz der Deut- 
schen Bundespost sein muß, wären noch die beiden 
folgenden getrennten Teilbilanzen zu erstellen: 

— Eine vollständige Teilbilanz des Postscheckdien- 
stes und Postsparkassendienstes, da diese dem 
Geldverkehr dienenden Dienstzweige verschie- 
dene Eigenheiten hinsichtlich der finanziellen 
Neuordnung aufweisen, 

— eine Teilbilanz für alle übrigen Dienstzweige, 
also eine Bilanz, die die Postbankdienste nicht 
umfaßt. 

Dabei ergeben sich folgende Probleme: 
a) Anlagevermögen 

Die in der Bilanz der Deutschen Bundespost zum 
31. Dezember 1964 ausgewiesenen Aktiva können 
zum Teil nur mit Vorbehalt in die neue Eröff- 
nungsbilanz übernommen werden. 

Bei einer betriebswirtschaftlichen Betrachtung 
der seither angewandten Abschreibungssätze und 
-methoden kommt man zu der eindeutigen Fest- 
stellung, daß die ausgewiesenen Restwerte der 
meisten Positionen des Anlagevermögens zu 
hoch bewertet sind, weil die Deutsche Bundes- 
post zu geringe Abschreibungssätze angewandt 
hat. 


Die von der Deutschen Bundespost festgelegten 
und seit Jahren benutzten Abschreibungszeiten 
erreichen zum Teil nicht einmal die ansonsten 
üblichen verbrauchsbedingten (kalkulatorischen) 
Abschreibungssätze. Es muß ferner darauf hin- 
gewiesen werden, daß die Deutsche Bundespost 
unverändert linear abschreibt, wogegen in der 
Wirtschaft seit Jahren nahezu ausschließlich die 
degressive Abschreibungsmelhode Anwendung 
findet, soweit sie nach der Steuergesetzgebung 
zugelassen ist. Die Steuergesetzgebung trägt mit 
der Zulassung der degressiven Abschreibung nur 
dem technischen Fortschritt und der immer schnel- 
leren technischen Veralterung der Investitions- 
güter Rechnung; die Bildung von stillen Reserven 
läßt sie bekanntlich normalerweise nicht zu. 

Die folgende Gegenüberstellung der Abschrei- 
bungssätze der Deutschen Bundespost und der 
Steuergesetzgebung für die wichtigsten Positio- 
nen des Anlagevermögens soll ein Beweis für die 
Feststellung der Kommission sein, daß die Ak- 
tiva der Bilanz der Bundespost teilweise über- 
bewertet sind. Der besseren Vergleichbarkeit 
wegen wurden die linearen Sätze aufgeführt. 


Abschreibungssätze: 



DBP 

Steuergesetzgebung 

Gebäude 

80 Jahre = 

40 — 20 Jahre = 


IV 4 Vu 

21/2—5 11 /ü 

Kraftwagenhdllen, 

30 Jahre -- 

20 Jahre — 5 " 0 

Werkstattgebäude, 

3 V 3 «/o 


Lagergebäude 

unterirdische 

25 Jahre — 

10 Jahre = 10 W 

Leitungen 

4 0/0 


Kabelanlagen 

Kraftfahrzeuge 

8 Jahre 

3 Jahre ~ 331/3 a 

(ohne Schienen- 

121/2 «/o 


fahrzeuge) 

In unserer wirtschaftlich und technisch vorwärts- 


drängenden Zeit erscheint es geradezu wirklich- 
keitsfremd, wenn beispielsweise die Deutsche 
Bundespost für Gebäude immer noch Abschrei- 
bungszeiten von 80 Jahren zugrunde legt. 


Die Handelsbilanzen industrieller Aktiengesell- 
schaften enthalten in der Regel sogar Abschrei- 
bungen, die noch weit über die von den Finanz- 
behörden zugelassenen Sätze hinausgehen. Man 
vertritt in Wissenschaft und Praxis einhellig den 
Standpunkt, daß die Abschreibungssätze der 
Steuergesetzgebung und deren Anwendung durch 
die Finanzbehörden dem Risiko der technischen 
Veralterung nicht genügend Rechnung tragen 
und zu niedrig sind. Deshalb hat der Bundes- 
finanzminister am 16. 6. 1964 sogar für Gebäude 
die degressive Abschreibungsmethode zugelas- 
sen, und zwar für Gebäude, die nach dem 31. 12. 
1964 fertiggestellt worden sind. Für das Jahr der 
Fertigstellung und in den folgenden 11 Jahren 
wird ein Abschreibungssatz von je 3,5 Vo (degres- 
siv) zugelassen. Demgegenüber wendet die 
Deutsche Bundespost nach wie vor einen linea- 
ren Satz von UAVo an. 


Die Feststellung der Kommission, daß die Deut- 
sche Bundespost ihre Anlagen zu niedrig abge- 
schrieben hat, wird weiter durch einen Vergleich 
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mit den Abschreibungssätzen der Schweizer 
Postverwaltung erhärtet, die ganz beachtlich 
höher liegen als diejenigen der Bundespost. 
Hierzu drei Beispiele: 

Abschreibungssätze: 

DBP PTT der Schweiz 


reine Verwaltungsgebäude 80 Jahre == 
1 V4 Vo 

gemischte Gebäude 80 Jahre 

mit Wohnbauten 1 V 4 V 0 

reine Betriebsbauten 60 Jahre = 


1 “/s ®/o 

Einrichtungen des 15 Jahre 

Telegraphendienstes 6-/3®/o 


50 Jahre = 2 «/o 
20 Jahre 5 
12 Jahre - 8 * 20/0 
10 Jahre 10 0/0 


Die Kommission empfiehlt der Deutschen Bun- 
despost eine Neufestsetzung ihrer Abschreibungs- 
sätze für alle Anlagenwerte. Dabei wird es 
erforderlich sein, auch folgende Fragen der Ab- 
schreibung einer kritischen Betrachtung zu unter- 
ziehen: 

aa) Die seither angewandte sogenannte „summa- 
rische Abschreibung" enthält nach Ansicht 
der Kommission bei einigen Werten ins Ge- 
wicht fallende Ungenauigkeiten. So hat die 
Deutsche Bundespost die Anschaffungsaus- 
gaben aller bei einem solchen Aktivkonto 
geführten und im gleichen Jahr beschafften 
Gegenstände zusammengefaßt und nach Ab- 
zug des voraussichtlichen Altstoffwertes auf 
Grund einer aus der Erfahrung hergeleiteten 
durchschnittlichen Nutzungsdauer abgeschrie- 
ben wie einen einzigen Gegenstand. 

bb) Die Abschreibungsmethode bei dem oberirdi- 
schen Liniennetz bedarf einer Überprüfung. 
Hier werden von der Deutschen Bundespost 
im Jahr der Anschaffung einmalig 40 ®/o ab- 
geschrieben, so daß der Restbuchwert ständig 
mit 60 Vo der Anschaffungskosten weiterge- 
führt wird. Auch die Tatsache, daß der Alt- 
stoffwert der oberirdischen Linien verhältnis- 
mäßig hoch liegt und daß die Linien durch 
Instandsetzungen und Teilerneuerungen, die 
als Betriebsaufwand verrechnet werden, stets 
betriebssicher gehalten werden, kann nicht 
verhindern, daß bei dieser Methode gegen- 
über einer individuellen Abschreibungsweise 
Ungenauigkeiten auftreten können. 


Als Anlage 27 (Seite 136) ist die Abschrei- 
bungstabelle der Deutschen Bundespost nach 
dem Stand vom Jahresende 1964 beigefügt. 
Die Stellungnahme der Kommission bezieht 
sich auf die in dieser Tabelle angegebenen 
Abschreibungssätze und -methoden. 


Bei einer Neubewertung des Anlagevermö- 
gens muß allerdings darauf hingewiesen 
werden, daß eine solche unter rückwirken- 
der Anwendung ausreichender Abschreibungs- 
sätze sehr schwierig ist. Dennoch sind die 
jetzt ausgewiesenen Bilanzwerte zu berichti- 
gen, und es ist ab 1.1. 1967 eine neue Ab- 
schreibungstabelle anzuwenden. Ohne die 
empfohlene Neubewertung würde mit Schein- 
werten gerechnet, die die Vermögenssituation 


der Bundespost nicht richtig wiedergeben. 
Eine Neubewertung in der geforderten Art 
wird zweifellos die Summe der Aktiva in der 
Bilanz mindern. Der Ausgleich auf der Pas- 
sivseite kann nur beim Eigenkapital vor- 
genommen werden, wodurch dieses ebenfalls 
geringer wird. Die gegenwärtige Bilanz der 
Post zeigt durch zu hohe Ansätze der Aktiva 
zwar ein betrübliches, aber noch ein zu gün- 
stiges Bild der wirklichen Finanzkonstitu- 
tion. 

b) Umlaufvermögen 

In der Gesamtbilanz zum 31. 12. 1964 ist ein 
Betrag für Vorräte mit 3 305 038, — DM ausge- 
wiesen. Nach Auskunft der Deutschen Bundes- 
post handelt es sich nur um Betriebsmittel für 
Kraftfahrzeuge, in erster Linie Kraftstoffe, die 
zum Tagespreis am Bilanzstichtag bewertet wur- 
den. Somit könnte der Wert der Vorräte unver- 
ändert in die Eröffnungsbilanz zum 1. 1. 1967 
übernommen werden, und zwar nach dem Stand 
vom 31. 12. 1966. 

3. Eigenkapital/Fremdkapital 

Im Jahre 1950 verfügte die Deutsche Bundespost 
noch über 75,1 ^/o Eigenkapital, gegenüber 24,9 ®/o 
Fremdkapital, das Verhältnis war also etwa 3:1. 
In den folgenden Jahren begann eine ständige, teil- 
weise sogar sprunghafte Abwärtsbewegung des 
Anteils des Eigenkapitals am Gesamtkapital (ver- 
gleiche III. Teil unter A., Seite 130). 1964 war das 
Eigenkapital auf 12,1 vom Gesamtkapital gesun- 
ken, das Verhältnis Eigen-/Fremdkapital betrug 
nicht mehr 3:1, sondern rund 1 : 7. 

Naturgemäß entwickelte sich die Belastung der 
Deutschen Bundespost mit Fremdkapitalzinsen ähn- 
lich dieser Verschlechterung des Eigenkapitalanteils 
am Gesamtkapital. 1955 mußte die Deutsche Bundes- 
post für ihre Verbindlichkeiten 81,1 Mio DM an 
Zinslasten aufbringen, 1960 203,2 Mio DM, 1964 so- 
gar 428,3 Mio DM. Der Voranschlag für das Jahr 
1965 sieht Fremdkapitalzinsen in Höhe von 477 Mio 
DM vor. 

Wenn man die von der Deutschen Bundespost 
geplanten Investitionen für die kommenden Jahre 
berücksichtigt und die übrigen Bilanzzahlen (ohne 
die Zahlen der jetzigen Kapitalausstattung) zum 
31. 12. 1964 zugrunde legt, müßte der Deutschen 
Bundespost zur Erreichung von betriebswirtschaft- 
lich vertretbaren Kapitalverhältnissen ein zusätz- 
liches Eigenkapital von mindesten 5 Milliarden DM 
zur Verfügung gestellt werden. Das gesamte Eigen- 
kapital sollte in der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 
1967 (einschließlich der in der Bilanz zum 31. 12. 1964 
ausgewiesenen Restsumme von rund 1,6 Milliarden 
DM, die durch die empfohlene Neubewertung sin- 
ken würde) mindestens so groß wie die Hälfte der 
Bilanzsumme sein, so daß das Verhältnis zwischen 
Eigen- und Fremdkapital wenigstens 50 : 50 betrüge. 
Zur Finanzierung der weiteren langfristigen Inve- 
stitionen, deren Notwendigkeit anerkannt wird und 
die zweifellos technische Risiken in sich bergen, 
muß das Eigenkapital ohnehin ständig größer wer- 
den. 
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Anlage 27 


Abschreibungstabelle der Deutschen Bundespost 

(Stand Jahresende 1964) 


Gegenstand 

Lebens- 

dauer 

Jahre 

Abschreibungs- 
satz in V. H, 

Altstoffwert in 
V. H. des 
Anschaffungs- 
wertes 

1 

2 

3 

4 

1 . Grundstücke und Gebäude 




a) Dienst -und Wohngrundstücke 

b) Dienst- und Wohngebäude 

Dienstgebäude, die vorwiegend Verwaltungszwecken die- 
nen, und Wohngebäude 

Betriebsgebäude 

Kraftwagenhallen, Werkstattgebäude, Lagerhäuser 

80 

60 

30 

keine 

gewöhnliche 

Abschreibung 

F/4 

H/s 

Sk'a 


Flolzbaracken und andere leichtgebaute Anlagen 

2. Fernmeldeanlagen 

a) Einrichtungen des Telegraphen- und Telexdienstes ' 

10 

10 


(1) für Anschaffungen bis Ende 1958 

10 

10 

2 

( 2 ) für Anschaffungen ab 1 . 1 . 1959 

b) Teilnehmer- und öffentliche Sprechstellen 

15 

6-3 

2 

(1) für Anschaffungen bis Ende 1963 

8 

12 V 2 

2 

( 2 ) für Anschaffungen ab 1 . 1 . 1964 

12 


2 

c) Nebenstellenanlagen 

8 

12 V 2 

2 

d) Ortsvermittlungsstellen 

20 

5 

2 

e) Fernvermiltlungsstellen 

15>) 


2 

f) Fern.sprech-Übertragunqseinrich Lungen 

15^) 

6V3-^) 

2 

g) Ton- und Fernseh-Ubertraaimqseinrichtungeii 

h) Andere Einrichtungen für den Funk und das Fernsehen 

15 

62'3 

2 

(1) für Anschaffungen bis Ende 1956 

5 

20 

2 

(2) für Anschaffungen ab 1,1. 1957 


lO'V) 

2 

i) Oberirdisches Leitungsnetz 


einmalige 
Abschreibung 
von 40 V. H. ini 
Anschatfungs- 
jahr 


k) Kabelanlagen 

25^) 

45 ) 

2 

1) Ortskabelanlagen 

255) 

4 5) 

2 

in) Fern- und Bezirkskabelanlagen 

n) Anteil der DBF am Transatlantikfernsprechkabel Frank- 

25 

4 

2 

reich-Nordamerika 

25 

4 

2 

o) Hochwertige technische Ausstattung im Fernmeldewesen 

3. Fahrzeuge 

8 

I 2 V 2 

2 

a) Bahnpostwagen 

40 

2h-2 

2 

b) Kraftfahrzeuge 

8 

12^2 

2 

c) Einrichtungen für den technischen Kraftfahrbetrieb 

d) Andere Fahrzeuge und Einrichtungen für den Behälter- 

12 

81/3 

2 

verkehr 

4. Andere Betriebsanlagen 

20 

5 

2 

a) Postbeförderungsanlagen 

15 

6-/3 

2 

bl Technische Einrichtungen des Postscheckdienstes 

12 

81/3 

2 

c) Anlagen für die Automatisierung des Postscheckdienstes 

10 

10 

2 

d) Technische Einrichtungen des Postsparkassendienstes .... , 

12 

81/3 

2 

e) Maschinen für den Postbetriebs- und Bürodienst 

g Für die bis Ende 1959 beschafften Einrichtungen im Sclbstwählfcrudienst 
beträgt die Lebensdauer 10 Jahre und der Absciireiburigssatz 10 v. H. 

2) Für die in den Jahren 1952 bis 1957 beschafften TF-Verslärkercinrichtiingcn 

Z6 und Z12K beträgt die Lebensdauer 10 Jahre und der Abschreibungs- 
satz 10 V. H. 

3) Für die in den Anschaffungsjahren 1957 bis 1960 beschafften 2 GHz-Fernseh- 
Richtfunkgerätc und PPM-Richlfuukgeräte beträgt die Lebensdauer 5 Jahre 
und*der Abschreibungssatz 20 v. H. 

4) Für die ab 1. Januar 1962 beschafften Riditfimkeinrichtungen und Rundfunk- 
sender (Ton und Fernsehen) beträgt die Lebensdauer 15 Jahre und der 
Abschreibungssatz 61^3 v. H. 

5) Für Anschaffungem bis Ende 1958 beträgt die Lebensdauer 20 Jahre und der 
Abschreibungssatz 5 v. H. 

12 

8' 3 

2 


Finanzübersicht Nr. 886 


Ausstattungsgegenstände und Geräte, 

Büchereien, 

Geschäftsbedürfnisse, 

Druck-Erzeugnisse, 

werden mit einem Festwert geführt, Gewöhnliche Abschreibungen werden deshalb für diese Gegen- 
stände nicht berechnet. In größeren Zeitabständen finden Inventuren statt, wobei der Wert dieser 
Gegenstände neu festgesetzt wird. 
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Die vorstehende aus den Bilanzzahlen vom 31. 12. 
1964 approximativ ermittelte Summe des erforder- 
lichen Eigenkapitals muß auf Grund einer Neube- 
wertung der Aktiven hinreichend genau berechnet 
werden. Wenn nach der Neuregelung der Kapitalver- 
hältnisse, nach der Einführung kostendeckender Ge- 
bühren der Post und nach der Regelung des Aus- 
gleiches politischer und betriebsfremder Lasten eine 
genaue Rentabilitätsberechnung für das gesamte 
Unternehmen möglich ist, kann die Frage geklärt 
werden, auf welcher Grundlage und in welcher Höhe 
die Deutsche Bundespost eine Ablieferung an den 
Bundeshaushalt zu entrichten hat. Die Kommission 
hat im II. Teil ihres Gutachtens (Seite 107 f.) und im 
IV. Teil (Seite 143 ff.) dazu Stellung genommen. 

4. Rücklage 

Zur Stärkung der finanziellen Selbständigkeit der 
Deutschen Bundespost muß außer einem ausreichen- 
den Eigenkapital auch die Bildung einer ausreichen- 
den Rücklage gefordert werden, ähnlich den Rück- 
lagen bei Aktiengesellschaften. Die Bildung dieser 
Rücklage könnte dadurch erfolgen, daß vorgeschrie- 
ben wird, ihr einen gewissen Teil der Gewinne zu- 
zuweisen, bis sie die nachstehend vorgeschlagene 
Höhe von 500 Mio DM erreicht. Es kann auch schon 
bei der Eröffnungsbilanz ein Teil der Rücklage durch 
Kapitalumwandlung zur Verfügung gestellt werden. 

Eine solche Rücklage ist im üblichen betriebswirt- 
schaftlichen Sinn als Eigenkapital anzusprechen 
(siehe hierzu auch IV. Teil unter B, VII. Abschnitt, 
Ziffer 6). 

II. Durchführung der Neuordnung 

Weiche Wege sind möglich, um das Ziel einer 
völligen Neuordnung der Kapitalverhältnisse zu er- 
reichen? 


Verhältnisse zu erreichen, sind zunächst finanz- 
technisch aufzufassen. Sie sind rein theoretisch zu 
werten, wenn man unterstellt, daß die einmaligen 
finanziellen Leistungen des Bundes im Jahre 1966 
erfolgen sollten, um die völlige finanzielle Neu- 
ordnung mit dem 1. Januar 1967 abzuschließen. Dies 
ist zwar wünschenswert, aber wohl nicht erreichbar. 


Schließlich ist hier noch darauf hinzuweisen, daß 
der Finanzierungsplan der Deutschen Bundespost für 
das Jahr 1966 eine große Finanzierungslücke nach 
der folgenden überschläglichen Berechnung auf- 
weist: 

Die Gesamtsumme der ge- 
planten Investitionen im Jahr 
1966 einschließlich der Rest- 
summen aus 1965 beträgt bei 

der Deutschen Bundespost ca. 3 200 Mio DM 
Der Geldbedarf zur Tilgung 
der im Jahr 1966 rückzahl- 
baren Schulden (Schuldschein- 
darlehen, Anleihen, Kassen- 
obligationen, Hypotheken- 
schulden usw.) beträgt 1 300 Mio DM 

Finanzbedarf 1966 insgesamt 4 500 Mio DM 


Aus eigener Kraft könnte die Bundespost im 
Jahre 1966 folgende Beträge aufbringen: 

Eigenmittel (=^ Abschreibun- 
gen, Gewinn/Verlust, Erlöse 
aus dem Verkauf von Aktiva) ca. 1 000 Mio DM 


Von der Post beabsichtigte 
Aufnahme von Fremdmitteln 
(davon 780 Mio DM Anleihen) 


Finanzierungslücke 

Kapitalaufbringung 


2 700 Mio DM 

3 700 Mio DM 
800 Mio DM 

4 500 Mio DM 


1. Sofortige Neuordnung 

Eine sofortige Lösung, daß heißt eine solche ab 
1.1. 1967, würde folgende Maßnahmen bedingen: 

a) Kapitaleinbringung durch den Bund als zusätz- 
liches Eigenkapital in einer Höhe, daß nach der 
Neubewertung der Aktiva das Eigenkapital 50 ®/o 
des Gesamtkapitals ausmacht. 

b) Übernahme und Ablösung des künftigen Kapital- 
dienstes durch den Bund für den Anteil an 
Fremdkapital, der nach der Neubewertung 50 
des Gesamtkapitals übersteigt. 

c) Bildung einer Ausgleichsrücklage bis zu 500 Mio 
DM. 

Die nach dieser sofortigen Neuordnung in der Er- 
öffnungsbilanz verbleibenden langfristigen Fremd- 
mittel stünden dann in einem gesunden, tragbaren 
Verhältnis zum Eigenkapital und wären — was 
eigentlich keiner Erwähnung bedarf — bei Fälligkeit 
durch neue Fremdmittel abzulösen, jedoch nur in der 
Höhe des echten Kapitalbedarfs. Dieser muß durch 
eine genaue Kapitalplanung errechnet werden, die 
sich auf den Investitionsplan stützt, der alle Inve- 
stitionsvorhaben umfaßt. 

Die oben im Absatz a) bis c) aufgezeigten Mög- 
lichkeiten, eine sofortige Neuordnung der Kapital- 


Die hier ausgewiesene Finanzierungslücke in 
Höhe von 800 Mio DM ergibt sich unter der Voraus- 
setzung, daß der Post die Ablieferung an den Bund 
gestundet wird. Die Deutsche Bundespost kann an- 
gesichts der bestehenden Verhältnisse auf dem 
Kapitalmarkt nicht damit rechnen, daß es ihr ge- 
lingen wird, im kommenden Jahr 2 700 Mio DM 
Fremdkapital aufzunehmen. In dem Maße, wie die 
Finanzierungswünsche der Bundespost nicht erfüll- 
bar sind, vergrößert sich automatisch die Finanzie- 
rungslücke. 

Vorstehende Überlegungen zeigen, daß ohne 
drastische finanzwirtschaftliche Anstrengungen im 
kommenden Jahr die Investitionstätigkeit der Deut- 
schen Bundespost um nahezu ^/s des Gesamtvolu- 
mens herabgesetzt werden müßte. Die Auswirkun- 
gen dessen für die Rentabilität der Bundespost aber 
auch für die gesamte die sie beliefernde Wirtschaft 
liegen auf der Hand. 

2. Finanzielle Neuordnung in Stufen 

Angesichts der oben überschläglich errechneten 
Finanzierungslücke kann sicherlich nicht damit ge- 
rechnet werden, daß der Bund darüber hinaus auch 
noch ausreichende Mittel zur Verfügung stellt, um 
in einer Sofortlösung die völlige Neuordnung der 
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Kapitalverhältnisse der Deutschen Bundespost bis 
zum 1.1. 1967 abzuschließen. 

Die Kommission empfiehlt deshalb eine Neu- 
ordnung in Stufen. Es bleibt den politisch verant- 
wortlichen Organen überlassen, welche Maßnahmen 
gewählt werden sollen, um die Neuordnung zu er- 
reichen. Es gibt z. B. die folgenden Möglichkeiten: 
a) Der Deutschen Bundespost wird bis zur end- 
gültigen Ansammlung von Eigenkapital und 
einer Rücklage in der von der Kommission emp- 
fohlenen Höhe die Ablieferung an den Bund ge- 
stundet. Diese Beträge sind in den jeweiligen 
Bilanzen als Verbindlichkeiten zu passivieren, 
um sie zu gegebener Zeit in Eigenkapital umzu- 
wandeln (siehe dazu auch im IV. Teil des Gut- 
achtens unter B., VIII. Abschnitt, Ziffer 3). 


b) Der Bund übernimmt bis zur Ansammlung eines 
ausreichenden Eigenkapitals einen angemesse- 
nen Teil des Kapitaldienstes für Fremdkapital. 

Bei diesen Vorschlägen unterstellt die Kommis- 
sion, daß möglichst schon in der ersten Hälfte des 
Jahres 1966 neue Gebühren nach den Vorschlägen 
der Kommission für die einzelnen Dienstzweige in 
Kraft treten und die Deutsche Bundespost sobald 
als möglich von allen politischen und betriebs- 
fremden Lasten befreit wird. 

Bei der Anwendung eines Stufenplanes hätte die 
Deutsche Bundespost genaue Berechnungen vorzu- 
legen, die im voraus den Zeitpunkt erkennen lassen, 
zu welchem die finanzielle Selbständigkeit der Deut- 
schen Bundespost erreicht ist. 


IV. Teil: Änderung des Gesetzes 
über die Verwaltung der Deutschen Bundespost 
(Postverwaltungsgesetz) 


A. Allgemeiner Überblick 

Die entscheidende Voraussetzung für eine nach- 
haltige Verbesserung und Stabilisierung der wirt- 
schaftlichen Lage der Deutschen Bundespost ist nach 
Auffassung der Sachverständigen-Kommission eine 
grundlegende Reform des Postverwaltungsgesetzes 
vom 24.7.1953. Diese Reform darf sich nicht auf 
das Flickwerk einer Novellierung weniger nach den 
Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit beson- 
ders korrekturbedürftiger Vorschriften beschränken: 
Die Neugestaltung des Postverwaltungsgesetzes 
muß sich eine möglichst vollständige und elastische 
Anpassung von Organisation und Wirtschaftsfüh- 
rung der Deutschen Bundespost an die Erfordernisse 
eines zunehmend technisierten und daher auch zu- 
nehmend mit Finanzierungsproblemen belasteten 
modernen Unternehmens zum Ziele setzen. Der 
Strukturwandel der Post von einem überwiegend 
nach administrativen Gesichtspunkten geleiteten, 
zahlreichen politischen Einflüssen ausgesetzten und 
von der Mitwirkung anderer staatlicher Stellen in 
den verschiedensten Formen der Genehmigung, der. 
Zustimmung, des Einvernehmens und des Be- 
nehmens allzusehr abhängigen Staatsverwaltung zu 
einem in möglichst unabhängiger Verantwortung 
und Entscheidungsfreiheit zu führenden Unterneh- 
men muß nach einmütiger Überzeugung der Kom- 
mission durch die gesetzliche Neuregelung unter- 
stützt und gefördert werden. Zwar soll es auch 
weiterhin Aufgabe der Post bleiben, als ein öffent- 
liches, dem Bund unmittelbar zugehöriges und unter 
der unmittelbaren Aufsicht des Bundes stehendes 
Unternehmen der Allgemeinheit bestmögliche Lei- 
stungen auf allen Gebieten ihrer vielfältigen Be- 
tätigung zu erbringen. Ebenso sollen die aus der 
staatlichen Post- und Fernmeldehoheit abgeleiteten 
weitgehenden Alleinbetriebsrechte der Post im 
Briefdienst und in den Fernmeldediensten aufrecht- 


erhalten werden, zumal diesen Alleinrechten nach 
den sie regelnden Gesetzen ebenso weitgehende 
Verpflichtungen der Post gegenüberstehen, die nur 
unter dem Schutz der Alleinrechte ohne schwere 
finanzielle Einbußen erfüllt werden können. In allen 
Leistungsbereichen aber werden in Zukunft die für 
die Leitung und damit für die Finanzlage der Post 
verantwortlichen Organe in wesentlich stärkerem 
Maße als bisher darauf zu achten haben, daß den 
Geboten der Wirtschaftlichkeit der Vorrang vor an- 
deren Überlegungen in der Geschäftspolitik einzu- 
räumen ist. 

Die Kommission verkennt keineswegs, daß es der 
Deutschen Bundespost auch unter der jetzt noch gel- 
tenden Ordnung ihrer Verwaltung gelungen ist, 
einen bemerkenswert hohen Leistungsstand zu er- 
reichen. Aber die bestehende Ordnung hat doch 
offensichtlich den großen Nachteil einer Präponde- 
ranz rein verwaltungsmäßiger und vor allem auch 
politischer Gesichtspunkte bei der zentralen Steue- 
rung des wirtschaftlich auf sich selbst gestellten 
Unternehmens Deutsche Bundespost. Erschwerend 
kommt die bei der jetzigen Organisationsform ver- 
ständliche Vorstellung hinzu, die Bundespost sei 
— trotz ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit als 
Sondervermögen des Bundes mit eigener Haushalts- 
und Rechnungsführung — eben doch nur ein Teil 
der Bundesfinanzmasse, und die jeweilige Finanzlage 
der Post sei daher auch nur unter dem Aspekt ihrer 
engen Bindung an die Bundesfinanzen zu sehen und 
zu beurteilen. Deshalb fehlt es auch an einer klaren 
Regelung der gegenseitigen finanziellen Beziehun- 
gen zwischen dem Bund und diesem seinem selb- 
ständigen Sondervermögen und insbesondere an- 
scheinend an der Erkenntnis, daß einem Sonder- 
vermögen keine politischen oder betriebsfremden 
Sonderlasten auferlegt, keine Verzichte auf betriebs- 
wirtschaftlich notwendige Gebührenerhöhungen zu- 
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gemutet und keine sonstigen einnahmemindernden 
oder ausgabesteigernden Auflagen erteilt werden 
dürfen, ohne daß dafür ein entsprechender finanziel- 
ler Ausgleich gewährt wird. Auch die in diesem 
Gutachten an anderer Stelle behandelte mangelhafte 
Ausstattung des Sondervermögens Deutsche Bundes- 
post mit Eigenkapital hat wohl ihre tiefere Ursache 
in der Überlegung, das Sondervermögen sei ja nur 
ein Teil des gesamten Bundesvermögens (ebenso 
wie die Schulden des Sondervermögens praktisch 
Schulden des Bundes seien) und eine ungünstige 
Kapitalstruktur der Deutschen Bundespost sei des- 
halb unerheblich, überdies sei das Sondervermögen 
so gut wie von allen Steuern und öffentlichen Ab- 
gaben befreit, so daß ihm insoweit ein Ausgleich 
für politische und betriebsfremde Sonderlasten ge- 
währt und zugleich die Möglichkeit gegeben sei, 
auch den Schuldendienst für einen ungewöhnlich 
hohen Anteil der Fremdverbindlichkeiten am Ge- 
samtkapital im Rahmen der Gesamtrechnung zu 
tragen. 

Diese Art der unscharfen Betrachtung der finan- 
ziellen Beziehungen zwischen Bund und Bundespost 
mag so lange noch eine gewisse Berechtigung gehabt 
haben, wie es der Post möglich war, alle ihre lau- 
fenden Verpflichtungen einschließlich der gesetz- 
lichen Ablieferungen an den Bund und eines im 
Vergleich zum heutigen Stand verhältnismäßig be- 
scheidenen Kapitaldienstes ohne Schwierigkeiten zu 
erfüllen. Das scheint etwa bis zum Beginn der 60er 
Jahre im großen und ganzen der Fall gewesen zu 
sein. 

Seitdem hat sich die Lage ganz erheblich ver- 
schlechtert, und zwar vor allem als Folge des stän- 
dig wachsenden Fremdkapitalbedarfs zur Finanzie- 
rung der aus anzuerkennender Betriebsnotwendig- 
keit stark ansteigenden Investitionen. Noch 1959 
wurden nur 1 140 Mio DM brutto in Sach- und 
Finanzanlagen investiert, der Zinsendienst für 
Fremdkapital erforderte in jenem Jahr nur 172 Mio 
DM. Nach der Planung für 1965 dagegen — also nur 
6 Jahre später — sollen fast 2 900 Mio DM brutto 
investiert und müssen 480 Mio DM Fremdzinsen be- 
zahlt werden. Der Anteil des Eigenkapitals am 
Gesamtkapital hatte 1959 noch 31,6 Vo ausgemacht, 
inzwischen, d. h. bis Ende 1964, ist er auf 12,1 % ab- 
gesunken. Zur Finanzierung von Netto-Investitionen 
standen 1959 und 1960 zusammen nur knapp 100 Mio 
DM aus Gewinn zur Verfügung, in den Jahren 1961 
bis 1964 aber mußten insgesamt rd. 800 Mio DM 
Verluste mit entsprechend ungünstiger Rückwirkung 
auf die Kapitalstruktur und die Liquidität des Unter- 
nehmens ausgewiesen werden. Heute, im Jahre 1965, 
steht die Post schon vor der Frage, ob sie das auf- 
gestellte Brutto-Investitionsprogramm angesichts der 
anhaltenden Schwäche des Kapitalmarktes über- 
haupt ausführen kann. Für die kommenden Jahre 
rechnet die Kommission (vielleicht noch etwas zu 
niedrig) mit einem durchschnittlichen jährlichen 
Kapitalbedarf von mindestens 4 Milliarden DM für 
Brutto-Investitionen und Schuldentilgung. Wenn sich 
die Erfolgslage der Post nicht in Kürze schon zum 
besseren wendet, d. h., wenn es nicht gelingt, anders 
als bisher neben den verdienten Abschreibungen in 
angemessenem Umfang Überschüsse zu erwirtschaf- 
ten oder Mittel aus einer Eigenkapitalerhöhung 


durch den Bund zu erhalten, müßte der Kapitalmarkt 
alljährlich mit Beträgen in Anspruch genommen 
werden, die er nicht hergeben und die die Deutsche 
Bundespost nicht bedienen kann und die deshalb 
nur als utopisch zu bezeichnen sind. Besonders be- 
denklich ist in diesem Zusammenhang auch die Zu- 
sammensetzung der Kapitalmarktverbindlichkeiten 
nach Tilgungsfälligkeiten. Nach dem Stand vom 
30. 6. 1965 beliefen sich diese Verbindlichkeiten ins- 
gesamt auf rund 8,4 Milliarden DM. ^) 

Davon sind rund 3,7 Milliarden DM, also mehr als 
40 Vo, in den Jahren 1965 bis 1969 zur Tilgung fällig. 
Ein Symptom dafür, daß und in welchem Umfang die 
Post aus Mangel an Eigenkapital oder an anderen 
eigenen Finanzierungsmitteln für die Finanzierung 
ihres Kapitalbedarfs auch kurz- und mittelfristiges 
Kapital heranziehen mußte. 

Entscheidend hat zu den Verlusten und damit zur 
starken Anspannung der Finanzlage der Bundespost 
in den letzten Jahren etwa seit 1962 vor allem auch 
die immer wieder hinausgeschobene Anpassung der 
Verkehrstarife, insbesondere in den defizitären 
Dienstzweigen des Postwesens, an die ständige, nicht 
leistungsbedingte Steigerung der Betriebskosten in 
allen Bereichen des Personal- und des Sachkosten- 
aufwandes beigetragen. Es wurden zwar in größe- 
ren Zeitabständen einige Korrekturen vorgenom- 
men, aber sie reichten nicht entfernt aus, die 
Gesamtkostenunterdeckung im Postwesen nennens- 
wert zu vermindern und so hohe Unternehmens- 
verluste wie 1962 und 1963 zu vermeiden. Im Fern- 
meldewesen dagegen wurden laufend steigende 
Überschüsse erzielt, die jedoch voll zur Gesamt- 
deckung der Rechnung herangezogen werden 
mußten und daher auch nicht teilweise als beschei- 
dener Eigenfinanzierungsbeitrag zu den ebenso 
hohen wie zwingend notwendigen Investitionen für 
den Fernsprechdienst verwendet werden konnten, 
Es ist zwar richtig, daß das Leistungsangebot der 
Post in den Postdiensten wesentlich preisempfind- 
iicher ist als z. B. im Fernsprechdienst. Aber nach 
Meinung der Kommission hätte es schon 1963 und 
1964 möglich sein müssen, Tarifanhebungen bei den 
Postgebühren mit einem Jahresbetrag von insgesamt 
etwa 500 Mio DM ohne allzu große Gefahr eines 
länger anhaltenden Nachfragerückgangs vorzuneh- 
men. Um diesen Betrag müßte sich die Unterdeckung 
im Postwesen vermindern lassen. Bei an sich aus- 
geglichener Gesamtrechnung, wie sie der Vor- 
anschlag der Post für das Jahr 1965 nach der ein- 
seitigen Erhöhung der Fernsprechgebühren aus dem 
Vorjahr und einer Ermäßigung der Bundesabgabe 
vorsieht, wäre eine Verminderung der speziellen 
Unterdeckung im Postwesen um 500 Mio DM gleich- 
bedeutend mit einem ebenso hohen Uberschuß in 
der Gesamtrechnung gewesen, der dann zur anteili- 
gen Finanzierung des Kapitalbedarfs hätte verwen- 
det werden können. 

Das grobe Mißverhältnis zwischen den ausgewie- 
senen Erfolgen der beiden Hauptdienstzweige der 
Bundespost, ihre gänzlich verschiedene betriebs- 
technische und betriebswirtschaftliche Struktur so- 


1) Darüber hinaus halle die Bundespost am 30. 6, 1965 rund 180 Mio 
DM unverzinsliche Schatzanweisungen im Umlauf und sich rund 
3 Milliarden DM aus den Postschedc- und Postsparkassenvermögen 
sowie aus den sonstigen durchlaufenden Geldern entnommen. 
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wie vor allem ihre differierenden Anforderungen an 
die Leitung zwingen zum Nachdenken über die voll- 
ständige institutionelle und organisatorische Tren- 
nung der Postverwaltung von der Verwaltung der 
Fernmeldedienste (etwa nach dem Beispiel der USA). 
Die Wahrung der Einheitlichkeit der Verwaltung 
des gesamten Nachrichtenwesens spricht jedoch ein- 
deutig gegen eine solche Lösung. Jedenfalls aber 
bleibt es eine der vordringlichsten Aufgaben der 
Geschäftspolitik der Bundespost, in allernächster 
Zukunft ihr gesamtes Gebührensystem in den Post- 
diensten nach den speziellen Vorschlägen der Kom- 
mission einer Revision mit dem Ziele baldigster 
Einführung zeit-, markt- und möglichst auch kosten- 
gerechter Preise durchzuführen. In einer anderen, 
politischen Einflüssen nicht so unmittelbar ausge- 
setzten Organisationform der Bundespost wäre auch 
dieses Ziel leichter zu erreichen. 

B. Vorschläge der Kommission 

Im vorstehenden „Allgemeinen Überblick'' sind 
die besonders bemerkenswerten Aspekte aus der 
jüngsten Entwicklung der Deutschen Bundespost 
aufgezeigt, die der Kommission Veranlassung ge- 
geben haben, die Dringlichkeit baldiger Reformen, 
auch des Postverwaltungsrechts, hervorzuheben und 
hierzu entsprechende Vorschläge auf Umgestaltung 
der Organisationsform der Bundespost, auf Stär- 
kung der Unabhängigkeit und Verantwortlichkeit 
der leitenden Organe des Unternehmens, auf eine 
Klärung und Regelung der finanziellen Beziehungen 
zwischen Bund und Bundespost und insgesamt auf 
nachhaltige Verbesserung und Festigung der wirt- 
schaftlichen Lage der Post zu machen. Dabei hat die 
Kommission die verschiedenen Anregungen in ihre 
Überlegungen einbezogen, die von anderer Seite 
zur Reform des Postverwaltungsgesetzes gemacht 
worden sind. 

Im folgenden sind die Vorschläge der Kommission 
in Form bestimmter Thesen niedergelegt, die ent- 
weder unverändert oder mit den nötigen Abwand- 
lungen und Ergänzungen in ein neues Postverwal- 
tungsgesetz zu übernehmen wären. Diese Thesen 
beschränken sich auf die grundsätzlichen Probleme 
einer Neuregelung. Geltende Bestimmungen, die 
keiner wesentlichen Änderung bedürfen, sind daher 
nicht behandelt. 

I. Abschnitt: Organisationsform 
und Rechtsstellung 

1. Die Bundesrepublik Deutschland verwaltet unter 
dem Namen „Deutsche Bundespost" das dem Post- 
und Fernmeldewesen gewidmete Bundesvermö- 
gen als nicht rechtsfähiges Sondervermögen des 
Bundes in der Organisationsform einer bundes- 
eigenen und bundesunmittelbaren Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit eigenen Organen und 
eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung. 

2. Organe der Deutschen Bundespost sind der Ver- 
waltungsrat und der Vorstand. 

3. Die Verwaltungs-Organisation der Deutschen 
Bundespost wird durch eine „Verwaltungsord- 
nung für die Bundespost" geregelt. 


Die Dienststellen der Deutschen Bundespost sind 
Bundesbehörden, soweit die Verordnung nichts 
anderes bestimmt. 

Die Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Bun- 
despost ist öffentlicher Dienst. 

11. Abschnitt: 

Vorstand der Deutschen Bundespost 

1. Der Vorstand leitet die Geschäfte der Deutschen 
Bundespost. Er ist an die Beschlüsse des Verwal- 
tungsrates gebunden. 

2. Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzer und 
4 weiteren Mitgliedern und wird auf 5 Jahre be- 
stellt. 

3. Der Vorsitzer und die weiteren Vorstandsmit- 
glieder werden von der Bundesregierung auf 
Vorschlag des Verwaltungsrates im Einverneh- 
men mit dem zuständigen Bundesminister bestellt 
und abberufen. 

4. Die Vorstandsmitglieder sollen hervorragende 
und erfahrene Kenner der Wirtschaft und der 
Unternehmensführung oder besonders bewährte 
Sachverständige des Post- und Fernmeldewesens 
sein. 

5. Die Vorstandsmitglieder haben ihre Geschäfte mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissen- 
haften Geschäftsführers wahrzunehmen. Sie sind 
für die Führung der Geschäfte gemeinsam ver- 
antwortlich. 

6. Die gemeinsame Verantwortung für die Geschäfts- 
führung schließt eine interne Aufteilung der Zu- 
ständigkeiten nicht aus. Vielmehr soll je einem 
Vorstandsmitglied das Postwesen, das Fernmelde- 
wesen, das Personalwesen und die Wirtschafts- 
führung selbstverantwortlich unterstellt werden. 
Die Abgrenzung der Zuständigkeiten und Lei- 
tungsbefugnisse im einzelnen ist in einer Ge- 
schäftsordnung festzulegen, die der Vorstand mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates beschließt 
(s. II. Teil des Gutachtens, Abschnitt D „Organi- 
sation" unter II, 1.). 

7. Beschlüsse des Vorstandes bedürfen der Zustim- 
mung der Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzer. 

III. Abschnitt: Verwaltungsrat 

1. Der Verwaltungsrat besteht aus 18 Mitgliedern 
und zwar 

a) 9 von der Bundesregierung zu bestimmenden 
unabhängigen, für eine verantwortliche Mit- 
wirkung im Verwaltungsrat der Deutschen 
Bundespost nach ihrer Berufs- und Lebenser- 
fahrung besonders geeigneten Persönlichkei- 
ten. Die Bundesregierung soll durch das Ge- 
setz nicht an Vorschläge irgendwelcher Orga- 
nisationen, Verbände, Gebietskörperschaften 
usw. gebunden werden. Vielmehr soll sie in 
freier Entscheidung unabhängige Persönlich- 
keiten aus Wirtschaft und Wissenschaft aus- 
wählen. 
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b) 6 Vertretern des Personals der Deutschen 
Bundespost, 

c) 3 von der Bundesregierung zu bestimmenden 
leitenden Beamten aus den Bundesministerien 
der Finanzen, für Wirtschaft und für Ver- 
kehr. 

2. Der Verwaltungsrat hat die Geschäftsführung zu 
überwachen. Maßnahmen der Geschäftsführung 
können dem Verwaltungsrat nicht übertragen 
werden. 

3. Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden von 
der Bundesregierung für 5 Jahre ernannt, Wieder- 
ernennung ist zulässig. 

4. Der Verwaltungsrat beschließt über 

a) die Verwaltungsordnung der Deutschen Bun- 
despost, 

b) den Wirtschaftsplan, die Investitions- und 
Finanzierungsplanungen, 

c) den Jahresabschluß und den Vorschlag des 
Vorstandes für die Verwendung eines Bilanz- 
gevdnnes oder die Deckung eines Bilanzver- 
lustes, 

d) die Beteiligung der Deutschen Bundespost an 
anderen Unternehmen im Einzelbetrag von 
mehr als einer Million Deutsche Mark und 
die Veräußerung einer solchen Beteiligung, 

e) die Verfügung über sonstige Gegenstände des 
Anlagevermögens, wenn deren Wert eine Mil- 
lion Deutsche Mark übersteigt, 

f) die Einführung, Aufhebung oder Änderung 
von Anstaltsbenutzungsordnungen und An- 
staltstarifen nach Maßgabe des VI. Abschnit- 
tes: Verkehrstarife. 

IV. Abschnitt: 

FJoheitsaufgaben und Bundesaufsicht 

1. Die Wahrnehmung der staatlichen Hoheitsauf- 
gaben auf dem Gebiet des Post- und Fernmelde- 
wesens und die Bundesaufsicht über die Verwal- 
tung und Geschäftsführung des Sondervermögens 
„Deutsche Bundespost" obliegen dem für das 
Post- und Fernmeldewesen zuständigen Bundes- 
minister. 

2. Die aus der Post- und Fernmeidehoheit und aus 
der Gesetzgebung des Bundes in Post- und Fern- 
meldeangelegenheiten abgeleiteten Befugnisse 
und Verpflichtungen werden im Rechts- und Ge- 
schäftsverkehr von den Organen und Dienst- 
stellen der Deutschen Bundespost ausgeübt, so- 
weit sie nicht dem zuständigen Bundesminister 
vorzubehalten sind, wie z, B. der Abschluß von 
Vereinbarungen mit auswärtigen Regierungen 


1) Gegen die Berufung von leitenden Ministerialbeamten könnte der 
Einwand ihrer Weisungsgobundenheit erhoben werden. Es ist aber 
zu bedenken, daß der Bund als Eigentümer der Deutschen Bundes- 
po.st in ihrer neuen Organisntionstorm im Verwaltungsrat des Un- 
ternehmens mit Sitz und Stimme vertreten sein sollte, ähnlich wie 
dies in zahlreichen privalwirtschaftlichen Beteiligungsunternehmcn 
des Bundes, z. B. bei der Deutschen Lufthansa, der Fall ist. Auch 
dort sind die Bundesvertreter an die Weisungen ihrer Behörden- 
chefs gebunden, zugleich aber als Mitglieder des Aufsichtsrats zur 
verantwortlichen Wahrnehmung der Interessen des Beteiligungs- 
untornehmens verpflichtet. Beiden Verpflichtungen zum Besten des 
Bundes wie des Ünternehmens gerecht zu werden, ist Sache der 
persönlichen Eignung für diese Doppelfunktion. 


in Angelegenheiten des Post- und Fernmelde- 
wesens oder die Vertretung der Belange des 
Post- und Fernmeldewesens vor dem Bundestag 
und dem Bundesrat sowie vor ihren Ausschüssen. 
Nach diesen Gesichtspunkten ist die Abgrenzung 
der Zuständigkeiten durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung zu regeln. 

3. In Wahrnehmung der Bundesaufsicht über die 
Verwaltung und Geschäftsführung der Deutschen 
Bundespost hat der zuständige Bundesminister 
darüber zu wachen und sicherzustellen, daß die 
Deutsche Bundespost nach den geltenden Gesetzen 
und sonstigen für sie verbindlichen Vorschriften 
verwaltet wird. 

4. Ist der Bundesminister der Auffassung, daß ein 
Beschluß des Verwaltungsrates oder eine Ver- 
waltungsmaßnahme des Vorstandes mit den ge- 
setzlichen Vorschriften nicht im Einklang steht, 
so kann er den Beschluß oder die Maßnahme 
durch Einspruch gegenüber dem Verwaltungsrat 
oder dem Vorstand beanstanden. Hält der Ver- 
waltungsrat seinen Beschluß nach erneuter Bera- 
tung aufrecht oder billigt er durch förmlichen 
Beschluß die beanstandete Maßnahme des Vor- 
standes, so entscheidet die Bundesregierung auf 
Vorlage der Beschlüsse des Verwaltungsrates 
durch den zuständigen Bundesminister endgültig. 

5. Im Rahmen seines Aufsichtsrechts bleibt dem zu- 
ständigen Bundesminister Vorbehalten die Geneh- 
migung 

a) des Wirtschaftsplanes und wesentlicher Än- 
derungen dieses Planes während des Geschäfts- 
jahres, 

b) des Jahresabschlusses, 

c) der vom Vorstand aufzustellenden und vom 
Verwaltungsrat zu beschließenden Verwal- 
tungsordnung der Deutschen Bundespost, 

d) der Änderung von Benutzungsordnungen und 
Tarifen nach Maßgabe des VI. Abschnittes: 
Verkehrstarife, 

e) der Gründung oder des Erwerbs anderer Un- 
ternehmen durch die Deutsche Bundespost, 

f) einer Beteiligung an anderen Unternehmen 
im Einzelbetrag von mehr als einer Million 
Deutsche Mark und der Veräußerung solcher 
Beteiligungen, 

g) einer Verfügung über sonstige Gegenstände 
des Anlagevermögens der Deutschen Bundes- 
post, wenn deren Wert im Einzelfall eine Mil- 
lion Deutsche Mark übersteigt. 

6. Wird eine nach Ziff. 5. erforderliche Genehmigung 
versagt oder nur mit Einschränkung oder unter 
ertragsmindernden oder aufwanderhöhenden Auf- 
lagen erteilt, so hat der Verwaltungsrat in sinn- 
gemäßer Anwendung des Verfahrens nach Ziff. 4. 
die Entscheidung der Bundesregierung herbeizu- 
führen. Im Falle der Ziffer 5. d) hat der Verwal- 
tungsrat zugleich begründeten Antrag auf Schad- 
loshaltung der Bundespost zu stellen. Bei Mei- 
nungsverschiedenheiten über den Grund oder 
über die Höhe der Schadloshaltung ist nach 
Ziff. 1 b) des VIII. Abschnitts zu verfahren. 
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7. Beschlüsse des Verwaltungsrates oder Maß- 
nahmen des Vorstandes, die eine wesentliche 
Veränderung der Verwaltungsorganisation der 
Deutschen Bundespost zum Gegenstand haben, 
sind dem zuständigen Bundesminister vor ihrem 
Vollzug so rechtzeitig mitzuteilen, daß er gege- 
benenfalls das Verfahren nach Ziff. 4. in Gang 
setzen und die Bundesregierung endgültig ent- 
scheiden kann, ehe die Veränderung durchge- 
führt wird. 

Als wesentliche Veränderung der Verwaltungs- 
organisation in diesem Sinne gilt nur die Er- 
richtung, Verlegung oder Aufhebung einer Ober- 
postdirektion oder eines zentralen Amtes der 
Deutschen Bundespost. 

8. Die Fülle und die Formen der Mitwirkung ande- 
rer Ressorts bei den Entscheidungen und Verwal- 
tungsakten des Bundesministers in Angelegen- 
heiten seiner Dienstaufsicht über die Deutsche 
Bundespost sollten nicht im Postverwaltungsge- 
setz, sondern in der Geschäftsordnung der Bun- 
desregierung geregelt werden. Das Postverwal- 
tungsgesetz kann diese Mitwirkung doch nicht 
für alle denkbaren Fälle vorsehen und bestimmen. 
Überdies wird die unmittelbare Vertretung der 
für die Finanz-, Wirtschafts- und Verkehrspolitik 
zuständigen Bundesministerien im Verwaltungs- 
rat der Deutschen Bundespost nach Maßgabe der 
Vorschläge der Kommission zum III. Abschnitt: 
Verwaltungsrat unter Ziff. 1. b) in der überwie- 
genden Zahl der Fälle die Koordinierung .der 
Ressortbelange und -Verantwortlichkeiten er- 
leichtern und beschleunigen. 

V. Abschnitt: Personalwesen 

1. Die Beamten, Angestellten und Arbeiter der 
Deutschen Bundespost stehen im Dienste des 
Bundes. Die Bundespostbeamten sind unmittel- 
bare Bundesbeamte. 

2. Oberster Dienstvorgesetzter der Vorstandsmit- 
glieder ist der zuständige Bundesminister. Der 
Vorstand ist oberster Dienstvorgesetzter aller 
übrigen Bundespostbeamten. Im übrigen könnte 
eine Regelung wie in § 20, Absatz 2 — 4 des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbahn getroffen 
werden. 

3. Tarifvereinbarungen der Deutschen Bundespost 
mit den Gewerkschaften bedürfen der Genehmi- 
gung des für die Post zuständigen Bundesmini- 
sters, wenn sie wegen ihrer grundsätzlichen Be- 
deutung geeignet sind, die Gestaltung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen in vergleichbaren Zwei- 
gen der Bundesverwaltung zu beeinflussen. Die 
Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Entschei- 
dung des Bundesministers nicht binnen einer 
Woche, gerechnet vom Tage des Eingangs des 
Antrags auf Genehmigung, ergeht. 

4. Die Vorschriften des § 24 des Postverwaltungs- 
gesetzes über Belohnungen und Vergütungen 
bleiben mit der Maßgabe aufrechterhalten, daß 
der Vorstand die Belohnungen und Vergütungen 
im Rahmen seiner Verantwortung für den wirt- 


schaftlichen Erfolg der Gesamtgeschäftsführung 
der Deutschen Bundespost mit Zustimmung des 
Verwaltungsrates in eigener Zuständigkeit fest- 
setzen kann. 

5. Unverändert beibehalten werden die Vorschrif- 
ten der §§ 27 und 28 des Postverwallungs- 
gesetzes über die gesetzlichen Sozialeinrichtun- 
gen und über die betrieblichen Sozial- und die 
Selbsthilfeeinrichtungen der Deutschen Bundes- 
post. 

VL Abschnitt: Verkehrstarife 

1. Vom Zeitpunkt der Umstellung der Deutschen 
Bundespost auf die Organisationsform einer An- 
stalt des öffentlichen Rechts an erhalten die in 
diesem Zeitpunkt geltenden, nach § 14 des Post- 
verwaltungsgesetzes als Rechtsverordnungen des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewe- 
sen erlassenen Benutzungs- und Gebührenver- 
ordnungen den Rechtscharakter von Anstaltsbe- 
nutzungsordnungen und Anstaltstarifen. 

2. Für die Fortbildung dieser Benutzungsordnungen 
und Tarife, insbesondere für ihre rechtzeitige An- 
passung an Veränderungen der Verkehrs- und 
Wirtschaftslage der Deutschen Bundespost, sind 
nach Maßgabe der Ziffern 4. und 5. dieses Ab- 
schnitts die Organe des Unternehmens verant- 
wortlich und zuständig. 

3. Die Benutzungsordnungen und ihre Änderung 
werden auf Vorschlag des Vorstandes vom Vcr- 
waltungsrat beschlossen. Der Beschluß des Ver- 
waltungsrates unterliegt der Kontrolle des zu- 
ständigen Bundesministers nach Maßgabe seiner 
Überwachungspflicht nach Abschnitt IV, Ziff. 3 
und 4 dieser Vorschläge. 

4. Änderungen der Tarife kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates in eigener 
Zuständigkeit anordnen, wenn sie zum alsbaldi- 
gen Ausgleich unerwarteter, im Wirtschaftsplan 
nicht vorgesehener Mehraufwendungen zwingend 
geboten sind. 

Im Laufe eines Geschäftsjahres darf der Vorstand 
jedoch nur einmal von dieser Ermächtigung zu 
Sofortmaßnahmen Gebrauch machen und außer- 
dem nur insoweit, als der aus der Tarifänderung 
erwartete Mehrertrag, auf ein ganzes Geschäfts- 
jahr berechnet, nicht mehr als 5 ®/o der im Wirt- 
schaftsplan veranschlagten Summe der Erlöse aus 
Post- und Fernmeldegebühren ausmadit.^) 

5. In allen übrigen Fällen ist die Änderung von 
Tarifen auf Antrag des Vorstandes vom Verwal- 
tungsrat zu beschließen und die Genehmigung 
des zuständigen Bundesministers zu beantragen. 
Wird die Genehmigung versagt oder nur mit 
Einschränkungen oder Auflagen erteilt, so wäre 
nach Ziff. 6 des Abschnitts IV. dieser Vorschläge 
zu verfahren. 


1) Im Wirtschaftsplan (Voransdrlag) der Bundespost für das Geschäfts- 
jahr 1965 sind an Erlösen aus Post- und Fernmoldegebühron bei den 
Einnahmetiteln 1 011, 1 021, 1 211, 1 311, 1 316, 1 321 und 1331 ins- 
gesamt rund 8,2 Milliarden DM veranschlagt. Tn diesem Falle läge 
die Jahresbegrenzung von 5 v. H. für Tariferhöhungen als Sofort* 
maßnahme bei 410 Millionen DM = etwa iVoo des Bruttosozialpro- 
duktes der Bundesrepublik. 
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VII. Abschnitt: Wirtschaftsführung; 
Finanzwesen 

1. Unter Beachtung aller ihren Aufgabenbereich 
bestimmenden Gesetze und sonstigen Rechtsvor- 
schriften ist die Wirtschaft der Deutschen Bun- 
despost nach kaufmännischen Grundsätzen so zu 
führen, daß die Erträge die Aufwendungen ein- 
schließlich der für erforderlich gehaltenen Beträge 
zur Bildung von Rückstellungen und der betriebs- 
notwendigen Rücklagen decken. 

2. Das Rechnungswesen der Deutschen Bundespost 
ist nach den anerkannten Grundsätzen der Be- 
triebswirtschaftslehre zu gestalten und weiterzu- 
entwickeln. 

3. Die Haushaltsordnung, die Finanz- und Rech- 
nungsbestimmungen und die sonstigen Vorschrif- 
ten über die Wirtschaftsführung von Bundesver- 
waltungen finden auf die Deutsche Bundespost 
keine Anwendung. 

4. Der alljährlich für das jeweils folgende Geschäfts- 
jahr vom Vorstand aufzustellende, vom Verwal- 
tungsrat zu beschließende und der Genehmigung 
des zuständigen Bundesministers unterliegende 
Wirtschaftsplan soll neben den Regularien als 
wesentliche Bestandteile der Planung u. a ent- 
halten: 

a) einen Investitionsplan (oder den Teilabschnitt 
einer Mehrjahresplanung), der bei allen im 
Planjahr neu zu beginnenden, in sich ge- 
schlossenen Großvorhaben des Hoch- und 
Tiefbaus im Gesamtkostenbetrag von mehr 
als einer Million Deutsche Mark die Ergeb- 
nisse einer Wirtschaftlichkeitsvorausberech- 
nung ausweist, 

b) (wie bisher) eine Planung der Finanzierung 
der Investitionen und der Schuldentilgung aus 
selbst erwirtschafteten Mitteln und aus Kre- 
ditaufnahmen, 

c) eine hinreichend zuverlässige Vorausschät- 
zung der Erträge und Aufwendungen in der 
Trennung nach den beiden Bereichen Post- und 
Fernmeldedienste. 

5. Die Bestimmungen über die Behandlung des Jah- 
resabschlusses (jetzt § 19 des Postverwaltungs- 
gesetzes) wären der geänderten Organisations- 
form der Deutschen Bundespost anzupassen. 

6. In der Bilanz der Deutschen Bundespost ist das 
Eigenkapital in der Trennung nach Grundkapital 
und Rücklagen auszuweisen. Das Grundkapital 
soll durch Beschluß der Bundesregierung nach den 
Empfehlungen der Kommission im III. Teil dieses 
Gutachtens auf einen Betrag festgesetzt werden, 
der mindestens der Hälfte der Aktivwerte des 
Anlagevermögens in der Eröffnungsbilanz ent- 
spricht. Zum Problem der Aufstockung des bisher 
ausgewiesenen Eigenkapitals auf den neuen An- 
satz wird auf Teil III. und auf Teil IV., VIII. Ab- 
schnitt, Ziff. 3., verwiesen. 

7. Die nach § 20 Absatz 1 des Postverwaltungsge- 
setzes zu bildende und dort auf einhundert Mil- 
lionen Deutsche Mark bemessene gesetzliche 
Rücklage wird entsprechend dem seit 1952 auf 


das Fünffache gestiegenen Wirtschaftsvolumen 
der Bundespost auf mindestens fünfhundert Mil- 
lionen Deutsche Mark erhöht werden müssen. 
Diese Rücklage darf nur im Sinne des § 150 
Abs. 3 des Aktiengesetzes vom 6. September 1965 
verwendet werden. 

8. Außerdem sollen Sonderrücklagen im Sinne des 
§ 20 Abs. 2 des Postverwaltungsgesetzes vor 
allem für Zwecke der anteiligen Investitionsfinan- 
zierung und Schuldentilgung gebildet und laufend 
dotiert werden. Damit soll vor allem auch er- 
reicht werden, daß das von der Kommission 
empfohlene Verhältnis zwischen Eigen- und 
Fremdkapital erhalten bleibt. 

9. Einer Überprüfung mit dem Ziele der Anpassung 
an die neue Organisationsform bedürfen auch die 
zur Zeit geltenden Vorschriften des Postver- 
waltungsgesetzes über die Rechnungsprüfung 
(§ 18 Abs. 2) und über die Aufnahme von Kre- 
diten (§ 22 Abs. 1 bis 5). 

a) Zur Frage der künftigen Gestaltung der Rech- 
nungsprüfung empfiehlt die Kommission, den 
Jahresabschluß vor seiner Vorlage durch den 
Vorstand an den Verwaltungsrat durch öffent- 
lich bestellte Wirtschaftsprüfer oder Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften prüfen zu las- 
sen, und zwar nach den Richtlinien des 
Bundesrechnungshofes für die Prüfung von 
Unternehmen, an denen der Bund beteiligt ist. 

b) Die Kommission empfiehlt, daß bei der Bun- 
despost, ähnlich wie bei der Bundesbahn (vgl. 
§ 34 des Bundesbahngesetzes), ein ständiger, 
unabhängiger, an Weisungen der Bundes- 
regierung, eines einzelnen Bundesministers 
und der Organe der Bundespost nicht gebun- 
dener Prüfungsdienst eingerichtet wird. Seine 
besondere Aufgabe wäre es, in zeit- und 
objektnaher eigener Initiative alle laufenden 
Geschäftsvorfälle von wirtschaftlicher Bedeu- 
tung zu beobachten, Verstöße gegen die 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und gegen 
die Gebote der Wirtschaftlichkeit aufzugreifen 
und zu verfolgen, über seine wesentlichen 
Feststellungen und Beanstandungen den Vor- 
stand laufend zu unterrichten und auf Er- 
suchen des zuständigen Bundesministers oder 
des Bundesrechnungshofes spezielle Prüfungs- 
aufgaben auch für diese Stellen durchzuführen 
und ihnen Auskünfte zu erteilen. 

c) Die Aufnahme von Krediten muß sich nach 
Umfang und Art der Verschuldung im Rahmen 
des genehmigten Wirtschaftsplanes halten. Die 
gesetzliche Gleichstellung der Schuldurkunden 
der Deutschen Bundespost mit den Schuld- 
urkunden des Bundes sollte beibehalten wer- 
den. 

VIII. Abschnitt: Finanzielle Beziehungen 
zwischen dem Bund 
und der Deutschen Bundespost 

1. Als leitende Grundsatzbestimmungen für die 
künftige Gestaltung der finanziellen Beziehungen 
zwischen dem Bund und der Bundespost müssen 
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nach Auffassung der Kommission einem neuen 
Postverwaltungsgesetz schon im ersten Abschnitt 
über die Rechtsstellung und die Aufgaben der 
Deutschen Bundespost folgende Vorschriften ein- 
gefügt werden: 

a) „Leistungen aller Art, welche die Deutsche 
Bundespost für den Bund und seine Unter- 
nehmen, für die Länder, für die Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und für Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts er- 
bringt, und deren Leistungen für die Deutsche 
Bundespost sind voll abzugelten, und zwar 
ohne Rücksicht auf die jeweilige Haushalts- 
und Finanzlage der leistungs- oder der ab- 
geltungspflichtigen Verwaltung, Körperschaft 
oder Anstalt." 

b) „Zur Wahrnehmung der Interessen des Bundes 
als Träger der Post- und Fernmeldehoheit 
und des Alleineigentums des Sondervermö- 
gens Deutsche Bundespost kann die Bundes- 
regierung den Organen der Deutschen Bun- 
despost Weisungen erteilen, bestimmte Maß- 
nahmen zu treffen oder zu unterlassen. Er- 
geben sich daraus finanzielle Nachteile für 
die Deutsche Bundespost durch Minderung 
der Erträge oder Erhöhung der Aufwendun- 
gen, so ist der Bund zum vollen Ausgleich der 
Ertragsminderung oder Aufwandserhöhung 
verpflichtet. 

Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, ob 
und in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewäh- 
ren ist, entscheidet die Bundesregierung auf 
Antrag der Deutschen Bundespost auf Grund 
eines Gutachtens von wirtschaftserfahrenen 
und unabhängigen Sachverständigen, welche 
die Bundesregierung bestellt." 

2. Was die besonderen Beziehungen zum Bund an- 
geht, so kann sich die gegenseitige Abgeltungs- 
pflicht nach der in Ziff. 1 a) formulierten Bestim- 
mung nach Meinung der Kommission nun nicht 
nur auf künftige Fälle neu entstehender Lei- 
stungs- und Abgeltungsbeziehungen beschrän- 
ken. Es muß vielmehr auch für die schon in der 
Vergangenheit entstandenen und fortwirkenden, 
bisher aber völlig ungeregelten Tatbestände 
eine möglichst umfassende, möglichst gerechte, 
aber auch praktikable Lösung gefunden werden. 
Voraussetzung für eine generelle Bereinigung 
dieses ebenso vielschichtigen wie schwierigen 
Problems muß nach Auffassung der Kommission 
zunächst die Aufstellung einer Gesamtrechnung 
sein, die alle zur Zeit bestehenden Regelungen 
und Tatbestände zu untersuchen und rechnerisch 
darzustellen hätte, aus denen finanzielle Be- 
lastungen oder Begünstigungen der Bundespost 
oder des Bundes abzuleiten sind. Unabhängig von 
der unverzüglichen Einführung der von der Kom- 
mission vorgeschlagenen Gebührenerhöhungen 
sind diese Untersuchungen und Berechnungen 
von einem kleinen Gremium von Spezialisten der 
beteiligten Ressorts unter Mitwirkung auch von 
Steuerexperten aus der Finanzverwaltung und 
aus der Wirtschaftspraxis sofort aufzunehmen 
und so beschleunigt durchzuführen, daß das 
Ergebnis noch 1966 vorliegt. 


Ohne Anspruch auf Vollständigkeit dieses Vor- 
schlags müssen nach Meinung der Kommission 
vor allem folgende Teilbereiche des Gesamt- 
komplexes der finanziellen Beziehungen zwi- 
schen Bund und Bundespost in die spezielle 
Untersuchung und Rechnung einbezogen werden: 

a) die Auswirkungen der Alleinbetriebsrechte 
der Bundespost im Post- und Fernmeldewesen 
und ihrer mit diesen Rechten korrespondie- 
renden gesetzlichen Bindungen gemeinwirt- 
schaftlicher Art und Zielsetzung (Annahme-, 
Beförderungs-, Zustellpflicht, Kontrahierungs- 
und Anschlußzwang) auf die Ertragslage der 
Bundespost, 

b) der Umfang und die finanzielle Auswirkung 
der weitgehenden Befreiung der Bundespost 
von Steuern und öffentlichen Abgaben nach 
§ 33 des Postverwaltungsgesetzes und nach 
den einschlägigen Vorschriften des Rechtes 
der Steuern und Abgaben, 

c) die Belastung der Bundespost durch eine be- 
sondere Abgabe an den Bund nach § 21 des 
Postverwaltungsgesetzes einschließlich der 
Frage der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
einer künftigen Neuregelung, 

d) die Belastung der Bundespost durch ihr gesetz- 
lich auferlegte oder von ihr als politisch ge- 
bundene Bundesverwaltung übernommene be- 
triebsfremde und politische Lasten (im Sinne 
der Ausführungen zu diesem Thema im 
II. Teil, Abschnitt B dieses Gutachtens). 

3. Nicht zu diesem Fragenkomplex der finanziellen 
Beziehungen zwischen Bund und Bundespost als 
Trägern selbständig und getrennt voneinander zu 
verwaltender Finanz- und Vermögensmassen ge- 
hört an sich das Problem der notwendigen Auf- 
stockung des Eigenkapitals der Bundespost durch 
den Bund. Denn dabei handelt es sich um die Er- 
füllung einer Verpflichtung des Bundes als Eigen- 
tümer des Sondervermögens. 

Immerhin aber läßt sich für eine Übergangszeit 
eine mehr finanztechnische Kombination zwischen 
der Kapitalaufstockung und der Verpflichtung der 
Bundespost zur Leistung der Ablieferung an den 
Bund nach § 21 des Postverwaltungsgesetzes vor- 
stellen, und zwar nach folgendem Verfahren: 

Wenn der Bund nicht in der Lage ist, die Kapital- 
aufstockung uno actu durch Übernahme von Til- 
gungs- und Zinsverpflichtungen der Bundespost 
aus Fremdverbindlichkeiten in Höhe des Auf- 
stockungsbetrages zu regeln, könnte die Auf- 
stockung sukzessiv durch Stundung der von der 
Bundespost nach den Vorschriften des Post- 
verwaltungsgesetzes in voller Höhe mit den Ver- 
kehrserlösen einzuziehenden und als Aufwand 
der Erfolgsrechnung auszuweisenden Ablieferung 
durchgeführt werden. In der Bilanz der Bundes- 
post wäre unter der Passivposition Eigenkapital 
der um den vollen Betrag der Aufstockung er- 
höhte Stand des Eigenkapitals auszuweisen und 
zugleich eine Aktivposition „Ausstehende Ein- 
lage auf das Eigenkapital" in Höhe des Auf- 
stockungsbetrages zu bilden. Die gestundete Ab- 
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gäbe wäre auf einem Passivkonto so lange anzu- 
sammeln und in der Bilanz als Verbindlichkeit 
gegenüber dem Bund auszuweisen, bis die Stun- 
dungssumme die Höhe des Aktivpostens „Aus- 
stehende Einlage auf das Eigenkapital'' erreicht 
hat und also beide Positionen aufgerechnet wer- 
den können. Bis zu diesem Zeitpunkt ständen der 
Post die gestundeten Beträge als Finanzierungs- 
mittel ihrer Kapitalrechnung zur Verfügung, vor- 
ausgesetzt natürlich, daß es ihr ermöglicht wird 
und durch eigene Maßnahmen gelingt, in allen 
künftigen Jahren zumindest den vollständigen 
Ausgleich der Erfolgsrechnung, einschließlich der 
vollen gesetzlichen Ablieferung an den Bund, zu 
erwirtschaften. Die Kommission ist der Überzeu- 
gung, daß dieses Mindestziel erreicht werden 
kann, wenn ihre Vorschläge akzeptiert und mit 


jeder möglichen Beschleunigung durchgeführt 
werden. Dabei muß die Kommission der grund- 
legenden Neugestaltung der Organisationsform 
der Deutschen Bundespost und des Postverwal- 
tungsrechtes und seiner praktischen Handhabung 
ganz besondere Bedeutung und Dringlichkeit bei- 
messen. Denn es ist schwerlich vorstellbar, daß 
auch nur ein Teil der von der Kommission für 
notwendig erachteten Änderungen und sonstigen 
Maßnahmen im Betrieb der Post von einem zu- 
gleich als politische Aufsichtsbehörde und als 
Unternehmensspitze fungierenden Biindesminister 
und auf Grund eines Postverwaltungsgesetzes 
verwirklicht werden kann, das mehr auf einen 
Verwaltungszweig des Bundes als auf ein wirt- 
schaftlich selbständiges Bundesunternehmen zu- 
geschnitten ist. 


Zusammenfassung der Ergebnisse und Vorschläge 


Vorbemerkung 

In dem Bundestagsbeschluß vom 16. 4. 1965, der 
die Einsetzung einer Sachverständigen-Kommission 
für die Deutsche Bundespost forderte, ebenso wie in 
dem vom Bundeskabinett erteilten Arbeitsauftrag 
an diese Kommission stehen zwei Fragenkomplexe 
im Mittelpunkt: 

1. Die Wiederherstellung der Rentabilität der Deut- 
schen Bundespost. 

2. Die nachhaltige Verbesserung der Kapitalstruktur 
und der Kapitalversorgung der Deutschen Bun- 
despost. 

Die Kommission ist überzeugt, daß die von ihr 
gemachten Vorschläge als Ganzes betrachtet und 
verwirklicht werden müssen, damit die Deutsche 
Bundespost ihre Aufgaben auf die Dauer in opti- 
maler Weise erfüllen kann. Es gibt zur Erreichung 
dieses Zieles keine „kleine Lösung" mit kleinen 
Mitteln. Zu lange ist aus politischen Zweckmäßig- 
keitserwägungen heraus die Geschäftspolitik, ein- 
schließlich der Preise der Post, manipuliert, die 
ökonomische Eingliederung dieses Unternehmens in 
die Marktwirtschaft hinausgeschoben worden. Die 
Deutsche Bundespost unterliegt aber ebenso den Ge- 
setzen des Marktes wie ein Unternehmen der pri- 
vaten Wirtschaft. Sie produziert Dienstleistungen. 
Die Kosten für die dazu notwendigen Produktions- 
faktoren werden auf Märkten gebildet. Will die 
Post rentabel arbeiten, dann hat sie sich bei der 
Produktion ebenso wie bei dem Verkauf ihrer 
Dienstleistungen den Volks- und betriebswirtschaft- 
lichen Erkenntnissen und Gesetzmäßigkeiten zu 
unterwerfen wie jedes andere Unternehmen. 

Eine Sanierung wird nur gelingen, wenn man aus 
dieser Erkenntnis umgehend die von der Kommis- 
sion erarbeiteten weitreichenden Konsequenzen 
zieht. Andernfalls müßte der Bund jährlich Millio- 
pen- und bald Milliarden-Beträge aus seinem Haus- 
halt als Subvention für die Deutsche Bundespost 
bereitstellen. 


Die folgende Zusammenfassung enthält nur die 
wesentlichsten Ergebnisse und Vorschläge der Kom- 
mission. Die ausführlichen Begründungen dazu fin- 
den sich in den vorangehenden Teilen des Gut- 
achtens. 

I. Die Dienstzweige der Deutschen Bundespost 

A. Der Briefdienst (Seite 10 bis 18) 

1. Der Briefdienst gehört zu den besonders personal- 
intensiven Dienstzweigen der Deutschen Bundes- 
post. Aus diesem Grunde hat die Deutsche 
Bundespost in den zurückliegenden Jahren 
mehrere große Rationalisierungsmaßnahmen ge- 
troffen: 

a) Zentralisierung der Briefabgangsstellen; 

b) Einführung der Postleitzahlen; 

c) Beginn einer umfassenden Mechanisierung 
und Automatisierung des Briefdienstes. 

2. Da nur rund ein Drittel des Personals des Brief- 
dienstes in den Ein- und Abgangsstellen beschäf- 
tigt ist, kann noch nicht übersehen werden, wie 
groß die durch Mechanisierung und Automatisie- 
rung zu erzielenden Erfolge sein werden; denn 
die technischen Anlagen können nur bei großen 
Ämtern rentabel arbeiten, ersetzen nicht alles 
Personal und verursachen neue Kosten. Deshalb 
darf man sich von diesen Maßnahmen nur eine 
begrenzte Kostensenkung erhoffen. Diese Bemü- 
hungen sollten trotzdem wegen der bekannten 
Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt weiter 
vorangetrieben werden. 

3. Die Personalintensität des Briefdienstes, die in 
der Zustellung besonders groß ist, wird es not- 
wendig machen, die Briefzustellung in den 
nächsten Jahren auf das unumgänglich not- 
wendige Maß zu beschränken. Die Kommission 
empfiehlt, die Landzusteller zu entlasten sowie 
das Inkasso der Zeitungs-, Rundfunk- und ande- 
rer Gebühren durch die Zusteller fortfallen zu 
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lassen. Die Kommission empfiehlt außerdem, 
frühzeitige Überlegungen anzustellen, wie die 
Zustelleistiingen zunehmend durch eine Abholung 
ersetzt werden können. 

4. Die Post muß versuchen, den internen Betriebs- 
ablauf ständig zu vereinfachen. So könnte z. B. 
die betriebliche Handhabung der Einschreibbriefe 
vereinfacht und dadurch eine Kostensenkung er- 
reicht werden, 

5. Um den Briefdienst aus der Kostenunterdeckungs- 
zone hinauszuiühren, empfiehlt die Kommission 
eine Anhebung der jetzigen Briefgebühren und 
die Einführung einer neuen Gewichtsstufe für 
Briefe über 20 bis 100 g in folgendem Umfang: 


Standardbrief bis 

20 g 


30 

Pf 

Brief 

über 

20 g bis 

100 g = 

50 

Pf 

Brief 

über 

100 g bis 

250 g - 

70 

Pf 

Brief 

über 

250 g bis 

500 g -- 

90 

Pf 

Brief 

über 

500 g bis 

1 000 g 

110 

Pf 


6. Darüber hinaus empfiehlt die Kommission eine 
Heraufsetzung der Postkartengebühr von 15 auf 
20 Pf und die Einführung einer Gebühr für Nach- 
sendungsanträge in Höhe von 3 DM für einen 
Antrag auf Nachsendung bis zu 3 Monaten und 
von 5 DM für einen Antrag über diese Zeit 
hinaus. 

B. Der Päckchendienst (Seite 18 bis 21) 

1. Der Päckchendienst wurde von der Deutschen 
Bundespost schon weitgehend rationalisiert. Die 
Einführung einer eigenen Leitorganisation mit ge- 
genwärtig 41 Päckchensammel- und 41 Päckchen- 
auffangstellen hat sich ebenso bewährt wie die 
Einführung der Postleitzahl, die die Verteil- 
arbeiten erleichtert. 

2. Die Deutsche Bundespost sollte prüfen, ob es 
möglich ist, die Verteilarbeiten des Ab- und Ein- 
gangs bei größeren Ämtern mehr als bisher zu 
mechanisieren. Weitere Rationalisierungsmöglich- 
keiten sind nicht erkennbar. 

3. Zur Erzielung einer Kostendeckung erscheint die 
Anhebung der Päckchengebühr von 0,80 auf 
1, — ■ DM notwendig. 

C. Der Paketdienst (Seile 21 bis 36) 

1. Die Deutsche Bundespost sollte den Paketdienst 
auch künftig betreiben, denn er stellt die ratio- 
nellste Versorgung der ländlichen Gebiete mit 
Paketdienstleistungen dar, da dort die Post ohne- 
hin vertreten ist und sein muß. Deshalb kann eine 
Einschränkung oder gar Einstellung dieses Dien- 
stes nicht empfohlen werden. 

2. Der Paketdienst weist die größte Kostenunter- 
deckung aller Dienstzweige auf. Die Leistungen 
übersteigen sogar nur in geringem Umfang die 
Personalkosten. Die umfangreichen sächlichen und 
anderen Kosten werden durch sie nicht gedeckt. 
Diese Kostenunterdeckung kann weder durch 
Rationalisierungsmaßnahmen noch durch den Ab- 
bau der politischen Lasten allein ausgeglichen 
werden. Bei jeder beförderten Paketsendung 
liegen im Durchschnitt die Kosten um über 
1, — DM höher als die Gebühreneinnahmen. 


3. Die Differenz zwischen Kosten und Leistungen ist 
bei den verschiedenen Entfernungszonen und Ge- 
wichtsstufen unterschiedlich groß. Die Deutsche 
Bundespost muß versuchen, durch eine Erhöhung 
der Paketgebühren die extreme Kostenunterdek- 
kung dieses Dienstzweiges zumindest zum Teil 
auszugleichen. Durch ein neues Gebührenschema 
wäre die Kostenstruktur stärker als bisher zu be- 
rücksichtigen. Das Gebührenschema müßte zudem 
durch Einschränkung der Entfernungszonen und 
Gewichtsstufen wesentlich vereinfacht werden. 
Die 1. Entfernungszone bis 75 km sollte wegfal- 
len. Auf dem Weg über den Tarif muß außerdem 
versucht werden, die besonders aufwendige Ver- 
kehrsspitze im Weihnachts- und Neujahrsver- 
kehr abzubauen, die zu progressiven Kosten und 
einer dementsprechend besonders hohen Kosten- 
unterdeckiing führt. 

4. Die Zustellgebühr sollte von 30 auf 60 Pf, die 
Abholgebühr von monatlich 10 auf 15 DM erhöht 
werden. Schließlich wird eine Erhöhung der An- 
fangs- und Endgebühren für Auslandspakete um 
wenigstens 20 Vo und eine Erhöhung der Ver- 
zollungspostgebühren auf 1 Goldfranken = 
etwa 1,30 DM empfohlen. 

5. Die Kommission ist der Ansicht, daß durch diese 
Maßnahmen keine merkliche Abwanderung von 
Paketauflieferern zu dem privaten Speditions- 
gewerbe stattfindet. Da hierbei noch andere Fak- 
ten als die der Kosten eine entscheidende Rolle 
spielen, dürfte diese Entwicklung als abgeschlos- 
sen betrachtet werden, zumal der der Post ver- 
bliebene Anteil der Nachfrage relativ preis- 
unelastisch erscheint. 

6. Die Deutsche Bundespost muß trotzdem ständig 
das gegenwärtige und zu erwartende Verkehrs- 
aufkommen beobachten und analysieren, um da- 
nach die geplanten umfangreichen Hochbauin- 
vestitionen, deren Notwendigkeit nicht verkannt 
wird, eventuellen Änderungen des Verkehrsauf- 
kommens und der Verkehrsströme anpassen zu 
können. 

7. Mit den mechanischen Anlagen der Deutschen 
Bundespost im Paketdienst können nur normale 
Pakete, jedoch nicht schwere und sperrige Paket- 
sendungen bearbeitet werden. Solche Sendungen 
werden besonders behandelt und verursachen 
hohe Kosten. Die Deutsche Bundespost sollte den 
Vorschlag prüfen, künftig nur Pakete bis zu 10 kg 
anzunehmen, und sie sollte der Normung der 
Paketsendungen ihre besondere Aufmerksamkeit 
schenken. 

D. Der Postzeitungsdienst (Seite 36 bis 44) 

1. Die Deutsche Bundespost muß den Postzeitungs- 
dienst — nicht zuletzt aus politischen Gründen — 
auch künftig betreiben. Es kann ihr aber nicht 
zugemutet werden, in diesem Dienstzweig ständig 
ein hohes Defizit zu tragen. Es ist nicht die Auf- 
gabe der Post, die Verbreitung von Illustrierten 
und anderen Unterhaltungsblättern durch Ge- 
bühren zu fördern, die noch nicht einmal die 
variablen Kosten decken. Dadurch werden die 
eigentlichen Aufgaben einer Postverwaltung ver- 


146 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/203 


kannt und ihr sachfremde Verpflichtungen auf- 
erlegt, die andere Ressorts oder Institutionen zu 
tragen haben. 

2. Die Möglichkeiten, die Kosten des Postzeitungs- 
dienstes durch Sparmaßnahmen zu senken, sind 
begrenzt. Die Zeitungsgebühren sollten deshalb 
besser als bisher an den Betriebsaufwand der 
Post angepaßt werden. Diese Gebührenerhöhung 
sollte mit einem Tarifumbau einhergehen, der 
die Tageszeitungen begünstigt, denn diese er- 
leichtern durch ihr regelmäßiges Erscheinen die 
Betriebsabwicklung bei der Deutschen Bundes- 
post. Stärker als bisher sollte das Gewicht des 
einzelnen Zeitungsnummernstückes in der Gebüh- 
renbelastung berücksichtigt werden. 

3. Glaubt man, daß eine ausreichende Erhöhung der 
Gebühren nicht tragbar sei, so muß die Qualität 
der Dienstleistungen des Postzeitungsdienstes ge- 
mindert werden. Für diesen Fall schlägt die Kom- 
mission vor, das Postbestellstückverfahren aufzu- 
geben. Auch das Verlagsstückverfahren kann 
kostenmindernd umgestaltet werden, wenn die 
Verleger die einzelnen Exemplare selbst beschrif- 
ten und damit die Anschriftenstellen der Post- 
ämter entbehrlich machen. Mit diesen Vorschlägen 
geht die Kommission noch nicht so weit wie die 
in Frankreich und Belgien geltende Regelung, wo 
ausschließlich ein Streifbandversand zulässig ist. 

4. Die Post sollte in dem in Vorbereitung befind- 
lichen Postgesetz auf das Regal im Zeitungswesen 
völlig verzichten. 

5. Im Interesse einer rationellen Abwicklung des 
Postzeitungsdienstes sollte die Post versuchen, 
die Zahl der Verlagspostämter zu vermindern. 

6. Für das Inkasso einer Zeitungsgebühr erhält die 
Post nur 20 Pf, obwohl Kosten in etwa 3facher 
Höhe entstehen. Es ist dem Bezieher zuzumuten, 
die Bezugsgebühr direkt an den Vorleger zu 
überweisen. 

7. Wenn aus politischen Gründen das Defizit im 
Postzeitungsdienst durch Gebührenerhöhungen 
nicht beseitigt werden kann oder wenn es nicht 
möglich ist, diesen Dienst benutzungsrechtlich 
wesentlich zu vereinfachen, so muß das verblei- 
bende Defizit als politische Last aus dem Bundes- 
haushalt gedeckt werden. 

8. Eine derartige Subventionierung des Posizeitungs- 
dienstes sollte allerdings zur Voraussetzung 
haben, daß der Zugang zu diesem Dienst be- 
schränkt bleibt und gegebenenfalls sogar durch 
Heraufsetzung des im Benutzungsrecht vorge- 
sehenen Mindestumfangs des redaktionellen Tei- 
les erschwert wird. 

E. Der Postreisedienst (Seite 44 bis 51) 

1. Die Deutsche Bundespost hat sich mit Erfolg be- 
müht, den Postreisedienst zu rationalisieren. Sie 
sollte diese Bemühungen verstärkt fortsetzen. 

2. Der Reisedienst wird, wie alle Dienstzweige, mit 
seinen Erlösen zur Ablieferung an den Bund 
herangezogen, unterliegt jedoch außerdem noch 
der Beförderungsteuer. Diese „Doppelbesteue- 
rung" sollte beseitigt werden. 


3. Die Deutsche Bundespost sollte weiterhin eine 
beschleunigte Annäherung der Beförderungs- 
preise an die Selbstkosten im Schülerverkehr oder 
aber eine andere Art der Entlastung von dem 
Defizit dieses Verkehrs zu erreichen versuchen. 

4. Schwerbeschädigte haben z. Z. verschiedene Ver- 
günstigungen. Bleiben diese bestehen, so wäre 
der Bundespost der daraus herrührende Einnah- 
menausfall voll zu ersetzen. 

5. Da die Zukunftsaussichten des Postreisedienstes 
schwer zu beurteilen sind, sollte bei Neuinvesti- 
tionen in diesem Dienstzweig Zurückhaltung ge- 
übt werden. 

6. Eine entscheidende Ursache lür das Defizit im 
Postreisedienst sind zahlreiche ungewöhnlich 
schwach frequentierte Linien mit entsprechend 
ungünstiger Kapazitätsausnutzung der eingesetz- 
ten Fahrzeuge und des Personals. Deshalb sollte 
die Deutsche Bundespost eine sofortige Durch- 
forstung des gesamten Liniennetzes mit dem Ziel 
in Angriff nehmen, unrentable Linien einzustellen. 
Verweigern die Genehmigungsbehörden vor dem 
Ablauf der Linienkonzession am 31. 5. 1969 solche 
Betriebseinstellungen, dann ist sicherzustellen, 
daß Anträge auf Erneuerung der Konzession für 
die hoffnungslos defizitären Linien den Geneh- 
migungsbehörden gar nicht erst vorgelegt werden. 
Die Bundespost sollte diese Vorausplanungen 
mit den übrigen Trägern des Linienverkehrs, be- 
sonders der Bundesbahn, abstimmen. 

7. Es hat sich gezeigt, daß private Omnibusunter- 
nehmer im Linienverkehr in vielen Fällen Fahr- 
Icistungen billiger produzieren können, als die 
Deutsche Bundespost. Aus diesem Grunde sollte 
noch mehr von der Möglichkeit Gebrauch gemacht 
werden, Omnibusse von Privatunternehmern an- 
zumieten. 

8. Gelingt es durch diese Maßnahmen nicht, Kosten- 
steigerungen aufzufangen, dann muß die Deut- 
sche Bundespost rechtzeitig entsprechende Schritte 
zu einer allgemeinen Anhebung der Gebühren 
im Postreisedienst gemeinsam mit der Bundes- 
bahn unternehmen, um ein Defizit in diesem 
Dienstzweig zu verhindern. 

9. Durch die weitere Zunahme des motorisierten 
Individualverkehrs und die weitere Verlagerung 
des Personenverkehrs von stillzulegenden Schie- 
nenstrecken auf den öffentlichen Straßenverkehr 
wird es in manchen Fällen zu Überlegungen über 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer 
völligen regionalen Neuordnung des Überland- 
verkehrs kommen müssen. Die Deutsche Bundes- 
post muß sich solchen Entwicklungen wendig und 
rechtzeitig anpassen, ohne das Nahziel einer 
nachhaltigen Verbesserung der Eigenwirtschaft- 
lichkeit ihres Omnibusdienstes aus den Augen zu 
lassen. 

F. Der Postscheckdienst (Seite 51 bis 60) 

1. Dieser Dienstzweig ist einem starken Wettbe- 
werb mit den Kreditinstituten ausgesetzt. Für die 
Deutsche Bundespost gelten jedoch folgende 
Besonderheiten: 
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a) Das finanziell interessante, gewinnbringende 
Kredit- und Wertpapiergeschäft ist ihr ver- 
schlossen. Die Konten dürfen nicht überzogen 
werden. 

b) Mit dem halbbaren Zahlungsverkehr (Zahl- 
karten, Zahlungsanweisungen) bietet die Deut- 
sche Bundespost Leistungen an, die außer- 
ordentlich unrentabel sind und deswegen von 
den Kreditinstituten nicht betrieben werden. 

2. Der Überweisungsverkehr ist bei allen Geld- 
instituten ein Zuschußgeschäft. Die Kommission 
hat sich überzeugt, daß diese Dienstleistungen 
im Postscheckdienst mit verhältnismäßig gerin- 
gen Kosten erledigt werden, die außerdem in 
etwa durch die Erlöse {Zinseinnahmen) gedeckt 
sind. Die Kreditinstitute arbeiten hier meist mit 
wesentlich höheren durchschnittlichen Stück- 
kosten. Aus diesem Grunde erscheint es weder 
aus betriebswirtschaftlichen noch aus volkswirt- 
schaftlichen Erwägungen gerechtfertigt, der Bun- 
despost eine Einschränkung dieses Dienstzweiges 
zu empfehlen. 

3. Bei der engen sachlichen Verflechtung von Spar- 
einlagen- und Sichteinlagengeschäft ist es nicht 
gerechtfertigt, vom Postscheckdienst isoliert volle 
Kostendeckung zu verlangen. Bei den Konkur- 
renten des Postscheckdienstes wird durchweg mit 
Misdikalkulationen gearbeitet. Deshalb empfiehlt 
es sich, Postscheck- und Postsparkassendienst bei 
preispolitischen Entscheidungen als eine Einheit 
zu betrachten. 

4. Der halbbargeldlose Verkehr ist die entschei- 
dende Ursache der Kostenunterdeckung im Post- 
scheckdienst. Aus diesem Grunde ist es notwen- 
dig, die Gebühren für diese Dienstleistungen an- 
zuheben. Es wäre gesamtwirtschaftlich nicht zu 
vertreten, die Fehlbeträge durch Belastung des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs zu decken. 

Als Sofortmaßnahme wird die Erhöhung der 
festen Zahlungsanweisungsgebühr von 30 auf 
60 Pf, die Erhöhung der Zahlkartengebühren in 
allen Stufen um jeweils 10 Pf, die Erhöhung der 
Gebühren für Verrechnungsschecks von 1 Pf auf 
3 Pf je 100 DM und die Erhöhung der Gebühren 
für Daueraufträge und für deckungslose Aufträge 
um je 10 Pf empfohlen. Außerdem sollte nach 
einer Übergangszeit für die gelben Postscheck- 
briefumschläge eine Gebühr von 10 Pf entrichtet 
werden. 

5. Die Zentralisierung der Arbeitsvorgänge in we- 
nigen großen Ämtern erscheint auch unabhängig 
von der geplanten Teilautomatisierung notwen- 
dig, weil dadurch eine bessere Kapazitätsaus- 
nutzung erreicht werden kann. Große Post- 
scheckämter sind außerdem eine Voraussetzung 
für den wirtschaftlichen Erfolg der in diesem 
Dienstzweig geplanten und zielbewußt voran- 
getriebenen Automatisierungsbestrebungen der 
Deutschen Bundespost. Es sollte deshalb geprüft 
werden, ob ein einziges vollautomatisiertes Post- 
scheckamt für die ganze Bundesrepublik die 
wirtschaftlichste Lösung darstellt. 

6. Das Beispiel ausländischer Postverwaltungen 
zeigt, daß mit wachsendem Durchschnittsguthaben 


und entsprechend steigenden Zinserlösen der 
Postscheckverkehr aus der Verlustzone heraus- 
gelangen kann. Die Deutsche Bundespost sollte 
in stärkerem Maße als bisher versuchen, die 
spezifischen Vorteile, die der Postscheckdienst 
bietet, auszubauen und allgemein bewußt zu 
machen. Nach einer Automatisierung des Post- 
scheckdienstes sollte die Einführung von Haben- 
zinsen für alle Kunden, deren jährliche Durch- 
schnittseinlage einen bestimmten, relativ hoch 
festzusetzenden Betrag überschreitet, erwogen 
werden. 

7. Die kalkulatorischen Zinsen und Leistungsent- 
gelte, die der Dienstzweig Postscheckdienst von 
den anderen Dienstzweigen erhält, entsprechen 
nicht den Marktpreisen bzw. den wirklichen Ko- 
sten. In der betriebswirtschaftlichen Ergebnis- 
rechnung sollte dieser Mangel beseitigt werden. 

8. Der halbbargeldlose Verkehr weist eine außer- 
ordentlich hohe Personalkostenintensität auf. Die 
Zustellung von Zahlungsanweisungen ins Haus 
ist bei dem gegenwärtigen Mangel an Arbeits- 
kräften eine überaus kostspielige Leistung. Ent- 
sprechend den Regelungen bei vielen ausländi- 
schen Postverwaltungen sollte die Deutsche Bun- 
despost prüfen, ob die Geldzustellung ins Haus 
grundsätzlich durch die Auszahlung am Post- 
schalter ersetzt werden kann. 

G. Der Postsparkassendienst (Seite 60 bis 62) 

1. Die Kontenführung des Postsparkassendienstes 
wurde von der Deutschen Bundespost voll auto- 
matisiert. Die verhältnismäßig günstige Ertrags- 
lage und die besonders rationelle Geschäftsfüh- 
rung in diesem Dienstzweig werden es ermög- 
lichen, auch in Zukunft positive Ergebnisse zu 
erwirtschaften. Angesichts dieser günstigen Ge- 
samtlage besteht kein Anlaß zu Vorschlägen für 
gesetzliche und betriebstechnische Änderungen. 

2. Es erscheint zweckmäßig, daß die Deutsche Bun- 
despost die Obergrenze des Betrages, der nach 
§ 8 der Postsparkassenordnung ohne Kündigung 
an den Sparer ausgezahlt werden darf, von 
500 DM auf 1 000 DM erhöht. Sie würde damit 
dem Beispiel der öffentlichen Sparkassen folgen 
und dem Sparer seine Bargelddispositionen er- 
leichtern. 

3. Die Deutsche Bundespost sollte prüfen, ob im 
Hinblick auf die automatisierte Kontenführung 
eine Zusammenlegung der beiden Postspar- 
kassenämter Personaleinsparungen erbringen 
wird. 

H. Der Rentendienst (Seite 62 bis 65) 

1. Der Rentendienst unterscheidet sich ganz wesent- 
lich von den anderen Dienstzweigen dadurch, daß 
die Bundespost nicht Leistungen in eigener unter- 
nehmerischer Verantwortlichkeit produziert, son- 
dern genau umrissene Aufgaben für andere Insti- 
tutionen übernimmt und in deren Auftrag tätig 
wird. Es wird erwartet, daß die Deutsche Bundes- 
post für die Übernahme dieser Leistungen volle 
Abgeltung ihrer Kosten erhält. Die Kommission 
legt sich bewußt auf den Ausdruck „volle Ab- 
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geltung" fest, um sicherzustellen, daß alle nach- 
gewiesenen Aufwendungen gedeckt werden. Das 
vorgeschlagene flexible Verfahren würde die 
Kostendeckung in diesem Dienstzweig auf die 
Dauer sichern. 

2. Gelingt es nicht, die Leistungen der Post im 
Rentendienst voll abzugelten, so handelt es sich 
bei dem dadurch bedingten Defizit um eine poli- 
tische Last, für die auf andere Weise ein finan- 
zieller Ausgleich geschaffen werden muß. 

J. Der Postanweisungsdienst (Seite 65 bis 69) 

1. Der Postanweisungsdienst weist ein großes Defi- 
zit auf. Die Leistungen decken noch nicht einmal 
50 V. H. der personellen Kosten dieses Dienst- 
zv/eiges. Deshalb muß die Deutsche Bundespost 
ebenso wie bei Zahlungsanweisungen die Mög- 
lichkeit prüfen, Geldbeträge nur am Schalter aus- 
zuzahlen. 

2. Angesichts der schlechten Ertragslage im Post- 
anweisungsdienst kann auf andere Mittel der 
Ertragsverbesserung nicht verzichtet werden. In 
den nächsten Jahren ist die Verbesserung der 
Erlöskostenrelationen von z. Z. 1 : 2,6 auf minde- 
stens 1 : 1,5, also praktisch eine Verdoppelung 
der jetzigen Erlöse anzustreben. Als. erste Maß- 
nahme sollte ein in die Postanweisungsgebühr 
einzuarbeitendes zusätzliches Zustellentgelt von 
30 Pf für alle Postanweisungen eingeführt wer- 
den. Des weiteren ist eine leichte Anhebung der 
höheren Gebührenstufen notwendig. 

K. Der Rundfunkdienst (Seite 69 bis 72) 

1. Es wird empfohlen, vom monatlichen Inkasso auf 
längere Zeiträume überzugehen und die bargeld- 
lose Bezahlung von Rundfunkgebühren zu för- 
dern. 

2. Da diese Rationalisierungsmaßnahmen nicht aus- 
reichen werden, die Kosten zu decken, muß daran 
gedacht werden, die Entgelte für die Leistungen 
der Deutschen Bundespost den steigenden Kosten 
anzupassen. Ähnlich wie im Rentendienst sollte 
ein flexibles Verfahren dafür sorgen, daß die 
Leistungsentgelte in regelmäßigen Zeitabständen 
überprüft und der Kostenentwicklung angegli- 
chen werden. 

L. Die Fernmeldedienste 
Der Fernsprechdienst (Seite 74 bis 88) 

1. Die Kommission hält im Fernsprechwesen fol- 
gende Aufgaben für wesentlich: 

a) Den weiteren Ausbau des öffentlichen Fern- 
sprechnetzes. 

b) Die weitere Rationalisierung, insbesondere im 
Bereich des Ortsverkehrs. 

c) Auf weite Sicht die Anpassung der Fern- 
sprechgebühren an die Gebühren vergleich- 
barer europäischer Länder. 

d) Die Erschließung weiterer Einnahmequellen 
durch Bereitstellung von Fernsprechfern- 
leitungen während der verkehrsarmen Nacht- 
stunden für andere Nachrichtenübertragungen, 
wie z. B. die von Daten. 


2. Die Deutsche Bundespost muß prüfen, wie bei 
dem derzeitigen Stand der Technik unter Berück- 
sichtigung der durch neue Technologien gegebe- 
nen Möglichkeiten die vorhandenen Ortsleitungs- 
netze besser ausgenutzt werden können. 

3. Die Deutsche Bundespost ist der Ansicht, daß 
neben dem Fehlen höherer Investitionsmittel 
hauptsächlich vier Ursachen einem beschleunig- 
ten Ausbau des öffentlichen Fernsprechnetzes 
entgegenstehen: 

a) Schwierigkeiten in der Grundstücksbeschaf- 
fung, 

b) Terminverzögerungen im Hochbau, 

c) mangelnde eigene Planungskapazitäl, 

d) Personalschwierigkeiten wegen unzureichen- 
der Anpassung der Laufbahnvorschriften und 
der Dienstpostenbewertung an die durch die 
schnelle Weiterentwicklung der Technik ge- 
stellten Aufgaben. 

Zu a) wird vorgeschlagen, den Oberpostdirek- 
tionen größere Zuständigkeiten bei der 
Grundstücksbeschaffung zu übertragen 
und die Möglichkeit zu schaffen, Grund- 
stücke vorläufig anzukauten, um sie spä- 
ter als Tauschobjekte einsotzen zai kön- 
nen. 

Zu b) Hochbauten des Fernmcldewesens sollten 
in Typenbauweise errichtet und an Gene- 
ralunternehmer vergeben werden. Die 
Deutsche Bundespost sollte die z. Z. fest- 
gelegten Ausbauabschnitte und Planiings- 
zeiträume im Sinne längerfristiger Voraus- 
planung und Reservehaltung überprüfen. 

Zu c) Um die Planungskapazitat zu erweitern 
und den Mangel an Ingenieuren zu ver- 
mindern, sollten das Nebenstellengeschäft 
an die Industrie und die posteigenen 
Rundfunk- und Fernsehsender an eine zu 
gründende Betriebsgescllschaft abgegeben 
werden. 

Zu d) Die Deutsche Bundespost müßte die z. Z. 
gültigen Laufbahnvorschriften und Dienst- 
postenbewertungen überprüfen, um der 
schnellen Entwicklung der Technik Rech- 
nung tragen zu können. 

4. Es sollte die Möglichkeit geprüft werden, die 
Gesprächszähler in größeren zeitlichen Abständen 
abzulesen, pauschale Zwischenabrechnungen ein- 
zuführen und den Fernsprechauftragsdienst an 
Privatunternehmer abzugt..jen. Bei künftigen 
Neuentwicklungen sollte auf eine Einsparung von 
Raumbedarf und Gewicht je Anschlußeinheit hin- 
gearbeitet werden. Die Deutsche Bundespost 
sollte fernerhin versuchen, eine möglichst große 
Flexibilität im Ausbau und eine echte Dezentrali- 
sierung ohne Bindung an Teilnehmernummern zu 
erreichen, technische Teile zu benutzen, die 
weniger als bisher der Abnutzung unterliegen, 
eine zentrale Überwachung und automatische 
Fehlersuche einzuführen und bei der Fehlerbesei- 
tigung durch Austausch von Baugruppen Zeit und 
Arbeitskräfte einzusparen. 

5. Bei Ortsgesprächen sollte eine Zeitimpulszählung 
eingeführt werden, um auf diese Weise die 
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Gesprächszeit je Gebühreneinheit zu begrenzen. 
Im Hinblick auf die unbefriedigende Ertragslage 
des Fernsprechortsverkehrs und zur Verminde- 
rung der Teilnehmerbesetztfälle im Selbstwähl- 
ferndienst sowie der Wartezeiten bei öffentlichen 
Münzfernsprechern erscheint eine Sprechdauer 
von 3 Minuten je Gebühreneinheit angemessen. 

Der Telegraphendienst (Seite 88 bis 92) 

1. Der Dienstzweig Telegraphendienst umfaßt 

a) den Telegrammdienst, d. h. die Annahme, 
Übermittlung und Zustellung von Tele- 
grammen durch die Post; 

b) den Telexdienst, bei dem ein Leitungsnetz für 
den privaten Fernschreibverkehr zur Ver- 
fügung gestellt wird. 

Der personalintensive Telegrammdienst weist 
eine erhebliche Kostenunterdeckung, der weit- 
gehend automatisierte Telexdienst dagegen eine 
Kostenüberdeckung auf. 

2. Eine Verbesserung der Ertragslage im Tele- 
grammdienst durch technische Rationalisierungs- 
maßnahmen ist nur begrenzt möglich. Deshalb 
wird empfohlen, im Inlandstelegrammverkehr an 
die Stelle einer Wortgebühr und einer Mindest- 
zahl von Wörtern eine feste Grundgebühr ein- 
zuführen, um die — im wesentlichen von der 
Wortzahl unabhängigen — hohen Kosten für An- 
nahme und Zustellung besser decken zu können. 
Für das einfache Telegramm sollte künftig eine 
Grundgebühr von 3, — DM und eine Wortgebühr 
von 0,10 DM entrichtet werden, für das Brief- 
telegramm entsprechend 2, — DM und 0,05 DM. 

3. Als organisatorische Rationalisierungsmaßnahme 
wird eine radikale Verminderung der Telegramm- 
arten und der besonderen Vermerke vorge- 
schlagen. Das normale Telegramm und das Brief- 
telegramm dürften allen wesentlichen Ansprüchen 
genügen. 

4. Eine weitere Möglichkeit zur Kostensenkung be- 
steht darin, Telegramme zwischen Telegraphen- 
stellen ohne Telegraphenapparat künftig un- 
mittelbar fernmündlich zu übermitteln, also die 
zur Zeit noch zwischengeschaltete fernschriftliche 
Übermittlung einzusparen. 

5. Die Kommission empfiehlt, der Entwicklung der 
Faksimiletechnik im Hinblick auf eine Umstellung 
des Inlandstelegrammdienstes auf dieses Über- 
mittlungsverfahren Aufmerksamkeit zu schenken. 
Dadurch könnte der Dienstzweig weniger per- 
sonalkostenintensiv betrieben werden. 

6. Die Deutsche Bundespost sollte ihre öffentlichen 
Bildtelegraphenstellen aufgeben. 

II. Grundsätzliche Probleme 
der Deutschen Bundespost 

A. Tarifpolilik (Seite 93 bis 99) 

1. Die Kommission geht davon aus, daß die Deut- 
sche Bundespost ein wirtschaftliches Unternehmen 
ist. Die Tatsache, daß die Post als bundeseigene 
Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau 


geführt wird, spricht nicht gegen ihren Unter- 
nehmenscharakter. Sie nimmt am Wirtschafts- 
prozeß als Anbieter und Nachfrager von Gütern 
teil wie andere Wirtschaftssubjekte auch. 

Die von der Post geforderten Leistungsentgelte 
können juristisch und ökonomisch betrachtet wer- 
den. In ökonomischer Sicht sind die Entgelte, die 
die Bundespost für die von ihr auf Märkten an- 
gebotenen Dienstleistungen erhält, unzweifelhaft 
Preise, denn sie kann nicht ohne Rücksicht auf 
ihre Konkurrenten und die wirtschaftliche Um- 
welt Gebühren nach verwaltungsrechtlichen 
Grundsätzen erheben. Sie muß vielmehr bei der 
Festsetzung ihrer Entgelte die Gesetze des 
Marktes beachten, wenn es nicht zu ernsten Stö- 
rungen, Verlusten, Versorgungsschwierigkeiten 
und bedenklichen Fehlleitungen von Produktiv- 
kräften kommen soll. Deshalb wird die Post nur 
dann nachhaltig gesunden, wenn die verantwort- 
lichen Organe ihre Dispositionen in erster Linie 
an ökonomischen Maßstäben orientieren können 
und wenn politische Einflüsse auf die Geschäfts- 
politik, die der Post Mindererlöse oder Mehr- 
aufwendungen erbringen, finanziell ausgeglichen 
werden. 

2. Demgemäß empfiehlt die Kommission als Grund- 
satz der Tarifpolilik: Es ist eine volle Kosten- 
deckung einschließlich einer angemessenen Ver- 
zinsung des eingesetzten Kapitals anzustreben. 
Aus ökonomischen Gründen wird des weiteren 
empfohlen, daß jeder Dienstzweig, oder doch zu- 
mindest jede Gruppe zusammengehöriger Dienst- 
zweige (z. B. Postscheck- und Postsparkassen- 
dienst), die ihm zuzurechnenden Kosten soweit 
möglich selbst decken soll. Allerdings können es 
gesamtwirtschaftliche Gründe gebieten, vom 
Kostendeckungsprinzip unter bestimmten Voraus- 
setzungen vorübergehend oder auch ständig 
abzuweichen. 

3. Die Beseitigung von Kostenunterdeckungen in 
einzelnen Zweigen ist nicht eine einmalige Auf- 
gabe. Mit jeder Lohn- und Gehaltserhöhung stellt 
sich das Problem erneut. Die Bundespost befindet 
sich als Dienstleistungsunternehmen in einer be- 
sonders schwierigen Lage, weil nicht nur die Per- 
sonalkosten einen sehr großen Anteil an den 
Gesamlkosten haben, sondern weil auch in vielen 
Dienstzweigen die Substitution von Arbeit durch 
Kapital nur sehr begrenzt möglich ist. In der 
Öffentlichkeit sind die preispolitischen Konse- 
quenzen, die sich aus diesen Tatsachen ergeben, 
noch nicht allgemein und in ihrer vollen Trag- 
weite erkannt worden. Die Kommission weist 
deshalb mit allem Nachdruck darauf hin, daß 
ständige Lohn- und Gehaltserhöhungen im Post- 
dienst entweder mit Preiserhöhungen oder mit 
einer Verschlechterung der Leistungsqualität bei 
gleichem Preis einhergehen müssen, wenn der 
Kostenausgleich gesichert bleiben soll, 

4. Die Deutsche Bundespost sollte im übrigen bei 
der Festsetzung von Einheitspreisen für be- 
stimmte Leistungen im Gemeinsamen Markt 
Zurückhaltung üben, weil sich die Postdienst- 
leistungen nach Umfang und Qualität in den 
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EWG-Ländern wesentlich unterscheiden und die 
Angleichung der Preise ein langfristiger Prozeß 
ist, der erst am Ende der Integration erreicht 
werden kann. 

B. Politische Lasten (Seite 99 bis 106) 

1. Als öffentliches Unternehmen wird die Deutsche 
Bundespost zur Erreichung staatspolitischer Ziele 
eingesetzt. Das beeinflußt den Unternehmens- 
erfolg. Es ist notwendig, die finanziellen Konse- 
quenzen aus solchen Eingriffen in die Geschäfts- 
politik zu ziehen, denn jede Abweichung von der 
ökonomisch richtigen Verhaltensweise bedeutet 
finanzielle Einbußen für das Unternehmen Bun- 
despost. Deshalb sollte zukünftig der Grundsatz 
gelten, daß die Bundespost für alle kosten- 
erhöhenden oder erlösschmälernden Auflagen, 
die der Bund ihr macht, ohne Rücksicht auf ihre 
Ertragslage einen vollen finanziellen Ausgleich 
erhält. 

2. Die Kommission hat sich bei der Untersuchung 
der politischen Lasten auf die wichtigsten Posi- 
tionen beschränkt. Der Katalog einseitiger poli- 
tischer Lasten umfaßt Mindererträge und Mehr- 
aufwendungen, die im Jahr 1964 einen Betrag 
von rund 550 Mio DM (Schätzung für 1965 rund 
520 Mio DM) ausmachen. 

3. Falls im Postzeitungsdienst aus politischen Grün- 
den Gebührenerhöhungen oder Leistungsvermin- 
derungen nicht zugestimmt wird, ist die Kosten- 
unterdeckung dieses Dienstzweiges ebenfalls als 
politische Last anzusehen. Die politischen Lasten 
hätten dann 1964 weitere rund 190 Millionen, ins- 
gesamt also rund 740 Millionen DM betragen. 

4. In dieser Summe sind nicht die beträchtlichen 
Versorgungsbezüge für Beamte, die nach 1945 im 
Bundesgebiet wiederverwendet wurden und in- 
zwischen in den Ruhestand getreten oder wäh- 
rend der Wiederverwendung gestorben sind, 
enthalten. Sie umfassen auch nicht die Einnahme- 
ausfälle für die Bereitstellung von Stromkreisen 
im Fernmeldenetz der Post für Zwecke der zivilen 
und militärischen Verteidigung. Auch diese Ko- 
sten sind politische Lasten. 

C. Ablieferungen an den Bund (Seite 106 bis 108) 

1. Die im Postverwaltungsgesetz festgelegte Ablie- 
ferung der Deutschen Bundespost an den Bund ist 
eine historisch gewachsene Finanzabgabe sui 
generis. Andere Begriffe der Finanzwissenschaft 
werden ihrer Entstehung und ihrem Wesen nicht 
gerecht. Da die Kommission auch für die Post die 
Anwendung marktwirtschaftlicher Prinzipien 
empfiehlt und die vollkommene Abgabenfreiheit 
dieser Konzeption widerspricht, weil sie wett- 
bewerbshindernde Daten setzen würde, tritt die 
Kommission grundsätzlich für die Beibehaltung 
einer Ablieferung der Bundespost an den Bund 
ein. 

2. Die Ablieferung sollte in Zukunft nicht an die 
Betriebseinnahmen, sondern an das Eigenkapital 
oder den Erfolg gebunden sein. Ein Prozentsatz 
für die Höhe der Ablieferung kann nicht emp- 


fohlen werden. Dazu bedarf es einer Gesamt- 
rechnung, deren Aufstellung unverzüglich in An- 
griff zu nehmen wäre und die rechnerisch alle 
z. Z. bestehenden Tatbestände und Regelungen 
einschließlich der finanziellen Beziehungen zwi- 
schen dem Bund und der Bundespost umfassen 
müßte. 

3. Es wird nachdrücklich empfohlen, die Ablieferung 
der Deutschen Bundespost solange zu stunden 
und sie in Eigenkapital umzuwandeln, bis dieses 
die notwendige Höhe erreicht hat. Das setzt vor- 
aus, daß die Ablieferung auch tatsächlich ver- 
dient wird. 

D. Organisation (Seite 108 bis 114) 

1. Die Kommission beurteilt die Organisation der 
Deutschen Bundespost in erster Linie mit den 
Maßstäben, die an ein privatwirtschaftliches 
Unternehmen anzulegen sind. Sie ist der Auf- 
fassung, daß sich die Deutsche Bundespost die 
Vorteile einer nach dem Stabliniensystem ge- 
gliederten Aufbauorganisation nutzbar machen 
sollte. 

2. Die Deutsche Bundespost soll künftig von einem 
Vorstand geleitet werden, der aus einem Vor- 
sitzer und vier weiteren Mitgliedern besteht. Je 
einem Vorstandsmitglied soll das Postwesen, das 
Fernmeldewesen, das Personalwesen und die 
Wirtschaftsführung verantwortlich unterstellt 
sein. 

3. Die Kommission empfiehlt die organisatorische 
Verselbständigung der beiden Hauptdienstzweige 
(Post- und Fernmeldewesen) auf der nachgeord- 
neten Leitungsebene, den Direktionen. Es wird 
davon ausgegangen, daß an Stelle der bisheri- 
gen 22 Oberpostdirektionen 8 Fernmeldedirektio- 
nen und maximal 15 Postdirektionen, die ohne 
Rücksicht auf Ländergrenzen nach den technischen 
Erfordernissen und den Ansprüchen des Betriebs- 
vollzuges geschaffen werden müßten, ohne eine 
Personalvermehrung die Leistungsfähigkeit der 
Verwaltung in der Mittelinstanz steigern. 

4. Die beiden Betriebszweige Post- und Fernmelde- 
wesen sollten in die Lage versetzt werden, ge- 
trennt abzurechnen; erst aus den getrennten Ab- 
rechnungen soll in der Unternehmensspitze die 
konsolidierte Gesamtrechnung des Unternehmens 
gebildet werden. 

5. Zur Ablauforganisation wird empfohlen, die 
Ämter des Post- und Fernmeldewesens weiter zu 
konzentrieren und dadurch einen wirtschaftlichen 
Effekt zu erzielen. 

6. Für den Bereich des Postdienstes sind Organi- 
sationsmittel zu schaffen und einzusetzen, mit 
deren Hilfe automatisch oder neben anderen Ver- 
richtungen Daten zur elektronischen Verarbeitung 
gewonnen werden. Darüber hinaus sollte im per- 
sonalintensiven Postbetrieb eine möglichst weit- 
gehende Selbstbedienung angestrebt werden, wie 
das im Einzelhandel oder im Gaststättengewerbe 
heute schon üblich ist. 

7. Die Kommission empfiehlt, ihre Vorschläge zur 
Organisation der Deutschen Bundespost iinab- 
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hängig von der Verwirklichung der Vorschläge 
zur Novellierung des Postverwaltungsgesetzes 
unverzüglich in Angriff zu nehmen, um die Lei- 
stungsfähigkeit der Verwaltung zu steigern. 

E. Personalwesen (Seite 114 bis 127) 

1. Die Personalkosten machen den weitaus größten 
Teil der Kosten der Deutschen Bundespost aus. 
Eine gründliche Durchleuchtung dieser vielfältigen 
Probleme war der Kommission im Rahmen der 
ihr zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich, 
hätte ihren Auftrag überstiegen und den Rahmen 
ihres Gutachtens gesprengt. Es wurde versucht, 
das Personalwesen und die Personalstruktur in 
großen Zügen zu analysieren und einige Anre- 
gungen zu geben. 

2. Mittels verstärkter Mechanisierung und Auto- 
mation muß die menschliche Arbeitskraft mehr 
noch als bisher durch Maschinen ersetzt werden, 
und zwar in gezielter Form bei jenen Dienst- 
zweigen, die besonders personalintensiv sind. 
Eine erhöhte Investitionstätigkeit sollte vor allem 
dem Ziel dienen, Arbeitskräfte einzusparen. 

3. Durch organisatorische Rationalisierungsmaßnah- 
men muß versucht werden, die Personalintensität 
zu reduzieren. Hierzu gehören vor allem die bei 
den einzelnen Dienstzweigen empfohlenen Maß- 
nahmen. 

4. Der Deutschen Bundespost wird empfohlen, Zu- 
rückhaltung bei der Erweiterung der Stellenpläne 
zu üben, solange die empfohlenen Maßnahmen 
nicht verwirklicht sind und solange noch nicht 
feststeht, wie sich die verstärkte Mechanisierung 
und Automation im einzelnen auswirken werden. 

5. Den Personalfragen ist erhöhte Aufmerksamkeit 
zu schenken. Die von der Deutschen Bundespost 
zur Durchleuchtung des Personalwesens einge- 
setzte Gruppe von Spezialisten sollte ihre Tätig- 
keit intensivieren. 

F. Rechnungswesen (Seite 127 bis 129) 

1. Das Rechnungswesen der Deutschen Bundespost 
ist in jüngster Zeit in vielfacher Hinsicht moder- 
nisiert worden. Die Deutsche Bundespost sollte 
nunmehr auch noch den kleinen Schritt zu einer 
entwickelten kaufmännischen Buchführung tun. 

2. Der kameralistische Voranschlag beansprucht viel 
Sorgfalt. Dies kann vom eigentlichen Sinn be- 
triebswirtschaftlicher Vorschaurechnungen ablen- 
ken. Deshalb sollten die haushaltsrechtlichen Be- 
stimmungen für den Bereich der Deutschen 
Bundespost weitgehend modifiziert und den 
Erfordernissen betriebswirtschaftlicher Planungs- 
rechnungen angepaßt werden. 

3. Die Deutsche Bundespost stellt jährlich soge- 
nannte betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnungen 
der Dienstzweige auf. Die Kommission empfiehlt, 
dieser Rechnung künftig eine Bedeutung beizu- 
messen, die einen eigenen Buchhaltungskreis 
sowie eigenständige Kosten- und Leistungserfas- 
sungen — u. U. nach statistischen Methoden — 
rechtfertigt. Mindestens die beiden großen Be- 


triebsbereiche, das Post- und das Fernmelde- 
wesen, möglicherweise auch die Bankdienste, 
sollten dabei rechnerisch getrennt behandelt wer- 
den, um wenigstens insoweit aussagefähige 
Unterlagen für Investitionen, Personal- und Be- 
triebsmitteleinsatz sowie für die Gebührenrege- 
lung aus dem Rechnungswesen gewinnen zu 
können. 

4. Die Deutsche Bundespost erfaßt in Kostenstellen-, 
Zeit- und Betriebsvergleichen nur Personalkosten. 
Vollständige Kostenstellenrechnungen zur Durch- 
führung von monatlichen Zeit- oder Soll : Ist- oder 
Betriebsvergleichen ganzer Verantwortungsbe- 
reiche kennt die Deutsche Bundespost bislang 
nicht. Die Bemühungen auf diesem Gebiet der 
Kostenrechnung sollten fortgesetzt und intensi- 
viert werden. 

5. Die Kommission hat festgestellt, daß Wirtschaft- 
lichkeitsrechnungen auch bei geringwertigen 
Objekten mit großer Sorgfalt ausgeführt wurden. 
Anderseits sind Objekte im Wert vieler Mil- 
lionen DM erstellt worden, ohne daß vorher oder 
nachher in irgendeiner Form betriebswirtschaftlich 
gerechnet wurde. Es wird empfohlen, das wirt- 
schaftliche Kalkül vor großen Geldausgaben mehr 
als bisher zur Geltung zu bringen und solche Vor- 
haben nicht allein als Haushaltsposten aufzii- 
fassen. 

6. Die Anstrengungen der Deutschen Bundespost 
auf dem Gebiet der Unternehmensforschung soll- 
ten intensiviert werden. Im Interesse einer öko- 
nomisch rationellen Forschung ist es erwünscht, 
daß ein Wechsel des betriebswirtschaftlich tätigen 
Personals zwischen Unternehmen der freien Wirt- 
schaft und der Deutschen Bundespost in beiden 
Richtungen ermöglicht wird. 

G. Forschung (Seite 129 bis 130) 

1. Die Deutsche Bundespost muß in den lohn- 
intensiven Postdienstzweigen alle Möglichkeiten 
der Rationalisierung, in den kapitalintensiven 
Fernmeldedienstzweigen alle Möglichkeiten des 
technischen Fortschritts ausschöpfen, um wirt- 
schaftlich arbeiten zu können. Um dieses Ziel zu 
erreichen, muß sie selbst Forschung treiben bzw. 
sich an internationalen Forschungsaufgaben be- 
teiligen. 

2. Die Entwicklung von Bauelementen, Geräten und 
Einrichtungen für eine industrielle Fertigung 
sollten der industriellen Forschung und Entwick- 
lung Vorbehalten bleiben. 

3. Ein Anteil von 0,5 — 1 Vo des Jahresumsatzes wird 
als angemessener Aufwand für reine Forschungs- 
arbeiten eines Dienstleistungsbetriebes erachtet. 

III. Die Finanzwirtschaft 
der Deutschen Bundespost 
(Seite 130 bis 138) 

1. Die Kommission hat es als eines ihrer wichtig- 
sten Anliegen betrachtet, die gegenwärtige wirt- 
schaftliche und finanzielle Lage der Deutschen 
Bundespost gründlich zu untersuchen. Sie hat 
festgestellt, daß sich die Deutsche Bundespost. 
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wenn man sie nach den Grundsätzen eines 
privatwirtschaftlichen Unternehmens beurteilt, in 
einer sehr schwierigen finanziellen Lage befindet. 
Die Kapitalstruktur bedarf einer gründlichen Än- 
derung, denn das äußerst ungünstige Verhältnis 
von Eigenkapital zu Fremdkapital kann ebenso- 
wenig länger hingenommen werden wie die 
Deckung des Anlagevermögens durch kurz- 
fristiges Fremdkapital. 

2. Es hat sich ein Status entwickelt, der nicht nur 
die Finanzierung der dringend notwendigen 
Investitionsvorhaben, sondern sogar die Liquidi- 
tät des Unternehmens zu gefährden droht. Die 
Kommission weist mit allem Nachdruck darauf 
hin, daß die Finanzkonstitution der Post um- 
gehend einer Verbesserung bedarf. Der Bund 
muß seiner Verpflichtung als Eigentümer des 
Sondervermögens Deutsche Bundespost gerecht 
werden. Das Eigenkapital muß eine vertretbare 
Höhe erreichen. 

3. Die Frage der Höhe der Eigenkapitalausstattung 
kann nicht isoliert gestellt werden. Bei der 
Unternehmensleitung muß eine wirtschaftliche 

. Denk- und Handlungsweise vorausgesetzt wer- 
den. Außerdem müssen die folgenden Voraus- 
setzungen erfüllt sein: 

a) Die Jahresrechnung darf bei im Prinzip 
kostendeckenden Gebühren keine Verluste 
ausweisen. 

b) Es ist über die Kostendeckung hinaus eine 
angemessene Verzinsung des erhöhten Eigen- 
kapitals sicherzustellen. 

c) Wegen der dringend notwendigen Investitio- 
nen und der sicher anhaltenden Schwäche 
des Kapitalmarktes muß auch eine weit- 
reichende Innenfinanzierung der Investitions- 
vorhaben durch entsprechend hohe Gebühren 
zumindest in verschiedenen Dienstzweigen 
erreicht werden. 

d) Investitionen, die der technischen Weiter- 
entwicklung oder der Rationalisierung die- 
nen, sollten nicht aus finanziellen Gründen 
eingeschränkt werden müssen. 

e) Nach Ansicht der Kommission sollte das Ver- 
hältnis Fremdkapital zu Eigenkapital 50 ; 50 
betragen. 

f) Eine Reserve in Hohe bis zu 500 Mio DM 
muß zur Deckung eines nicht voraussehbaren 
Bilanzverlustes gebildet werden. 

4. Die Deutsche Bundespost möge zum 1.1. 1967 
eine Soll-Eröffnungsbilanz erstellen, in der erst- 
mals die anzustrebenden neuen Kapitalverhält- 
nisse ausgewiesen werden. Zusätzlich sollte eine 
Ist-Eröffnungsbilanz für den gleichen Stichtag 
aufgestellt werden. 

5. Die bisher benutzten Abschreibungssätze sind 
zu gering und sollten ab 1.1. 1967 erhöht wer- 
den. Es wird außerdem empfohlen, die bisher 
geübte summarische Abschreibung und die 
Abschreibungsmethode bei dem oberirdischen 
Liniennetz zu prüfen. 


6. Die Kommission erkennt die Schwierigkeiten, 
die bei der Erstellung einer Eröffnungsbilanz zu 
überwinden sind. Angesichts der bisher von der 
Bundespost angewandten zu langen Abschrei- 
bungszeiten muß das Anlagevermögen um- 
bewertet werden. 

7. Ausgehend von dem zu erstrebenden Verhältnis 
Eigenkapital : Fremdkapital von 50 : 50 ergibt 
sich für die Deutsche Bundespost auf Grund der 
Bilanz zum 31. 12. 1964 ein zusätzlicher Eigen- 
kapitalbedarf von mindestens 5 Milliarden DM. 
Diese Summe muß nach der Neubewertung der 
Aktiva genau berechnet und fixiert werden. Dar- 
über hinaus wird die Bildung einer ausreichen- 
den Rücklage für dringend erforderlich gehalten, 
damit die Deutsche Bundespost finanziell wirk- 
lich selbständig werden kann. 

8. Die Kommission ist sich bewußt, daß eine sofor- 
tige, am 1.1. 1967 abzuschließende Neuordnung 
die finanziellen Möglichkeiten des Bundes über- 
steigt. Allerdings wird die Deutsche Bundespost 
schon für das Jahr 1966 der finanziellen Hilfe 
des Bundes bedürfen, um bei Erhaltung ihres 
notwendigen Investitionsvolumens liquide zu 
bleiben. 

9. Da der Bund voraussichtlich nicht in der Lage 
sein wird, das Eigenkapital der Deutschen Bun- 
despost bis zur empfohlenen Höhe durch Kapi- 
taleinbringung aufzustocken, empfiehlt die Kom- 
mission eine Neuordnung der Finanzen der 
Deutschen Bundespost in Stufen: 

a) Der Deutschen Bundespost wird bis zur end- 
gültigen Ansammlung des für erforderlich 
gehaltenen Eigenkapitals und einer hinrei- 
chenden Rücklage bis zu 500 Mio DM die 
Ablieferung an den Bund gestundet. 

b) Der Bund übernimmt bis zur Ansammlung 
eines ausreichenden Eigenkapitals einen an- 
gemessenen Teil des Kapitaldienstes für 
Fremdkapital. 

Dies sind nur zwei Wege. Die Entscheidung, 
welche Maßnahmen gewählt werden sollen, muß 
den politisch verantwortlichen Organen über- 
lassen bleiben. 

10. Bei diesen Vorschlägen unterstellt die Kommis- 
sion, daß möglichst schon in der 1. Hälfte des 
Jahres 1966 neue Gebühren nach ihren Vor- 
schlägen für einzelne Dienstzweige in Kraft 
treten und die Bundespost sobald als möglich 
von allen politischen und betriebsfremden Lasten 
befreit wird bzw. sie ersetzt bekommt. 

IV. Änderung des Gesetzes 
über die Verwaltung der Deutschen Bundespost 

Eine Verbesserung und Stabilisierung der wirt- 
schaftlichen Lage der Deutschen Bundespost ist nach 
Auffassung der Kommission nur durch eine grund- 
legende Reform des Postverwaltungsgesetzes er- 
reichbar. Die Kommission hat ihre Vorschläge zur 
Umgestaltung dieses Gesetzes in Thesen nieder- 
gelegt, die sich auf die Grundsätze einer Neurege- 
lung beschränken und entweder unverändert oder 
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mit den nötigen Abwandlungen und Ergänzungen in 
ein neues Postverwaltungsgesetz zu übernehmen 
wären. 

A. Organisationsform und Rechtstellung 

(Seite 140) 

Das dem Post- und Feinmeldewesen gewidmete 
Bundesvermögen soll unter dem Namen Deutsche 
Bundespost als nicht rechtsfähiges Sondervermögen 
des Bundes in einer bundeseigenen und bundesun- 
mittelbaren Anstalt des öffentlichen Rechts mit 
eigenen Organen und eigener Wirtschafts- und 
Rechnungsführung verwaltet werden. Organe sind 
der Verwaltungsrat und der Vorstand. Die Dienst- 
stellen der Deutschen Bundespost sind Bundesbehör- 
den, die Erfüllung der Aufgaben der Deutschen 
Bundespost ist öffentlicher Dienst. 

B. Vorstand der Deutschen Bundespost 

(Seite 140) 

Der Vorstand leitet die Geschäfte der Deutschen 
Bundespost in voller Verantwortung. Er ist an die 
Beschlüsse des Verwaltungsrates gebunden. Der auf 
5 Jahre bestellte Vorstand besteht aus einem Vor- 
sitzer und 4 weiteren Mitgliedern und wird auf 
Vorschlag des Verwaltungsrates im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Bundesminister ernannt und 
abberufen. Je einem Vorstandsmitglied ist das Post- 
wesen, das Fernmeldewesen, das Personalwesen 
und die Wirtschaftsführung zu unterstellen. 

C. Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 

(Seite 140 bis 141) 

Der Verwaltungsrat besteht aus 18 Mitgliedern 
und zwar 9 von der Bundesregierung zu bestim- 
menden unabhängigen Persönlichkeiten aus Wirt- 
schaft und Wissenschaft, 6 Vertretern des Personals 
der Deutschen Bundespost sowie 3 von der Bundes- 
regierung zu bestimmenden leitenden Beamten aus 
den Bundesministerien der Finanzen, für Wirtschaft 
und für Verkehr. Die Mitglieder des Verwaltungs- 
rates werden von der Bundesregierung für 5 Jahre 
ernannt. 

Der Verwaltungsrat hat die Geschäftsführung der 
Deutschen Bundespost zu überwachen und beschließt 
u. a. eine Verwaltungsordnung, den Wirtschaftsplan, 
die Investitions- und Finanzierungsplanungen, den 
Personalbedarfs- und Stellenplan, den Jahresab- 
schluß, die Einführung, Aufhebung oder Änderung 
von Benutzungsordnungen und Tarifen. 

D. Hoheitsaufgaben und Bundesaufsicht 

(Seite 141 bis 142) 

Die Wahrnehmung der Hoheitsaufgaben auf dem 
Gebiet des Post- und Fernmeldewesens und die 
Bundesaufsicht über die Deutsche Bundespost ob- 
liegt einem für das Post- und Fernmeldewesen zu- 
ständigen Bundesminister. Ist dieser der Auffassung, 
daß ein Beschluß des Verwaltungsrates oder eine 
Verwaltungsmaßnahme des Vorstandes mit den 
gesetzlichen Vorschriften nicht in Einklang steht, 
so kann er den Beschluß oder die Maßnahme bean- 
standen, Hält der Verwaltungsrat seinen Beschluß 


aufrecht oder billigt er durch förmlichen Beschluß 
die beanstandete Maßnahme des Vorstandes, so ent- 
scheidet die Bundesregierung endgültig. 

Der zuständige Bundesminister hat außerdem im 
Rahmen seines Aufsichtsrechts u. a. den Wirtschafts- 
plan und seine wesentlichen Änderungen, den Jah- 
resabschluß und die Verwaltungsordnung sowie die 
Änderung von Verkehrstarifen zu genehmigen. Wird 
die erforderliche Genehmigung versagt oder nur mit 
Einschränkungen erteilt, so kann der Verwaltungs- 
rat die Entscheidung der Bundesregierung anrufen. 
Wird die Änderung von Verkehrstarifen nicht oder 
nur mit Einschränkungen genehmigt, so kann der 
Verwaltungsrat begründeten Antrag auf Schadlos- 
haltung stellen. 

E. Personalwesen (Seite 142) 

Die Beamten, Angestellten und Arbeiter der Deut- 
schen Bundespost stehen im Dienste des Bundes. 
Oberster Dienstvorgesetzter der Vorstandsmitglie- 
der ist der zuständige Bundesminister. Oberster 
Dionstvorgesetzter aller übrigen Postbeamten ist 
der Vorstand. Tarifvereinbarungen der Deutschen 
Bundespost mit den Gewerkschaften bedürfen der 
Genehmigung des zuständigen Bundesministers, 
wenn sie wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung 
geeignet sind, die Gestaltung der Lohn- und Arbeits- 
bedingungen in vergleichbaren Zweigen der Bundes- 
verwaltung zu beeinflussen. 

F. Verkehrstarife (Seite 142) 

Mit der Umwandlung der Deutschen Bundespost 
in eine Anstalt des öffentlichen Rechts erhalten die 
Benutzungs- und Gebührenverordnungen den Rechts- 
charakter von Anstalts-Benutzungsordnungen und 
Anstaltstarifen. Sie sind rechtzeitig an Veränderun- 
gen der Verkehrs- und Wirtschaftslage der Deut- 
schen Bundespost anzupassen. 

Die Benutzungsordnungen werden auf Vorschlag 
des Vorstandes vom Verwaltungsrat beschlossen 
und unterliegen der Genehmigung des zuständigen 
Bundesministers. 

Tarifänderungen sind grundsätzlich vom Vorstand 
zu beschließen und vom Verwaltungsrat zu geneh- 
migen. Sie bedürfen dann noch der Genehmigung 
des zuständigen Bundesministers. Der Vorstand 
kann unter bestimmten Voraussetzungen mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrates auch ohne Geneh- 
migung des zuständigen Ministers Tarifänderungen 
in eigener Zuständigkeit anordnen. 

VII. Wirtschaftsführung; Finanzwesen 
(Seite 143) 

1, Die Deutsche Bundespost ist nach kaufmänni- 
schen Grundsätzen so zu führen, daß die Erträge 
die Aufwendungen einschließlich der erforder- 
lichen Beträge für Rückstellungen und für die 
Bildung einer Ausgleichsrücklage bis zur Höhe 
von 500 Mio DM decken. Außerdem sollen Rück- 
lagen für die Finanzierung von Investitionen und 
zur Schuldentilgung gebildet werden. 
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2. Die Haushaltsordnung, die Finanz- und Rech- 
nungsbestimmungen und die sonstigen Vorschrif- 
ten über die Wirtschaftsführung von Bundes- 
verwaltungen finden auf die Deutsche Bundes- 
post keine Anwendung. 

3. Das Rechnungswesen ist nach den anerkannten 
Grundsätzen der Betriebswirtschaftslehre zu ge- 
stalten. 

4. Die Kommission empfiehlt, den Jahresabschluß 
vor der Vorlage an den Verwaltungsrat durch 
öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer prüfen zu 
lassen. Darüber hinaus schlägt die Kommission 
vor, bei der Bundespost ähnlich wie bei der 
Bundesbahn einen ständigen unabhängigen Prü- 
fungsdienst einzurichten. 


VIII. Finanzielle Beziehungen 
zwischen dem Bund 
und der Deutschen Bundespost 

(Seite 143 bis 145) 

Als Grundsatzbestimmungen für die künftige Ge- 
staltung der finanziellen Beziehungen zwischen dem 
Bund und der Bundespost sollten folgende Vor- 
scliiiiten in ein neues PosiverwaUungsgeseiz auf- 
genommen werden: 


a) „Leistungen aller Art, welche die Deutsche Bun- 
despost für den Bund und seine Unternehmen, 
für die Länder, für die Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) und für Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts erbringt, und deren Lei- 
stungen für die Deutsche Bundespost sind voll 
abzugelten, und zwar ohne Rücksicht aut die 
jeweilige Haushalts- und Finanzlage der lei- 
stungs- oder der abgeltungspflichtigen Verwal- 
tung, Körperschaft oder Anstalt." 

b) Zur Wahrnehmung der Interessen des Bundes 
kann die Bundesregierung den Organen der 
Deutschen Bundespost Weisungen erteilen, be- 
stimmte Maßnahmen zu treffen oder zu unter- 
lassen. Ergeben sich daraus finanzielle Nachteile 
für die Bundespost, so ist der Bund zum vollen 
Ausgleich verpflichtet. 

Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, ob und 
in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewähren ist, 
entscheidet die Bundesregierung auf Antrag der 
Bundespost auf Grund eines Gutachtens unab- 
hängiger Sachverständiger. 

Diese Vorschriften sollten nicht nur auf künftige 
Fälle neu entstehender Leistungs- und Abgel- 
tungsbeziehungen beschränkt, sondern auch auf 
die schon in der Vergangenheit entstandenen 
und fui Lw iikeuden Tatbestände angewandt wer- 
den. 


Die Sachverständigen-Kommission 
für die 

Deutsche Bundespost 


Falkcnheim, Vorsitzer 
Ammon 
Dr. Aschoff 
Dr. Düren 
Glaser 
Dr. Hamm 
Dr. von Kortzfleisch 


Bonn, den 6. November 1965 



